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Einleitung. 



Es sind gerade zwölf Jahre, seit ich in meiner Geschichte des 
Beneficialwesens der bis dahin allein herrschenden Auffassung 
einer einflussreichen rechtshistorischen Schule entgegentrat, wo- 
nach das fränkische Staatswesen auf einem aus dem Gefolge- 
verhältniss abgeleiteten oder demselben nachgebildeten Ver- 
band, dem Leudesverband, beruhte, welcher durch einen beson- 
deren Eid bestärkt eine besondere Dienstpflicht und Verleihung 
von Erongut zur Folge gehabt haben sollte. Ich bin dieser 
Ansicht mit der Behauptung entgegengetreten, dass es ein In- 
stitut der Leudes nie gegeben, dass die merovingische Mon- 
archie neben den gewöhnlichen ünterthanen nur Antrustionen 
gekannt, und dass die Verleihung von Beneficien und die in 
Form des Seniorats erfolgende Uebertragung obrigkeitlicher 
Rechte eine carolingische I^euerung aus dem 8. Jahrhundert 
sei. Meine Auffassung unterscheidet sich daher von der frühe- 
ren darin, dass sie das Princip der älteren Verfassung aus- 
schliesslich im Unterthanenverband findet, und die Anfänge der 
Feudalität nicht in einer allmählichen gleichsam von selbst sich 
ergebenden Entwicklung, sondern in einer Veränderung sucht, 
deren gewaltsamer nicht durch üebergänge vermittelter Cha- 
racter in der grossen Säcularisation des 8. Jahrhunderts ange- 
deutet ist. 

Roth, Fendalitat a. Unterthanenverband. ]^ 



Diese Ansicht wird in der Hauptsache jetzt von vielen ge- 
theilt, an manchen ist sie spurlos vorübergegangen; Waitz ist 
ihr in einer besonderen Schrift „lieber die Anfänge der Va- 
sallität, Göttingen 185B*' und in dem 3. und 4. Bande seiner 
Verfossöngsgeschichtfeentgegengetreteu. Er läugnet jede plötz- 
liche und- plaiMBässige 'Veränderung, sieht daher in der Säcu- 
färisälibn rinV cl]fer*erweite*rte Ausfühiung eines seit langer Zeit 
prätendirten Anspruchs, in den Beneficien eine Nachbildung 
der kirchlichen Verleihungen, in der Vasallität eine eigne 
Classe von Schutzverhältnisseu, und in der Einräumung obrig- 
keitlicher Rechte eine Ausdehnung der Immunität Es war mir 
dadurch Veranlassung gegeben, meine Untersuchung wiederholt 
einer sorgfältigen Prüfung zu unterwerfen. Da Waitz nicht 
nur die Richtigkeit der Resultate sondern auch die Genauig- 
keit der Forschung mit der allgemeinen Bemerkung in Zweifel 
zieht, dass ich durch wirkliche Mittheilung der in den Noten 
citirten Stellen manchmal die Behauptung im Text selbst wi- 
derlegen würde ^), so wäre sofort eine Entgegnung erfolgt, wenn 
nicht das Erscheinen des 3. und 4. Bandes der Verfassungsge- 
schichte in Aussicht gestanden hätte, in denen weitere Ausfüh- 
rung gefunden hat, was in der Vasallität nur angedeutet ist. 
Indem ich nunmehr meine Untersuchungen vorlege, welche die 
Resultate meines Beneficialwesens bestätigen und ergänzen sol- 
len, wird es am Orte sein, die wesentlichsten Gesichtspunkte, 
von denen ich dabei ausgegangen bin, kurz zu entwickeln. 



I. 

In dem ganzen Gebiet unserer deutschen Rechtsgeschichte 
ist keine Untersuchung von so hervorragender in die Verhält- 
nisse der Gegenwart eingreifender Bedeutung, als die über die 



^) Vas. 24, 2. Die beiden Versuche, die Waitz gemacht hat, mit Be- 
ziehung auf BW. 385, 81 und 388, 99 einen Nachweis der oben ange- 
führten allgemeinen Behauptung zu liefern (Vas. 24, 2. VG. III. 266, 2), 
sind vollständig misslungen, wie ich unten Abschn. 4, Note 41 und 84 aus- 
führen werde. 



Frage, wie die Zerstörung der königlichen Gewalt, die Auflö- 
sung der Gauverfassung und die Bildung der Territorien zu 
erklären sei. 

Wir sehen zu allen Zeiten grosse Staatenbildungen ver- 
schwinden, in einer Weise, die uns über die Veranlassung nicht 
zweifelhaft lässt. Die orientalischen Despotieen des Alterthüms 
sind hinweggeweht, wie sie entstanden sind ; das römische Reich 
erliegt dem Druck der Völkerwanderung; das Chalifat, das 
noch im achten Jahrhundert die Welt zu überfluthen droht, 
ist schon im neunten in voller Auflösung begriffen. Dass aber 
ein grosses mächtiges Volk, einst das herrschende in Europa, 
nicht nur an politischer Macht sondern auch im Gebiet der 
Kunst, in Handel und Gewerben, in Gesittung allen voranste- 
hend, in vierhundertjähriger Agonie stückweise verliert, was 
die fleissigen Vorfahren erworben, dass es nicht mehr seine 
siegreichen Waffen nach Ost und West trägt, sondern in un- 
unterbrochenen Bürgerkriegen sich selbst zerfleischt, dass es 
von der gebietenden Stellung an der Spitze der gebildeten 
Welt herabsteigt, um das Land zu einem allgemeinen europäi- 
schen Fechtplatz zu erniedrigen, das ist eine Erscheinung, bei 
welcher wir äussere Umstände kaum als alleinige oder auch 
nur hauptsächliche Veranlassung werden anzunehmen haben. 

War es das Ergebniss einer Naturanlage, oder wurden die 
in unserm Volk liegenden Keime einer besseren Entwicklung 
erstickt? Diese Frage ist es vor allem, die eine bestimmte Ant- 
wort erheischt. Ueberwiegend war noch im Anfang des Jahr- 
hunderts die Meinung, welche die erste Alternative nicht nur 
behauptete, sondern als zweifellos hinstellte. Mit der süffisan- 
ten Oberflächlichkeit, mit der man sich über die schwierigsten 
historischen Probleme hinwegsetzte, sprach man den Deutschen 
allen staatenbildenden Sinn ab, und zwar ohne Bedauern. Das 
Volk der Denker war ja mit den Idealen der Kunst und Poesie, 
mit Ergründung wissenschaftlicher Probleme vollauf beschäftigt, 
und konnte die Herstellung staatlicher Ordnung realistischeren 
Nationen überlassen. Man nahm keinen Anstoss daran, „dass 
„die edelsten Geister des Volks das Nationalgefühl fllr eine 

1* 



^^rnirtheit erklärten"; der Deutsche war stolz darauf, Kosmo- 
polit zu sein, und fand, hierzu sehr geeignete Schlupfwinkel 
in den zahlreichen verkrüppelten Gemeinwesen seines Landes. 
Auch die durchgreifende Umwälzung, welche die öffentliche 
Meinung durch die Befreiungskriege erlitt, war zunächst ohne 
Einfluss auf die historische Auffassung« Man begann zwar des 
früher so nackt zur Schau getragenen Particularismus sich zu 
schämen, die üeberzeugung bereitete sich vor, dass eine engere 
Vereinigung unvermeidlich sei, aber hinsichtlich der Vergangen- 
heit blieb man bei der landläufigen Ansicht stehen, dass sie zu 
wesentlich anderen Resultaten nicht habe führen können. Ich 
beziehe mich vor allem auf die Aeusserung von Niebuhr (1829) 
in der Geschichte des Zeitalters der Revolution I. 63: „Ich 
„kenne das Unglück, das über Italien gekommen ist, weil es 
„so zerstückelt ist, ich weiss, wie grosse Vorzüge Frankreich 
„und England als compakte Staaten haben, aber diess haben sie 
„besonders günstigen Umständen zu verdanken. In Deutsch- 
„land liegt die Auflösung in der Natur der Sache, und ist nicht 
„durch einzelne Männer herbeigeführt. Wären die Hohenstau- 
,/en siegreich geblieben, so wäre der Staat vielleicht compakt 
„geworden, aber nun konnte es nicht anders gehen, als es ge- 
„kommen ist; die deutschen Stämme stehen zu schroff gegen- 
„einander. In allen anderen Nationen ist viel mehr Sinn für 
„Unterordnung als bei uns ... des Deutschen wahre Verfas- 
„sung ist Anarchie, sagte F. Schlegel mit Recht; die Individua- 
„lität des Deutschen will sich immer frei bewegen und frei ge- 
„stalten. . . " Niebuhr hat hier einer Meinung Worte gegeben, 
die zu seiner Zeit weit verbreitet war, unterstützt durch die 
Resultate der neubelebten rechtsgeschichtlichen Forschungen, 
nach welchen die mittelalterliche Verfassung nur als conse- 
quente Fortbildung der älteren Zustände erschien. Man fühlte 
sich hiemach selbst befähigt, etwas besseres zu wollen, wälzte 
aber die ganze Verantwortlichkeit auf die Vorfahren, die durch 
ihren Unabhängigkeitssinn und ihr schroff hervortretendes Stam- 
mesgefühl jede compaktere Gestaltung unmöglich gemacht hät- 
ten. Gehen wir noch weiter zurück, so finden wir nicht ein- 



mal difese ersten schwachen Keime des Gemeiugef&hls. Noch der 
besonnene seine Zeitgenossen an historischem Blick soweit über- 
ragende Moser erklärt die Entstehung der Laudeshoheit für 
ein Glück, und die daraus entwickelte Verfassung für die re- 
lativ beste. Es wird nicht zu hart sein, wenn wir dieser Auf- 
fassung den Character der Unbefangenheit absprechen. Im vo- 
rigen Jahrhundert war die Zersetzung so allgemein, dass man 
selbst in den kleinsten Gemeinwesen nicht im Stande war, in 
ein Aufhören der gesonderten Existenz sich zu finden. Sollte 
nicht dieser Geist der Absonderung, der notorisch noch im An- 
fang unseres Jahrhunderts alles durchdringt, unbewusst in die 
historischen Anschauungen sich eingedrängt haben? Sollte nicht 
so auf frühere Zeiten übertragen worden sein, was nur als das 
Resultat einer späteren Entwicklungsphase erscheint? 

Gewiss liegt es nicht ausserhalb des Bereichs der Möglich- 
keit, dass die Stammesverschiedenheit der Vereinigung ver- 
wandter Völkerschaften zu einem Ganzen hindernd im Wege 
steht; öfter sehen wir gerade nahe Verwandtes sich abstossen. 
Im Frankenreich selbst hatte es sich als unmöglich erwiesen, 
Salier und Ripuarier, Neuster und Auster in einem Reich zu- 
sammenzuhalten ; die Gegensätze traten immer wieder zu Tage, 
und führten endlich zu der definitiven Trennung, die durch den 
Vertrag von Verdun eingeleitet im Anfang des zehnten Jahr- 
hunderts ihren Abschluss erhielt. Nachdem Lothringen wieder 
dauernd mit dem deutschen Reich verbunden war, bildete in 
der Hauptsache die uralte Grenze zwischen Neuster und Auster 
die Scheidelinie von Frankreich und Deutschland, wie sie mit 
wenigen Ausnahmen^) die Grenze zwischen dem austrasischen 
Theil von Lothars Reich') und von Neuster gewesen. Mit der 



•) Im Vertrage von Verdun wurde der grössere bisher austrasische 
Theil der später s. g. Champagne, nämlich Laon, Rheims und Chalons mit 
Neuster vereinigt und blieb es von da an. 

') Lothars Reich bestand aus drei Ländermassen , einem austrasischen 
Theil, dem alten Ripuarierland mit Ausnahme des Note 2 erwähnten Stücks 
Champagne; ganz Burgund in der merovingischen Ausdehnung, mit dem 
jedoch das früher zu Neuster gehörige Sens vereinigt wurde, und Italien. 



Wiedervereinigung Lothringens stand also ganz Auster als ost- 
fränkisches Reich dem westfränkischen Reich Neuster gegen- 
über. Diese seit drei Jahrhunderten begründete Trennung der 
beiden hergehenden Frankenstämme, nicht die Nationalität oder 
die Sprache sind die Grundlage^) und daher auch die Veran- 
lassung der Scheidung, die schon unter den Merovingern in 
ganz gleicher Weise eingetreten war. Untersuchen wir nun, 
ob die Gründe, welche im Frankenreich zur definitiven Tren- 
nung in zwei Theile fühlten, innerhalb der einzelnen Theile 
wiederkehren. 

Das von dem Westreich getrennte Ostreich bestand aus 
der Vereinigung von vier Hauptstämmen, Franken, Schwaben, 
Baiern und Sachsen^). Von diesen nahmen die Franken in ih- 
ren drei Abtheilungen, Ducatus Ripuariorum, Ducatus Mosellae 
und Ostfranken etwa die Hälfte des ganzep Reichs ein, wäh- 
rend die Gebiete der drei anderen Stämme, der Schwaben, 
Baiern und Sachsen die andere Hälfte und also, da sie an Um- 
fang sich ziemlich gleichstanden, je ein Drittel des Fränkischen 
Territoriums ausmachten. Noch anders war das Verhältniss der 
Bevölkerung und des Wohlstandes. Den reichen seit lange cul- 
tivirten Gegenden am Main Rhein und Mosel liess kein anderer 
Theil von Deutschland sich vergleichen, und von diesem Stand- 
punkt aus betrachtet ist das Verhältniss von Frauken zu Vsi 
das der drei anderen Stämme zu Vs zu veranschlagen. Fran- 
ken bildete den Kern des deutschen Reichs nicht bloss in Folge 
eines Ehrenvorzugs, in Eiinnerung an die herrschende Stellung 
des Stammes in früheren Zeiten, sondern auch in Folge seines 
natürlichen Uebergewichts an Umfang Bevölkerung und Wohl- 
stand. Hier lagen ausserdem die ausgedehntesten Reichsdo- 
mänen, die auch später noch in den grossen Reichsvogteien 



*) Daher war Flandern als altsalisches Land mit Frankreich vereinigt 
geblieben. 

*) Ssp. I. 30 binnen dem lande to sassen na des landes rechte unde 
nicht na des maneSy he si heier oder svaf oder vranke, Thüringen wird 
wie Hessen theils zu Franken theils zu Sachsen gerechnet. Ebenso ist 
Friesland nie besonders erwähnt. 



hervortraten. Dass der deutsche König mit seiner Thronbe- 
steigung ohne Rücksicht auf seine Abstammung als Franke be- 
trachtet wurde, hatte also zugleich eine sehr materielle Grund- 
lage. 

Dieses Verhältniss erlitt seit der Mitte des 10. Jahrhun- 
derts mannigfache Veränderungen. Sachsen dehnte sich in der 
Art aus, dass es über das doppelte des früheren Umfangs hatte, 
ebenso wurde Baiern vorübergehend durch die benachbarten 
Marken vergrössert; aber das Verhältniss der Stämme zu ein- 
ander wurde dadurch nicht wesentlich verändert, da das Er- 
worbene slavisches Gebiet war, dessen Germanisiruug erst in 
Aussicht stand, und das bis dahin einen ziemlich unsicheren 
Zuwachs gewährte. 

Diese Stämme hatten allerdings wesentliche Unterschei- 
dungsmerkmale. Als das nächste und erheblichste haben wir 
das Recht zu betrachten, in Bezug auf welches die vier Stämme 
noch im Sachsenspiegel getrennt, andererseits jeder für sich als 
eine Einheit erscheinen, ohne dass die Unterschiede innerhalb 
der einzelnen Stämme dabei in Betracht kommen. Sachsen 
wurde als Einheit angesehen, obwohl es bekanntlich in West- 
falen Engern und Ostfalen zerfiel, ebenso haben wir aber auch 
Franken als Einheit zu betrachten, da die Unterscheidung in 
Lothringen und Franken (Ostfranken), die neuerdings von man- 
chen gemacht wird, nur auf die politische Eintheilung, nicht 
die Stammverschiedenheit sich bezieht; beide Länder waren ja 
von demselben Stamm, dem der Ripuarier, bewohnt, und dess- 
halb benennt auch der Ssp. nicht Lothringen und Franken son- 
dern nur Franken. Inwiefern die Sprache wesentliche Unter- 
scheidungsmerkmale für jeden einzelnen Stamm gegenüber den 
andern gewährte, lässt sich nach dem jetzigen Stand der For- 
schung kaum entscheiden. Einheit des Blutes lag diesen Stäm- 
men ursprünglich überhaupt nicht zu Grund, denn sie waren 
ja Resultate einer geschichtlichen Entwicklung,*) politische Ver- 
einigungen, Völkerbündnisse, bei welchen sich die Erinnerung 



•) s. Ficker Kaiserreich 36. 
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an die fiHher selbststäodigen Theile hie und da in den Gau- 
namen noch erhalten hatte. So erkennen wir im Pagus Boroc- 
tora die Bructerer, im Hamaland die Chamaven, in Hattuaria 
die Chattuarier, im Hardagau die Gharudes, im Linzgau die 
Allemanni Lentienses, im Breisgau die Brisigavi. Wir können 
bei diesen Yölkerbündnissen ursprünglich nicht mehr Einheit 
des Blutes voraussetzen, als bei den gallischen Belgae oder 
Aquitani, bei denen ja in den Namen der Städte und Stadt- 
gebiete die Erinnerung an die verschiedenen Stämme, aus de- 
nen sie zusammengesetzt waren, sich eben so lange erhielt. 
Die besondere Verfassung endlich, welche jeder dieser Stämme 
vor der Vereinigung mit dem Frankeureich gehabt, musste al- 
lerdings soweit sie erhalten blieb, oder weiter entwickelt wurde, 
zu wesentlichen Vei*schiedenheiten führen, aber gerade hier fin- 
den wir eine grössere und weiter gehende Ausgleichung, je 
früher die Vereinigung erfolgt, daher bei den einzelnen Stäm- 
men die Erhaltung der Verschiedenheiten nicht in gleichem 
Umfang. 

üeberhaupt waren die Stammesunterschiede nicht für jeden 
Stamm gegen jeden Stamm gleich und gleich umfangreiche. 
Am weitesten entfernt von den anderen stand Sachsen, wie in 
der Sprache, so im Recht und in dor Verfassung. Kaum hun- 
dert Jahre und nur nach dreissigjährigem wüthendem Kampf 
mit Franken vereinigt hatte Sachsen grössere und weitergehende 
Eigenthümlichkeiten bewahrt, als irgend ein anderer zum Fran- 
kenreich gehöriger Landestheil. Hier waren nicht nur Ab- 
weichungen im Recht, sondern auch in der Gerichtsverfassung 
und in den Standesverhältnissen, wie denn dort auch nach der 
Eroberung der Adel in seiner Stellung blieb, und die Hörigen 
(Liti) eine der sächsischen Verfassung entsprechende grössere 
Unabhängigkeit bewahrten. In Alemannien und Baiem dagegen 
waren die Zustände schon vor der gänzlichen Unterwerfung 
den fränkischen viel ähnlicher als in Sachsen, da der frän- 
kische König schon länger Einfluss auf die Gesetzgebung 
ausgeübt hatte. Aber auch hier war der Umfang der Ein- 
wirkung verschieden. Von der Zeit vor der Unterwerfung sagt 
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Merkel^) ^ der competenteste Beurtheiler, die Baiern seien viel 
weniger von dem fränkischen Einfluss berührt als die Aleman- 
nen, bei welchen Herzogthum, Grafschaft, Hundertschaft schon 
frühe wie bei den Frauken im Subordinationsweg constituirt 
waren, während in Baiern Graf und Centenar erst im achten 
Jahrhundert als Givilobrigkeit auftraten. Indessen blieb nach 
der Eroberung in der Gerichtsverfassung und in den öffent- 
lichen Einrichtungen kein wesentlicher Unterschied zwischen 
den bairisch- schwäbischen und fränkischen Landestheilen er- 
halten. Grösser war dei*selbe im Recht, das ja überhaupt in 
dem Frankenreich von der Vereinigung nicht berührt wurde. 
Auch hier findet sich grössere Annäherung an Franken in 
Schwaben als in Baiern, wenn dieses auch von fränkischem Ein- 
fluss nicht frei ist, eine Erscheinung, die uns ebenso im Mittel- 
alter begegnet. Wir sehen fränkisches Recht direkt nach Schwa- 
ben übertragen, von Cöln nach Freiburg im Breisgau, von da 
in die Schweiz und nach Würtemberg; in Baiern dagegen fin- 
den wir keine derartige üebertragung und doch eine der frän- 
kisch - schwäbischen entsprechende Entwicklung. Diese drei 
Stämme hatten sich also in Verfassung und Recht nicht völlig 
vereinigt, aber Sachsen gegenüber traten ihre Verschiedenhei- 
ten mehr zurück; was den Baiem das trennte auch den Fran- 
ken und Schwaben von dem Sachsen. Es ist nicht zufällig, 
dass man bis zur Auflösung des Reichs officiell Deutschland 
in zwei Hälften theilte, wovon die eine. Terra juris Franconici, 
Franken, Schwaben und Baiem, die andere, Terra juris Saxo- 
nici^ Sachsen umfasste. Will man also die Stammesverschieden- 
heit hervorheben, so muss man vor allem diesen durchgeheu- 
den Unterschied von ober- und niederdeutsch in Betracht zie- 
hen, und keinenfalls darf man die Abweichungen des Bairischen 
oder Schwäbischen und Fränkischen auf eine Linie damit stellen. 
Aber ich glaube überhaupt nicht, dass man die Stammes- 
verschiedenheiten als so scharf ausgeprägt sich vorzustellen 
hat Es ist nicht richtig wenn Ficker Kaiserthum L 38 be- 



^) Zeitschrift för Rechtsgeschichte'l. 160. 
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hauptet, 68 hätten sich mitten durch die Nation die schärfsten 
Stammesgränzen gezogen. Wie unbestimmt und wechselnd die 
Grenze zwischen Pranken und Sachsen auf ilirer ganzen Linie 
war, ist bekannt.*) Westlich wurde erst seit Carl dem Grossen 
der Gau Boroctra und wenigstens ein Theil des Gaus Dorerinse 
zu Sachsen gelegt, so dass die Gränze von Sachsen und Fran- 
ken in einer Entfernung von wenigstens 10 geographischen Mei- 
len den Bhein entlang lief, während sie am Ende des 12. Jahr- 
hunderts in dem Herzogthum Westfalen bis an den Rhein aus- 
gedehnt wurde. Südwestlich war Sachsen von Franken durch 
Hessen getrennt, das sich wahrscheinlich bis zur Diemel er- 
streckte. Carl der Grosse legte den einen Theil davon zu 
Sachsen, den anderen zu Franken (Pagus Hasso-Saxonicus und 
Franconicus), im 11. Jahrhundert wurde jedoch ein Theil des 
erstereu in Folge von Erwerbungen des Erzbischofs von Mainz 
mit Franken vereinigt. Ebenso schwankend war die Gränze 
zwischen Sachsen und Thüringen, und wir finden in diesem 
Landstrich die gleichen Verhältnisse wie in Hessen, so dass 
das Land wie dieses in einen fränkischen und sächsichen Strich 
getheilt werden könnte. 

Auch die Abgränzungen der anderen Stämme waren kei* 
ueswegs bestimmt. Dass Franken und Alemannien sich nicht 
scharf scheiden, darf uns nicht verwundern, da ein Theil von 
Ostfraukeu, die Diöcesen von Spei er und Worms, noch Ende 
des fünften Jahrhunderts alemannisches Land und das Elsass erst 
seit dem 10. Jahrhundert mit Alemannien wieder vereinigt war. 
Aber auch die Gränzen von Baiern sind wechselnd. Ob dieses 
Land vor seiner Vereinigung mit dem Frankenreich nur bis an 
die Donau reichte, oder mit dem Nordgau an Franken gränzte, 
ist eine noch nicht gelöste Streitfrage. Selbst die uralte Grenze 
zwischen Baiern und Alemannien, der Lech, bleibt nicht immer 
erhalten; der Augsburger Sprengel erstreckte sich später auf 
das heutige Oberbaiern, der Augsgau, in dem Augsburg liegt, 
auf beide Seiten des Lech; das ganze. Gebiet das rechte Lech- 



•) 8. Waitz VG. m. 112. 



ufer entlang (Lechrain) war seit dem Sturtz Heinrich des Lö- 
wen von Baiern getrennt mit dem Hohenstaufischen Schwaben 
vereinigt, und wurde erst später von Baiern wieder erworben. 

Das Angeführte wird genügen, um zu zeigen, dass nicht 
einmal bis in das 12. Jahrhundert die Stamjnesgränzen in 
Deutschland irgendwie fest gezogen waren. Wie im 9. Jahr- 
hundert Erwägungen der Bequemlichkeit oder Sicherheit hin- 
reichten, um das Gebiet eines Stammes zu vergrössern oder 
zu verkleinern, so hat im IL Jahrhundert die Erwerbung einer 
Grafschaft durch einen Bischof die Verschiebung der fränkisch- 
sächsischen Gränze zur Folge. Mit der Entstehung grosser 
Territorien vornehmer Geschlechter, wie der Hohenstaufen, Wei- 
fen, Zähringer haben die Stammesgränzen noch lange vor Zer- 
störung der Herzogthtimer ohnehin ihre Bedeutung verloren. 

Aber die deutscheu Stämme waren nicht nur äusserlich, 
bezüglich ihrer Gebiete, nicht so scharf geschieden, wir finden 
auch die einzelnen Stämme in ihrem Innern mit Angehörigen 
anderer deutscher Stämme vielfach vermischt. Schon im sa- 
lischen und ripuarischen Recht ist auf Ankömmlinge, (barbari, 
advenae) aus anderen germanischen Stänmien Rücksicht genom- 
men, die sich im Lande aufhalten; aus dem sechsten Jahrhun- 
dert haben wir eine nicht unbeglaubigte Notiz von der Ansied- 
lung zahlreicher schwäbischer Colonisten in Sachsen, deren 
Reste sich vielleicht noch in dem sächsischen Nordschwahengau 
und den im Ssp. öfter erwähnten Suaven finden. In der caro- 
lingischen Monarchie müssen wir die Vermischung noch grösser 
denken. Das Elsass war durch Einwanderung nahezu fränkisch 
geworden; durch die Eroberung wurden nach Baiern und Ale- 
mannieh Franken gebracht, in Sachsen wurden zahlreiche Fran- 
ken angesiedelt, wie andererseits sächsische und andere Geissein 
im übrigen Reich vertheilt wurden. Nach dem, was uns von 
der Eroberung von Pannonien erzählt wird®), dürfen wir an- 
nehmen, dass die Marken nicht ausschliesslich aus den zunächst 
gelegenen Territorien besetzt wurden, dass man vielmehr An- 



•) Büdinger, Oesterr. Gesch. I. 140. 



Siedler aus dem ganzen Reich herbeizog, wie diese auch später 
noch sich findet. Ich kann mich auf die zahlreichen nieder- 
ländischen Colonien im nördlichen Deutschland, auf die frän- 
kischen und flämischen Ansiedlungen in Schlesien berufen. 

Und endlich zeigt sich gerade in den herzoglichen und 
fürstlichen Familien dieser Zeit in keiner Weise eine gegen- 
seitige Abgeschlosseubeit der deutschen Stämme. In der Zeit 
von 947 — 1180 hatte Baiern 4 Herzoge aus sächsischem 5 aus 
schwäbischem 7 aus fränkischem Stamm, Schwaben von 926 — 
1080 10 Herzoge aus fränkischem 2 aus sächsischem einen aus 
schwäbischem Stamm. Die Verpflanzung der Weifen und vieler 
anderer schwäbischer und fränkischer Familien nach Sachsen, 
der Babenberger und Habsburger nach Oestreich, der Brabanter 
nach Hessen, zeigt ganz zweifellos, wie gerade für dieses Ver- 
hältniss die Stammverschiedenheit bedeutungslos war. 

Wäre die Stammverschiedenheit der Deutschen eine so 
durchgreifende gewesen, hätten wir sie als das zersetzende Ele- 
ment zu betrachten, so müsste sich endlich auch bei der Bil- 
dung der Territorien grosser Geschlechter ihr Einfluss äussern ; 
gerade hier aber tritt sie völlig zurück. Die Weifische Haus- 
macht bildet sich aus Schwaben, Baiem und Sachsen, die Hohen- 
staufische aus Schwaben und Franken; vielmehr ist mit der 
Entstehung grosser landesherrlicher Gewalten in Deutschland 
nicht nur jede äussere Abgränzung der Stämme, sondern auch 
der innere Zusammenhang derselben beseitigt. 

Fassen wir diess alles zusammen, so werden wir die Ver- 
schiedenheit der deutschen Stämme nicht als ein wesentliches 
Hinderniss der Vereinigung, noch weniger als eine besonders 
gewichtige Veranlassung der Trennung ansehen dürfen. 

Noch mehr verschwindet die Bedeutung dieses Elements, 
wenn wir die so vielfach ähnlichen französischen Verhältnisse 
in Betracht ziehen. Im 10. und 11. Jahrhundert ist dort kei- 
neswegs grössere Gleichartigkeit in der Bevölkerung der ver- 
schiedenen Landestheile , vielmehr treten grössere Gegensätze 
hervor als in Deutschland. Das Land zerfällt in drei Gruppen, 
Neuster, Aquitanien, und Burgund (Arelat), wovon die beiden 



letzteren längere Zeit fremder Herrschaft unterworfen mit der 
Centralgewalt nicht in Verbindung stehen. In Neuster allein 
finden sich sechs grössere Territorien, Bretagne, Normandie, 
Isle de France, Flandern, Rcardie und Champagne, Bourgogne, 
die kaum unter sich zusammenhängend die wesentlichsten Ver- 
schiedenheiten in Sprache Sitte Recht und Verfassung reprä- 
sentiren. In Frankreich waren es nicht etwa nur die germa- 
nischen Eindringlinge, welche einzelnen Landestheilen einen 
eigenthümlichen Character gaben, auch bei den romanischen 
Einwohnern der verschiedenen Bezirke müssen wir wesentliche 
Verschiedenheiten voraussetzen. Die Abweichungen der Aqui- 
taner, Gelten und Beigen in Sprache Gesetzen und Einrichtun- 
gen, die noch Cäsar constatirt, hatten sich unter römischer 
Herrschaft vermindert aber nicht ganz verwischt, üeberdiess 
waren die Verwaltungsbezirke, in welche das römische Gallien 
zerfiel, und die in der Hauptsache die Grundlage der Gauein- 
theilung in fränkischer Zeit, der Territorialbildung im Mittel- 
alter sind, die Gebiete der vielen kleinen Völkerschaften, die 
sich zu Cäsars Zeit jährlich in den Haaren gelegen, und die 
ihre blutigen Fehden auch in römischer und fränkischer Zeit 
nicht ganz eingestellt hatten, ein Umstand, der der Verwischung 
ursprünglicher Verschiedenheiten nicht eben günstig war. Dass 
die Bevölkerung des jetzigen Frankreichs in höherem Grade 
als die des jetzigen Deutschlands eine Vermischung zeigt, ge- 
währt keinen Anhaltspunkt für die Annahme eines in allen 
Landestheilen gleichheitlichen alle Verschiedenheiten ausglei- 
chenden Besultates; denn die Mischung erfolgte nicht nur mit 
verschiedenen Elementen, sondern auch in verschiedenem Um- 
fang nach Gegenden. Wie sollte die Vermischung der salischen 
Franken mit den gallischen Beigen und der Burgunder mit den 
Bewohnern der altrömischen Provincia die Entwicklung einer 
gleichheitlichen oder auch nur annähernd ähnlichen Nationalität 
in beiden Ländern voraussetzen lassen? Und zudem zeigt ja 
jede Ländergruppe gänzlich abweichende Verhältnisse im Um- 
fang- der Mischung. In Aquitanien ist die deutsche Bevölke- 
rung am schwächsten, die ursprüngliche galloromanische Be- 



völkerung am un vermischtesten erhalten. Von Nordost nach 
Südwest, von der Scheide bis zur Loire, stufenweise abnehmend 
war in Neuster die Vereinigung der Salier und Celto- Belgien 
in der Ai-t eingetreten, dass im Norden an der Scheide das 
germanische, im Süden an der Loire das romanische Element 
überwog"*). Im burgundischen Reich endlich war die Verbrei- 
tung der Eroberer, also auch ihre Mischung mit den Eingebor- 
nen, ziemlich gleichheitlich über das ganze Land erfolgt. „So 
„fügte sich also der alten Verschiedenheit Galliens, die auf 
„Stämmen und Sprachen beruhte, eine neue von derselben na- 
„türlichen Art an."") Kein Zweifel, diese Verschiedenheiten 
würden ungehemmt sich entwickelnd eine schroffere Sonderung 
erzeugt haben als die der deutschen Stämme, etwa entsprechend 
der des Lombardischen und Neapolitanischen. Die Gegensätze 
zwischen Süd- und Nord -Frankreich in Sprache, Sitten und 
Recht, die denen von ober- und niederdeutsch zum wenigsten 
gleichkommen, wurden überdiess durch einen tiefgewurzelten 
Hass geschärft, der noch im Anfang des 15. Jahrhunderts her- 
vorbricht^^). Nicht weil die Stammverschiedenheiten geringer 
ist Frankreich einig, sondern weil Frankreich einig sind die 
Stammverschiedenheiten geringer geworden. 

Ebenso allgemein und unbegründet ist die Behauptung, 
dass eine compaktere Gestaltung des Staatswesens der Indivi- 
dualität der Deutschen oder der „Grundidee des germanischen 
Staatswesens^' widerspreche. 

Es muss vor allem die Möglichkeit eines solchen Verhält- 
nisses zugegeben werden. Wir sehen das erste Culturvolk des 
Alterthums durch die Unfähigkeit einer Concentration des nahe 
Verwandten, einer Ausgleichung der wenig bedeutenden Ver- 
schiedenheiten, Beseitigung der kleinen Eifersüchteleien, dem 
unabwendbaren Loos der Unterjochung durch compakte Staaten 



^^) Noch im siebenten Jahrhundert scheint sich das erstere bis zur 
Seine erstreckt zu haben, s. BW. 99, 224. 
") Löbell Gregor 93. 
") B. Amd franz. Gesch. II. 108. 
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verfallen. Wir sehen andererseits die Gelten einen Auflösiings- 
prozess durchgehen, in Folge dessen sie, früher über einen grossen 
Theil des jetzigen Europa verbreitet, bis auf wenige elende 
Reste von anderen Nationalitäten aufgesogen werden. Bei den 
Deutschen glaubte man um so mehr etwas ähnliches voraus- 
setzen zu dürfen, als man das Bestreben der Selbstregierung 
(Selfgovernement) irrthümlich mit einer Abneigung gegen com- 
pakte Staatenbildung identificirte. Freilich ist es keinem, der 
die jetzigen Zustände geschweige denn die Vergangenheit ins 
Auge fasst^ im mindesten zweifelhaft, dass die Selbstregierung 
im Gegensatz zur Centralisation das wesentliche Unterschei- 
dungsmerkmal des Germanischen und Romanischen bilde; allein 
dieser Gegensatz kommt bei der Entwickelung der deutschen 
Verfassung nicht in Frage. Der Unterschied der mittelalter- 
lichen und römischen Verfassung repräsentirt nicht den Gegen- 
satz der Selbstregierung sondern der Selbstauflösung und der 
Centralisation. Selbstregierung in dem Sinn, in dem es allein 
gebraucht werden darf, wird immer nur von dem Theil eines 
Ganzen verstanden, welches in den Hauptsachen einheitlich in 
Nebensachen vielgestaltig organisirt ist, während die Centrali- 
sation völlige Einheit in Haupt- und Nebensachen voraussetzt. 
Die Selbstregierung besteht nicht darinn, dass der Theil des 
Ganzen nach allen Seiten hin sich selbst regiert, und nur durch 
ein formales möglichst lockeres Band mit den anderen Theilen 
zusammengehalten wird, sie setzt vielmehr eine oberste Gewalt 
voraus, der man Gehorsam leistet, und die in den Hauptsachen 
selbstständig ist. Mangelt eine solche, so liegt entweder nur 
ein völkerrechtlicher Verein vor, oder das Staatswesen ist in 
der Auflösung begriflfen. Die Einheit in den Hauptsachen kann 
bei der Selbstregierung so wenig in Frage stehen wie bei der 
Centralisation. Nur unter dieser Voraussetzung ist der Trieb 
zur Selbstregierung etwas löbliches^ der Pflege und Erhaltung 
würdiges, ohne dieselbe ist er ein Laster, das nicht schnell und 
gründlich genug ausgerottet werden kann. 

Legen wir nun diesen Maasstab an, so finden wir, dass das 
deutsche Reich des Mittelalters keineswegs dem Konflikt des 



Selbstregierungs- und des Centralisationstriebs erlag, sondern 
Tendenzen, deren Durchfahrung die Auflösung aller staatlichen 
Ordnung zur Folge hatte. 

Dieser Auffassung steht eine neuerdings von Ficker**) an- 
gedeutete entgegen. Hiernach erstrebt das germanische Staats- 
wesen zwar im Unerlässlichen Einheit (Königthum 40); allein 
der germanische Staatsgedanke unterscheidet sich von dem ro- 
manischen darin, dass er vor allem möglichste Selbstständigkeit 
in engen festgeschlossenen Kreisen erstrebt, von denen aufstei- 
gend das Ganze sich gestaltet, wobei freie Bewegung des Ein- 
zelnen den Ausgangspunkt bildet, und dem Staat nur das Recht 
zusteht, auf welches die Einzelkreise zu seinen Gunsten ver- 
ziehtet haben (54). Dabei ist der Trieb die politische Thätigkeit 
engeren Kreisen zuzuwenden, die umfassenderen staatlichen 
Bande möglichst zu lockern, nicht ein Ergebniss der geschicht- 
lichen Entwicklung, sondern ist im Character der Nation tief 
begründet (135). Ja das deutsche Staatsleben ist von jeher 
durch auseinander strebende Tendenzen gekennzeichnet (113). 

Diese Ansicht, die im wesentlichen mit der oben citirten 
Aeusserung Niebuhrs übereinstimmt, und auf der oben charac- 
terisirten Vermischung der Selbstregierung mit der Selbstauf- 
lösung beruht, ist von Ficker überdiess weder consequent noch 
erschöpfend durchgeführt. Einerseits hebt er nämlich die ge- 
sunden Grundlagen des deutschen Staatsgedankens hervor^ (76), 
findet in der deutschen Verfassung die nöthige Einheit und 
Kraft des Ganzen mit der freien Bewegung der einzelnen Glie- 
der überall glücklich gepaart (61)^ das deutsche Königthum mit 
genügender Macht ausgestattet^ um trotz aller freien Bewegung 
der einzelnen Glieder doch die genügende Einheit und Kraft 
des Ganzen zu wahren (111), und nennt (Königthum 39) die 
deutsche die zur schon festesten staatlichen Ordnung gelangte 
Nation des Abendlandes (zur Zeit der Neugründung des Kaiser- 



^^) In den nachfolgenden Citaten ist, wo nicht das Gegentheil bemerkt, 
„das deutsche Kaiserreich in seinen universalen und nationalen Beziehun- 
„gen. Innsbruck 1861/' gemeint. 
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reichs) andererseits erkennt er aber an, dass die selbstst&ndige 
Stellung der Herzoge der Krone Gefahr bringen konnte (57), 
erklärt (Köuigthum 100) das Stammherzogthum fttr ein bedenk- 
liches Moment in der früheren deutschen Verfassung, findet in 
dieser eine mangelnde Concentration der Kräfte, die durch Mas- 
senhaftigkeit und günstige räumliche Yertheilung ersetzt wird 
(Reichsfüi*stenstand 8), und eine Lockerheit der inneren Fügung, 
bei welcher ein Bing fremder Bestandtheile zum festeren Zu- 
sammenhalten des Kerns erforderlich war (138). 

Einen gleichen Gegensatz der Auffassung finden wir bei 
Beurtheilung der Maassregeln, welche dem Sturz der Hohen- 
staufen vorangingen; denn obwohl Ficker für das 10. Jahrhun- 
dert das Gelingen eines Versuchs, Deutschland zu einem ein- 
heitlichen Königreich zu gestalten, bezweifelt^ und überhaupt 
den Trieb in staatlichen Dingen von unten aufzusteigen , der 
dann die obenerwähnte lockere Fügung der grösseren Kreise 
des Staatslebcns bedingt, als einen solchen bezeichnet, der sich 
so wenig ertödten lässt^ als seine Ertödtung wüuschenswerth 
sein konnte (137), sieht er doch in dem Plane Heinrich VI., die 
erledigten Fürstenthümer nicht wieder zu verleihen, ein erfolg- 
reiches Einlenken auf die Bahnen eines wenn nicht einförmlich 
doch einheitlich gestalteten deutschen Staatswesens (112), und 
glaubt (Königthum 104), dass unter normalen Verhältnissen 
die Bewegung, die er als zu einer allmähligen Beseitigung 
weltlicher Fürsten, auf eine allmählige Beendigung der Ver- 
waltung einzelner Reichstheile durch fürstliche Vasallen (König- 
thum 102) gerichtet bezeichnet, durch ein zweifellos eintreten- 
des Sträuben der Fürsten nicht hätte rückgängig gemacht wer- 
den können. Dabei erblickt er (114) ein Versäumniss des Kö- 
nigthums darinn, dass es nicht, wie dann jeder Fürst in seinem 
Kreise, die ihm untergeordneten selbstständigen Gewalten zu 
beseitigen bemüht gewesen sei, und sagt (Königthum 101), da- 
rauf sei es angekommen, welcher Gewalt es zuerst gelang, den 
Bruch mit dem Lehensstaat zu vollziehen, sich der lehenrecht- 
lichen Schranken zu entledigen; das Königthum sei dazu auf 
dem besten Weg gewesen, und hätte gewiss den Sieg davon ge- 
Roth, FeudaliiSt u. UDterth»uenverb»Md. * 2 
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tragen, wenn es nicht durch das sicilische Erbreich abgehalten 
worden wäre. 

Ich brauche auf den hierin liegenden Widerspruch nur hin- 
zudeuten. Während im 10. Jahrhundert das Gelingen einer 
einheitlichen Gestaltung bezweifelt wird, ist nicht nur im 13. 
Jahrhundert ein solches wahrscheinlich, sondern es ist auch die 
Aufgabe des Königthums, die ihm untergeordneten selbstständi- 
gen Gewalten zu beseitigen, oder mit anderen Worten sich der 
Reichsfürsten zu entledigen. Die lockere Fügung, die der ger- 
manische Staatsgedanke voraussetzt, soll hier also einer sehr 
ausgedehnten Concentration Platz machen. 

Die Darstellung von Ficker ist aber überdiess das Verhält- 
niss keineswegs erschöpfend. Von vornherein ist es unbestimmt 
gelassen, wie weit nach dieser Auifassung die Lockerheit der 
Fügung gehen durfte, in welchen Punkten die Einheit erhalten 
bleiben musste. Aeusserungen wie „Einheit im Unerlässlichen" 
(Königthum 40), „was umfassendere Angaben, welchen der ein- 
„zelne nicht mehr gewachsen ist, unumgänglich erfordern" (57), 
„einer allgemeinen Regel nur im Unerlässlichen sich fügen" (137) 
sind zu vag und allgemein^ als dass sie einen Anhaltspunkt zur 
Beurtheilung der Richtigkeit oder Unrichtigkeit eines Staats- 
gedankens gewähren könnten. Ist der Umfang der umfassen- 
deren Aufgaben, der allgemeinen Interessen, des Unerlässlichen 
nicht fest bestimmt, kommt die Obrigkeit in die Lage, in dem 
einzelnen Fall, etwa in bitterer Noth, darüber unterhandeln zu 
müssen, so liegt nicht ein Staats- sondern ein Auflösungsgedanke 
vor. Ebenso fehlt jegliche Angabe darüber^ wie weit die aus- 
einanderstrebende Tendenz, welche das deutsche Staatsleben von 
jeher kennzeichnen soll, sich erstreckt, wo der Zersetzungspro- 
cess sein Ende erreicht. Sind die engeren Kreise, in die der 
Deutsche sich zurückzieht, denen zu lieb er umfassendere staat- 
liche Bande möglichst lockert, geschlossen oder unterliegen auch 
sie der Auflösung je nach augenblicklicher Laune , nach einem 
eingebildeten Bedürfhiss, überhaupt nach subjectivem Belieben? 
Dann haben wir es wieder nicht mit einem Staats- sondern mit 
einem Auflösungsgedanken zu thun. Und fast müsste man diess 
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voraussetzen, denn die uralten Abtheilungeu , Gau und Stamm, 
deren Entstehung weit über die des Reichs hinaufreicht, haben 
mit diesem gleiches Schicksal. Der Sturz des Kaiserreichs be- 
schränkte sich nicht auf die Lösung des die Stämme verknüpfen- 
den Bandes, sondern er ist von einer gänzlichen Auflösung der 
früheren Verbindung jedes einzelnen Stammes, ja von einer völ- 
ligen Verwischung der Stammesgränzen und der Gaueintheilung 
begleitet. Die fürstlichen Territorien, die nun entstehen, sind 
weder Bezirke der Vertreter königlicher Gewalt, noch Produkte der 
Absonderung der Stämme, sie repräsentiren nur die Ei*werbungen 
eines manchmal aus fernen Gegenden kommenden Geschlechts, 
die theil weise auf einem blossen Privatrechtstitel beruhen, wie 
Kauf, Verpfändung, Aussteuer. Diese Tendenz der Bildung einer 
grossen Hausmacht, deren Ausdehnung auch Ficker (164) mit 
den allgemeinen Interessen für unvereinbar hält, Jiat ihre Grund- 
lage nicht in der Stammesverschiedenheit, die sie ebenso durch- 
bricht wie die Centralgewalt, ebensowenig aber beruht sie auf 
dem „germanischen Staatsgedanken,'^ denn es handelt sich da- 
bei immer nur um das Interesse einer Familie, eines Hauses, 
welches den angeblich auseinander strebenden Tendenzen der Deut- 
schen entgegenwirkend, oft ganz verschiedene durch keine gemein- 
samen Sonderinteressen auf einander angewiesene Bestandtheile 
vereinigt (163), und dem Streben nach möglichst ungehinderter 
Bewegung in engsten Kreisen das Gegengewicht hält (Reichs- 
fürstenstand 9). Wie aber eine solche Tendenz der Auflösung, 
die tief im Character der Nation begründet sein soll , auch nur 
mit dem geringsten Maas staatlicher Ordnung zu irgend einer 
Zeit verträglich gewesen sein kann, diess zu erklären ist nicht 
einmal ein Versuch gemacht. 

Aber auch bei consequenter oder vollständiger Durchführung 
würde die neue Auffassung die Erklärung der fraglichen Ver- 
hältnisse in keiner Weise fördern. Der „germanische Staatsge- 
danke'* widerspricht dem Wesen der Einrichtungen, welche wir 
bei Begründung der germanischen Reiche vorfinden. Heraus- 
tretend aas der Abgeschlossenheit des Stammeslebens, in der 
sie uns Tacitus schildert, stürmen die Germanen auf die rö- 

2* 
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mische Welt, nicht bloss in einzelnen Stämmen oder zufälligen 
Vereinigungen mehrerer Stämme, sondern in Völkerbüudnissen, 
die sich von Jahrhundert zu Jahrhundert mehr consolidiren. 
Die Verschiedenheiten der einzelnen Bestandtheile dieser Ver- 
bindungen gleichen sich entweder von selbst aus, wie mit der 
Zeit bei den Sachsen, oder sie führen zu Ausscheidungen, wie 
bei Gothen und Franken, wobei aber die sich trennenden Theile 
jeder in sich consolidirt werden. Etwa 250 Jahre nachdem der 
Name der Franken zuerst erwähnt ist, treten Salier und Ripu- 
arier als in sich gleichartige Völker in die Geschichte. Jedes 
dieser Völker hat in allen seinen Abtheilungen gleiche Institu- 
tionen, gleiches Becht, gleiches Wergeid. Die Verschiedenheit 
der Stämme, aus denen sich das Volk gebildet hat, ist bis auf 
die Namen hinauf verschwunden. In späteren Stadien der 
EntWickelung ist freilich die Vereinigung der Bewohner anderer 
Länder mit dem Frankenreich nicht von einer solchen Assimi- 
lirung mit dem erobernden Volk begleitet, wie sie durch das 
VölkerbtLndniss für die zum Volk zusammentretenden Stämme 
herbeigeführt wird. Die Burgunder, Thüringer, die Bewohner 
des Elsass, selbst die Bomanen wurden freie Genossen des 
Frankenreichs. Darin unterscheidet sich die germanische Er- 
oberung von der romanischen, dass sie das besiegte Volk in 
gleiche Bechtsgemeinschaft mit dem Sieger aufnimmt, dass sie 
keine Provinzen, keine Proconsuln kennt. Die Besiegten werden 
aber dadurch nicht Franken, sie behalten ihre eigenthfLmlichen 
Einrichtungen, freilich nicht in grösserem Umfang, als es mit 
der Einheit der Regierung verträglich ist. Der Frankenstamm 
ist nicht nur der herrschende,^^) sondern seine Institutionen 
sind für alle Verhältnisse der Centralgewalt auch allein maass- 
gebend. Und diess war auch nicht anders in der Monarchie 
Carls des Grossen, nur dass hier zum erstenmal ein Land, 



^*) Selbst Guntram, der fast nur burgundisches Land hatte, nennt sich 
nur Rex Francorum. Kein fränkischer König bis 774 führte einen andern 
Titel . Die Bezeichnungen Rex Aquitanorum Bajuvariorum u. s. f. sind erst 
carolingisch. 
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Italien, nur durch Personalunion mit dem Frankenreich vereinigt 
wurde,**) daher auch gesonderte Gesetzgebung hatte, und dassin 
Sachsen, obwohl es dem Frankenreich incorporirt wurde, Ab- 
weichungen von den fränkischen Institutionen erhalten blieben, 
die in anderen unterworfenen Landestheilen sich nicht finden. 
Sonst galten Alemännien Baiern und Sachsen officiell ebenso 
für Theile des Frankenreichs, wie diess frllher mit Burgund 
Elsass und Thüringen schon der Fall war. Nach der definitiven 
Trennung Deutschlands kamen freilich keine Incorporationen 
selbstständiger Länder mehr vor, da das wiedereroberte Italien 
und Arelat nach dem Vorgang unter Carl dem Grossen nur in 
Personalunion mit dem deutschen Beich stand; indessen begann 
wieder das Werk der Assimilirung, und zwar mit so gutem Er- 
folg, dass reichlich der vierte Theildes jetzigen Bundesgebietes 
auf diese Weise zu deutschem Boden geworden ist. 

Ich habe die nackten Thatsachen sprechen lassen, um zu 
zeigen, wie fern der „germaniche Staatsgedanke" unsern Vor- 
fahren lag. In völlig sicherer Progression sehen wir die Stämme 
zum Volk sich vereinigen, das Volk ein Reich gründen. Nicht 
das Bestreben der Vereinzelung, Absonderung des Auseinan- 
dergehens, liegt in dem Character unserer Vorfahren, sondern 
der Ausbreitung, der festen Vereinigung, des Verwandten. Wohl 
konnte es eine Zeit lang zweifelhaft ei-scheinen, welchem der 
verschiedenen Völkerbündnisse die herrschende Stellung zufallen 
würde; nachdem sich die Franken durch Glück und Unterneh- 
mungsgeist zu Herrn von Gallien gemacht, konnte die Vereini- 
gung ihrer östlichen germanischen Nachbarn mit ihnen nur eine 
Frage der Zeit sein ; diese gravitirten nach ihnen als ihrem na- 
türlichen Mittelpunkt. Die Vereinigung war zudem eine geschicht- 
liche Nothwendigkeit ; '®) denn schon standen die äussersten Aus- 
läufer der Slaven in der Gegend von Fulda, und die Einfälle 
der Ungarn bereiteten sich vor. Gerade die Unterwerfung un- 
ter das Frankenreich erhielt die Baiern Schwaben und Sachsen 



") Carl schrieb sich von 774—800 Rex Francorum etLangobardorum. 
") S. Büdinger I. 214. 
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bei ihrer Nationalität, die sonst wenn nicht ganz zerstört doch 
mit einem bedeutenden slavischen oder finnisch tartarischen 
Beigeschmack versehen worden wäre. 

Auch tritt mit Ausnahme von Sachsen, wo bis zu völliger 
Christianisirung die Gegensätze freilich nur gewaltsam nieder- 
gehalten wurden, in den unterworfenen Theilen keinerlei Abson- 
derungsgelttste hervor. In Baiern ward die Incorporation in 
das Frankeureich durch die Bevölkerung selbst veranlasst. ") Hier 
und in Alemannien finden wir seit der Vereinigung mit dem 
Frankenreich durch das ganze 9. Jahrhundert die vollkommenste 
Ruhe. Dass seit dem Aussterben des carolingischen Hauses 
die neue Centralgewalt nicht sofort constituirt ist, dass sich in 
den einzelnen Ländern Anfänge einer ausgedehnten Selbststän- 
digkeit finden, ist kein Beweis dafür, dass der bisherigen Ver- 
einigung eine tiefer begründete Tendenz der Aussonderung ent- 
gegenstand. Der erste Landestheil, der sich im neunten Jahr- 
hundert von dem Frankenreich trennt, ist Burgund^ wo man 
doch kaum eine mit der engeren Vereinigung unverträgliche 
Stammeseigenthümlichkeit wird annehmen können. Die Veran- 
lassung dieser Bildungen ist der Zerfall der Centralgewalt, in 
Folge dessen die im Augenblick vorhandenen Gewalten natur- 
gemäss zur Selbstständigkeit geführt wurden. Im Anfang des 
achten Jahrhunderts hatte die gleiche Ursache nicht nur die 
Losreissung der Vasallenstaaten Alemannien und Baiern, sondern 
auch die Bildung eines unabhängigen Herzogthums Aquitanien 
und die Entstehung einer Anzahl kleiner Herrschaften zur Folge 
gehabt. *®) Dass die Erscheinungen des 10. Jahrhunderts zu- 
nächst auf die gleiche Ursache zurückzuführen seien, ergibt 
sich daraus, dass in der folgenden Zeit nach Wiedervereinigung 
des Reichs ein Conflikt einzelner Stämme mit der Centralge- 
walt und die Tendenz sich abzusondern erst in den Bürgerkrie- 
gen unter Heinrich IV, hervortritt. 



*^) S. die vortreffliche DarsteUiing bei Büdinger Oesterr. Gesch. I. 122 f. 
*•) Tyrannos per totam GaUiam dominatum sibi vindicantes oppressit 
sagt Einhard von Carl MarteU, s. B. W. 382. 



Wie der allgemeine Verlauf unserer Geschichte, so zeigt 
auch die Entwicklung der Verfassung nicht eine Tendenz der 
loseren Gestaltung, ein Bestreben die umfassenderen staatlichen 
Bande möglichst zu lockern, sondern im Gegentheil eine stufenweise 
Stärkung der Centralgewalt. Schon die alte Verfassung zeigt uns 
eine feste öffentliche Gewalt. Die Volksversammlung hat nicht nur 
die obei'Ste Gerichtsbarkeit über den ganzen Stamm, sondeni nach 
der richtigen Ansicht auch allein das Kriegs- und Friedens-Recht. 
Diese beiden Träger aller öffentlichen Einrichtungen im Mittelalter, 
Justizhoheit und Militärgewalt, gingen in den auf römischem Boden 
gegründeten germanichen Staaten auf den König über, nament- 
lich waren im Frankenreich ohne Unterschied der Gegenden 
beide Gewalten für das ganze Land gleichheitlich orgauisirt. 
Wie der König als oberster Richter der Gesammtheit seiner 
Unterthanen ohne Rücksicht auf ihre Nationalität Recht ge- 
wähi1;e, so wurde in jedem Gau durch den von ihm ernannten 
Richter über alle Einwohner des Gaus die Rechtspflege geübt. 
Die gleiche Dienstpflicht umfasste sämmtliche Einwohner des 
Reichs^ der Heerbann stand ausschliesslich dem König zu. Aber 
das Einigende ist nicht bloss die Centralgewalt, auch da wo eine 
unmittelbare Einwirkung der königlichen Prärogative nicht her- 
vortritt, findet sich nicht nur eine gleichartige Organisation, 
sondern auch eine feststehende Ordnung, welcher der einzelne 
unterworfen ist. Die Eintheilung in Gaue und Centenen ist im 
Merovingerreich eine gleichartige, einzelne Theile können sich 
nicht willkürlich ausscheiden, oder davon abweichende Verbin- 
düngen eingehen. Gerade in diesen unmittelbar in das Leben 
jedes einzelnen eingreifenden Verhältnissen zeigt die germanische 
Verfassung eine durchgehende Gleichförmigkeit. Es lag darin 
ein Element einheitlicher Gestaltung, das gewiss sehr wesent- 
lich war, und dessen Verschwinden nicht wenig zur allgemeinen 
Zerstörung beitrug. Selbst die nur der Regelung der Boden- 
benutzung dienende Markenverfassung ist wenigstens in den 
deutschen Theilen des Merovingerreichs eine gleichheitliche und 
eine in vielen jetzt der Privatdisposition übcrlassenen Verhält- 
nissen den Einzelwillen beschränkende. 
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Es wäre gänzlich verfehlt, in dieser Verfassung eine Tendenz 
der Ceutralisation finden zu wollen. An sich würde man die Aus- 
dehnung aller fränkischen Einrichtungen auf die unterworfenen 
Landschaften, die gänzliche Franconisirung derselben, nicht als 
Ceutralisation bezeichnen können,*') da ja damit das Franken- 
Volk nur seine eigene auf Selbstregierung beruhende Verfassung 
den Besiegten übertragen hätte; aber nicht einmal diess ge- 
schieht. Die Einheit wird nicht weiter durchgeführt, als diess 
zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung nöthig ist. Die ver- 
schiedenen mit dem Frankenreich verbundenen Landestheile, 
die einzelnen nicht zum Franken volk gehörigen Personen, die 
incorporirten Alemannen, die Burgunder, selbst die Romanen 
behalten ihr besonderes Privat- und Strafrecht, auch wenn sie 
nicht unter ihren Stammesgenossen wohnen (System der per- 
sönlichen Rechte). Aber freilich werden nur diejenigen Sonder 
einrichtungen der Unterworfenen erhalten und geschützt, die sich 
mit der öffentlichen Ordnung des neuen Reichs vertragen. Die 
gleiche Unterthanenverpfiichtung erstreckt tsich auf alle Ein- 
wohner des Landes, ohne Unterschied der Nationalität, und ohne 
Rücksicht darauf, welche Verfassung die einzelnen Landestheile 
vor ihrer Incorporirung in dieser Beziehung gehabt. Für Heer- 
wesen und Gerichtsverfassung sind die fränkischen Einrichtungen 
allein maassgebend. Die starre Centralisation der romanischen 
Landestheile weicht der Gauverfassung, das Princip der Selbst- 
regierung ist nach allen Seiten durchgeführt. Die Weiterbildung 
des Rechtes ist fast ganz der Uebung überlassen, die Findung 
des Rechts ruht in der Hand der Gemeinde, die kleineren 
Vereinigungen, Centenen und Markgenossenschaften, sind in dem 
ihnen zugewiesenen Wirkungskreis selbstständig. Zugleich ist 
die Einheit der Regierung auf das bestimmteste gewahrt. Der 
,;garmattische Staätsgedanke'' hat in der merovingischen Ver- 
fassung keinen Platz. Der Einzelne oder Einzelkreis kann nicht 



*•) Spnst müsste man auch die Germanisirung von Schlesien und Polen, 
oder die Verdrängung des Celtischen in Irland als Centralisation charac- 
terisiren. 



3L 

nach subjectivem Belieben auseinanderstrebenden Tendenzen 
nachhängen, oder das umfassendere staatliche Band lockern, er 
gehorcht «dem König als seiner Obrigkeit, und wird für jede 
Verletzung dieser Verpflichtung schwer bestraft. In Ausübung 
der Rechte, in welcher seine Gewalt besteht, ist der merovin- 
gische König Souverain, nicht primus inter pares. 

Diese Verfassung, gleichweit entfernt von starrer Centra- 
lisation und völligem AuseinanderlaufRi, ist nicht eine Eigen- 
thümlichkeit des Franken reichs, sie findet sich auch in anderen 
germanischen Staaten, bei den Ost- und Westgothen, den Van- 
dalen und Burgundern. Und unter den Stämmen des deutschen 
Reichs hat sie der Frankenstamm nicht allein ausgebildet, sie 
findet sich wie Ficker (38. 59) richtig bemerkt, ebenso in Baiem 
vor der Unterwerfung. Von den verschiedenen Stämmen auf 
deutschem Boden sind es überhaupt nur die Sachsen und Frie^ 
sen, die sich vor der Unterwerfung auf einen lockeren Ver- 
band einzelner Stämme oder Landestheile beschränken. 

So wenig man aber in den Einrichtungen des Merovinger- 
reichs eine centraTisirende Tendenz annehmen kann, so wenig 
wird sich diess von der Carolingischen ]Monarchie behaupten 
lassen. Denn abgesehen von den Anfängen der Feudalität, die 
ja in ihren Endresultaten zu völliger Auflösung führt, sind die 
carolingischen Einrichtungen dieselben wie die merovingischen. 
Baiem wird nicht in grösserem Umfang incorporirt als seiner Zeit 
Burgund und Elsass; Sachsen sogar in viel geringerem Grad, 
Italien gar nicht. Das Unterthanenverhältniss aller Einwohner ist 
aufrecht erhalten, aber die Rechte des Königs sind nicht aus- 
gedehnter als früher. Die Selbstständigkeit der Einzelnen und 
Einzelkreise ist in demselben Umfang und in denselben Grän- 
zen gewahrt wie in merovingischer Zeit. Die Ausbreitung frän- 
kischen Rechts in Alemannien und Baiern ist nicht von oben- 
herab gemacht, sondern eine natürliche und selbstverständliche 
Folge der Vereinigung, die unter gleichen Voraussetzungen zu 
allen Zeiten und überall eintreten wird. Der Versuch endlich,. 
Neusterund Auster in einem Reich zusammenzuhalten, ist nicht 
der erste, und beruht keinenfalls auf einer Centralisationsten- 



26^ 

denz. Die carolingische Monarchie repräsentirt daher sowenig 
den romanischen Staatsgedanken wie die merovingische, wie 
das agilolfingische Baiern, das Königreich Burgund. Aber frei- 
lich stehen alle diese Staatenbildungen dem „germanischen 
Staatsgedanken" gleich fern, den ich daher als mit der älteren 
deutschen Verfassung in vollstem Widerspruch stehend bezeich- 
nen muss. Die carolingische Monarchie unterscheidet sich aller- 
dings in einem wesentlichen Punkt von dem deutschen König- 
thum des zehnten Jahrhunderts, allein der Unterschied liegt 
nicht daiin, dass die erstere den romanischen das letztere den 
germanischen Staatsgedanken repräsentirt, sondern darin, dass 
in der carolingischen Monarchie der Unterthanenverband noch 
die Grundlage bildet, die für das deutsche Königthum des zehn- 
ten Jahrhunderts in der Hauptsache bereits verloren ist. 

Hätte der Auflösungsprocess des Beichs sich auf eine Zer- 
störung der Centralgewalt beschränkt, und zu einer Theilung 
in verschiedene grössere Theile z. B. in die fünf Herzogthümer 
geführt, so könnte man darinn eine Trennung ungleichartiger 
Bestandtheile oder die Wirkung einzelner politischer Ereignisse 
sehen. Allein die neue Ordnung, die nun entsteht, entbehrt 
des Zusammenhangs mit den uralten Grundlagen der Verfas- 
sung. Nicht nur die Stammesabgränzungen sind verwischt und 
bedeutungslos geworden, auch innerhalb der ehemaligen Stam- 
mesgebiete sind die früheren Eintheilungen verschwunden, selbst 
die Namen der Gaue, ihre Gränzen sind hinweggefegt. Damit 
verbindet sich eine völlige Auflösung aller staatlichen Ordnung 
in jedem einzelnen Theil wie im Beich. Die Gewalt der Für- 
sten in ihren Territorien ist beim Wendepunkt der deutschen 
Geschicke um nichts grösser als die des Königs im Beich. Und 
es dauert Jahrhunderte, bis eine auch nur den massigsten An- 
forderungen genügende Ordnung hergestellt ist. Was an com- 
pakterer Gestaltung der Territorien durch Unterwei-fung klei- 
nerer Hermgeschlechter und Arrondirung des eignen Gebietes 
gewonnen ist, geht durch die nun beginnenden Familientheilun- 
gen, durch die drohende Opposition der Bittergesellschaften 
und Städtebündnisse wieder verloren. Diese völlige Auflösung 



aller staatlichen Ordnung in allen Theilen kann nicht durch 
einen Einzelnen oder mehrere Einzelne herbeigeführt sein, auch 
nicht durch äussere Ereignisse ^ sie setzt eine innere Anlage 
voraus, auf welche äussere Ereignisse nur einen hemmenden 
oder fördernden Einfluss übten. Diese innere Anlage ist aber 
nicht die Unverträglichkeit der deutschen Stämme, nicht der 
Mangel an Gemeinsinn oder eine dem Volk innwohnende aus- 
einanderstrebende Tendenz, sondern die fehlerhafte Verfassung. 

Der Feudalstaat, wie wir die mittelalterliche Einrichtung "1 
zur Unterscheidung von früheren und späteren Zuständen be- 
nennen können, weicht von den Staatswesen des Alterthums 
und unserer Zeit darinn ab, dass er keine öffentliche Gewalt 
kennt. Er ist nur scheinbar eine Monarchie, in Wirklichkeit 
eine aristokratische Republik, in welcher die Privilegirten die 
Regierungsrechte unter sich getheilt haben, und sich zum Schein 
einem Oberhaupte unterwerfen, dem sie sich gleich achten 
(Pares). Als charakteristisches Merkmal tritt vor allem die 
Tendenz hervor, jede amtliche Befugniss in ein selbstständiges 
Recht zu verwandeln, theils durch Erblichmachung der öffent- 
lichen Aemter, theils durch Ausscheidung gewisser Grundbe- 
sitzungen aus der Competenz der öffentlichen Beamten und 
Verbindung der darauf bezüglichen amtlichen Befugnisse mit 
dem Grundbesitz selbst. Damit ist die Auflösung aller öffent- 
lichen Ordnung bereits vollzogen. Ein Land, in welchem die 
Militärgewalt, die Justizhoheit, die Polizei nicht von der Obrig- 
keit unmittelbar oder nicht in dem ganzen Umfang geübt wird, 
sondern einzelnen Familien oder Grundbesitzern für einen enge- 
ren Kreis dauernd übertragen ist, hat kein Staatswesen, son- 
dern ist ein Gonglomerat, das sich consolidiren oder zeri'allen 
muss: Unvermeidlich ist damit eine Lähmung aller öffentlichen 
Functionen verbunden. Am schärfsten tritt diess in den mili- 
tärischen Einrichtungen hervor; die Lehnsheere sind nicht nur 
schwächer und unbehfilflicher, sondern auch unzuverlässiger als 
die irgend einer anderen Zeit. Aber nicht weniger gelitten hat 
die Rechtspflege, die alten Gerichtssprengel sind aufgelöst, eine 
bunte Masse der verschiedensten J urisdictionsbezirke bededct 
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das Land, zeitweise tritt völliger Stillstand der Rechtspflege 
ein. Der Zastand absoluter Gesetzlosigkeit, der sich festge- 
setzt hat, wird am grellsten dadurch beleuchtet, dass man die 
gewöhnlichsten Voraussetzungen des Zusammenlebens, Sicher- 
heit der Person und des Eigenthums, allgemein durch Vertrag 
zu schützen sucht. Das Feudalwesen steht endlich dadurch in 
direktem Gegensatz gegen alle öffentliche Ordnung, dass es die 
Unterordnung der einflussreichsten Classe der Bevölkerung nicht 
auf das Verhältniss des Uuterthanen zur Obrigkeit, sondern des 
Vasallen zum Senior begründet, das formell durch Vertrag be- 
stimmt wird. Ein französischer Schriftsteller nennt daher den 
Feudalstaat einen Körper, bei dem das Recht des Aufstandes 
gegen das Haupt als ein eifersüchtig bewachtes Privilegium der 
Glieder erscheint, und Montesquieu characterisirt ihn als die 
Anarchie mit einer Hinneigung zur Ordnung. 

Ein von diesen Einrichtungen durchdrungenes Gemeinwesen 
verfällt der völligen Auflösung, wenn es nicht von denselben 
gereinigt wird. Mit Recht bezeichnet Ficker den Bruch mit 
dem Lehensstaat als eine Nothweudigkeit. In dieser Hinsicht 
bietet uns zunächst eine Vergleichung der französischen Ver- 
fassungsgeschichte die erforderlichen Anhaltspunkte. Ziehen 
wir eine Parallele zwischen Frankreich und Deutschland am 
Ende des zehnten Jahrhunderts, so scheint uns gerade das Um- 
gekehrte des späteren Entwicklungsganges in Aussicht zu ste- 
hen. Hugo Cai)et hat kaum den Schatten einer Staatsgewalt, 
seine wirkliche Gewalt beschränkt sich auf einen Landstrich, 
der an Umfang kaum dem kleinsten der deutschen Herzogthü- 
mer gleichkommt. Das übrige Land, in zahlreiche zum Theil 
umfangreiche Territorien getheilt, steht zu ihm in einem sehr 
laxen Lehensnexus. Ihm fehlt die wesentliche Stütze der kö- 
niglichen Macht in Deutschland, die Disposition über die Hilfs- 
mittel der Bisthümer, deren grösserer Theil nicht unter ihm 
steht ^). In Deutschland dagegen sind Ende des 10. Jahrhun- 



*") In der Normandie, Bretagne, Aquitanien, Gascogne und Toulouse 
waren die Bischöfe landsässig. 
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derts die feudalen Einrichtungen noch nicht so dorchgedrungen, 
wie in Frankreich. Dem König stehen in den ausgedehnten 
Domänen, in den Beiträgen der Bisthümer werthvolle Hilfs- 
mittel zu Gebot ; für die damalige Zeit bedeutende Geldsummen 
fliessen aus Italien. Die einzelnen Landestheile sind in grösse- 
rer Abhängigkeit von der königlichen Gewalt als in Frankreich, 
öfter werden Herzogthümer nicht besetzt, oder sie werden an 
Mitglieder der königlichen Familie vergeben. Endlich hat der 
deutsche Kaiser eine politische Macht in allen auswärtigen Ver- 
hältnissen, die dem französischen König ganz abgeht. Alle 
Wahrscheinlichkeit spricht im zehnten Jahrhundert dafür ^ dass 
das deutsche Königthum sich consolidirt, das französische völlig 
verfällt. Wenn wir nun in der Mitte des dreizehnten Jahrhun- 
derts das Yerhältniss gerade umgekehrt, das deutsche König- 
thum unheilbar geschwächt, das französische in erfolgreicher 
Entwicklung begriffen finden, so werden wir den Grund der 
letzteren Erscheinung nicht allein in äusseren Umständen^ dem 
frühen Erblichwerden der Krone, der Bildung einer ausgedehn- 
ten Hausmacht, dem Fernhalten äusserer Verwicklungen, wir 
werden ihn zum mindesten eben so sehr in der von den fran 
zösischen Königen durch Jahrhunderte mit zäher Consequenz 
verfolgten Beseitigung der feudalen Institutionen zu suchen ha- 
ben^ die ja gerade im dreizehnten Jahrhundert, dem Wende- 
punkt des deutschen Geschicks, grössere Dimensionen annimmt, 
und die, indem sie den Kern fester gestaltet, die abgefallenen 
Glieder wieder an sich zieht. Und die Veranlassung der Wen- 
dung des deutschen Geschicks wird kaum allein in äusseren 
Umständen, dem häufigen Wechsel der regierenden Familien, 
den auswärtigen Verwicklungen, dem Kirchenstreit, der Erwer- 
bung der sicilischen Erbschaft — sie wird zum mindesten eben 
so sehr in dem Mangel der organisatorischen Thätigkeit zu 
suchen sein, die unter Ludwig dem Heiligen in Frankreich so 
glänzend hervortritt. Mit dem allmähligen Verschwinden der 
weltlichen Fürsten, das nach Ficker (Königthum 104) ohne Er- 
werbung der sicilischen Erbschaft hätte eintreten müssen, wäre 
nur ein Anfang gemacht gewesen. Der Bruch mit dem Lehens- 
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Staat war in Deutschland nur eingeleitet, wenn es dem KOnig- 
thum gelang, allmählig der Verwaltung der einzelnen Reichs- 
theile durch fürstliche Vasallen ein Ende zu machen^ denn das 
Durchdringen der Verfassung mit lehenrechtlichen Anschauun- 
gen theilte ja das Fürstenthum mit dem Königthum (Ficker 
Königthum 100), also auch jedes Territorium mit dem Reich. 
War noch im zehnten Jahrhundert das Durchdringen der feu- 
dalen Institutionen in Deutschland weniger ausgedehnt gewesen 
als in Frankreich, so war dagegen im dreizehnten Jahrhundert 
dieser Unterschied vollständig beseitigt, und Deutschland stand 
darinn Frankreich völlig gleich. Es bedurfte daher der Aus- 
rottung der Feudalinstitutionen in jedem Territorium wie im 
Reich; aber gerade hierin fehlt es in Deutschland an jeder 
Thätigkeit. Hier findet sich kein Seitenstück zu den weisen 
Maassregeln der französischen Könige, wodurch das Fehderecht 
beschränkt, die Rechtspflege befestigt, die Lage der niederen 
Classen verbessert, die Bildung freier Bürgergemeinden begün- 
stigt wird; dieser Aufbau von unten her blieb dem deutschen 
Königthum fremd, und auch von dem Fürstenthum wird er nur 
sehr allmählig angebahnt. Während in Frankreich der Bruch 
mit dem Lehnsstaat eine Vereinigung des ganzen Landes und 
eine dauernde Befestigung der königlichen Gewalt herbeiführt, 
erfolgt in Deutschland dieser Bruch erst am Ende des Mittel- 
alters nach dem grossen Einsturz, welcher Freiheit, Ehre, Na- 
tionalgefühl, Wohlstand und Sicherheit auf Jahrhunderte unter 
seinen Ruinen begräbt. Denn die deutsche Entwicklung unter- 
scheidet sich von der französischen zunächst durch die Zerstö- 
rung der Centralgewalt ; hier wie dort ist im Mittelalter die 
gemeine Freiheit vernichtet, nur dass Deutschland dabei die Vor- 
theile der Einheit entbehrt. Sehr bestimmt zeigt sich die Verschie- 
denheit der Entwicklung auch noch in der Stellung der Gerichte. 
In derselben Zeit, in welcher die französischen Parlamente als 
Muster unpartheiischer und prompter Rechtspflege in einer Ach- 
tung standen, die alle Schichten der Bevölkerung durchdrang, 
so dass sie selbst der königlichen Allgewalt erfolgreichen Wider- 
stand leisten konnten, waren die deutschen Reichsgerichte durch 
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schamlose Bestechlichkeit und scandalöse Nachlässigkeit so tief 
in der öffentlichen Meinung gesunken, dass selbst die kleinsten 
Reichsstände mit Erfolg ihrer Ohnmacht spotten konnten. Gerade 
die Verbesserung der Rechtspflege hatte in Frankreich die Be- 
seitigung des Feudalwesens sehr erleichtert. 

So finden wir in den verschiedenen Phasen der Feudalität 
wesentliche Anhaltspunkte für die Beurtheilung unserer Ver- 
fassungsentwicklung. Keine Frage ist dabei von so hervor- 
dringender Wichtigkeit wie die nach der Entstehung dieser In- 
stitutionen. Es ist oben bereits hervorgehoben, dass dieselben 
in den wesentlichsten Punkten mit den Einrichtungen der Staa- 
ten der alten Welt sowohl als der modernen Staaten unverein- 
bar sind. Welchem von beiden Systemen haben wir die ur- 
sprüngliche deutsche Verfassung zuzurechnen? Wir werden 
darauf nur dann eine bestimmte Antwort erwarten können, 
wenn wir das Feudalwesen bis in die ersten Spuren seiner Ent- 
stehung verfolgen. Dass aus dem Beneficialwesen^ das wir im 
neunten Jahrhundert vöUig ausgebildet finden, das Feudal wesen 
des zehnten Jahrhunderts hervorgegangen sei, ist zweifellos. 
Das Beneficialwesen beruht wesentlich auf drei Verhältnissen, 
die häufig aber nicht nothwendig zusammentreffen, der beson- 
deren Dienstpflicht gegen den König (Verhältniss der könig- 
lichen Vassi), der Verleihung von Beneficien, und der dauern- 
den Abhängigkeit Freier von anderen Freien (Seniorat). Ab- 
weichend von der bisherigen Auffassung soll nun in meiner Un- 
tersuchung nachgewiesen werden, dass nur das erstere Verhält- 
niss einer Einrichtung der älteren Verfassung (Antrustionen) 
entspricht, dass dagegen die Beneficienverleihung und das Se- 
niorat erst später, Anfang des achten Jahrhunderts, eingeführt, 
das letztere, die Uebertragung obrigkeitlicher Rechte an freie 
Unterthanen über andere freie Unterthanen nicht als Amt, 
sondern als selbstständige Befugniss mit der älteren Verfassung 
sogar unverträglich ist. 

Das Ergebniss dieser Untersuchung, soll uns daher die 
Grundlage gewähren nicht nur für die Beurtheilung der Zer- 
störung der Centralgewalt und Entstehung der Territorien im 
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Mittelalter, sondern auch für die richtige Auifassung der ger- 
manischen Verfassung überhaupt* 



II. 

Das mittelalterliche Staatswesen unterscheidet sich von 
den Einrichtungen der alten und der modernen Staaten auf das 
Wesentlichste wie in den oben angeführten Punkten so auch 
durch die Regelung der Standesverhältnisse. Nicht dass die 
Standesunterschiede eine Verschiedenheit der politischen Be- 
rechtigung zur Folge haben, sondern dass sie im Mittelalter 
die Stellung der einzelnen zur obersten Gewalt modificiren, ist 
das Unterscheidende. Das Staatsrecht des Alterthums kennt 
eine Herrschaft von Unterthaneu nur über Unfreie**)» der mo- 
derne Staat duldet überhaupt keine solche; dagegen war im 
Mittelalter jener weitreichende und einflussreiche Unterschied 
der Mittelbarkeit und Unmittelbarkeit begründet, der einen 
grossen Theil der nichthörigen Einwohner dem unmittelbaren 
Connex mit der obersten Gewalt entzog, ohne sie desshalb zu 
Unfreien zu machen. Dass diess Verhältniss in der älteren 
deutschen Verfassung nicht wurzelt, ist schon desshalb zweifel- 
los, weil der Adel der früheren Zeit nach der Völkerwanderung 
nur bei einzelnen germanischen Stämmen sich findet, und hier 
keinerlei politische Vorrechte hat, namentlich aber, weil die 
fränkische Verfassung erblichen Adel überhaupt nicht kennt. 
In der merovingischen und carolingischen Monarchie sind mit 
Ausnahme von Sachsen alle Freien sich ebenbürtig; nur inso- 
fern sie Grundbesitz haben oder nicht, wird ein Unterschied 
unter ihnen gemacht (Rachimburgi , boni homines), der sich zu- 
nächst auf gerichtliche Verhältnisse (Beisitzer, Zeugen) be- 
schränkt ; sonst sind pohtische Rechte und Pflichten völlig gleich. 



•*) „Die römische Gesetzgebung . . keine Art von Hoheit neben der 
obrigkeitlichen duldend** . . Mein Vater über den bürgerlichen Zustand Gal- 
liens, 1827 S. 5. 



Es ist zunächst immer nur ein negatives Resultat, wenn wir 
wissen, dass die mittelalterliche Einrichtung nicht eine unmittel- 
bare Fortsetzung der carolingischen ist, sondern auf einer völ- 
ligen Umgestaltung derselben beruht. Sehen wir uns aber na£h 
einer positiven Erklämng dieser Erscheinung um, so werden 
auch hier zunächst die Feudalinstitutionen als die Veranlassung 
anzusehen sein. Im Mittelalter sind die mittelbaren Einwohner, 
die freien Landsassen, den unmittelbaren [Herrnstand und Schöf- 
fenbarfreie], nicht ebenbürtig nicht nur, weil sie nicht unmittel- 
bar, sondern auch weil sie nicht waffenfähig sind, und im Dienst 
von ihren Herrn vertireten werden. Nichts characterisirt diese 
Umwälzung besser, als die grausame Art, mit der rebellische 
Fürsten ein Heer von 12000 Bauern, das Heinrich IV. zu Hülfe 
zieht, theils niedermachen theils verstümmeln. Diess war etwa 
300 Jahre, nachdem Carl Martell und Carl der Grosse mit ih- 
ren Bauernheeren sich auf den Gipfel der Macht geschwungen. 
Im Mittelalter sollte der gemeine Mann zwar der Dienstpflicht 
nicht überhoben sein, bei grosser Gefahr, namentlich zur Lan- 
desvertheidigung aufgeboten werden dürfen, aber Waffen ge- 
wisser Art sollten ihm verboten sein; wurde er darinn betroffen, 
so wurde er misshandelt, nach dem Wunsch eines Landgrafen 
von Thüringen mit Keulen todtgeschlagen^). Diese Umgestal- 
tung war zum mindesten eben so weitgreifend als die Zerstö- 
rung der öffentlichen Ordnung, aber noch dauernder, da die 
Ausrottung der Feudalinstitutionen auf das Produkt derselben, 
die Ständegliederung, sich nicht ausdehnte, sondern sich auf die 
Befestigung der obei*sten Gewalt, in Frankreich im Reich, in 
Deutschland in den Territorien, beschränkte. Auch die Ent- 
stehung der Ständegliederung soll diese Untersuchung in ihren 
ersten Anfängen nachweisen; es soll gezeigt werden, dass die 
Elemente der Landsassen des Mittelalters schon in der caro- 
lingischen Verfassung vorhanden sind. 



"; Stentzel, Kriegsverfassung, S. 112. 

Roth, Feadalitat a. UoterUuuenyerband. 
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III. 

Als ein wesentliches Ergebniss dieser Untersuchung, das 
für die Auffassung unserer älteren Geschichte von Wichtigkeit 
ist, erscheint endlich die Gewissheit, dass der gesetzlose Zu- 
stand des Mittelalters nicht in der germanischen Verfassung 
überhaupt, sondern nur in den Feudalinstitutionen seine Erklä- 
rung findet. Man hat sich namentlich durch die Gräuel im 
merovingischen Königshaus, von denen wir genauere Kenntniss 
haben als von irgend einem Theil der ganzen mittelalterlichen 
Geschichte, veranlasst gesehen, den mittelalterlichen Zustand 
zu generalisiren, einen entsprechenden für die ganze frühere 
Zeit anzunehmen, ohne Grund und gegen die Erfahrung. Der 
absolute Werth einer Verfassung steht nicht immer im Verhält- 
niss zu dem jeweiligen Gulturzustand; wir finden, dass ein hö- 
herer Culturzustand nicht immer mit einer Verfassung zusam- 
mentrifft, die die nöthigen Garantieen gedeihlicher Entwicklung 
bietet. Es ist wahr, der Culturzustand des Mittelalters ist ein 
höherer als der der merovingischen Zeit; wir haben uns ge- 
wöhnt, das Mittelalter in einem gewissen romantischen Licht zu 
betrachten^ gegen welches die Färbung der merovingischen Zeit 
sich sehr prosaisch ausninmit; aber wenn uns das Mittelalter 
durch seine Dome und seine Lieder, durch die Entwicklung von 
Handel und Handwerk, durch die Organisation von Städtebünd- 
nissen und Zünften anzieht, so imponirt die merovingische Zeit 
durch die Einfacheit und die soliden Grundlagen der Verfas- 
sung, welche die Folgen des niederen Culturzustandes, die Bar- 
barei der einzelnen, überwindet. Die merovingische Verfassung 
duldet keine Baubburgen, keine privilegirten Wegelagerer, keine 
Privatfehde; denn das ältere Fehderecht, das der Familie zu- 
steht, ist nach Voraussetzung und Ausdehnung beschränkt, und 
hat mit dem des Mittelalters nichts gemein. Alle freien Ein- 
wohner stehen in gleicher Unterthanenverpflichtung ; sie unter- 
liegen der allgemeinen Wehrpflicht; die Gerichtsbarkeit der 
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einzelnen Gerichte erstreckt sich auf alle Einwohner, unter Um- 
ständen selbst die Unfreien. Dem gegenüber sind die Zustände 
des Mittelalters nichts als eine mit etwas Cultur bedeckte Bar- 
barei der schlimmsten Art, da die mittelalterliche Verfassung 
jeder Fähigkeit aus sich selbst sich zu verbessern zu entbehren 
scheint Wenn in den modernen Staaten die Grundlagen d#r 
Verfassung andere geworden sind, so ist diess in den Haupt- 
punkten eine Bückkehr zu den ursprünglichen Zuständen, nur 
darinn besser, dass der moderne Staat keine Unfreiheit mehr 
kennt. 



Fendalität nnd UnterthaneuTerbaud. 



Ganz zweifellos sind die Grundlagen der Feudalinstitutio- 
nen, die im 10. Jahrhundert die Verfassung von Deutschland 
und Frankreich durchdringen, im 9. Jahrhundert bereits vor- 
handen. Wir verstehen unter der für diese frühere Form üb- 
lichen Bezeichnung Beneficialwesen eine Combination an sich 
verschiedener, häufig aber nicht nothwendig verbundener Ver- 
hältnisse, der Verleihung zu Beneficium und der vasallitischen 
Abhängigkeit, wozu dann noch andere Einrichtungen, namentlich 
die herrschaftliche Gewalt über Freie, treten. Ich stimme Waitz 
(VG. IV. 304) darinn völlig bei, dass es sich bei der Unter- 
suchung dieser für die ganze europäische Entwicklung so wich- 
tigen Institution hauptsächlich darum handelt, die ersten An- 
fänge so scharf und so vollständig als möglich darzustellen, so- 
wie, dass sich dieselbe zunächst nur im Frankenreich erzeugt 
habe. Die Untersuchung der Grundlagen des Feudalwesens 
wird daher einerseits auf alle wesentlichen Factoren des Bene- 
ficialwesens sich auszudehnen, andererseits auf die Darstellung 
der fränkischen Entwicklung sich zu beschränken haben, und 
die nachfolgende Untersuchung wird also die Entstehung und 
das ursprüngliche Verhältniss der Beneficienverleihung, der Va- 
sallenverpffichtung und des Seniorats zu constatiren suchen. 
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Abschnitt 1. 
Bie Krragfvtgverleiliiifei uter dei Menriif eri. 

Bekanntlich gingen die älteren Kechtshistoriker von der Vor- 
aussetzung aus, dass in der merovingiscben Periode dasErongut 
theils erblich theils nicht erblich verliehen worden sei, und sa- 
hen daher in den betreffenden' Einrichtungen der carolingischen 
Periode nur eine Fortsetzung der schon früher begründeten 
Uebung*). Dieser Auffassung ist zuerst Waitz entgegengetreten, 
indem er (V.G. II. 212) diese Unterscheidung von erblichen 
und nichterblichen Uebertragungen für die merovingische Pe- 
riode als unzulässig ansieht, und behauptet, die Verleihungen 
seien immer nur in ein er Form erfolgt, durch die nicht blosser 
Niessbrauch im gewöhnlichen Sinn aber auch nicht volles Eigen- 
thum übertragen worden, für die es daher schwer sei, ein be- 
stimmtes Wort der Bezeichnung zu wählen. Das dadurch be- 
gründete Rechtsverhältniss characterisirt er dabei in folgender 
Weise: Die Verleihungen seien Schenkungen gewesen, bei de- 
nen sich der König jedoch nicht jeder Beziehung zu dem 
Gut entäussert habe (V.G. II. 209. 211). Auf die Söhne und 
sonstigen Erben eines Empfängers sei das geschenkte Gut nicht 
übergegangen, sondern es sei an den König zurückgefallen 
(V.G. IL 569), wenn nicht, was nicht immer geschehen, eine 
neue Bewilligung ertheilt worden sei (V.G. IL 212). Beim Tode 
des Verleihers sei Anerkennung oder Erneuerung der Verlei- 
hung durch den Nachfolger erforderlich gewesen, selbst bezüg- 
lich der Schenkungen an Kii-chen (V.G. IL 211); weitere Ver- 
fügung über das geschenkte Gut hätte in der Regel königlicher 
Bestätigung bedurft (V.G. IL 211). Wer dem König untreu 
geworden oder sich sonst gegen ihn vergangen, habe das ver- 
liehene Land verloren (V.G. II. 212). Die Besitzungen seien 



*) S. die ZusammensteUung B.W. 204. 1. und 209. 
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betrachtet worden, als seien sie zu Beneficium gegeben (V.G. II. 
569); im Lauf der Zeit hätten die Verleihungen immer mehr 
einen bedingten und zeitmässigen Charackter angenommen 
(V.G. IL 215). 

In der Vasallität fasst Waitz das Verhältniss wiederholt 
übersichtlich zusammen, indem er (67) sagt, er habe auszufüh- 
ren gesucht, wie die Verleihungen ursprünglich allerdings ver- 
schieden dem Wortlaut der Urkunden und der ursprünglichen 
Absicht nach wahre Schenkungen waren, aber doch in mancher 
Hinsicht behandelt wurden wie Uebertragungen, die nicht jede 
Beziehung, jedes Becht des Königs zum Land aufhoben, dess- 
halb wenigstens einige Aehnlichkeit mit den Beueficien hatten, 
und im Laufe der Zeit mehr und mehr diesen gleichgestellt 
wurden. Dann fügt er (71) hinzu, er habe die Umstände zu- 
sammengestellt, welche dafür sprechen, dass auch in merovingi- 
scher Zeit die Schenkungen nicht als ganz definitive und unter 
aUen Umständen unwiderrufliche Uebertragungen angesehen 
wurden; die Schenkung ward gegeben zur Belohnung der Treue, 
und verpflichtete aufs neue zu derselben; wer sie verletzte, 
ging des Gutes verlustig; sowohl wenn der Schenker als wenn 
der Beschenkte starb, war eine neue Bestätigung erforderlich, 
oder schien doch zur Sicherung des Besitzes nützlich -^ Ver- 
fügungen über das Gut waren nicht unbedingt frei, sondern 
man suchte auch für sie eine Bestätigung. 

Diese beiden Definitionen sind unter sich nicht überein- 
stimmend. In der Verfassungsgeschichte war der Heimfall mit 
dem Tode des Beliehenen behauptet, wobei zum Uebergang 
auf die Erben eine neue Bewilligung erforderlich war, die kei- 
neswegs inuner ertheilt wurde — jetzt soll die Bestätigung zur 
Sicherung des Besitzes nützlich geschienen haben. In der Ver- 
fassungsgeschichte bedurfte weitere Verfügung in der Regel kö- 
niglicher Bestätigung, jetzt ist diese »nicht unbedingt frei.*^ In 
der Verfassungsgeschichte wurden die Verleihungen betrachtet 
als seien sie zu Beneficium gegeben, jetzt haben sie „eine ge- 
wisse Aehnlichkeit mit den Beneficien.^ Die Erklärung in der 
Vasallität ist übrigens an sich ungenügend. Waren die Ver- 
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leihangen nach dem Wortlaut der Urkunden und der ursprüng- 
lichen Absicht wahre Schenkungen, so ist gar nicht abzusehen, 
wer sie in der von Waitz geschilderten Weise behandelte, da 
den Königen die freieste Verfügung über ihr Krongut zustand. 
Ganz unbestimmt ist ferner der Ausdruck ,, wahre Schenkung^^ 
da man nicht nur Eigenthum , sondern auch ein dingliches Becht 
(z. B. Niessbrauch) oder einen persönlichen Anspruch (z. B. 
eine Pension) schenken kann. Im weilteren Verlauf der Dar- 
stellung ergiebt sich freilich, dass Waitz unter „wahrer Schen- 
kung** Uebertragung von' Eigenthum versteht^ da er V.G, IV. 
173 sagt, dass die Königsschenkungen früher nach ihrem Wort- 
laut regelmässig das Eigenthum selbst übertrugen, was freilich 
nicht ausschloss, dass gewisse Beschränkungen als selbstverständ- 
lich angesehen wurden, die Verleihung, namentlich sowohl in 
Beziehung auf den Geber wie auf den Empfänger wesentlich 
nur als eine persönliche galt. Aber auch diese letzte der uns 
vorliegenden Definitionen leidet an völliger Unklarheit. Die 
Uebertragung von Eigenthum kann nicht eine für den Empfänger 
persönliche sein; beide Begriffe schliessen sich aus, und die 
letzte der uns vorliegenden Erklärungen sagt daher richtig aus- 
gedrückt: Nach dem Wortlaut der Urkunden soUte man ver- 
muthen, dass die merovingischen Verleihungen zu Eigenthum 
erfolgten, es wurde aber dadurch nur ein Niessbrauch übertra- 
gen. Dieser Auslegung wird sich Waitz um so weniger ent- 
ziehen können, da er bei verschiedenen Gelegenheiten die me- 
rovingischen Krongutsverleihungen geradezu als Beneficien be- 
zeichnet. So sagt er V.G. n. 374: die von dem König aus- 
gehenden Verleihungen von Gut und Land, die Beneficien wie 
wir sagen — IL 482: der Majordomus, der die Aufsicht über 
die Beneficien hatte — 11.607: die Grafen erhalten Beneficien, 
die hohen Geistlichen haben ihrer von jeher für sich oder ihre 
Kirchen bekommen — II. 610: auf gallischem Boden ist die 
Zahl der königlichen Beneficien am grössten. Wenn er endlich 
Vasallität (72) behauptet, bei den merovingischen Munera seien 
dieselben* Umstände wie bei den carolingischen Beneficien in 
Betracht gekommen, so kann es keinem Zweifel unterliegen, 
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dass nach dieser Ansicht die merovingischen Verleihungen mit 
den caroIingi$chen Beneficien zusammenfallen müssen^). 

Ich erkläre indessen wiederholt beide Meinungen fär unbe- 
gründet und den Quellen widersprechend, sowohl die ältere, 
welche für die merovingische Periode eine Concurrenz der Ver- 
leihung zu Eigenthum und zu Beneficium anninunt, als die von 
Waitz, welche die merovingischen Verleihungen mit den caro- 
lingischen Beneficien f9r identisch hält. 

Es empfiehlt sich auszugehen von der carolingischen Zeit, 
wo, wie ich B.W. 207 und 436 ausführlich nachgewiesen habe, 
neben der Verleihung von Beneficien zahlreiche Verleihungen 
zu Eigenthum an Unterthanen und geistliche Stifter sich finden. 
Der Wortlaut der Urkunden ergiebt mit' der völligsten Be- 
stimmtheit, dass hier Uebertragungen zu vollem Eigenthum er- 
folgten , und zwar sowohl an einzelne Personen als an kirchliche 
Institute. 

Von ersteren findet sich unter Carl dem Grossen Bouq. V. 
737 eine Schenkung an Paulinus, den späteren Patriarchen, in 
der es heisst: cedimus jperpetualüer ad posstdendum, ita ut 
ab hoc die . . • quieto ordine teneat atque poaaideat, et quicqtnd 
exinde facere voluerit, liberum in omnibus perfruatur arbitrium. 
Entsprechend heisst es in einer Urkunde des Grafen Helmoin 
von 793 (Meichelb. Nr. 111) rex K. . . . mihi conceaait . . , in 
heredüatem perpetuam — et tenere mihi eandem aub confirma- 
tione conceseit^ ut mea esset poteataa sicut de ceteria meia pro- 
priia donatione tradere ubicumque voluiaaem , . . Erwähnt wer- 
den ferner eine Schenkung an den Abt Asuerus, der diese 787 
an Prüm schenkt (Beyer 34), und Königsschenkungen an den Abt 
Fulrad, die dieser in einer Urkunde von 777 W. U. B. 18 als 
sein Eigenthum bezeichnet. 

Von Ludwig dem Frommen haben wir für Schenkungen an 
Unterthanen vier Formeln in den Notae Tironianae Nr. 2ö — 27, 



*; In der That behauptet Waitz Vas. 72, 2, die Verleihung von Eron- 
gut zu Eigenthum sei eine carolingische Neuerung. 



29 Bouq. VI. 046 f., Ra2i^re 140 f., die ziemlicli übereinstim- 
mend lauten : ad proprium . . . ut quicquid de eüdem rebus for 
cere (mndicare, diaponere) vobierit, libero in omniims p^ruaiur 
arhitrio. Unter den Urkunden dieses Kaisers sind einige nach 
dieser einfachen Form, so Bouq. VI. 626, 628, Mnratori Ant. V. 
553; andere sind ausführlicher, so Bouq. VI. 612 und Beyer 64. 
vendendi, donandt, commtdandi; Bouq. VI. 581 suüque poaterie 
haiendam rdinquat. Unter Carl dem Kahlen finden wir zwei 
Formen ; die längere lautet : ad proprium concedimue et de noe- 
tro jure in yu» ac potesiaiem illius more (donatione) aoUeimi 
transfundimus , ut quicquid de sua utilitate et conimoditaie jure 
proprietario facere decreverü, liberam et firmissimam in omnibue 
haheat potestatem faeere quicquid voluerit^ tarn donandi quam 
et vendendi, necnon etiam heredibus relinquendi. Nach dieser 
Formel richten sich die Urkunden Bouq. VIII. 427, 435, 440, 
446, 480, 492, 505, 592, 615. Eine kürzere ist transfundimus , 
ut quicquid pro sua utilitate et commoditate feuere decreverit, 
liberam . . . habeat potestatem z. B. Bouq. VIII. 497, 506, 520, 
537, 556. Andere Wendungen sind noch integerrime ad pro- 
prium concedimus Bouq. VIII. 537; aetemaliter in proprium 
concedimus Bouq. VIII. 557. Ausdrücklich ist öfter die Ver- 
fügung erlaubt sicut et de reliquis rebus sui juris Bouq. VIII. 432, 
435, 436, 497, 556, 557, 564, 654. Aehnlicher Wendungen und 
Ausdrücke bedienen sich auch die übrigen Carolinger. 

Der Wortlaut dieser Urkunden ist unzweideutig; alle Arten 
von Verfügungen sind darinn dem Erwerber ausdrücklich zu- 
gestanden, und die Erblichkeit bestimmt ausgesprochen; es ist 
daher vorläufig gar nicht abzusehen, wie man hierin etwas an- 
deres als Uebertraguug zu vollem Eigenthum finden kann. 

Im neunten Jahrhundert war hierüber kein Zweifel, wie 
sich schon daraus ergiebt, dass diese Verleihungen in amtlichen 
Urkunden als Alod bezeichnet werden: C. 860, 7, 472 sed et 
de illis alodibus, quos de mea donatione habuerunt; C. 860^ 4, 
473 aiodes ülorum, quos de hereditate et de tali conquisitu qui 
de nfistra donatione non venit, halmerunt; C. 860, 5, 475 sed 
et illos aiodes qtu>8 de donatione ... Ludoviei kabuerunt; C. 865, 
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7, 502 quia ut comperimua, pbiresnobü petieruni alodes; C. 853, 
2, 419 de mofKuteriü . . . quae . • . praedecessoribus nostris 
tradiderunt) et postea in alodem sunt data; C. 854, 10, 429 de 
rebus ecelesiamm in alodem datie. Daher nennen nicht nur die 
Empfänger solche Verleihungen ihr Eigenthum, z. B. Fulrad, 
W. U. B. 18 ree proprietatia meae, quicquid de sueceeaione pa- 
rentum mihi obvenit, vel dätionibue regum; Einhard Cod. Laur. 
Nr. 20 ceUam juris nostri . . . quam nobis . . . Ludovicus . • . 
concessit; Wernher ibid. Nr. 27 res proprietatis mecie, quas . . . 
Ludovicus . . . condonavit; Adalbero ibid* Nr. 53 de meis pro- 
priis rebus, quas auffustali praecepto Arnolfo gl. Imperatore tra- 
dente accepi • . • trado quicquid proprietatia . . . per imperia- 
lis praecepti confirmationem habere visus sum . . . meas proprias 
res, qu€is per imperiale praeceptum acquisivi . . . ; Ida Tr. Cor- 
bej. 379 tradidit , . . res proprietalis suae , . quas siM . . Imp, 
Ludovicus per praeceptum tradidit — sondern die Könige selbst 
bezeichnen die Verleihungen als Eigenthum des Beschenkten: 
Beyer 60 villam sui juris quam nostra largitione in proprium 
perceperat; ibid. 82 ex rebus suis propriis, quas ei tradidera- 
mus; Bouq. VIIL 483 res proprietatis suae, quas ei per prae- 
ceptionis autoritärem olim concesseramus ; ibid. VIII. 504. ex 
suo proprio, quod ei in alodem dedimus, und Stellen sie anderen 
Erwerbsarten gleich Bouq. VIII. 608. ex rebus suae proprie- 
tatis, quas aut hereditario Jure, aut emtione, aut regio dono aut 
commutatione aut quolibet attra^cto vel acquisitu jusie et legaliter 
possident; Bied 88. proprietatem suam . . . quicquid in H. vel 
de regia lärgitate conquisivü, vel de rebus 8. Emeramni com-- 
mutavit, vel etiam a parentibus jure hereditario possedit . . . 
Daher finden wir auch, dass über solche Verleihungen wie über 
anderes Eigenthum verfügt wird; ein Beschenkter bestellt aus 
der Königsschenkung das Dotalitium seiner Frau, Bouq. VIII. 
589; ein anderer verkauft sie an den Fiscus, Bouq. VIII. 551. 
Wie üebertragungen an Unterthanen, so erfolgen auch die 
an die geistlichen Stifter zu vollem Eigenthum. Die gewöhn- 
liche Formel Carls des Grossen ist: haheant, teneant, possideant, 
vel quicquid exinde facere voluerint nostris et futuris temporibus 
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Ucentiam habeani . . . oder: ei ad ipsam casam dei noMitis ei 
ftOuria temporibu8 in augmenHs proficiat. Bouq. Y. 726. 729. Dronke 
51. 57. Beyer 44. Eine kürzere Form ist: donamue et eofUra- 
dimue, et in perpetufum induUum esse volumus. Booq. Y. 736. 
Dronke 48. Die Formel Ludwig d. Fr. in den Notae tironianae 
2. Bouq. YL 634. concesscu habeant ei j^re perpetuo in düiane 
ecdesiae consisiant ita , , , tU quicquid de ipsa vel in ipsa ob 
utilüaiem et profectum ittius ecdesiae facere [ordinäre, dispo- 
nerej voluerit, libero in omnibus perfruaiur arbürio faciendi 
findet sich fast unverändert in den meisten Schenkungen dieses 
Königs, z. B. Bouq. VI. 462. 478. 509. 514. 521. 534. 566. 628. 
Carl der Kahle bedient sich der Ausdrücke : de nosiro jure in 
jus et poiestcUem ecdesiae . . . transferimus perpeiualiterque ha- 
bendctö deUgavirnus, sicui rdiquas res ejusdem .... sedis eccle- 
siasticas . . . ut . , . episcopus eas recipiens eas ecdesiastieo 
jure ordinet z. B. Bouq.YIII. 481. 548. 634. 657; und ahnliche 
finden sich bei den anderen Carolingem. 

Aus dem angeführten ergiebt sich zur vollsten Evidenz, 
dass unter den Karolingern Königsgut an Unterthanen und 
Stifter zu vollem Eigenthum übertragen wurde. Ein bestimmter 
technischer Ausdruck findet sich für diese Eigenthumsschen- 
kungen nicht. Uebertragungen an Unterthanen werden fast 
immer largitas oder donatio genannt, wie sich schon aus der re- 
gelmässig wiederkehrenden Schlussform ergiebt ut haec nostrae 
donationis [concessionisj et largüatis autoräas obiineat firmi- 
totem Bouq. YL 612. 677. YIIL 356. 362. '38L 427. Beyer 
64. In den oben citirten Stellen der Capitularien heisst die 
Yerleihung donatio. Man findet auch largitatis munificenHa 
Epist. Alati. 4 und munus Bouq. Y. 737. Beyer 66. Auch 
Schenkungen an geistliche Stifter heissen largitio Bouq. YL 
478. 514. 566. 628. oder donatio Bouq. YL 521. 528. 535. und 
munus Bouq. YIIL 410. Dronke 46. 565. Beyer 37. 

Dabei wird das Yerhältniss der Beneficiare von dem der 
Innhaber von Eigenthumsschenkungen strenge unterschieden. 
Während nämlich letztere, wie oben S. 4L gezeigt, auch in ofüci- 
ellen Dokumenten als Eigenthum des Erwerbers bezeichnet 
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werden, heisst das zu Beneficiam verliehene in der Hand von 
Beneficiaren befindliche Krongnt immer £igenthum des Königs. 
So wird bei der Verwandlung von Beneficium in Eigenthum re- 
gelmässig gesagt, der Beschenkte erhalte res proprietatia nostrae, 
die er bisher zu Beneficium gehabt, als Eigenthum z. B. Beyer 72. 
res proprietatia nostrae quaa ipae priua per noatrum habuiaae 
henefidum dignoadtur; ibid. 93. res . . • proprietaiia noatrae 
ex auo beneficio. Weitere Fälle sind Bouq. VI. 612. VIII. 476. 
Beyer 71. Erhard No. 16. Mon. Boica 28. 1. p. 33. Cod. Laur. 
No. 23. Dasselbe findet sich bei der Schenkung oder Ver- 
tauschung von Beneficienstücken an geistliche Stifter z. B. Bouq. 
V. 750. villam noatram .... aicut Ä , . . per noatrum benefi- 
cium .... tenere vidatur; Bouq. VI. 509. de fiaco noatro quem 
W. in beneficium habet; Dronke 523. dedit H. vaaallua noater 
per noatram juaaionem , , . de rebua juris noatri quaa ipae jure 
beneficiario poaaidere cognoacitur. Weitere Fälle sind Dronke 
565. W. U. B. 113. Ebenso werden die zu den königlichen Be- 
neficien gehörigen Unfreien als Eigenthum des Königs bezeich- 
net, so C. 806, 6. 144 et faciunt aervire ad ipaaa proprietatea 
aervientes noatroa de eorum beneficia. In den auf Persy bezüg- 
lichen placita bei P^rard S. 34. 35 ist der stehende Ausdruck: 
quod aervua erat D. Carole de auum [des Klägers] beneficium 
de viUa J. Auch ist hier von diesen zu den Beneficien gehö- 
rigen Unfreien gesagt qibod . . Pipinua R. d. Carolo de jam 
dicto . . . Adalherto [dem Unfreien] hgibua veatito dimiait et d, 
Carolua d, Ludovico hereditavit et ipaiua A» in veatitura d. rege 
fuü. 

Am deutlichsten wird uns diess Verhältniss durch ein bei 
P^rard S. 33. mitgetheiltes placitum aus der Mitte des neunten 
Jahrhunderts, in welchem der Bischof Vulfald von Bourges die 
Villa Patriciacum als zu seinem Bisthum gehörig in Anspruch 
nahm. Einer der vernommenen Zeugen, Oautfried, sagt über 
dieses Gut aus : quod Hildebrandum eam höhere vidi ad fiacum 
regia et deinde Heccardo ad alaudum, Waitz schliesst aus 
dieser Aussage V. G. IV. 176. 1, dass man Fiscalgut, auch wenn 
es in privaten Händen sich befunden, von dem unterschieden 
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habe, was jemand unter anderem Titel besessen, und Vas. 72. 
1, dass man, wie in der merovingischen Zeit, das geschenkte 
Eonigsgut Ton anderem nnterschieden und Besitzen vom Fiscos 
im Gegensatz g^en als Alod-Besitzen gebraucht habe. Allein 
diese Auslegung ist schon nach dem Wortlaut der Aussage des 
Gautfried ganz unmöglich, da diese dahin geht, dass dasselbe 
Gut, Persy, zuerst Hildebrand ad ßscum regia und AdiXkn[deinde\ 
Eccard äd alaudum innegehabt Diess folgt auch ganz zweifel- 
los aus den übrigen Zeugenaussagen und den ausserdem be- 
kannten Verhältnissen des Gutes. Die vor Gautfried vernom- 
menen 10 Zeugen sagen nämlich aus: quod ipsa mlla alitet 
fuüsee nüi ad fiscum D. Pipini et D, Caroli et D. Ludavid 
. . . 8tne uUo censu et vUa veatitura attt uÜa causa det usqtiedum 
D. Imperator per suum praece2)tum Heccardo dedtt. Ueberdiess 
wissen wir, dass Hildebrand das Gut in den Jahren 796 — 820 
als Beneficium hatte , dass es 821 auf seinen Sohn Fredelo als 
Beneficium überging, und dass es 839 an den Bruder Fredelos, 
Eccard, als Eigenthum geschenkt wurde, wie sich aus den 
beiden Schenkungsbriefen Bouq. VI. 628 und 677 ergiebt; das 
ganze Verhältniss habe ich schon in meinem Beneficialwesen 
422^ 423 ausführlich auseinandergesetzt Die Aussage des Gaut- 
fried kann daher gar nicht anders ausgelegt werden, als dahin, 
dass Hildebrand das Gut zu Beneficium, Eccard zu Eigenthum 
gehabt; es wird demnach nicht das geschenkte Kbnigsgut von 
„anderem*' unterschieden, auch nicht „Fiscalgut" von dem was 
man unter „anderem Titel'' besass, sondern das Beneficium 
(tbd fiscum J^ von der Königsschenkung (alaudum), und es dient 
dies zur vollen Bestätigung der oben entwickelten Grundsätze. 
Diese Unterscheidung, die einen wesentlichen Anhaltspunkt 
für die Beurtheilung des rechtlichen Charakters der einzelnen 
Uebertragungen gewährt, findet sich nicht nur bei den könig- 
lichen sondern auch bei den kirchlichen und Privatbeneicien, 
so Tr. Fuld. 565 abbas . . . dedü quicquid prapttetatts kahuü 
ecdeaia .... sicvt eatenus idem 8. , . in beineficio abbatis 
habuit ; Hiflt. de Metz IV. 28 res proprietatis noätrae . . . quoä 
ipse a nobis beneficMOae habuit; Ried 52 et sibi complacitavit 
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derelmsS. JEmerammi ben^ktum iuum in])raprietaiem; Urkunde 
Eccards P^rard S. 22. quicquid ibidem nostra videtur esse pos- 
sessio et dominatio, tarn ea quae nos ifuhmini, cata habemus 
quam etiam quae vasalU nostri , . , de alodo in benefido viden- 
tut habere. Auch war man sich wohl bewusst, dass der Eigen- 
thflmer unbeschadet seines Eigenthums einem anderen den Be- 
sitz einräumen könne ; Bozi^re 143 (Carpent. 27) quae praesenti 
tempore nostri juris et posscessionis non solum proprietatis est. 

Obwohl diese Verleihungen von Krongut nach dem* Ange* 
führten zweifellos die Eigenschaft von Eigenthumstiteln haben, 
werden sie gleichwohl nicht selten bestätigt fttr einzelne so- 
wohl wie für geistliche Stifter. So confirmirt Ludwig der D. 
W. U. B. 95 eine Schenkung Ludwigs d. Fr. an seinen Kanzler 
Grimald; Ludwig der D. und Carl der Dicke die Schenkungen 
Ludwig IL an seine Gemahlin Angilbirg Böhmer Reg. 857. 
917. 941 ; Amolf die Schenkungen Ludwig IL an seine Tochter 
Hermingard Böhmer 1021; Carl der Dicke eine Schenkimg 
Carl d. Kahlen an Germund Bouq. IX. 351. Sehr häufig be- 
stätigen nachfolgende Könige die Schenkungen ihrer Vorgänger 
an geistliche Stifter, so Carl d. Gr. die Schenkung Pipins an 
S. Denys Bouq» V. 726 und Carlmanns an Rheims Hincmar 
de Villa Novilliaco Bouq. V. 362; Ludwig d. F. die Schenkung 
Pipins an S. Gallen Neugart 234 und an Murbach Bouq. VIII. 
366, eine Schenkung Pipins und Carhnanns an Fulda Dronke 
616, und seine eigene Schenkung an Aniane, Bou^ VL 615. 
Die Schenkungen Carlmanns an Würzburg finden sich von Carl 
d. Gr. Ludwig d. Fr. und Amolf bestätigt. Mon. Boic. 28. 
1. p. 16. W. U. B. 164. 

Diese Bestätigungen haben nicht die Bedeutung einer den 
Bestand desBechtsverhältnisses bedingenden Handlung, sondern 
sie bezwecken nur Erleichterung des Nachweises und Sicher- 
stellung gegen unberechtigte Eingriffe Dritter. Sie finden sich 
ja auch in Fällen, wo nicht eine Gnadenverleihung sondern 
nur die Anerkennung eines rechtlichen Anspruchs in der Mitte 
liegt. So bestätigten Carl der Dicke Beyer 123 und Amolf 
Beyer 128 die auf einem Richterspmch Beyer 27. berahende Res- 



titution der Abtei Medlach an Trier, und öfter finden sich Be- 
stätigungen von aüderen Restitutionen wie Bouq. Vin. 368. 
410. 428. In der letzteren Urkunde heisst es: postea . . ams 
noster (Carl d. Gr.) sietit in aaUorttOate genü&rts nastri c(mHnelur, 
. . . viUas .... reddidit quae dudum ah^adtae fuerant. Po9^ 
modum . . . genüor noster . . . nee non et Pipinus germanus 
noster . . . autorüatem • . . avi nostri confirmaverunt, et tbi ea 
quae reddidit libenti animo concesserunt , et scriptis carrobora- 
verunt .... hoc scriptum .... fieri jussimuSy per quod eas 
res, qutie antiquüus videntur pertinere et qutis avus . ♦ . , Ä 
episcopo reddidit, . . . delegantes dermo confirmamus» — 

Wenn wir Könige ihre Schenkungen oder die ihrer Vor- 
faJiren bestätigen sehen, so giebt uns das um so weniger Ver- 
anlassung zu zweifeln, dass eine Königsschenkung ohne spätere 
Bestätigung ein völlig genügender und ausreichender Eigen- 
thumstitel gewesen sei, als wir auch Schenkungen der Untertha- 
nen durch die Schenker selbst oder ihre Rechtsnachfolger be^ 
stätigt finden, nicht nur in bairischen Urkunden, z. B. Tr. Fris. 
386. 439. 495. 532. Tr. Lunaelac. 45, sondern auch in anderen 
Theilen des Frankenreichs, z. B. Form. Baluz. 30. Schöpflia 
Alsat. dipl. Nr. 37. Tr. Corbei. 364. 424, 456. Der Graf 
Eccard bestätigte die Schenkung des Gutes Persy an das 
Kloster Fleury P6rard p. 22. zweimal, P^rard p. 25 und 27. 

Wie Bestätigungen für den Beschenkten so finden sich ipa 
9. Jahrhundert auch Bestätigungen bei weiteren YerfBgungen 
Aber die Königsschenkung, so des Grafen Richard Beyer 70 und 
wiederholt 102; des Essich Erhard Nr. 18; des Leute Bouq. 
Vni. 454; des Vivianus Bouq. VIII. 483. u. s. f. Die recht- 
liche Bedeutung solcher Bestätigungen bei weiterer Verfügung 
über Königsschenkungen wird uns klar durch die Urkunde 
Ludwigs von 834 Beyer 60. Der Vasall B. hatte ein Gut, das 
er vom König eigenthümUch erhalten, an die Abtei Prüm ge- 
schenkt. Die Urkunde erzählt diesen Hergang, bezieht sieh 
auf die Schenkung des Königs und des Vasallen, und fährt dann 
fort: simtdque petierunt (die Mönche), ut propter tergiversatio' 
nes malivohrum super easdem conscripHones nostre autoritatis 
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preceptum firmitatiB graiia ftert juberetnus. Man kann eigentlich 
nicht deutlicher sprechen. Nicht der Rechtsbestand der lieber- 
tragung ist von der königlichen Bestätigung abhängig, nicht 
einmal als eine nothwendige Formalität ist diese aufzufassen; 
die Erwerber suchten sie nur zur Sicherung gegen die unbe- 
rechtigten Angriffe Dritter. Auch diess ist nichts den Königs- 
schenkungen Eigenthümliches; denn wir finden ja in gleicher 
Weise Schenkungen der Unterthanen, die sich nicht auf Königs- 
gut beziehen, dem Beschenkten durch den König bestätigt. So 
wurden nach der Urkunde Beyer 12 von 760 der Kirche in 
Trier, nach Erhard Cod. prob. Nr. 5 dem Kloster Corvey alle 
Schenkungen von Privatleuten bestätigt. Carl der Grosse be- 
stätigte die Schenkung der Irminsuind an Passau Mon. boic. 31, 
p. 17, und einiger duces an ein Kloster Roz. 157 (Carp. 21). 
Interessant ist eine Urkunde Fulrads BibL de l'^cole Ser. IV» 
T. 3. p. 51, in der dieser über ein Gut, das ihm seine Schwe- 
ster, er einem Kloster geschenkt, sich folgendermassen äussert: 
dentque hujusce nostrae dancUtonis testamentum regalibua vtsibus 
piacuit exhtbere ob majorts ßrmttaiis mdicmm , et ut ipsivs au^ 
torüaie simtd et propriü mantbus roboraretur et pleniorem per 
succeden^m temporum curricula vigorem habere videretur^). 

So finden wir also unter den Karolingern ganz zweifellos 
Verleihungen von Krongut zu Eigenthum, und auch Waitz kann 
Kch dieser Ueberzeugung nicht entziehen. Zwar geht er auf 
die Verhältnisse des zu Eigenthum verliehenen Kronguts nicht 
naher ein, aber er sagt Vas. 72, 2, die Ertheilung von Eigen- 
thum im bestimmten Gegensatz von Beneficium sei eine Neue- 
rutig unter den Carolingern gewesen, und V.G. IV. 174, Ver- 
wandlung von Beneficium in Eigenthum käme seit Ludwig häufig 
vor. Nur zwäi Beschränkungen will er gefunden haben; manch- 
mal sei das Eigenthum ausdrücklich nur auf Lebenszeit gege- 
ben, oder es sei die Bedingung ausdauernder Treue und Er- 
gebenheit hinzugefügt, und in solchen Fällen sei neben dem 



») S. Äoch weitere Beispiele B. W. 437, 102. 
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Eigenthum von Niessbrauch die Rede (V.G. IV. 174). Beides 
entbehrt indessen aller Begründung. Was das erstere betrifft, 
so confundirt Waitz die s. g. lebenslänglichen proprietates, auf 
die ich B.W. 419 aufmerksam gemacht habe, mit den oben er- 
wähnten Eigenthumsübertraguugen. Die erstereu sind Ver* 
leihungen, die erst seit der Mitte des 9. Jahrhunderts vorkom- 
men, und von den Eigenthumsübertraguugen ganz getrennt zu 
halten sind, da alle Eigenthümlichkeiten , welche die letzeren 
characterisiren, den erstereu fehlen. Diese werden vom Inhaber 
nicht vererbt, sondern fallen mit dem Tode desselben an den 
König zurück, W. U. B. 149. Neug. 522, oder werden einem 
geistlichen Stift als Eigenthum zugewiesen, Ried 57. Mon. B. 
28. 1. p. 69. Cod. Laur. Nr. 47. Dass es sich hiebei um ein 
ganz anderes Rechtsverhältniss handelt, als bei den Eigenthums- 
Übertragungen, ergiebt sich schon daraus, dass der König über 
solche lebenslängliche proprietates zu Gunsten Dritter verfügt, 
Beyer 104. Schannat Worms Dipl. Nr. 13, dass er sie in Eigen- 
thum verwandelt, W. U. B. 161. und 162, und dass er sie aus- 
drücklich sein Eigenthum nennt, W. U. B. 162 quandam par- 
ticulam nostras hereditatis . . . quicquid antea a K, tmperor 
tore aibi ttsque in finem vitae auae habendum acquwierat. Man 
kann diese lebenslänglichen proprietates, über deren Bedeutung 
ich unten im Abschnitt 3 noch ausführlich sprechen werde, um 
so weniger mit den Eigenthumsverleihungen zusammenstellen, 
als die letzteren in derselben Zeit, wo die erstereu auftraten, 
in viel grösserer Anzahl sich finden als diese. 

Kein Gewicht ist ferner darauf zu legen, dass in einigen 
Urkunden die Voraussetzung ausdauernder Treue und Ergeben- 
heit hinzugefügt wird. Man kann diess nämlich nicht als eine 
Bedingung sondern nur als eine Erinnerung an den Rechtssatz 
auffassen, dass auf Infidelität die Strafe der Confiscation des 
ganzen Vermögens also auch der Königsschenkungen gesetzt 
sei, ein Rechtssatz, den ich B.W. 216 und 424 entwickelt habe, 
und den auch Waitz V.G. III. 265 und IV. 198 nicht in Ab- 
rede zieht. Die Veranlassung einer solchen Erinnerung lässt 
sich unschwer auffinden, wenn man die Verhältnisse näher ins 

Roth, FeudalHfit u. Unterthaneuverbaud. 4 
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Auge fasst. Diese Formel zeigt sich nämlich erst seit Lothar V) 
und auch dieser braucht sie nicht immer, z. B. nicht in der 
Schenkung an Siegfried Beyer 84. Ich habe sie ausser den bei 
Waitz V.O. IV. 175. 2 citirten Fällen nur noch von Lothar II. 
Beyer 93 und Bouq. VIII. 381 gefunden; namentlich in den 
zahlreichen Schenkungen Carl d. K. begegnet sie nicht. Man 
kann daraus erkennen, dass die vielfachen Streitigkeiten unter 
den Söhnen Ludwigs d. Fr. die Veranlassung zur Aufnahme 
dieser Glausel in die Schenkungsbriefe einiger Carolinger gaben. 

So haben wir also fttr die carolingische Zeit das Vorhan- 
densein von Krongutsverleihungen zu vollem Eigenthum con- 
statirt, ein Verhältniss, das uns für die merovingische Periode 
die nöthigen Anhaltspunkte gewähren wird. 

Für diese nahmen, wie oben erwähnt, die älteren Forscher 
das Nebeneinanderstehen von Beneficien und Eigenthumsüber' 
tragungen an. Dieser Meinung bin ich entgegengetretien, indem 
ich in meinem Beneficialwesen ausgeführt habe, dass in der me- 
rovingitschen Zeit Krongut nur zu Eigenthum verliehen worden 
sei. Waitz bemängelt vor allem die Methode meiner Beweis- 
führung, indem er Vas. 71 sagt, ich suche jedes einzelne Zeug- 
niss als zweifelhaft oder doch nicht vollen Beweis erbringend 
darzustellen. Man sollte hiernach vermuthen, ich hätte mich 
auf Widerlegung einzelner Argumente beschränkt, ohne posi- 
tive Beweise für meine Meinung beizubringen, während aus 
meiner Darstellung das direkte Gegentheil sich ergiebt. Ich 
hatte schon B.W. 210 den Gang meiner Argumentation über- 
sichtlich dahin zusammengefasst, dass ich zuerst widerlegen 
würde, was bisher für das Bestehen von Beneficien unter den 
Merovingern angeführt worden, dann aus den Quelle die aus- 
schliesslich erbliche Verleihung nachzuweisen und diess endlich 
durch Zusammenstellung der einzelnen Fälle von Krongutsver- 
leihungen zu bestätigen beabsichtigte. Diesen Gang habe ich 
auch eingehalten, indem ich B.W .210—215 die von Montesquieu 



*) Die Urkunde Cod. Laur. I. Nr. 23, die Waitz IV. 175. 2 als von 
Ludwig aoftüirt, ist Yon Lothar II. s. Böhmer Nr. 685. 



51 

Eichhorn und Gu6rard vorgebrachten Gründe besprochen, S. 
224 — 228 den positiven Beweis für meine Meinung gebracht, 
und S. 233 — 240 die einzelnen Fälle von Erongutsverleihungen 
durchgegangen habe. Waitz ignorirt also völlig mein haupt- 
sächlichstes Argument, auf das ich thatsächlich und mit aus- 
drücklichen Worten das grösste Gewicht gelegt habe, und be- 
schränkt sich darauf, dasjenige zu besprechen, was ich nebenbei 
zur Unterstützung dieses für sich allein genügenden positiven 
Nachweises angeführt habe. Ich werde nun einfach den Gang 
meiner Beweisführung umkehren, und den positiven Beweis mei- 
ner Behauptung an die Spitze stellen. 

Es sind die drei Dokumente, das Edikt Chlotar L, der Ver- 
trag von Andlau, und das Edikt Chlotar II., welche für die 
Zeit von Anbeginn der fränkischen Monarchie bis 615 den von 
mir aufgestellten Satz ausser Zweifel stellen. Es wurde die 
Bedeutung dieser Dokumente schon von Montesquieu und Mably 
hervorgehoben, und sie sind auch für sich allein ganz entschei- 
dend. In der Const. Chlotarii c. 12. Pertz III. 3. ist nämlich 
gesagt: Quaecunque ecclestae vel clertcü aut qmbuslibet per- 
sonis a gloriosae memoriae pra^atü principtbus (nach c. 11. 
avi vel genitoris aut germani nostri) mumficentiae largüate con- 
lata sunt, omni firmttate perdurent. Dem schliesst sich der Ver- 
trag von Andlau an, wo es heisst: Simtlüer quicguid anUfaJti 
reges ecdesiis aut fidelibus suis contulerunt aut adhuc conferre*,. 
voluerint, stabtliter conservetur , . . Et de id quod per munifi- 
centiam praecedenttum regutn unusquisque usque ad transitum . . . 
Ohiotarii possedit, cum securttate posstdecU, et quod exinde fideli- 
bus persom's ablafum est^ de praesenti recipiat Endlich sagt 
das Ed. Chlotarii II. c. 16. Pertz III. 15: Quicquid parentes 
nostri anteriwes principes vel nos per justidam vtsi fuimus 
conoessisse et confirmasse, in omnibus debeat confirmari. Es 
muss vor Allem constatirt werden, dass diese Bestimmungen 
die Öesammtheit alier königlichen Verleihungen umfassen. Quae- 
cunque conlata sunt kann nicht auf eine besondere Art der Gü- 
terverleihung gedeutet werden, es umfasst alle üebertragungen. 
Ueberdiess sind aber ausdrücklich geistliche Stifter und alle 
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Classen vou Personen, geistliche und weltliche genannt. Dem 
Inhalt nach können sich diese Bestimmungen auf nicht erb- 
lichen Besitz gar nicht beziehen. Schon Montesquieu esprit 
XXXI. 7. hatte daraus geschlossen, dass Ende des 6. Jahrhun- 
derts der grösste Theil der Beneficien erblich geworden sei; 
Abb6 Mably hatte Observ. I. 4 dieser Meinung beigestimmt, 
und 3ie in der Note 3 dazu näher motivirt, und Guizot essais 
142 hatte sich angeschlossen mit den Worten: il est difficile 
de n'y pas reconnaitre Tadmission de Theredit^. Es ist nun 
interessant zu verfolgen, wie man vou dieser Meinung wieder 
abkam. Zuerst tratNaudet, de F^tat des personnes (M^moires 
YIII. 443) der Ausführung von Mably entgegen, indem er in 
Abrede zog, dass in dem Vertrag von Andlau für die Königs- 
verleihungen Erblichkeit zugestanden sei. Dem schloss sich 
Pardessus loi Salique au, indem er p. 492 die Auslegung, die 
Mably dem Vertrag von Andlau gegeben, ohne Angabe von 
Gründen für ein^n Irrthum erklärte, und p. 496 in den Be- 
stimmungen desselben nur die Zusicherung erblickte, dass Be- 
neficien nicht ohne richterliches l^rtheil eingezogen werden soll- 
ten. Gu^rard nahm auf die Meinung von Montesquieu und 
Mably schon gar keine Rücksicht mehr, sondera führte Irminon 
p. 526 die Bestimmung des Vertrags von Andlau als direkten 
Beweis der Existenz von merovingischen Beneficien an, da es 
sich darinn nicht um gewöhnlichen Besitz handle, sondern um 
ein Becht, das den Beziehungen des Inhabers zum Eigenthümer 
untergeordnet sei. Damit trifil die Auflassung von Waiiz zu- 
sammen, der V.Gk II. 216 diese Bestimmungen als Beweis an- 
führt, dass man die streitigen Verhältnisse durch Gesetze und 
Verordnungen zu regeln gesucht habe, ohne jedoch zu gan^ 
sichern Grundsätzen zu gelangen. Auch Waitz nimmt auf die 
von Montesquieu, Mably und Guizot aufgestellte Meinung gar 
keine Rücksicht mehr. Eichhorn endlich geht auf die Doku- 
meate überhaupt gar nicht ein, so dass sich nicht entscheiden 
lässt, welche Meinung er vertrat. 

Die Meinung, die sich so gebildet hat, beruht also aus- 
schliesslich auf den von Naudet angeführten Gründen, die sich 



Pardessus, Gu^rard und Waitz stillschweigend angeeignet ha- 
ben. Diese Gründe sind jedoch in keiner Weise entscheidend. 
Abb6 Mably hatte seine Ansicht bekanntlich auf zwei Erwä- 
gungen gestützt, dass das stabiliter conservetur in dem Vertrag 
von Andlau selbst von den Schenkungen der weiblichen Fami- 
lienglieder, also Eigenthumsübertragungen , gebraucht werde, 
und dass die Verleihungen an Unterthanen denen an Kirchen 
gleichgestellt seien, welche letztern bekanntlich immer zu Eigen- 
thum erfolgt wären. Naudet, indem er den letzteren Grund 
völlig mit Stillschweigen übergeht, führt gegen den ei-steren 
nur an, dass die weiblichen Mitglieder der königlichen Familie 
Eigenthum übertragen dürften, beweise nichts, da das Verhalt- 
niss der Beneficien ein ganz anderes gewesen sei als das der 
Zuwendungen an die Ehefrauen. So schwach und ungenügend 
sind die Gründe, welche zu dieser für die Auffassung der äl- 
teren Verfassung so einflussreichen Meinung geführt haben. 

In der That ist die von Naudet und seinen Nachfolgern 
aufgestellte Theorie, dass in dem Vertrag von Andlau lediglich 
der Beneficialbesitz gegen willkürliche Einziehung geschützt 
sei, mit dem Wortlaut dieses Dokuments nicht vereinbar. Der 
für die Verleihungen an ecclesiae und fideles gebrauchte Aus- 
druck stabiliter conservetur findet seine Erklärung in dem Do- 
kument selbst, wo es von den Zuwendungen an die Tochter 
Guntrams heisst: e/ ai quid de agris fscaUhus vel speciebus at- 
que praesidio pro arbitrii sui voluntcUe facere aut cuicumque 
conferre voluerit , in perpetuo auxilianfe domino conservetur ne- 
que a quoctimque uÜo umquam temjyore cotwellatur. Ebenso 
heisst es von Brunhilde Chlodesuinde und Faileuba: ut st quid 
de agris fiscalibus vel specialis atque praesidio pro arbitrii sui 
vohintate facere aut cuicumque conferre voluerint^ fixa stabiiitate 
in perpetuo conservetur. So wenig man wird in Abrede ziehen 
können, dass hier den Empfängern das Eigenthum dessen zu- 
gesichert wird, was ihnen die weiblichen Mitglieder der könig- 
lichen Familie schenken, so wenig wird man sich der Ueberzeu- 
gung verschliessen dürfen, tiass in dem darauf folgenden Satz den 
Kirchen und Unterthaneu das Eigenthum der Königsverleihungeu 
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zugesichert sei. Es gehört in der That eine eigenthümliche 
Interpretationskunst dazu, um demselben Ausdruck in demsel- 
ben Dokument zwei ganz verschiedene Bedeutungen unterzu- 
legen. Es ist diess aber schon desshalb unthunlich, weil die 
Verleihungen an die Unterthanen denen an die Kirche ganz 
gleichgestellt sind. Wenn man erwägt, dass nach den Sitten 
und Anschauungen dieser Zeit Uebertragungen an Kirchen gar 
nicht anders als zu vollem Eigenthum erfolgen konnten '^), so 
muss man schon in diesem Umstand der Gleichstellung den un- 
widerleglichen Beweis erkennen, dass in dem Vertrag vonAnd- 
lau den Unterthanen das Eigenthum der Königsverleihungen 
garantirt sei. 

Montesquieu, Mably und Guizot sahen hierinn bekanntlich 
eine Neuerung, indem sie annahmen, in dem Vertrag von And- 
lau sei die Erblichkeit der Beneficien erst zugestanden. Eine 
Begründung dieser Meinung setzt vor allem Beseitigung der Be- 
weiskraft des Edikts Chlotars voraus, in dem eine ganz gleiche 
Verfügung über die Königsverleihungen getroffen ist, wie im 
Vertrag von Andlau. Montesquieu war der Meinung von Ba- 
luze, der das Edikt Chlotar dem ersten zugeschrieben, unter 
Anführung von drei Gründen entgegengetreten, wodurch er- 
wiesen werden sollte, dass das Edikt unter Chlotar dem zwei- 
ten, also wenigstens 50 Jahre später, jedenfalls nach dem Ver- 
trag von Andlau erlassen sei. Ich habe B.W. 224, 102 nicht 
nur diese Gründe widerlegt, sondern auch nachgewiesen, dass 
das Edikt nur von Chlotar I. sein könne, da die Erwähnung 
eines Bruders, dessen Regierungshandlungen er bestätigt, die 
Beziehung auf einen anderen als diesen König unmöglich macht ^)* 
Damit ist nun aber der im Vertrag von Andlau ausgesprochene 
Grundsatz für die ganze Zeit von Anbeginn der fränkischen 
Monarchie an als geltendes Recht nachgewiesen. Es sind im 
Edikt Chlotar I. nicht nur wie im Vertrag von Andlau die 



*) Die entgegenstehende Meinung von Waitz werde ich unten Abschnitt 
2 ausführlich widerlegen. 

') Stobbe Rechtsquellen I. 216, 12 hat meinen Nachweis übersehen. 
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Verleihungen an Unterthanen .denen an Kirchen ganz gleichge 
stellt, sondern es ist auch eine dem stdbiliter conservetur ent- 
sprechende Versicherung in dem omni firmüate perdurerU ge- 
geben. Durch diese Dokumente ist aber nicht nur die gleich- 
artige Behandlung aller Krongutsverleihungen von Beginn der 
fränkischen Monarchie bis 615 hergestellt, sondern ihre Bestim- 
mungen lassen sich auch auf Beneficien gar nicht beziehen. Die 
Bestätigung der Verleihungen aller Vorfahren ist unvereinbar 
mit den für Beneficienverleihuugen aufgestellten Grundsätzen, 
mag man die Beneficien als ursprünglich frei entziehbar oder 
lebenslänglich oder an den Thron- und Lehnfall gebunden an- 
sehen. Niemand hat bis jetzt den Versuch gemacht, diese 
Stellen mit der Theorie von der Beneficienverleihung unter den 
Merovingem in Einklang zu bringen; diese liess sich nur da- 
durch aufrecht erhalten, dass man diese Stellen und die in Folge 
davon schon von Montesquieu angeregten Bedenken ausser 
Acht liess. 

Nicht willkürliche Hypothesen habe ich also aufgestellt, in- 
dem ich behauptete, dass unter den Merovingem das Krongut 
nur erblich verliehen worden sei; es ergiebt sich diess aus of- 
ficiellen Dokumenten, die eine andere Auslegung gar nicht zu- 
lassen, da sie nicht nur die Gesammtheit der früheren Ver- 
leihungen umfassen^ sondern selbst auf die zukünftigen Rück- 
sicht nehmen. Die Lage der Untersuchung ist daher jetzt eine 
ganz andere als früher. Man müsste dem in den drei Doku- 
menten enthaltenen Beweis gegenüber ganz bestimmte An- 
haltspunkte haben, um das Vorkommen nicht erblicher Ver- 
leihungen in merovingischer Zeit behaupten zu können, und 
selbst dann würden solche Verleihungen der in den Dokumen- 
ten ausgesprochenen Regel gegenüber nur als eine Ausnahme 
erscheinen. In dem einen wie in dem anderen Fall wird man 
freilich nur von einer Uebung sprechen können; denn die me- 
rovitfgischen Könige verfügten ja frei über ihr Krongut, und 
konnten daher die Bedingungen, unter denen sie es verleihen 
wollten^ nach Belieben feststellen; aber diese Uebung lässt sich 
um so bestimmter erkennen, als wir ja in den eignen Aus- 
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Sprüchen der Könige die festesten Anhaltspunkte haben, jeden- 
falls zuverlässigere, als die aus Notizen in Schriftstellern und 
Urkunden gezogenen Schlüsse gewähren. 

Diese sind aber in der That nicht entfernt geeignet, an 
dem aus den Dokumenten sich ergebenden Resultat Zweifel zu 
erwecken. Wenn wir wie selbstverständlich die unzuverlässigen 
Nachrichten, auf die man sich früher berufen hat, namentlich 
der vitaeMauri und Geremari (B.W. 238, 170), der vita Balthil- 
dis (B.W. 233, 133) und der gesta Dagoberti (B.W. 239, 171) 
ausscheiden, deren Unglaubwürdigkeit nach dem, was ich B.W. 
438 f. ausgeführt habe, keinem Zweifel unterliegen kann, so 
bleiben drei Arten von Beweisstellen, auf die man sich jgewöhn- 
lich beruft. 

Völlig missglückt ist der Versuch, die Existenz von Bene- 
ficien direkt zu erweisen. Montesquieu wollte in Gregor VII. 
33 den Ausdruck honor, in Roz. 298 (Marc. I. 30) den Satz 
vel reltquis . . . beneficns in dem Sinn deuten, den diese Worte 
in der carolingischen Zeit haben, der aber erst seit dem 8. 
Jahrhundert nachweisbar ist^). Ebenso verhält es sich mit dem 
Versuch Gu6rards. aus Greg. VII. 22 quod vero commendatum 
habuit publtcatum est die Existenz von Beneficien herzustellen, 
indem er commendatum mit „zu Lehen geben* übersetzt. Ab- 
gesehen davon, dass in dieser Stelle kein Wort von einer Ver- 
leihung durch den König steht, ist die Uebersetzung von com- 
mendare mit „zu Lehen geben* ganz willkürlich, da dieses 
Wort in der merovingischen Periode durchaus nicht in dieser 
Bedeutung gefunden wird. Dagegen ist es bekanntlich in die- 
ser Zeit der gewöhnliche Ausdruck für Depositum. Ausser den 
von mir B.W. 215, 66 angeführten Stellen Greg. V. 19 und 
VII. 40 führe ich noch an Alam. Hloth. 6. si quis res in ecde- 
ata commendatas . . . abstraxerit; Alam. Lantfridi 80. levent iUa 
terra praesente comite, et commendent in 8ua manu; Hie .... 
ponat sigiUum et commendet in manu fidele. Auch Du Gange 
s. V. Commendare Nr. 2. erklärt das commendare in der vor- 



^) Waitz V.G. II. 213. B.W. 211. 
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liegenden Stelle Greg. VII. 22. als deponere. Völlig verfehlt 
i&t es endlich, wenn mehrere Schriftsteller in Marc. I, 13 den 
Beweis finden wollten, dass unter den Merovingern Verwand- 
lung von Alod in Beneficium vorgekommen sei. In dieser For- 
mel ist, wie ich B.W. 240 ausgefahrt habe, lediglich von der 
Adoption eines Erben und desshalb Uebertragung des Vermö- 
gens durch den König als Salmann die Rede; dasselbe Ge- 
schäft wird in der lex Salica 46 als adfathamire bezeichnet. 
Eine andere Auslegung dieser Formel ist geradezu unmöglich, 
und sie kann daher überhaupt als Beweis in der vorliegenden 
Frage gar nicht angefahrt werden®). 

Bei dem Mangel eines direkten Beweises haben wir es da- 
her nur mit denjenigen Stellen zu thun, aus denen man indi- 
rekt die Existenz von merovingischen Beneficien erweisen zu 
können glaubte. Diese Stellen lassen sich auf zwei Hauptclas- 
sen zurückführen, solchen, in welchen eine Einziehung von Kron- 
gut und solchen, in welchen ein früherer Inhaber eines Fiscal- 
gutes erwähnt ist. 

Was die ei*stere Classe von Stellen betrifft, so glaubte 
man früher jede Confiscation von Fiscalgut als Beweis der Exi- 
stenz von Beneficien anführen zu können, wie ja noch Gu6rard 
Irminon p. 526 den Vertrag von Andlau als direkten Beweis 
ansieht, weil in der Stelle et quod exinde fidelibus persoms ab- 
latum est, de praesenti recipiat das Behalten oder Verlieren von 
Bewahrung der Treue abhängig gemacht sei. Allein schon 
Pardessus loisalique p. 491 hat hervorgehoben, dass die blosse 
Thatsache der Confiscation nichts beweise, da Capitalver- 
brechen zweifellos Confiscation des ganzen Vermögens nach 
sich gezogen hätten. Ebenso führt Waitz V. G. II. 540 das 



•) Waitz, der V.G. ü. 214 die Besonderheit des FaUes nicht verkennt, 
wiU dadurch einen Anhaltspunkt gewinnen, dass er sagt, dasselbe könne 
auch ohne solche Veranlassung geschehen sein. Allein die Annahme einer 
solchen Möglichkeit, für die keinerlei Beweis beigebracht wird, ist vöUig 
unzutreffend. 
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Confiscationsrecht der Könige aus, und ich habe B. W, 216 
weitere Angaben darüber gebracht, dass Confiscation des ganzen 
Vermögens nicht nur bei politischen sondern auch bei vielen 
bürgerlichen Verbrechen eingetreten sei. Es ist daher ganz 
unzulässig, aus dem blossen Faktum von Confiscationen auf 
die Existenz von Beneficien schliessen zu wollen. Ebensowe- 
nig entscheidend ist, dass in einigen Fällen eine Einziehung 
nur des Fiscalgates erwähnt wird. Es steht nämlich fest, dass 
unter den Carolingern Fälle vorkamen, wo aus Gnade nur 
das Beneficium eingezogen wurde, während das übrige Ver- 
mögen, das gleichfalls der Einziehung verfallen war, dem Ver- 
brecher verblieb*); in anderen Fällen wurde den Verbrechern 
das Beneficium und das vom König geschenkte Eigenthum ein- 
gezogen, und nur das übrige Vermögen aus Gnade gelassen *^). 
So wenig nun dieses Verfahren bei den Carolingern auf einem 
Rechtssatz beruhte, so wenig wird man in der merovingischen 
Zeit aus dem blossen Faktum, dass nur Fiscalgut eingezogen 
wurde, schliessen dürfen, dass dieses Fiscalgut nicht zu Eigen- 
thum sondern nur zu Nutzgenuss übertragen gewesen sei. 

Zu den einzelnen Fällen, welche unter diesen verschiede- 
nen Gesichtspunkten zu prüfen sind, gehören nicht die des 
Siggo B. W. 212, 49, Greg. V. 3 und des Eberulf B. W. 215. 
65, Greg. VII. 22, da von beiden nicht gesagt ist, dass ihnen 
überhaupt Krongut eingezogen worden sei, sondern nur folgende : 

Oodinus, B.W. 212, 49. Greg. V. 3: vittas quas ei rex 

(Chilpericus) indulserat^ ahstuUt,.. Er war von Childebert zu Chil- 
perich übergegangen, und von diesem multia honoribus locuple- 
latus, dann aber wieder von ihm abgefallen, und stand an der 
Spitze des Aufstandes, den Chilperich niederschlug: diess geht 
aus den Worten Gregors ganz zweifellos hervor, die eine an- 
dere Auslegung gar nicht erlauben.") Hier war daher die 
Einziehung durch ein Capitalverbrechen veranlasst. 



•) B. W. 424, 31. und Waitz V. G. IV. 198. 

"') s. oben S. 41. 

") B. Guizot essais 132, 1. 
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Ountram Soso B. W. 234 Gregor VIII. 21 ahlataeque 
sunt ei omnee rea^ quas inArverno de fisdmunere meruenU^ Er 
hatte sieb zweier Verbrechen schuldig gemacht, welche an sich 
mit Confiscation des ganzen Vermögens bestraft wurden, der 
Leichenberaubung, wegen deren er nach Sal. 55. 2. wargus 
war, und der Entweichung vom Königsgericht, worauf nach Sal. 
56 gleichfalls die Acht stand. Auch wurde er später wirklich 
zum Tod verurtheilt, und sein ganzes Vermögen eingezogen. 

Sunnegiaü und Gallomagnus B. W. 210 Greg. IX. 38 jpri- 
vati a rebiLSy qttas a fisco meruerant . . / quibus nihil aliud est 
relictunij nisi quod habere jrroprium videbantur. Beide waren 
einer Verschwörung gegen Childebert beschuldigt; vor dem Tod 
rettete sie nur die Flucht in die Kirche, aus dem Gefängniss 
ein Vorwort Guntrams. 

Villa Latiniaco B. W. 235 Br. 209 (410) quae fuit Ebru- 
ino Waratune et Oislemaro quondam • , , et post discessum 
. . . W. in fisco noströ fuerat revocata. Mau hat daraus ge- 
schlossen, dass das Gut Lagny le See das Attribut der Würde 
eines Majordomus gewesen sei. An sich ist ein Amtsgut etwas 
anderes, als ein Beneficium, und von ersterem würde man noch 
immer nicht auf das zweite schliessen können. Allein es muss 
hervorgehoben werden, dass dieses Gut in einer späteren Ur- 
kunde Br. 272 (478) als Eigenthum des Ebroin bezeichnet 
wird, während Beneficium und Amtsgüter noch unter den Ca- 
rolingem immer Eigenthum des Königs heissen. 

ViUa Napsiniacum, B. W. 235 Br. 231 (433), welche von 
dem Bischof Godinus von Lyon tauschweise an König Chlodwig 
III. abgetreten et postea de fisco inlustri viro Pannichio fuit 
concessum , et post discessum ... P. ad parte fisci nostri fuit re- 
vocatum^ und nun an S. Denys geschenkt wird. Die Auffüh- 
rung des Pannichius geschieht neben den früheren Inhabern, 
Kirche von Lyon, Fiscus, Pannichius, Fiscus, was, wie ich B. W. 
237 gezeigt habe, allgemein gewöhnlich war, um sich die allen- 
fallsige Vertretung frUherer Inhaber zu sichern. Schon dess- 



halb hat die Meinung, dass Pannichius dieses Gut nur zum 
Nutzgenuss innegehabt, wenig Wahrscheinlichkeit für sich ; man 
kann diess aber nach den gebrauchten Ausdrücken gar nicht 
annehmen, da es in dieser Urkunde später heisst, et ipaius 
Pamnchio fuit conceasum, vel hoc moriens dereliqutfj et ad fis- 
CO noatro fuit revocatum. Das Gut fiel also nicht von selbst zu- 
rück, wie diess beiBeneficien der Fall war, sondern wurde ein- 
gezogen. 

Wandelinua B. W. 234 142, Greg. VIII. 22 quaecunque 
de fisco meruit fisci juribua sunt relata. Es wird darauf schwer- 
lich grosses Gewicht gelegt werden können, da diess zu einer Zeit 
geschah, wo willkürliche Einziehungen zu lauten Klagen Ver- 
anlassung gaben. Auch würde Gregor kaum Erwähnung davon 
thun, wenn es sich dabei um eine selbstverständliche, in der 
Natur des Rechtsverhältnisses begründete Maassregel gehan- 
delt hätte. 

Die Stellen, welche eine Confiscation von Fiscalgut er- 
wähneu; ergeben also keineswegs einen sichern Anhaltspunkt 
für die Annahme, dass dasselbe nur zum Genuss übertragen 
gewesen sei. 

Gleich wenig entscheidend ist die andere Classe von Stellen, 
in welchen ein früherer Eigenthümer eines Fiscalgutes aufge- 
führt wird. Schon Pardessus loiSalique p. 492 führt aus, dass 
sich aus solchen allgemeinen Angaben kein Schluss auf die 
Existenz von Beneficien ziehen lasse, und ich habe diess B. W. 
237 durch zahlreiche Beispiele belegt. Man hebt aber nament- 
lich einige Stellen des Marculf hervor, in denen man die An- 
deutung einer Verleihung zu Genuss gefunden zu haben glaubte, 
namentlich Roz. 147. (Marc. I. 14) vülam . . . sictU ab iUo auta fisco 
nostro fuit possessa; Roz. 148. (Marc. I. 15.) villam quam 
uaque nunc fiscus noster aut iüe tenuit; Roz. 298 (Marc. I. 30) 
quodcumque ille vel fiscus noster in ipsis locis tenuiase nosdtur. 
Diese Stellen beweisen aber weiter nichts, als dass man in den 
Formeln den Schreibern Gelegenheit geben wollte, die nöthigen 
Modificationen anzubringen, wenn es sich um ein Gut handelte, 
das nicht von Anfang an Fiscalgut gewesen war, in welchem 
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Fall bekanntlich auch bei Königsschenkungen die früheren Ei- 
genthümer aufgeführt zu werden pflegten. Entsprechende Stellen 
in den Urkunden sind : Test. Bertramni Br. 56. (230> p. 104 
domum . . . qtiae ab Eusebio quondam fuit aedificata vel pos- 
sessa et mihi a Chlotario rege concesaa; Br. 97 (279) Schen- 
kung Dagoberts an S. Denys mllam J. quae fuit L, et O. ger- 
mania .... qtuditei' ab ipaia . . . dominetur vel a fiaco noairo 
p^aeaente nunc tempore . . . poaaideiur. Man wird diese Stellen 
um so weniger in der vorliegenden Frage als entscheidend 
betrachten können, als derselbe Ausdruck, tenere, poaaidere^ 
von dem ille wie dem fiacua gebraucht ist, der ille also nicht 
in einem anderen Rechtsverhältniss zu dem Gut wird gedacht 
werden können, als diess von dem Fiscus anzunehmen ist. 

Grösseres Gewicht legte man von jeher auf Roz. 152 (Marc. 

1. 17) rex . . . villam . . qtme antea ad fiacum auum adapex- 
erat et ille tenuerat, Eichhorn (Rg. §. 26 Note d) legt diess 
dahin aus, dass hier ein zum blossen Genuss verliehenes Gut 
in Eigenthum verwandelt werde, und Waitz (V. G. IL 215), 
dass jemand von dem König erst Land zu minderem Recht besessen, 
das er dann durch eine Schenkung aber auch nicht zu vollem 
Eigenthum empfangen habe. Es beruht diess von vornherein 
auf der ganz willkürlichen Annahme, dass tenere ^,zum Genuss- 
oder zu minderem Recht" besitzen bedeute. Wie grundlos 
diese Auslegung ist, ergiebt sieh schon aus dem Umstand, dass 
dieses Wort in den oben angeführten Stellen des Marculf und 
anderen ^^) von dem Fiscus gebraucht wird, und dass es C. 806, 

2, 141 heisst: Baivariam aicut Taaailo tenuit, Ueberdifiss muss 
aber hervorgehoben werden, dass die Schenkung, auf die sich 
diese Confirmation bezieht, Roz. 147 (Marc. L 14), von einer 
solchen Verwandlung nichts enthält. ^^) Man muss daher das 



") s. B. W. 214, 54. 57. 

") Bei Waitz Vas. 72 n. ist durch einen Druckfehler Marc. 1.16 statt 1. 17 
stehen geblieben, während die ausgezogene Stelle : cujus petitionem., , ergiebt, 
dass das letztere gemeint ist. Irrthttmlich ist aber angeführt, dass diese 
Bestätigung Marc. I. 17 gleich hinter der Formel für die Schenkung stehe; 
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iUe tenuerat auf den Fiscus beziehen, eine Wendung, für welche 
wir in mehreren merovingischen Urkunden Analogien finden. ^^) 
W&hrend so einerseits das aus den officiellen Dokumenten 
des 6. Jahrhunderts sich ergebende Resultat durch die Ver- 
suche, die Existenz von Beneficien zu erweisen, in keiner Weise 
alterirt wird, findet dasselbe andererseits eine wesentliche Be- 
stätigung in dem Umstand, dass alle königlichen Verleihungen 
des 6. und 7. Jahrhunderts, von denen wir specielle Kenntniss 
haben, nur zu Eigenthum erfolgen, und einen ebenso festen 
Eigenthumstitel begründen^ wie die carolingischen Eigenthums- 
verleihungen. Die Verleihungsurkunden sowohl für kirchliche 
Institute als einzelne Personen, sprechen in ganz bestimmten 
unzweideutigen Ausdrücken die Uebertragung des Eigenthums 
aus. So heisst esRoz. 148 (Marc. I. 15.) in der Formel einer 
königlichen Schenkung an eine Kirche: ita ut eam ipse et sttc- 
ceaaores sui habeant teneant et posstdeant, vel quicquid exinde 
ad profectum ecdeaicte . . . facere voluerint, ex permisso nostro 
in omnibvs habeant potestatem. In der Bestätigung dazu Roz. 
154 (Marc. I. 16), ist gesagt: te^neant et possideant, et eorum 
aucceasoribus ad poseidendum reUnquant, vel quicquid exinde ad 
profectum eccleatae . . . facert voluerint, ex permiaao nostro in 
Omnibus habeant potestatem. s. auch Br. 120 (466), 139 (330), 
187 (385), 291 (499). Man findet Uebertragungen jure pro- 
prietarioBr, 261 (466), 299 (506), namentlich wird aber überall 
die immerwährende Dauer der Verleihung hervorgehoben. Eine 
gewöhnliche Wendung ist: ut haec donatio . . . per svhsequen- 
tia tempora inviolabilem obtineat ßrmitatem Br. 90. (271), 97 
(279), 145 (336) u. s. f. Ausdrücke wie: perenniter proficiat, in- 
desinenter possidere, perpetualiter redpiat, jure firmissimo per- 
veniat ad monasterium, perennis temporis hoc valeat possidere 
vd dominari, lassen keinen Zweifel darüber , dass die Verlei- 



in unseren Ausgaben sind Marc. I. 14. 17 (Roz. 147. 152.) Schenkung und 
Bestätigung für einen saecularis, Marc. I. 15 16. (Roz. 148. *154) Schenkung 
und Bestätigung für eine Kirche. 
**) s. B. W.214. 57. 58. 
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hungen in das Eigenthum des kirchlichen Instituts übergingen, 
wie dies denn auch nach den B. W. 206. 14 von mir mitge- 
theilten Stellen die allgemeine Anschauung der damaligen Zeit 
war. ^) 

Wie bei Verleihungen an Kirchen so tritt auch bei denen 
an einzelne Personen der Uebergang in das Eigenthum der- 
selben ganz zweifellos hervon So heisst es Roz. 147 (Marc. 
I. 14) in der Schenkung an einen vir illuster: villam per- 
petualiter haheat conceaaa , ita tU eam jure proprietario 
ahsque ullitta expecUUa pidicum traditione haheat teneat atque 
posaideatj et suis poateria . . , ex nostra largitate aut cui volu- 
ertt ad poaeidendum relinijuatf vel quicquid exinde facere volu- 
erit, ex nostro permisso liberam in omnihus habeat potestatem. 
Im ganzen gleichlautend sind die Verleihungen Br. 149 (340), 
189 (387), und die Bestätigungen Roz. 152 (Marc. I. 17), Br. 
186(327). Daher bezeichnen die Innhaber solche Oüter als ihr 
Eigenthum, so Bertram in seinem Testament Br. 56 (230) p. 
100 villam juris mei . . . -B* , . quam mihi Chlotar lus . . . 
«wo munere .... höhere concesaerunt .... und p. 99. rex . . . 
ut de propria facultate, quod ex parentum successtone habeo, 

seu quod munere suo conaeautus aum, aut aliunde comparavi 

Eligius überträgt Br. 74. (254) die villa S. die miht ex muni- 
ficentiä .... Da^oberti . . . ; obvenit, mit folgenden Worten 
an das von ihm gegründete Kloster: de meo jure in vestro do- 
minio tranafundo .... aicut a me uaque nunc poaaidetur .... 
meo exinde aubtracto dominio . . . veatrae dominationi . . . 
cedo. Ebenso nennt Carl Martell Br. 324 (537) die villa E., 
die Childebert genitori noatro Pipino de auo fiaco et ex largi- 
tatia auae munere concesait eine villa juria noatri. In einem 
wechselseitigen Testament Roz. 129; (Marc. II. 17) sind die 
Königsschenkungen zur hereditas gerechnet, quicquid, . . tenere vi- 
demur, quicquid ex proprietate parentum aeu ex munifieentia a piia 
principibua percipere meruimua ... ^» ... . hereditatem meam habetote. 



**) Ueber die Behauptung von Waitz, dass die Könige weitere Verfü- 
gung über ihre Schenkungen an die Kirche angesprochen s. unten Abschn. 2. 
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Ja die Könige selbst bezeichnen ihre Verleihungen als Eigenthum 
des Inhabers Roz. 298 (Marc. I. 30) omni portione sua . . vtlla . . 
quaecumque ibidem habuit, et nos pro animae noatrcte remedium 
ibi dedimtis; Roz. 151. (Marc. I. 31) de omni corpore facvltaiia 
8uae, tarn qtiod regio munere ipse vel parentes sui promemerunt ; 
Roz. 413 (Marc. I. 33.) omnea res aucLS, tarn quod regio munere 
quam quod per venditionis . . . titulum. Die viila Nocitum, 
die von König Theoderich an das Kloster Thunsonisvallis ge- 
schenkt wurde^ ist in einem königlicken Placitum von 697 Br. 238. 
(440) curtis basilicae genannt, und die villa Latiniacum, die 
686 an S. Denys geschenkt wurde Br. 209 (410), wird in dem 
königlichen Placitum von 710 Br. 272 (478) nur als villa mo- 
nasterii bezeichnet, ohne dass von der Königsschenkung ein 
Wort erwähnt wäre. 

Es kann daher nicht in Verwunderung setzen, wenn wir 
in der merovingischen Zeit die Innhaber von Königsschenkun- 
gen in einer Weise darüber verfügen sehen, die nur bei Eigen- 
thum denkbar ist, so Zuwendung an die Frau Roz. 253 (Marc. 
I. 1 2), Vererbung an die Tochter und damit in Verbindung ste- 
hende Theilung Br. 137 (328), Verschenkung an die Tochter 
einer Freigelassenen Br. 340 (559) p. 476. B., Rückgabe an den 
König durch letztwilligte Verfügung Testam. Bertramni Br. 
56 (230) p. 102, Tausch mit dem König Roz. 298 (Marc. I. 
30). Der Grund, auf dem S. Wandrille gebaut war, war ur- 
sprünglich eine Schenkung Dagoberts an Rothmarus, der ihn 
an seinen Sohn Airmannus vererbte. Von diesem ging er 
tauschweise auf den Majordomus Erchinoald über, der ihn an 
Wandregiselus verkaufte. Gest. abb. Font. c. 1 (Pertz IL 275). 

Dass durch diese Verleihungsurkunden Eigenthum über- 
tragen wurde, wird allseitig anerkannt, und folgt auch mit 
Nothwendigkeit aus dem Wortlaut derselben. Nur Waitz nimmt 
in dieser Frage eine gesonderte Stellung ein, indem er, wie 
oben S. 37 gezeigt, behauptet, dass diese Verleihungen zwar nicht 
zu blossem Niessbrauch aber auch nicht zu Eigenthum erfolgt 
seien. Die Gründe, die er dafür anführt^ sind indessen in keiner 
Weise maasgebend. Denn wenn er sich Y. G. II. 211, 2 vor 



allem darauf beruft, dass das vom König verliehene Gut 
auch in der fremden Hand nicht seinen Charakter als könig- 
liche Besitzung verliere, und daher immer noch Fiscus ge- 
nannt werde, so bezieht er sich damit auf eine factisch un- 
richtige Annahme, da den wenigen Stellen, in welchen dieser 
Ausdruck sich findet^), etwa die zehnfache Anzahl gegentLber 
steht, in denen er nicht gebraucht ist ") , so dass er keineswegs 
als Begel, sondern nur als Ausnahme erscheint. Völlig miss- 
lungen ist der Versuch, aus dem Sprachgebrauch der Carolin- 
gischen Periode durch die ganz missverständliche Auslegung einer 
Urkunde von Persy^**) eine Bestätigung zu ziehen. Man kann 
aber dem ganzen Argument um so weniger Gewicht beilegen, 
als selbst die in den Händen des Königs befindlichen Krongüter 
keineswegs immer Fisci, sondern eben so häufig villae oder 
agri genannt werden ^^), ja sogar Spuren sich finden, dass man 
von dem alten Hausgut das neuerworbene unterschied, und nur 
ersteres Fiscus nannte. Zu den von Waitz V. G. IV. 119, 3 
angeführten Stellen sind aus mero^ingischer Zeit hinzuzufügen: 
Test. Bertrammi Br. 56 (230) p. 101 B. fundnmque quem d«- 
dit , . . (rex) . . . tarn de fisco quam de comparato poastden^ 
dum und Urkunde Sigibert II. von 651 Br. 128 (319) ceaaionia 
tUtus qucte ex originario fiaco noatro aliquid . . . conceaaerat . . . 
Ebensowenig beweist das weitere von Waitz V.G. II. 211 
angeführte Argument, die Nothwendigkeit der Bestätigung durch 
den Nachfolger. Hinsichtlich der Ausdehnung, welche diesem 
angeblichen Bechtssatz zu geben sei, ist Waitz schwankend. 
Während er in der Verfassungsgeschichte (H. 211) behauptet, 
dass eine Verleihung auf den Nachfolger ohne Bestätigung gar 
nicht übergegangen sei, meint er in der Vasallität (71), die Be- 
stätigung sei nur in der ersten Generation (Schenker und Be- 



»•) Waitz V. G. n. 211, 2 führt drei an, ich habe B. W. 205, 6. noch 
mehrere hinzugefügt. 

") s. eine Zusammenstellung B. W. 204, 4, 5, 7, 8. 
") s. oben S. 44. 
*•) s. B. W. 205, 5. 
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Bchenkter) für erforderlich gehalten worden, oder habe doch 
nützlich geschienen. Aber auch der in solcher Weise modiiicirten 
Ansicht widerspricht schon der Umstand, dass auf diese Be- 
stätigungen in der meroviugischen Periode kein grösseres Ge- 
wicht gelegt wurde, als in der carolingischen. Die Bestätigungen 
wurden keineswegs regelmässig nachgesucht, etwa wie bei den 
Beneficien nach ihrem Erblichwerden, wir finden sie vielmehr 
in vielen Fällen unterlassen, wo sie erwähnt sein müssten, wenn 
sie eitheilt worden wären. Wie wenig rechtlich darauf ankam, 
zeigt sich an mehreren Beispielen. So sprach Childebert III. 
Br. 288 (440) auf eine Schenkung seines Vaters Theoderich, 
ohne sich auf eine Bestätigung zu beziehen. Adalsinde schenkt 
Br. 137 (328) de villa M. qiwd genitor noater Ä. et Ä. de fUco 
pariter promuerunt partianem nostram; Amandus Br. 158 (350) 
die villa B. que mihi ex munißcentia . . Ghilderici Regia . . 
fuerunt coüata; Carl Martell Br. 324 (537) res quas . . . Eil- 
debertus genitori nostro . . . concessit mihique genitor . . . in 
proprietatem concessit; WiUerad Br. 346 (587) curtem C. quae 
fuit de dono quod . . . Theodericus . . . genitori meo concessit; in kei- 
nem dieserFälle wird eine Confirmatiou der Nachfolger des Verlei- 
hers oder des Uebergangs auf einen anderen Inuhaber erwähnt. Die 
Schenkung Dagoberts an Rothmar wurde zwar von dem Nach- 
folger des Schenkers, Chlodwig, nicht aber für den Nachfolger 
des Beschenkten, Airmann, bestätigt. Gest. abb. Font. c. 1. 
(Pertz IL 275). Man kann aber Waitz um so weniger zuge- 
ben, dass Königsschenkungen der Merovinger nicht ohne neue 
Bewilligung auf die Söhne und sonstigen Erben eines Empfän- 
gers übergegangen seien, als diess dem Wortlaut der Urkunden 
widerspricht. Denn Roz. 147 (Marc. I. 14) heisst es bei der 
Schenkung an einen vir illuster: et suis posteris . . . aut cui 
voluerit ad possidendum rdinquat, vel quicquid exinde facere 
voluerit^ ex nostro permisso liberam in omnibus habecU potesta- 
tem. Ebenso ist in den beiden Schenkungen Br. 149 (340) 
und 189 (387) die freie Verfügung mit den Worten gestattet : 
et quicquid exinde facere voluerit, liberam in omnibus . . . ha- 
beat potestatem. 
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Diesen zweifellosen Zeugnissen gegenüber beruft sich Waitz 
V.G. IL 212. 1 lediglich auf zwei Stellen Gregors, in denen 
von einer Bestätigung oder Bewilligung für die Söhne die Rede 
sei. Selbst wenn diese Stellen in diesem Sinn aufzufassen wä- 
ren, würde daraus ein allgemeiner Rechtssatz nicht abgeleitet 
werden können. Beide Fälle sind aber auch gar nicht der Art, 
dass sie zu einem solchen Schluss berechtigten, wie ich B.W. 
234, 142 und 238, 168 näher nachgewiesen habe. Der letztere 
Fall, der des Waddo, Greg. IX. 35, verdient noch eine kurze 
Betrachtung. Ich will gar kein Gewicht darauf legen, dass 
Waddo's Sohn das ganze Vermögen seines Vaters sich bestä- 
tigen Hess, und aus den Worten Gregors nicht entnommen wer- 
den kann, dass überhaupt Krongut dabei gewesen sei; dagegen 
muss hervorgehoben werden, dass Waddo in einem von ihm 
veranlassten Aufstand erschlagen wurde, und dass diess allein 
die Veranlassung für den Schritt seines Sohnes gewesen sein 
kann. Ein ganz analoger Fall findet sich Roz. 41 (Not. tiron. 
43) quia cum Fastrada ad Franconofurd veniret^ avus suua (des 
Bittstellers) H. casu acciderUe in praeaentia ejus ipse interfec- 
tus fmsset^ quia prius ipse idem hominem ... JS. . . tin- 
terfeceraty et hac occaaione omne proprium ejus . , , ad publi- 
cum revocatum fuisset. Was der Enkel des Hostlaicus erst 
durch die Gnade des Königs nach längerer Zeit wied^ gut 
machen konnte, dem suchte der Sohn des Waddo durch eilige 
Schritte bei Hof vorzubeugen, der Gonfiscation des Vermögens 
des in einem Aufstand Erschlagenen. Man sieht an diesem 
Beispiel wieder, wie gewagt es ist, aus einzelnen von Schrift- 
stellern mitgetheilten Notitzen allgemeine Rechtssätzo ableiten 
zu wollen. 

Die Bestätigungen von merovingischen Königsschenkungen 
haben keinen anderen rechtlichen Charakter als die der caro- 
lingischen. Wie dort finden wir neben ihnen Bestätigung des 
ganzen Vermögens einer Peiwn oder eines Stiftes Roz. 158. 
(Marc. I. 35), Br. 199 (399), 291 (499), 328 (542); Bestätigung 
der Schenkungen von Privatleuten aus ihrem Privatvermögen 
(B.W. 219, 81), und von Tauschgeschäften früherer Könige 

5* 
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(B.W. 221, 88). Wie dort erfolgen die Bestätigungen für Ver- 
leihungen, in denen formell Eigenthum übertragen und freie 
Verfügung garantirt ist; es wäre ein wahres Wunder, wenn 
Verfügungen, die in allen Umständen sogar in den gebrauchten 
Ausdrücken identisch sind, für die merovingische Periode eine 
andere rechtliche Bedeutung hätten als für die carolingische. 

Ebensowenig wie die Bestätigungen für den Innhaber oder 
seine Erben sprechen die Bestätigungen einer Veräusserung 
der Königsschenkung für einen bedingten oder zeitmässigen 
Character derselben. Waitz hebt Vas. 71. 1, namentlich das 
Testament des Bertram, die Schenkung des Eligius und die 
Schenkung Dagoberts für Bosbach hervor, und meint, solchen 
Stellen gegenüber reiche meine Auseinandersetzung B.W. 220, 
dass eine Bestätigung oft gegeben worden, auch wo sie nicht 
erforderlich gewesen, nicht aus. Diess steht jedoch mit meiner 
Darstellung in Widerspruch. Ich habe B.W. 220 angeführt, 
dass manche Bestätigungen von dem König in seiner Eigen- 
schaft als oberster Richter vorgenommen worden seieu, habe 
aber S. 221 davon diejenigen unterschieden, die von ihm als 
Eigenthümer des Fiscus ausgingen mit der Bemerkung, dass es 
sich selbstverständlich nur von den letzteren hier handeln könne. 
Für diese ist aber gerade das Testament Bertrams völlig be- 
deutungslos. Allerdings kommt dort die von Waitz Vas. 71. 1 
citirte Stelle vor: rex . . . tribuü licenticmi ut . . , viUas quas 
munere suo promerut . . * conferre deberem. Allein diese Stelle, 
SO aus dem Zusammenhang gerissen, kann nicht richtig ver- 
standen werden. Im Eingang seines Testaments (Br. p. 99. 
Pard. 198) sagt nämlich Bertram: et guia . . Chtatarius suum 
praeceptum manu9 sitae jurefirmatum mihi dedit, ut de propria 
facuUate quod ex parentum eucceseione habeo, seu quod munere 
suo consecutue eum , aub aliunde comparavi , velcomparare...pO'' 
tuero, vel.. . asugmeniare potuerOy tarn pro animcie meae remedio 
quam pro propinquie meia seu fidelibua meia delegare voluero. 
liberum utendi tribuit arbitrium, — Es ist diess also ein sehr 
Übel gewähltes Beispiel, wie ich dißss schon B.W. 219, 80 her- 
vorgehoben habe, da sieh die königliche Erlaubniss nicht auf 



eine VerfftguDg über die Königsschenkungen beschränkt, son- 
dern auf das ganze Vermögen ausdehnt. Wie wenig aber über- ' 
haupt aus solchen Bestätigungen geschlossen werden kann, er- 
giebt sich eclatant aus dem was oben S. 46 von der carolingi- 
sehen Periode angeführt ist. 

Waitz hat den richtigen Gesichtspunkt so ganz verloren, 
das» er Vas. 72, 2. meint, vielleicht dürfe man die Aeusserung 
Tbegan. 19 dafür anführen, dass die Ertheilung von Eigenthum 
im bestimmten Gegensatz zu Beneficium eine Neuerung gewe- 
sen sei. Man darf diess aber durchaus nicht anfahren. Die 
Stelle des Theganus c. 19 lautet vollständig: in tantum largua, 
ut antea nee in antiquis libris nee modemis temporibua auditum 
esty tit villas regiaa, quae erant pcUria sui et avi et tritavi, flde- 
libus suis tradidit eas in possessionem aempitemam, et praecepta 
construxitj et annuli sui impressione cum subscriptione manu 
propria roboravit. Fecit enim hoc diu tempore. Diess wird 
durch die Erzählung des Astronomus 6 völlig erläutert, wo es 
heisst: qui (Ludovicua) cum primo vere a poJtre dimitteretur, 
interrogatua ah eo est, cur rex cum foret, tantae tenuitatis easei 
in re familiari . . . didicitque ab iUo, quia p^'ivatis studens 
quisque primorum negligens autem publicorum . . . dum publica 
vertuntur in privata^ nomine tenua dominus f actus sit pene omnium 
indigus. Carl sendet zwei missi praecipiens ut villae, quae 
eaienus usui servierant regio , ohsequio restäuerentur publice^ quod 
et factum est. Beide Stellen beziehen sich auf dieselbe That- 
sache. Nicht das tradere in possessionem sempitemam war hier- 
nach die Neuerung, sondern die Verfügung über die villae re- 
giae quae erant patris sui et avi et tritavi, oder wie der Astro- 
nomus sagt, die villae quae eatenus tisui servierant regio, näm- 
lich die für den königlichen Haushalt reservirten Güter, deren 
Verhältniss Waitz V.G. IV. 13 und 120 erörtert hat. Ganz 
dasselbe Verhältniss zeigt sich auch später C. 846, 20. 389. videtur 
nobis utile ut .. . missos,.. miUatis, qui omnia fidditer imbrevient, 
quae tempore avi ac patris vestri vd in regio spedaliter servitio 
vd in vasaUorum dominicorum beneficiis fuerwni, mit der aus- 
gesprochenen Absicht, die erstere Art von Gütern, soweit sie 
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an. Fremde verliehen, wieder einziehen zu lassen. Die Grund- 
losigkeit der Vermuthung, wonach Verleihungen zu Eigenthum 
eine carolingische Neuerung gewesen sein sollen, ergiebt sich 
übrigens schon daraus, dass die Schenkungsurkunden der caro- 
lingischen Periode mit denen der merovingischen fast wörtlich 
übereinstimmen, und dass sich auch die Bestätigungen, auf 
welche Waitz den von ihm behaupteten Unterschied begründen 
will, in beiden gleich verhalten. 

Wenn Waitz endlich Vas. 72 seine Ansicht dahin resumirt, 
es seien bei den merovingischen Krongutsverleihungen dieselben 
Umstände wie bei den Beneficien der caroliugischen Zeit in 
Betracht gekommen, so muss diese Behauptung nach dem hier 
Ausgeführten als ganz unrichtig bezeichnet werden. Die mero- 
vingischen munera werden immer Eigenthum des Erwerbers ge- 
nannt, die caroliugischen Beneficien heissen immer Eigenthum 
des Königs; die munera werden ganz bestimmt zu Eigenthum 
übertragen, Uebergangauf die Erben und die freiste Verfügung 
ist ausdrücklich zugestanden; die Beneficien werden ausdrück- 
lich nur auf das Leben des Verleihers und Innhabers höchstens 
auf das Leben des letzteren übertragen, und jede Disposition 
ist speciell untersagt. Ueber die munera vei-fügt der Innhaber 
oder sein Erbe wie über sein übriges Eigenthum, und lässt 
höchstens seine Disposition vom König bestätigen; eine Ver- 
fügung über Beneficien wie Ueberlassung an Dritte zu Eigen- 
thum kann immer nur vom König ausgehen. Die Behauptung 
von Waitz muss also gerade in ihr Gegentheil verwandelt 
werden. 



Abflohnitt 2. 
Die Säeularisation. 

Die bisherige Untersuchung hat aus den Quellen der me- 
rovingischen Periode selbst den positiven Beweis hel'gestellt, 
dass im 6. und 7. Jahrhundert königliche Beneficien sich nicht 
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finden, die Verleihungen von Krongut vielmehr regelmtosig zu 
Eigenthuni erfolgen. Die Entstehung der königlichen Beaeficien 
führt demnach von selbst auf das 8. Jahrhundert zurück, und 
zwar steht sie in Verbindung mit den Massregeln, welche in 
dieser Zeit gegen das Kirchengut ergriffen wurden. 

Eine dunkle Ahnung der Wichtigkeit dieses Ereignisses, 
das den Wendepunkt der merovingischen und carolingischen 
Verfassung signalisirt, findet sich allerdings schon früher; allein 
man ging kurz darüber hinweg, und begnügte sich mit den all- 
gemeinsten Angaben. Durchgängig herrschte die Ansicht, dass 
die Einziehung unter Carl Martell zu setzen sei ; über ihre Be* 
deutung machten sich zwei Meinungen geltend, insofern man 
da von Meinungen sprechen kann, wo es an jeder eingehenden 
Untersuchung fehlte. Montesquieu betrachtete die Säcularisation 
in ihrer Wirkung auf die öffentlichen Verhältnisse, indem er 
annahm, Carl Martell habe wegen völliger Erschöpfung des 
Fiscus Kircliengüter eingezogen, und daraus eine neue Reihe 
von Lehen geschaffen, welche von den merovingischen Ver- 
leihungen zu unterscheiden seien. Plank dagegen hatte mehr 
die kirchenrechtliche Seite hervorgehoben, indem er das Ver- 
fahren Carl Martclls als eine missbräuchliche Ausdehnung de« 
Schutzrechts bezeichnete. Dieser letzteren auch von Eichhoni 
angenommenen Auffassung hatte sich Waitz angeschlossen, in- 
dem er V.G. IL 570 sagte, Carl Martell habe dem Grundsatz,* 
dass das Kirchengut auch für die Interessen des Herrschers 
benutzt werden könne, die weiteste Ausdehnung gegeben, und 
IL 220, 2 annahm, auf die Entwickelung der Beneficien sei 
vielleicht (I) auch die Vertheilung der Kirchengüter durch Carl 
Martell von Einfluss gewesen. Ich habe in meinem Beneficial- 
wesen zunächst ausgeführt, dass die Säcularisation gar nicht 
auf Carl Martell zurückzuführen sei , da sie nach den von den 
einzelnen Kirchen erhaltenen Nachrichten erst unter seinen 
Söhnen hervortrete; dass sie nicht auf einem Missbrauch des 
Schutzrechts beruhe, da sie als eine allgemeine auch gesetzlich 
anerkannte Theilung zwischen Kirche und Staat und demnach 
als völlige Neuerung erscheine; dass sie endlich mit der im 8. 
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Jahrhundert eintretenden Verfassungsänderung, nämlich der Ent- 
stehung des Seniorats und der ausgedehnten Beneficienverleih- 
ungen in Verbindung stehe, und dadurch veranlasst worden sei. 

Dieser Darstellung ist Waitz in seiner Vasallität und den 
beiden folgenden Bänden seiner Verfassuugsgeschichte entgegen- 
getreten. Er behauptet, unter Carl Martell habe sich das 
Kirchengut so gut wie ganz in den Händen der Laien befun- 
den; unter seinen Söhnen sei ein Uebereinkommen mit der 
Geistlichkeit getroffen worden, welches, ohne die letztere ganz 
um ihr Recht zu bringen, dem Interesse des Staats entsprochen 
habe; nur die kirchliehe Anerkennung dieses von den Königen 
von jeher prätendirten Verfugungsrechtes sei eine Neuerung. 
Waitz sucht also ganz die ältere Meinung aufrecht zu erhalten, 
und dehnt diess sogar auf die Nachrichten der epistola Cari- 
siaca aus, deren Zeugniss er V.G. III. 16, 1 ^ nicht ohne alle 
Bedeutung^ findet. Ich muss diese Ausführung als völlig un- 
gegründet bezeichnen , und meine Darstellung nach allen Seiten 
hin aufrecht erhalten. 

Ehe ich jedoch auf den Nachweis im einzelnen übergehe, 
wird es passend sein, den Standpunkt klar zu machen, von 
welchem aus diese Untersuchung angestellt wird. 

Diese hat an und für sich grosses selbstständiges Interesse. 
Wir finden in der zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts Verhält- 
*nisse, die von einer gänzlichen Zerstörung des kirchlichen Be- 
sitzes nicht weit entfernt sind. Kein kirchliches Institut in Gal- 
lien bleibt verschont, auch nicht die Mittelpunkte des kirch- 
lichen Lebens, Rheims, Tours, S. Denys. Durch das ganze 
neunte Jahrhundert dröhnt es nach in dem Schrecken des Cle- 
rus bei Erinnerung an den grossen Umsturz, in den Klagen 
über den verschwundenen Wohlstand, den Bemühungen, den 
Verlust zu ersetzen, gegen ähnliche Gewaltthaten sich zu 
sichern. Grosse Säcularisationen wie zur Zeit der Reformation 
und im Anfang dieses Jahrhunderts werden immer einen weit- 
reichenden Einfluss auf alle inneren Verhältnisse ausüben; viel 
mehr noch zu einer Zeit^ wo die Kirche nicht nur als der 
grösste Grundbesitzer nach dem König, sondern auch als ein- 



zige Repräsentautinn aller geistigen Interessen einen grösseren 
Einfluss ausübte als in irgend einer anderen Epoche unserer 
Geschichte, wobei ihr noch dazu auf keiner Seite eine geglie- 
derte Opposition entgegenstand. 

Schon allein diese Erwägungen rechtfertigen es, wenn ich 
die Säcularisation als den Wendepunkt der fränkischen Verfas- 
sung bezeichne. Für die vorliegende Untersuchung vollends 
bildet dieses Ereigniss den Knotenpunkt, die Grenzscheide 
zwischen Unterthanenverband und Feudalität. Noch im ganzen 
Mittelalter sind es neben dem Reichsgut hauptsächlich Kirchen- 
güter, die zu Lehen gegeben sind ^). Nicht nur die vom König 
verliehenen Kirchengüter, die noch im 11. Jahrhundert unter- 
schieden werden ^), sondern auch die von den Kirchenvorstehern 
freiwillig constituirten Lehen bilden eine wesentliche Grundlage 
der königlichen Macht, da bei der grösseren Abhängigkeit der 
geistlichen Fürsten ihre Dienstmannschaft in ausgedehnterem 
Mass dem König zur Verfügung steht. Durch die Säculari- 
sation sind theilweise die materiellen Grundlagen der mittel- 
alterlichen Einrichtungen geschaflFen, und sie bedarf schon des- 
halb der sorgfältigsten Untersuchung. Es genügt dabei nicht, 
das Factum in der Hauptsache und in allen seinen Einzelheiten 
ausser Zweifel zu stellen, es ist eben so wichtig, die Motive 
der ausserordentlichen Massregel sich klar zu machen, und 
gerade hier ist die Feststellung des Zeitpunkts von besonderer 
Bedeutung. Dabei sind die persönlichen Beziehungen der bei 
der Massregel Betheiligten für die Rechtsgeschichte ohne In- 
teresse; es konunt nicht darauf an, jemanden anzuschuldigen 
oder zu vertheidigen , über die Rechtmässigkeit oder Unrecht- 
mässigkeit ein Urtheil abzugeben. Früher verfolgte man bei 
den betreffenden Untersuchungen andere Zwecke, man wollte 
das Andenken eines Helden von einem vermeintlichen Flecken 
reinigen, und kam dabei auf ein richtiges Resultat, ohne die 
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nöthigen Consequenzen daraus zu ziehen. Ich hatte B.W. 325 
ausdrücklich erklärt, dass mir diese Richtung der Untersuchung 
ferne liege; gleichwohl stellt es Waitz Yas. 69, 70 so dar, als 
wolle ich Carl Martell ,. gegen die gewöhnlichen Beschuldigun- 
gen rechtfertigen", als sei ich sein „Vertheidiger*^, ein Stand- 
punkt, den ich in keiner Weise einzunehmen beabsichtigte. 
Eine äussere Veranlassung, auf den Zeitpunkt so grosses Ge- 
wicht zu legen, lag für mich schon in dem Umstand, dass mau 
seit Mitte des 0. Jahrhunderts so eifrig und mit so gutem Er- 
folg bemüht gewesen war, durch Fabricirung falscher und In- 
tei-polation ächter Schriftstücke die auf der Synode von Kiersy 
erfundene Fabel zu colportiren. Aber wer kann überdies» ver- 
kennen, dass wir über Motive und Wirkung ganz anders zu 
urtheilen haben, je nachdem wir uns entscheiden, ob der mäch- 
tige Schlag unter Carl Martell oder Pipin fiel, unter Carl Mar- 
tell, der in den äussersten Todesnöthen des verfallenden Fran- 
kenreichs die letzten Kräfte zusammenraflt , oder Pipin, dem 
stolzen Beherrscher des grössten Continentalstaates — unter 
Carl Martell, der einem barbarischen kaum die letzten Reste 
canouischer Satzungen befolgenden Clerus gegenüber steht, oder 
Pipin, der im Bund mit Bonifacius die Kirchenreformation ein- 
leitet, und die ersten Fäden der folgenreichen Verbindung mit 
Rom anknüpft? Und wir haben Anhaltspunkte genug, nicht 
nur das historische Factum ausser Zweifel zu setzen, sondern 
auch die Hypothesen, die Waitz über den Inhalt der Mass- 
regel aufgestellt hat, völlig zu widerlegen. 

Unter den Merovingern war das Kirchengut nicht frei von 
Anfechtungen; ich habe B.W. 315 — 324 die Fälle, die in un- 
sern Quellen erwähnt werden, vollständig zusammengestellt und 
dabei mehrere Hauptarten unterschieden. Vor allem hatte ich 
den Fall hervorgehoben, wo in Folge der Reichstheilungen das 
in einem Land gelegene Gut der Kirche eines fremden Reichs 
vom Landesherrn eingezogen wurde. Dass derartige Einziehun- 
gen vorkamen, ist ganz zweifellos durch den Brief der Arver- 
ner Synode von 535 Bouq. IV. 57. et dum uniua regte quiaque 
potestcUi ac dominio aubjacetj in aüei-tus aorte po9Üam cujuacum- 
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que ut adaolet tmpetüione non ammitteret facultatem , . quaesu- 
mus tU tarn rectores ecdesiarum quam unwersi derici atque . . 
saeculares . . . de qtwd in sorte vestra est, extraneoa de quod 
habere proprium semper visi sunt, non permitiatia existere, und 
den damit in Verbindung stehenden Beschluss dieser Synode 
C 5. qui reiculam ecclesiae petunt a regibus . . . excludantur. 
Femer gehört hierher: Conc. Paris, III. v. 557. c. 1. nee quia- 
quam per Interregnum res dei defensare nitatur . . . wobei der 
Nachsatz: quia dei potentia cunctorum regnorum dominos sin^ 
gulari dominatione condudit und das später Folgende keinen 
Zweifel darüber lässt, dass dieser Satz auf das oben erwähnte 
Verhältniss sich beziehe. Ich führe noch an: Conc. Aurel. V. 
V. 549. c. 14. t^ nullus episcoporvm . . . seu in uno regno seu 
in alio positas . . . aüerius ecclesiae res aut petoJb aut praesu- 
mat accipere. Alle diese Stellen habe ich B.W. 315 und 316 
wörtlich angeführt und ausserdem das Verhältniss durch eine 
Reihe von Beispielen aus dem 6. Jahrhundert belegt. Waitz 
Vas. 69. 1 sagt nun, diese meine Darstellung sei „ganz will- 
kürlich und ohne einen Schein der Begründung.^ Der Leser 
entscheide. 

Als zweiten Hauptfall führte ich an die Verleihung oder 
Einziehung von Gütern der Landeskirche durch den eignen 
Landesherrn. Ich habe behauptet, dass eine solche Verfügnng 
nur selten vorgekommen sei, und habe diess gestützt auf den 
Umstand, dass Gregor, der nach der ganzen Anlage seines 
Geschichtswerks keinen derartigen ihm bekannten Eingriff über- 
gehen konnte, nur zwei Fälle aufführt, B.W. 318 — dass aus 
den Zeiten Dagoberts, für welche wir doch sehr ausführliche 
Nachrichten haben, nur eine sehr allgemeine Angabe vorliegt, 
B.W. 320 — dass die Nachrichten in der vita Martini Verta- 
vensis, auf die sich Waitz V.G. II. 570 bezieht, wenn er auch 
meint, vielleicht (!) sei die Sache nicht gerade so(!) zur Aus- 
führung gekommen, von einem stümperhaften Autor des 10. 
Jahrhunderts herrührt, der sich wahrscheinlich von einem Spass- 
vogel anführen Hess, B.W. 321. 30 —- dass die Nachrichten 
von Verdun und Rheims, die eine bedeutende Einziehung im 



7. Jahrhundert anzeigten , völlig unglaubwürdig seien, B.W. 322 
— dass dagegen zur Zeit Gregors wie im 7. Jahrhundert eine 
lücksichtsvolle Behandlung des Kirchenguts in Fällen hervor- 
trete, wo seit dem 8. Jahrhundert Einziehung gewöhnlich war, 
und habe diess durch zahlreiche Beispiele belegt, B.W. 318. 
323, f. Daraus habe ich geschlossen, dass die Eingriffe in das 
Kirchengut unter den Merovingem nicht nur selten sondern 
auch nur partiell gewesen seien. Waitz nennt diess Vas. 69. 1 
ein „Raisonnement* und meint, mit solchen Schlüssen könne 
bei unseren dürftigen Quellen alles in Abrede gestellt werden. 
Ich muss mich auch hier auf das Urtheil der Leser berufen. 

Als dritte Art bezeichnete ich Verleihung durch die Kirche 
auf ein Vorwort des Königs, etwa in der Art der später sich 
findenden precariae per verbumregis; ich bezweifle jedoch jetzt 
nach näherer Untersuchung, dass sich dieses Verhältniss schon 
für die merovingische Periode nachweisen lasse. Ich hatte B.W. 
317. 9 Conc. Aurel. IV. c. 25 darauf bezogen ai quia . . . suh 
potentum nomine atque patroctnw res ecclestcie . . . petere aut 
posstdere praeauinserit^ . . . bezweifle jedoch, ob man nach da- 
maligem Sprachgebrauch unter den patentes den König ver- 
stehen dürfe. Die oben S. 75 aufgeführten Stellen, wo von ei- 
ner Verleihung von Kirchengut durch den König die Rede ist, 
geben keinen Anhaltspunkt dafür, dass diess in der Form ge- 
schah, die man später precariae verbo regis nannte, vielmehr 
ergiebt sich daraus nur, dass Kirchengut eingezogen und an 
einzelne verliehen wurde. Die Urkunde von Pipin Bouq. V. 
701 endlich, die ich früher auf dieses Verhältniss bezog, lässt 
sich dafür nicht anführen. Waitz giebt davon Vas. 69 folgende 
Darstellung: „ein Gut, welches der Kirche geschenkt war, hatte 
ad petitionem Ebroini ein gewisser Joannes per precariam em- 
pfangen, dann ebenso Frodoinus und Geruntus besessen, und. 
darüber hatten König Childebert und der Majordomus Grimoald 
precarias ausgestellt, welche die Mönche zu lesen gaben. Da- 
mals aber hatte gasindus . . . Teudbertus per nostrum bene- 
flcium das Gut inne, und diess erscheint als blosse Fortsetzung 
des früheren Verhältnisses.^^ Ich muss diese Darstellung, die 
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auch V.G. III. 15. 2 wiederholt ist, in ihren wesentlichen Thei- 
len für unrichtig erklären, das Yerhältniss war vielmehr folgen- 
des: das Gut Taberniacum war von dem illuster vir Ountal- 
dus an S. Denys geschenkt, und dann auf Bitten des Ebroin 
von dem Kloster dem Johannes per precariam überlassen. Ebenso 
hatten Frodoinus und Geruntus das Gut per precariam S. Dio- 
nysii besessen. Die Urkunde fährt dann fort: ef ad ipsam de-- 
legationem vel confirmationem aeu ipaas precariaa anterioris re- 
gia d. Childeberti et precariam . . Chrimoaldi M. D. nobia obtu- 
lerunt ad relegendum. Hier zeigt sich auf den ersten Blick, 
dass die Auslegung von Waitz völlig unzulässig sei. Die Mönche 
legten eine delegatio , eine confirmatio und precarias vor. Dass 
diese precariae von Childebert herrührten, ist desshalb nicht 
anzunehmen, weil die precariae nach zweifelloser Gewohnheit 
in dieser und der folgenden Zeit von dem Inhaber des Gutes 
ausgestellt wurden. Auch bei den precariae verbo regis war 
diess nicht anders; hier stellte nicht der König, der die Ver- 
leihung befahl, sondern der Inhaber die Urkunde aus, und in 
dieser wurde der königliche Befehl nur erwähnt. Das Ckilde- 
berti regia muss daher auf die conprmaJbio bezogen werden, was 
sich auch aus den Eingangsworten ergiebt: ai hoc cognoacimua 
quod ad loca aanctorum fuiaae delegatum et per praeceptionem 
noatram anteriorum regum manu aubacripta intbi confirmatione 
per noatrum oraculum . . affirmamtia. Es ist ferner völlig irr- 
thümlich, wenn Waitz behauptet, das Innehaben des Gutes 
durch Teutsindus erscheine als blosse Fortsetzung des früheren 
Verhältnisses; denn die Urkunde fährt nach obiger Stelle (re- 
legendum) fort: et quoniam per iniquam cupiditatem a malignia 
hominibua ipaa viüa T. de ipaa caaa 8, Dionyaii fuit abatracta 

vel imminuta. Also gerade das Gegentheil von dem was 

Waitz sagt, geht aus der Urkunde hervor. Teutsind besass 
die Villa als königliches Beneficium nicht durch eine „blosse 
Fortsetzung der früheren Verhältnisse", sondern weil sie von 
bösen Menschen eingezogen war. Der Nachweis dieser frühe- 
ren Verhältnisse durch Urkunden, der delegatio, confirmatio 
und precariae führt vielmehr zur Zurückgabe des von bösen 
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Menseben eingezogenen Gutes. Man wird daher auf diese Ur- 
kunde, die, wie ich B.W. 317 angeführt, und hier bestimmt 
wiederhole, die einzige ist, in der man eine derartige Andeu- 
tung finden könnte, kaum grosses Gewicht legen dürfen, und 
es ist also nicht nachweislich, dass sich Verleihungen auf ein 
Vorwort des Königs schon vor dem 8. Jahrhundert finden. 

Während Waitz mit ein paar Phrasen meine ganze Aus- 
führung beseitigt glaubt, stellt er wiederholt die Behauptung 
auf, dass die merovingischen Könige ein Recht der Verfügung 
über Kirchengut prätendirt hätten. Schon V.G. II. 216. hatte 
er angenommen, die Könige hätten sich das Recht der Verfü- 
gung über die an Kirchen verschenkten Güter beigelegt, und 
nach V.G. II. 570 hatte Carl Martell dem Grundsatz, dass das 
Kirchengut auch für das Interesse des Herrschers benutzt wer- 
den könne, die weiteste Ausdehnung gegeben. Eben so soll 
nach Vas. 69. das Kirchengut zunächst, soweit es von Königs- 
scheukungen herrührte, dann aber auch in weiterer Ausdehnung 
alles unter den Merovingern so betrachtet worden sein, dass 
sich die Könige ein Recht der Verfügung darüber beilegten, 
und nach V.G. III. 38. wurde die Verfügung über das Kirchen- 
gut durch die Fürsten , welche die Kirche stets bekämpft hatte, 
unter den Söhnen Carl Martells gesetzlich anerkannt. Waitz 
behauptet also positiv die Prätension eines Verfügungsrechts 
der Könige, und sieht einen Unterschied nur darin, dass die 
Kirche unter den Merovingern protestirte, während sie nach 
Carl Martell diesen Protest aufgab. 

Zur Begründung dieser Meinung bezieht sich Waitz zu- 
nächst auf die Urkunde Pipins Bouq. V. 701, die ich soeben 
ausführlich erörtert habe, und die, wie dort gezeigt, gar nicht 
angeführt werden kann, da die Verwandlung des Klostergutes 
in ein königliches Beneficium nicht als Ausübung eines könig- 
lichen Vorrechtes sondern als die That boshafter Menschen 
bezeichnet wird. Femer belegt er seinen Satz mit den Gon* 
cilieuschlüssen Conc. Arv. 535. c. 5. qui reiculam eccUsiae pe- 
tunt a TBgtbus et harrendae cupiäitaHB tmpulsu effentium subatan- 
ttam raptunt, irrita habeantur quae obtinent et a communiofie . . . 
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exdudantur und Concil. Paris. III. v. 557. c. 1. accidit . . . etiam 
ut temporibus diacordiae sub (al. sine^) permissione . . . CMo- 
dovei regia res eccle^iarum aliqui competisaent . . . ibid. C. 2. 
perpetuo enim anathemate feriatut , qui res ecclestae conjßscare 
atit competere atU pervadere periculoaa infestatione praesumsertt. 
In diesen Stellen, ist jedoch nicht mit einem Wort gesagt, dass 
ein Recht der Verfügung behauptet worden sei, weder bezüg- 
lich der eigenen Schenkungen der Könige, noch bezüglich des 
übrigen Kirchenguts. 

Was das erstere betrifft, so hat die Annahme von Waitz, 
dass sich die meroviugischen Könige ein Recht der Verfügung 
über die von ihnen an Kirchen geschenkten Güter beigelegt 
hätten, von vornherein wenig Wahrscheinlichkeit für sich. Nach 
zweifelloser Uebung aller Zeiten und Gegenden wurden in der 
christlichen Kirche Zuwendungen an ein kirchliches Institut als 
Eigenthum desselben angesehen, und es wurde für höchst un- 
schicklich und unzulässig erachtet, eine Stiftung, bei welcher 
in der Regel die Erfüllung einer religiösen Pflicht beabsichtigt 
war, zu alteriren. Dass die von Königen geschenkten Güter 
mit den von anderen Seiten geschenkten völlig gleichstanden, 
tritt in den Urkunden ganz bestimmt hervor. So heisst es 
Roz. 16. (Marc. I. 3,) atU nostro aut cujusltbet munere ♦ . «n 
reffno nostro . . aut regia aut privatorum largiteUe coUataa . . 
Roz. 158. (Marc. I. 35.) quicquid atä regia conlatione aut pri^ 
vatorum munei-e . . acquiaiktm . . . Br. 145. (366) von 659« 
quod a nobis vd a auccedentibua domnia regibua vel a deum ti" 
mentä>ua hominibua inibi fuerit collatum .... ibid. 199. (399.) 
aicut conatat a . . Sigiberto . . f e/ . . Childerico . . rege . . • 
aeu ceteria chriatiania hominibua ad ipaa momiateria . . . Dipl. 
Carlomani v. 770. Schöpflin Nr. 41. quas , . . aut noatro aut 
cujualibet munere habere videtur . . Dipl. Caroli v. 772. ibid. 
Nr. 43. quod . . poaaidebat tarn ex muneribus principum aeu 



') Einige Mss. haben sine, einige supra pennissione, Mansi in Note 7. 
zu jener Stelle IX. 749. 
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Ebroardi . . . seu ex largttate pcLgensium .... Dass die Kö- 
nige zunächst über ihre eigenen oder die Schenkungen ihrer 
Vorfahren verfttgen zu dürfen behaupteten oder verfügten, ist 
weder in den erwähnten Concilienschlüssen noch sonst wo aus- 
gesprochen, und kann nicht durch ein einziges Beispiel nach- 
gewiesen werden. Eine so allgemeine Behauptung erscheint 
aber als eine unwahrscheinliche Conjectur gegenüber dem Um- 
stand, dass in der fränkischen Monarchie wie oben S. 42 und 
62 gezeigt, die Königsschenkungen ohne irgend einen Vorbe- 
halt der Kirche als Eigenthum übertragen wurden, dass es an- 
dere Verleihungen von Königsgut an Kirchen als zu Eigenthum 
gar nicht gab, und dass überdiess die Unverletzlichkeit der 
königlichen Schenkungen durch die Constitution Chlotars und 
den Vertrag von Andlau besonders garantirt war*). 

Eben so grundlos ist die Behauptung, dass die merovingi- 
schen Könige in weiterer Ausdehnung ein Recht der Verfügung 
über das ganze Kirchengut sich beigelegt hätten. Es ist nir- 
gends ausgesprochen, dass der Landesherr über die in seinem 
Land gelegenen Güter der Landeskirche ein solches Recht in 
Anspruch genommen habe, aus den Concilienschlüssen geht viel- 
mehr nur hervor, dass Einziehungen vorkamen, gegen welche 
die Kirche mit Excommunication drohte. Das Factum, dass 
Kirchengut eingezogen wurde, berechtigt aber eben so wenig 
zu der Annahme, dass man sich ein Recht dazu beilegte, als 
die zahlreichen willkürlichen Einziehungen von Privateigenthum, 
über welche B.W. 217. 70. eine Zusammenstellung gegeben ist, 
die Vermuthung veranlassen werden, dass die fränkischen Kö- 
nige ein Recht der willkürlichen Einziehung alles Privateigen- 
thums zu haben behaupteten. 



^) Mit Recht bezeichnet esZöpfl. R.A. I. 111 als notorisch, dassGrund- 
betitzungen im fränkischen Reich an die Kirche ausnahmslos als freies 
Eigenthum übertragen ¥rurden. Nach Ficker Heerschild 64. reichen Ver- 
gabungen an Kirchen zu Lehen nicht über die Mitte des 12. Jahrhunderts 
zurück. 
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Für eine solche Annahme mttsste irgend ein posi- 
tiver Anhaltspunkt beizubringen sein^ zunächst aus der Zeit 
der Säcularisation selbst. Hier finden wir jedoch gerade das 
Gegentheil. In der Mitte des 8. und im 9. Jahrhundert berief 
man sich nie auf den von Waitz aufgestellten Rechtssatz; man 
erkannte viehnehr, wie die unten folgende Zusammenstellung 
ergiebt, ausdrücklich an, dass vom rechtlichen Standpunkt 
aus die divisio nicht gerechtfertigt werden könne, und bezog 
sich nur auf die Unvermeidlichkeit. Dadurch ist es von vorn- 
herein ganz unwahrscheinlich, dass man für die merovingische 
Periode einen solchen Bechtssatz anzunehmen habe, der bei 
der Säcularisation selbst in keiner Weise hervortritt. Es zeigt 
sich aber überdiess ganz deutlich das Gegentheil in der Thatsache, 
dass nach Greg. IV. 2. Chlotar I. die Einwilligung sämmtlicher 
Bischöfe zur Einziehung des dritten Theils der Kircheneinkünfte 
bereits erhalten hatte, auf den Widerspruch des einzigen In- 
juriosus jedoch davon abstand. 

Lassen wir endlich einfach die Thatsachen sprechen. Im 
Jahre 557 kann das Pariser Goncil die Bückgabe einiger vor 
40 Jahren entfremdeten Güter verlangen, und jeden mit Ex- 
communication bedrohen, der sich Kirchengut anmasst — im 
8. Jahrhundert ist ein altbeiühmtes Kloster, Glanfeuil, ganz 
zerstört, andere in die äusserste Armuth gestürzt, das Lieb- 
lingskloster S. Denys hat 47 Güter, S. Wandrille, die Pflanz- 
stätte der caroliugischen Familie , ein Drittel seiner Besitzungen 
verloren; Le Maus hat nach der üeberlieferung 19 Klöster, 17 
cellae, 70 namentlich benannte Güter eingebüsst, Auxerre von 
seinem Beichthum nur 200 Hufen behalten — und die Kirche 
schweigt. Man muss, um einen Ausdruck von Waitz zu ge- 
brauchen, gewaltsam die Augen verschliessen, um den Unter- 
shied zwischen hier und dort nicht zu sehen, v 

Wie bezüglich der rechtlichen Auffassung so ist die Dar- 
stellung von Waitz auch in der Beurtheilung der factischen 
Verhältnisse völlig verfehlt. Aus den wiederholten Verboten 
der Kirche schliesst er Vas. 70., dass solche Eingriffe in der 
merovingischen Zeit oft geschehen seien. Allein diese Annahme 

Roth, F«adaliUt n. Unt«rthantnv«rband. 6 
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wird direct widerlegt durch die Geschichte der einzelnen kirch- 
lichen Institute. Wir haben ausführliche Geschichten einzelner 
Kirchen und Klöster, welche auf Grund urkundlicher Nachwei- 
sungen eine sehr ins einzelne gehende Uebersicht des Besitz- 
standes fiir den Lauf mehrerer Jahrhunderte gewähren, so in 
erster Linie die Gesta abbatum Fontauellensiuin, Flodoardi hi- 
storia Bemensis, historia episcoporum Autissiodorensium, Acta 
episcoporum Cenomanensium, in zweiter Linie die Gesta episco- 
porum Virdunensium , Chronicon Besuense u. a.; in allen ohne 
Ausnahme erscheint der Güterbestand bis zum 8. Jahrhundert 
völlig gesichert und erst mit dieser Zeit treten die grossen 
Störungen ein. 

Es ist daher durchaus keine Veranlassung gegeben, in der 
Säcularisation nur eine erweiterte Fortsetzung der früheren Zu- 
stände zu sehen. Wir können nicht nur die Zeit ihres Ein- 
tritts bestimmt feststellen, sondern auch bezüglich desUmfangs, 
des Verfahrens und damit auch der rechtlichen Bedeutung kön- 
nen wir den Weg der Conjectur verlassend an der Hand gleich- 
zeitiger Dokumente ein bestimmtes Resultat herstellen. 

Es empfiehlt sich auszugehen von der Notiz der verlore- 
nen Murbacher Annalen, welche übereinstimmend in den Anna- 
les Alamannici Guelferbytani und Nazariani zum Jahre 751 ge- 
bracht wird: Bes eccleatantm deacriptas cUque (quae et) divisaa. 
In allen drei SteUen wird das Ereigniss nach der Thronbestei- 
gung Pipins gesetzt. Nach dem Wortlaut war es eine Mass- 
regel, welche die ganze Kirche umfasste, und die in einer Ver- 
zeichnung und Theilung der Kirchengüter bestand. Der Aus- 
druck divisas scheint nicht willkürlich gewählt, da er in offi- 
ciellen Dokumenten als technische Bezeichnung der Säculari- 
sation wiederholt vorkommt. Vor allem ist Bezug zu nehmen 
auf das von Carl dem Grossen ausgestellte Versprechen, das 
uns in Ansegis. Cap.I. 77. erhatten ist: Tarnen ut ab eodeaias'^ 
ticis de non dimdendü rebus illtus auspicionem dudum conceptam 
penüus amoveremtAS, atatuimua tU , , , nuUam penitua diviaumem 
aut jacturam paUatur. Eben so wird in der Divisio imperü 
817. 10. 199. darauf hingedeutet: ai . . . evenerit, ui aliquia 
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iUorum propter cupidüaiem verum terrenarum . . . atU divüor 
aut obpreaaor ecclestarum vel pauperum exttterit . . . und in 
kaiserlichen Urkunden darauf verwiesen. Bouq. VI. 529. und 
VIII. 487. dum . . . memoratarum auhataniia cellarum per di^ 
visionem olim factam imminuta fuüset. Bouq. VI. 568. posses" 
sionea . . nullus HUccederUium nostrorum dividere aut in aiios 
usus convertere praesumeret. Bouq. VIII. 388. res . . . divüae 
et dtstractae. Wie i(i officiellen Dokumenten der Regierung so 
wird der Ausdruck auch in Erlassen geistlicher Behörden wie- 
derholt angewendet, so Epist. Hadriani P. an Tilpin Bouq. V. 
594. et res ecclesiae de illo episcopatu sunt ablatae et per lai» 
cos divisae sunt, stcut et de aliis eptscopcUibus , maxime autem 
de Remensi metropolitana sede und dann: et nuUus . . . tibi vel 
Remeasi ecclesiae de rebus ad illam dd>ite pertinentibus divisio- 
n€m vel violentiam sicut antea factum fuit^ facere praesumat. 
Priv. des Bischof Aldrich von Seus v. 833. Hard. IV. 1371. 
quae olim per divisiones praedecessorum tempwe fuit disrupta, 
Concil. Meldense 845. c. 44. Si vero civitatis episcopus obierü, 
nihil ex episcopali minister io specialiter episcopis debito attentet 
(seil, chorepiscopus) , quia ex hoc magnum scandalum ei diviaio" 
nem rerum ecdesiasticarum — dei ecdesiis accidisse cognosci" 
mus. Syn. Carisiaca c. 7. Carolus . . . qui primus inter omnee 
Francorum reges ac principes res ecclesiarum ah eis separavit 
atque divisit . . . quorumqne res abstulit atque divisit. 

Es ist durch diese übereinstinunenden Zeugnisse zweifellos 
hergestellt, dass man im 8. und 9. Jahrhundert eine Mass- 
regel, welche wesentlichen Einfluss auf das Eirchengut hatte, 
divisio nannte. Ich habe sie als Säcularisation bezeichnet, und 
damit angedeutet, dass ich sie für eine Theilung des Kirchen- 
guts zwischen Kirche und Staat ansehe. Waitz ist dem ent- 
gegengetreten, und hat versucht, die von mir erörterten That- 
sachen mit der älteren auf der epistola Carisiaca beruhenden 
Ansicht in Einklang zu bringen. Nach seiner Darstellung Vas. 
70 undV.6. III. 15. f. und 35. f. war die divisio ein Abkommen 
zwischen den Söhnen Carl Martells und der Geistlichkeit, wel- 
ches den Interessen der ersteren entsprach, ohne die letztere 



ganz um ihr Becht zu bringen, bestehend in der theilweisen 
Rückgabe des Kirchenguts, dessen übrige Theile gegen Con- 
stituirung der bekannten Abgaben in weltlichen Händen blie- 
ben; sie erschien nicht als eine Verschlechterung sondern als 
eine Verbesserung in der Lage der Kirche, da das Abkpmmen 
schon als ein Zurückgeben reddere betrachtet wurde, gegen- 
über dem Zustand unter Carl Martell , wo die Kirchen und ihre 
Güter ganz in die Hände der Weltlichen übergegangen waren. 

Diese ganze Auffassung kann schon nach den obigen Stellen 
als völlig unbegründet bezeichnet werden. Die divisio wird 
von den Gleichzeitigen nicht als ein Arrangement, als eine 
Verbesserung der Lage, sondern als ein schweres Unglück cha* 
racterisirt; divüionem vd violentiam sagt Papst Adrian, divi" 
sionem atU jacturam Carl der Grosse, divisor aut oppreaaor 
Ludwig der Fromme. Unvereinbar ist die Erklärung von Waitz 
mit dem feierlichen Versprechen Carls des Grossen Cap. I. 77. 
Bestand die divisio in der theilweisen Bückgabe des in der 
Hand äes Staats befindlichen Kirchengutes, so ist es unerklär-- 
lieh, wie sich die Kirche eine feierliche Versicherung dagegen 
ausstellen lassen, wie sie sich gegen Bückgabe des in der 
Hand des Staates befindlichen Kirchenguts verwahren konnte. 
In allen Dokumenten erscheint endlich die divisio als Veran- 
lassung der Einziehung, nicht wie Waitz es darstellt, als Wir- 
kung derselben. Völlig grundlos ist die Annahme, dass unter 
Carl Martell alle Kirchen mit allen ihren Gütern in den Hän- 
den von Weltlichen gewesen seien. Es ist diess nicht nur, wie 
ujiten gezeigt werden soll, sehr übertrieben, sondern der Ver- 
lauf ist auch durchaus nicht bei allen Kirchen der gewesen, 
dass sie aus den Händen Weltlicher vermittelst der divisio in 
geistliche Hände zurückgegeben wurden. 

Wir haben über den Verlauf der Säcularisation eine An- 
zahl bestimmter Nachrichten von einzelnen kirchlichen Institu- 
ten, welche theil weise die Zeit näher bestimmen. Diese be- 
dtlrfen nun vor allem sorgfältiger Prüfung. 

Die erste authentische Nachricht führt auf die Zeit nach 
744, indem ein von dem Papst Hadrian 775 an den Erzbischof 
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Tilpin gerichteter Brief Bouq. V. 594. von dem Erzbisthum 
Rheims sagt: qm (Abel) ah iUo constttutus fuie, aed ibi perma- 
nere permtssus non fuit, aed magia contra deum ejectus est, et 
Rememis ecclesia per muüa tempora et per muUoa annoa sine 
episcopo fuit, et res ecclesiae de tUo epücopatu sunt ahlatae, et 
per laicos dtvisae sunt, sicut et de aliis episcopatibus , maxime 
autem de Remensi metropolitana cwitate. Et tua fratemüaa jam 
ex magna parte res ipsas apud gloriosum ßium nostrum Caro- 
lum et ante apud Garlomannum gloriosum fratrem ejus impe- 
tratas habes. — Der Versuch Abel einzusetzen erfolgte ganz 
zweifellos zwischen 743 und ?44. Erst nach dieser Zeit trat 
nach dem Zeugniss des fast gleichzeitigen P. Hadrian in Rheims 
wie in anderen Bisthümern die divisio ein, die erst unter den 
Söhnen Pipins zu Restitutionen Veranlassung gab. 

Auf ganz denselben Zeitpunkt scheint die Nachricht von 
Auxerre in der Hist. episcoponira Autissiodor. c. 22. hinzudeu- 
ten: Aidulfus ex cantore episcopus sedit annos 15 fuit tempo- 
ribus Garoli et perduravit usque ad Pipinum in divinis oßciis 
strenuus et episcopali largitate famosus. Ejus tempore res eccle- 
siasticae ab episcoporum potestate per eundem principem abstrac- 
tae in dominatum saecularium cesserunt, siquidem centum tan- 
tummodo mansis episcopo derelictis quicquid mllarum superfuit, 
in sex principes Baioarios distributum est. Die Erwähnung der 
sechs bairischen principes giebt einen selbstständigen Anhalts- 
punkt für die Feststellung des Zeitpunktes. Bekanntlich war 
es im Frankenreich gewöhnlich, vornehme Geiseln in solcher 
Weise anzusiedeln'^): So gab Pipin dem Ravennaten Gaidulf 
das Kloster Glanfeuil, B.W. 340; Carl der Grosse die villaNo- 
viliacum dem Sachsen Anscherus Bouq. V. 362 ; nach Bouq. V. 
734. hatte ein Friese Gabbi ein Gut des Klosters S. Denys als 
königliches Beneficium, und nach C. 802. 10. 97. und 802. 50. 
101. hatten mehrere Sachsen königliche Beneficien in Franken. 
Die Notiz der historia kann man auf den bairischen Krieg voi\ 
743 wie Rudhart bair. Gesch. 292. oder von 748 wie Waitz 
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V.G. III. 44. 1. beziehen; jedenfalls ist damit der Zeitpnnkt 
nach 748. festgestellt, für welchen die historia übereinstimmend 
mit dem Brief des P. Hadrian eine allgemeine Einziehung 
meldet« 

Auf denselben Zeitpunkt führen noch zwei andere Nach- 
richten zurück. In dem Bericht der Missi von 780. Mailene 
et Durand Coli. ampl. I. 42. heisst es von dem Kloster S.Victor: 
et po8t mortem ipatua Abbone Ardingus üle Aletnannus tpsaa 
caacts dei ecclestae MoRStltensis interner ato ordtne . . . divesttvit 
et ad H. 8U0 vaaao hoc beneficiavit. Die öffentliche Einziehung 
ergiebt sich daraus, dass dasObject 780. Königsgut war. Abbo 
machte 739. sein Testament Br. 340. (559.), das Datum wird 
daher nach dem ersten alemannischen Feldzug Pipins (742.) zu 
setzen sein. Endlich heisst es von Lyon in der Chronik des 
Ado Pertz IL 319: vastata et dtastpata Viennenais et Lugdu- 
nenata provincia aliquot annoa aine epiacopia utraque eccleaia 
fuity laicia aacrilege et barbare rea aacraa eccleaiarum obtinenti- 
bua. Es erfolgte diess in Lyon nach 744, wo der Bischof Ful- 
coald starb, während sein Nachfolger Madalbert erst 754. be- 
stellt wurde, B.W.. 339. 104. 

Mit Bestimmtheit ergiebt sich in anderen Fällen ein noch 
späterer Zeitpunkt. Es ist vor allem die Kirche von Vienne, 
deren Geschichte uns ein festes Datum gewährt. Won dieser 
sagt nämlich Ado Chron. Pertz IL 319: Willicariu^ cum . . 
Franci rea aacraa eccleaiarum ad uaita auoa retorquerent , videna 
Viennenaem eccleatam indecenter humiliari, relicto ejnacojyatu in 
monaaterium a, Agaunenaivm ingreaaua vitam venerabilem duxit, 
Vaatata et diaaipata Viennenaia et Lugdtmenaia provincia ali- 
quot annoa aine epiacopia utraque eccleaia fuit, laicis aacrilege 
et barbare rea aacraa eccleaiarum obtinentibua . . . WiUicariua 
relicta Viennenai aede Romam primum abiit, ibique papae Ste- 
phano notua efficitur; interjecto non multo tempore Agauni mo- 
naaterium martgrum in curam auacepit. Wie ich B.W. 339. 
nachgewiesen habe, kann damit nur Papst Stephan III. gemeint 
sein, der im März 752. dem nur 10 Tage sitzenden Papst Ste- 
phan IL succedirte. Da die Bestellung des Bischöfe Madalbert 



von Lyon in das Jahr 754. gesetzt wird, so niuss die Abdan- 
kung Willicars einige Jahre früher erfolgt sein, und diese führt 
uns eben auf das Jahr 751, das mit der Reise Willicars nach 
Rom und der gleichzeitigen Sedisvacanz in Lyon und Yienne 
zusammentrifft. 

Denselben Zeitpunkt glaube ich jetzt für die Einziehung 
in Le Maus annehmen zu müssen, während ich ihn noch B.W. 
341. unter Carl den Grossen gesetzt hatte. Das Verfahren 
schildern die Acta episcoporum Cenomanensium so: Nach dem 
Tode Herlemunds L (738.) war das Bisthum einige Jahre ( — 742.) 
in der Hand der Grafen Rothgarius und Karivius, welche die- 
Bestellung des Gauziolenus zum Bischof veranlassten. Dieser 
sass nach der gewöhnlichen Annahme bis 782, und ist durch 
die Unterschrift des Diploms für Prüm Beyer Nr. 16. von 762. 
und des Conventus Attiniacensis von 765. Pertz leg. I. 30. auch 
sonst beglaubigt. Bei seinem Tode war den Acta zu Folge 
das Bisthum zwar in grossem Verfall, indem z. B. die 36 Klö- 
ster der Diöcese fast ganz verlassen waren, allein die Einzie- 
hung des Kirchenguts soll doch erst später eingetreten sein, 
indem mit dem Tode Gauziolens, also 782, der Vicedominus 
Abraham, der das Kloster Bussit als Beneficium hatte, mit 
sämmtlichen Beneficiaren des Bisthums zu Carl dem Grossen 
ging, und diesen veranlasste, die kirchlichen Beneficien gegen 
Zahlung von nonae und decimae und restauratio in königliche 
zu verwandeln, wodurch das Bisthum so herunterkam, dass 
niemand es übernehmen wollte. Unter Merolus soll Carl dann 
einen Befehl erlassen haben, dass sämmtliche Innhaber von 
Kirchengut precariae an die Kirchen ausstellen sollten, und 
dass nach ihrem Tode ihre Besitzungen der Kirche zu resti- 
tuiren seien. Diese ganze Darstellung, in der vielleicht nur 
eine verworrene Nachricht von den durch das Capitular von 
779. in den precariae verbo regis gesetzlich vorgenommenen 
Veränderungen zu sehen ist, widerspricht dem eignien Vorbrin- 
gen des Verfassers. In den Gesta Aldrici Nr. 62. ist nämlich 
eine precaria anno 1. Pipini regis also von 752. mitgetheilt, in 
der es heisst: dum et cognüum est, quaZiter . . Pipinua . . . 
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välas . . ad s. ecdeaiam reddere jussie, et po8tea per verbum . . . 
Eben so findet sich in den Acta c. 16. eine precaria per jus- 
sionem Pipiüi anno 5, also von 756, so dass daher der Verfas- 
ser durch die mitgetheilten Belege seiner Erzählung widerspricht. 
Noch bestimmter tritt diess in der Urkunde Ludwig des From- 
men Gesta Aldrici c. 15. Bouquet VI. 630. hervor, welche durch 
die darin erwähnte Restitution des Klosters S. Galais an Le 
Maus als gefälscht sich characterisirt, und in der es heisst: 
Äldricus . . . innotuit nobis qualüer olim . . s. mater ecclesta . . . 
(Cenomanenats) tUn mvltae res dudum erant, adeo humiliata et 
'rebus suis sit easinanita^ ut et thesaurus ecclesiae a christianissi-' 
mts principtbus de ea ablaius . . necnon paupertatis causa prae- 
pediente divini ctdtus officium miserabiliter fuerit destitutum, et 
in eadem miserMli conlapsione immo destitutione tamdiu ipsa 
persisterit ecdesia, donec . . Carolus . . aliqua monasteriola ei 
villas — reddiderit. - Die Urkundenfabrik in Le Maus gab 
sich also nicht einmal die Mühe, ihre Urkunden der in den 
Acta gegebenen sehr unwahrscheinlichen Darstellung anzupas- 
sen, behielt vielmehr Erinnerungen an eine grosse Einziehung 
vor Carl dem Grossen bei. Auch fttr die Veranlassung einer 
solchen finden sich Anhaltspunkte. In der relatio qualiter — 
Anisola — evindicatum fuit Gesta c. 47. ist nämlich gesagt, 
dass Pipin auf einem Eriegszug von Gauziolenus und seinem 
Bruder Harivius von der Stadt ausgeschlossen die ganze Ge- 
gend verwüstet, und dann dem Kloster S. Calais eine Immuni- 
tätsurkunde ausgestellt habe'), und in den Acta c. 17. wird er- 
zählt, Gauziolen sei auf Befehl Pipins geblendet worden^), wel- 
ches letztere Ereigniss nach den Berechnungen, wie sie ge- 
wöhnlich auf die Acta gegründet werden, in das Jahr 754. zu 
setzen käme. Da die Auflehnung des Bischofis gegen die kö- 
nigliche Gewalt in mehreren beglaubigten Fällen des 8. und 9. 
Jahrhunderts Veranlassung zur Einziehung des Kirchenguts gab, 
so scheint in den Nachrichten von Le Maus, soweit diese über- 



•) Eine solche findet sich wirklich Bouq. V. 698. von 751. 
^) 8. B.W. 455. 
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haupt einen Anhaltspunkt gewähren können, eine Erinnerung 
an eine ausgedehnte Einziehung unter Pipin erhalten zu sein, 
die etwa um 751. vor sich ging. 

Etwas später nämlich nach 753. ist die Einziehung in Trier 
zu setzen. Nach der Urkunde Beyer Nr. 150. restituirte näm- 
lich Ludwig das Kind Trevericae civitatis monetam tdoneum 
cenaalea tribuium cUque medemam agrarum cum fUcalibua homi- 
nibiM, qtiae quondam tempore Wiomadi . . de episcopatu ab- 
atracta et in comitatum converaa fuiaae noscuntur. Es handelte 
sich hier nicht, wie einige meinen, um Errichtung einer Graf- 
schaft, sondern um eine Einziehung, wie sich schon aus dem 
Schluss der Urkunde ergiebt: de nostro jure ad partem 8, Petri 
reddidimus. Wiomadus sass von 753 — 776. 

Nach 754. aber unter Pipin fällt sodann die Einziehung 
von Glanfeuil, von der die c. 868. von dem Abt Odo geschrie- 
bene Tränslatio S. Mauri 15, Januar 8. 1053. sagt: igitur tem- 
pore Pipini gloriosisaimi regisy cum culhtw monasticae religionis 
observantia in eodem s, cenobio . , . custodiretur ^ honor etiam 
et dignitas et affiuentia rerum omnium copiosissime exuberaret,. 
locum ipeum cum omnium integritate possessionum ad eam per^ 
tinentium idem . . . Bex Oaidulfo cuidam Ravennati dedit und 
dann 11. 1053. quia post expuhionem ipaiua hei habitatorum 
et ejusdem (Oaidulfi) percuaaionem praedia ac viüaey quarum 
mbeidiia ac reditibus locus iste eatenus substiterat, praereptione 
satis injusta tarn a comite Andegavensi quam ab cUiis quibusque 
praesumtuosae ac cupidae mentis homintbus usurpatae sunt ac 
pervasae, ea-solwmmodo occasione, quia nemo fuit, qui ad no-- 
titiam . . Imp. Caroli . . hoc perferre curaret. Die Erwähnung 
des Gaidulf macht es wahrscheinlich, dass die Einziehung erst 
nach dem langobardischen Feldzug von 754. eintrat. Sie war 
aber so vollständig, dass das Kloster ganz aufhörte, und erst 
im 9. Jahrhundert durch eine Privatstiftung wieder hergestellt 
wurde. 

Auf dieselbe Zeit deuten die Nachrichten von S. Wandrille, 
worauf um so mehr Gewicht zu legen ist, als wir eine von 
kundiger Hand geschriebene ausführliche Geschichte der Schick- 



sale dieses Klostei's im 8. und 9. Jahrhundert haben. Hier 
folgte auf Abt Benignus (707 — 723.) Hugo, der Bruder Carl 
Martells (723—731.), und Lando (731—734.), welche alle der 
Chronist sehr lobt; namentlich sagt er von Benignus c. 7. de 
rebus vero coenobii nostri ml minuit , tmmo augmentare atuduit 
und von Hugo c. 8. nuUus enim ante eum ejusdem coenobii rector 
nee poat eum tot praedia et possessiones in füre ipsius . . loci 
contulit ac impetravif. Grosse Verluste erlitt das Kloster unter 
dem folgenden Abt Teutsind (734 — 738.), denn dieser pene fer- 
tiam facultatum partem abstulit , auiaque propinquis ac regiis 
homtnibus ad possidendum contradidit, quae usque nunc de isto 
Goenobto permanent ablatae. Der Chronist schreibt diess aber 
dem Abt allein zu; mit ausdrücklichen Worten sagt er, Teut- 
sind habe die Besitzungen verschleudert, nennt ihn deswegen 
einen Tyrannen, und bemerkt: Tales quippe rectores nequiores 
sunt paganis, quoniam si pagani locum igne cremaverint, terram 
tarnen secum non tollunt. Von Carl Martell dagegen, den er 
bei jeder Gelegenheit hervorhebt, lässt er die an Pipin gesen- 
dete Deputation des Klosters c. 12. sagen: ut memor propinqui 
sui b, Wandregiseli ac genitoris sut invicti Carolin gut locum 
hunc privilegits suas cnäoritatis decoraverat^ ac defensione foi*~ 
tissimaroboraverat^). Auf Teutsind folgte Ragimfried (739— 742), 
dessen Entfernung die eben erwähnte Deputation bewirkte, dann 
Wando (742—747.) und Austrulf (747—753). Auch mit diesen 
beiden ist der Chronist sehr zufrieden; denn es heisst von 
Wando c. 12. substituto Wandone in summa pace ae tranquilli" 
täte hoc monasterium extitit und c. 13. plurimae namque res 
ecclesia^ nostrae in hujus administratione accreverunt; dann c. 
14. von Austrulf: hie egregius pater amator hujus coenobii ac 
fortissimus rector extitit. Erst unter Widolaicus (753 — 787.) 
begann die Zerstörung des Besitzstandes: suh hujus etiam tem- 
pore plurimae res ecclesiae perierunt, quas ipse regiis hominis 
bus ad possidendum contradidit^ miserabile sibi faciens memo* 



•) Es ist daher ganz unzulässig, wenn Waitz V.G. lU. 17. 2. die obige 
Stelle als Beweis einer Einziehong durch Carl Martell anftthren wiH. 
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rtale, quae usque hodie de ejusdem coenobtt diitonibus perma^ 
nent ablatae. Pro qua etiam occasione Status s, regulae peri' 
ch'tart coejyit, oh inopiam videltcet compescendarum indtgentiarum , 
qtias — Benedictus in eadem lege monachis porrigendas praece- 
pit . , . Hei der Güterverzeiclinung , die Carl der Grosse 788 
vornehmen liess, fanden sich im ganzen 4278 mansi, von de- 
nen 2551 in henefuna relaxaiiy die Übrigen in usum fratium, 
exceptis villts, quas Wtdolaicus aut regiis korntm'bus contradi" 
dtt^ avt etiam sub usufructuario aliis concessit , quod omnimodo 
facere non debuerat. Darauf bezieht sich die Notiz am Schluss 
des C. 15. hnjus administrattone coenobii dum . . . Piptnus ad 
sepulcrum , , . Wandregiseli accessisset orationis gratia, illam ina- 
nem postulationem fratres nostri eidem suggesserunty quae omni^ 
bus est notissima, Quamquam ipse praedium quoddam eis lar- 
giri dispositum haberet und die Nachricht von Gervold c. 16. 
hie nempe de rebus ecclesiae nostrae injuste abhtis aut etiam 
spontanea />fl?rMw coenobii volvntate regiis hominibus contradihs 
suggestionem suam . . Carola ' , . . patefecit . , . privt'legiuni ac- 
cepity ut quicquid injuste ablatum erat, in Jure ac poteMate ejus-- 
dem ecclesiae reciperety ohne Erfolg, da zur Zeit, wo der Chro- 
nist schrieb (zwischen 835 und 840), die unter Wido entfrem- 
deten Besitzungen noch nicht restituirt waren. Auch hier triül 
demnach der Hauptschlag nach 753 unter Pipin, auf den der 
Chronist daher schiecht zu sprechen ist. Denn während er von 
Carl Martell sagt quilocum huno . . . defensione fortissima ro- 
boraveraf^ behauptet er, Pipi:i habe den Widolaicus gegen 
Geldgeschenke zum Abt bestellt, der schwerste Vorwurf in dem 
Mund eines kirchlichen Schriftstellers dieser Zeit. 

Annähenid lässt sich auch die Einziehung in S. iSallen 
und Alemannien in diese Zeit setzen. In der in der Mitte des 
9. Jahrhunderts von Gozbert geschriebenen Vita Otmari c. 15. 
Pertz II. 24. heisst es nämlich: Comites Warinus et Buodhar- 
duSy qui totius tunc Alemanniae curam administrahant, cum. in- 
fra ditionis stiae terminos ecclesiasticarum non minimam pärtem 
rerum suae proprietatis dominio per potentiam subjicm'e nite- 
rentur , maximam de ejusdem monasterii possessionibus partem 
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sibimet vindicarunt. Das Factum wird durch eine Urkunde Lud- 
wigs des Frommen von 821 Neugart Nr. 208. beglaubigt, in 
welcher es heisst: qualiter tempore Joannis epücopi et . . ab- 
hatis (159 — 781) villa V, . . ablata esset, et Turigo flsco nostro 
sociata. Es wird eine Untersuchung angestellt: qui reuersus 
retvZity quia sicut per pagenses loci Ulms adhibitts his , quibus 
tnter eos maxima fides hctbebcUur, invenire potuerat, quod prae^ 
dictum monasterium de his rebtis . . . injuste spoliatum fuisset. 
Warin und ßuodhart waren Statthalter in Alemannien keinen- 
falls vor 748, werden aber sonst erst nach 754 erwähnt®). Ot- 
mar, unter welchem die obenerwähnte Einziehung gesetzt wird, 
starb 759. 

Endlich fällt unter Pipin ohne nähere Angabe der Zeit die 
Einziehung in dem Bisthum Laon, von der Hincmar in der 
Vita ßemigii L October 121. 162 erzählt (B.W. 34L 111). 

Neben diesen Säcularisationen, die sich der Zeit nach be- 
stimmen lassen, finden sich noch zahlreiche Fälle, von denen 
wir nur durch die Restitutionen im 9. Jahrhundert wissen, und 
bei denen die frühere Einziehung nur im allgemeinen erwähnt 
ist, so von Bisthümern in Paris, Orleans, Macon, Agde, Autun, 
Sens, Toul, Langres, Nevers, Viviers, von Klöstern in S. Maixapt, 
das bis 827 ganz in den Händen der Grafen von Poitiers war, 
Bouq. VIIL 553; S. Glodesindis in Metz, dem ex rebus olim 
injuste ablatis 41. villae im Jahre 875 restituirt werden, Bouq. 
VIIL 424; Saint Germain, dem Carl der Grosse und Ludwig 
der Fromme sieben namentlich benannte Güter zurückgaben, 
Bouq. VI. 669. Dass gerade die Klöster am härtesten betrof- 
fen wurden, können wir schon aus C. 755. 6. 25 entnehmen, 
et si aliqua monasteria sunt, qui eorum ordtne propter pauper- 
totem adimplere non potuerint, und den wiederholten Versiche- 
rungen, dass sie keine Noth leiden sollten, C. 743. 2. 18; 744. 
3. 21; 755. 20. 27. 

So werden also die übereinstimmenden Berichte des Papst 
Hadrian, der Annales Alemannici, der historia episcoporum Au- 



») Stalin Wirt. Gesch. I. 241. 
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tissiodorensium und Ados, die eine allgemeine Einziehung des 
Kirchenguts unter Pipin erwähnen, durch specielle Nachrichten 
von einzelnen kirchlichen Instituten vollständig bestätigt. 

Ich habe B.W. 341. bereits hervorgehoben, dass die Säcu- 
larisation mit Pipin nicht beendet gewesen sei. Aus Carls des 
Grossen Zeit ist zweifellos eine Einziehung in Angers berichtet, 
Bouq. VI. 639: quaedam res , . . tempore . . . Caroli de prae- 
fato monaaterio abstractae et distractae fuüaent, die dann von 
Ludwig zurückgegeben werden. Von besonderer Bedeutung ist 
das Verfahren mit dem Erzbisthum ßheims, das nach glaub- 
würdigen Zeugnissen unter Carl eingezogen wurde. Vor allem 
ergiebt sich diess aus dem Aufsatz Hincmars de villa Noviliaco, 
in dem esheisst: (Bouq. V. 362) defuncto Tilpino . . . anno 23, 
poatquam Garlomannus Remenai eccleaiae vülam Noviliacum tra- 
didity tenuit d, Rex Carolas Rernense episcopium in suo domtni- 
catUy et dedit vülam N. Änschero Sctxont, qui nona^s et decimas 
ad partem Remensis ecclesiae de ipsa villa usque ad mortem 
suam persolvit Ausser dieser völlig glaubwürdigen Nachricht 
sind noch weitere Andeutungen vorhanden, so in der Urkunde 
Ludwigs des Frommen von 817 Bouq. VI. 510, wo es heisst: 
pro remedio antmae genitoris nostri ac caeterorum praedecesso- 
rum nostrorum, qui eundem episcopatum contra salutem suam 
aliquamdiu tenuerant, et in suos usits contra ecclesiasticas regu- 
las res ac facuUaJtes ecclesiae ipsius expenderant ^^J, und die Nach- 
richt des Flodoard bist. Rem. III. 10. ab imperatore quoque 
Lothario praeceptionis imperialis autoritatem super quibusdam 
rdms . . . J/. T. Ä. . . . obtinuit, quae tempore Caroli Imp. 
öcocmone quadam interveniente a Remensi sunt abstractae ecclesia 
et pübiicis tisibus subacta. Aus der Darstellung Flod. h. Rem. 
II. 18. geht überdiess zweifellos hervor, dass zwischen Tilpin 
und Vulfarius eine längere Sedisvacanz stattfand, was durch 



^^) Waitz erklärt V.G. III. 37. ohne Angabe von Gründen diese Ur- 
kunde für unecht, und IV. 134, 1. für zweifelhaft, wozu aber keine Veran- 
lassung vorliegt 
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einen Brief Hincmars bestätigt wird"). Völlig missglückt ist 
der Versuch von Waitz V.G. IV. 134. die Sache dahin zu er- 
läutern, es sei diess wohl(!) noch als Folge der gewaltsamen 
Massregeln in der Zeit Carl Martells anzunehmen. Diese Auf- 
fassung wird schon dadurch vollständig widerlegt, dass Papst 
Hadrian im Jahre 775, also 19 Jahre früher, die Rückgabe ei- 
nes grossen Theils des eingezogenen Rheimser Kirchengutes 
bezeugt et tua fratemitas jam ex magna parte res ipsaa apud 
gl, fUivm nostrum Carolum et ante apud Carlomannum — impe- 
tratas hohes ... Bouq. V. 594, womit die Nachricht Flod. bist. 
Rem. II. 17. qui praesul (Ttlpinus) res ecclesiae diversa per 
loca direptas tarn pei* se apud regiam majestatem quam per 
auctoies ecclesiae diversos apud judices legibus obtinuitj et eccle- 
siastico Juri restituit — völlig übereinstimmt Der Kirche in 
Rheims war aber unter Tilpin nicht nur ein Theil des Einge- 
zogenen bereits zurückgegeben, sondern auch bei Gelegenheit 
der Ertheilung eines apennis von Carlmann, also vor 771, der 
damalige Güterbestand ausdrücklich bestätigt: ut res et faculta- 
tes ecclesiae quas eo tempore possidebat, ita permanerent absque 
diminutione confirmatae ipsi ecclesiae per regiam ejus autorita- 
/em...Flod. bist. Rem. ibid., so dass sie also nach allen Seiten 
hin als in den früheren Rechtszustand wieder eingesetzt er- 
scheint, bis sie von einer neuen Einziehung betroffen wurde. 
Ueberdiess war aber die villa Noviliacum, von der Hincmar 
erzählt, erst 771 von Carlmann an die Kirche geschenkt, ihre 
Einziehung im Jahre 794 kann daher nicht eine Folge der ge- 
waltsamen Massregeln unter Carl Martell gewesen sein. Ich 
werde übrigens unten noch nachweisen können, dass unter 
Carl d. Gr. eine noch viel weitere Ausdehnung der Säculari- 
sation beschlossen war, mit der das Verfahren in Rheims in 
gewissem Zusammenhang steht 

Endlich habe ich noch Nachrichten über Verbreitung der 
Säcularisation auf Bayern gefunden, die auf Carl d. Gr. zurück- 
zuführen scheinen. In einer Urkunde Ludwig d. Fr. Meichel- 

") Bei Manai XVI. 847 tempore Tüpini et qtHindo post cum per an- 
no8 drciter 9, metropolü Bhemorum vacavit episcapo. 



beck Nr. 479. Mou. Boica 31. p. 32. ist nämlich gesagt, dass 
Bischof Atto von Freising (784—810) die cella Inticha (Jnching, Bü- 
dinger österr. Gesch. I. 113) erbaut und an die Kirche in Frei- 
singen geschenkt habe, sed postea ab eadem ecdestu abstracta 
et in heneficium data, und zwar an den Bischof Arno von Salz- 
burg, auf dessen Bitten sie an Freising von dem Kaiser resti- 
tuirt wird. Die Urkunde wird auf 816 gesetzt, die Einziehung 
fällt daher wahrscheinlich unter Carl den Grossen"). 

Ich habe bisher zusammengestellt, was sich von Nachrich- 
ten über einzelne Kirchen erhalten hat , theils um den Umfang 
und die Ausdehnung der Massregel klar zu machen, theils um die 
chronologischen Daten möglichst sicher zu stellen. Bei keiner 
Kirche und keinem Kloster führt die Säcularisation auf Carl Martell 
zurück, bei allen ohne Ausnahme ist die Zeit seiner Söhne an- 
gezeigt. Zwar behauptet Waitz V.G. III. 17. 2., einige Bei- 
spiele der Verwendung des Kircheuguts zur Vertheilung unter 
seine Getreuen Hessen sich gerade aus der Zeit Carl Martells 
nachweisen, allein er beschränkt sich darauf, die Notiz der Chro- 
nicon Fontanellense von den Vergabungen des Teutsindus auf Carl 
Martell zu beziehen, während hiervon, wie oben S. 90 gezeigt, 
keine Bede sein kann. 

Ich kann nunmehr zu meinem Ausgangspunkt den Mur- 
bacher Annalen zurückkehren. In diesen ist eine allgemeine 
alle Kirchen umfassende Massregel angedeutet, welche in einer 
Aufzeichnung und Vertheilung des Kirchenguts bestand. Das 
Ereigniss wird auf das Jahr gesetzt, in welchem Pipin den 
Thron bestieg, also 751, und diess noch mehr präcisirt durch 
die Angabe des damit zusammentreffenden Todes des Papst 
Zacharias. Die Nachricht an sich wird durch das oben nament- 
lich von der Kirche von Vienne Angeführte unterstützt; die 
allgemeine Durchführung der Massregel, namentlich die Auf- 
nahme eines Verzeichnisses, ist auch sonst glaubwtlrdig nach- 
gewiesen. Es ist nun vor allem das Verhältniss einer Notiz 

^*) Durch diese Thatsachen und das unten Anzuführende dürfte die Fort- 
dauer der Einziehungen unter Carl d. Gr. gegenüber den Zweifeln Beug- 
not's Mem. XIX. 365. doch nachgewiesen sein. 
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der Ann. Bertin. 750. Pertz. I. 138 festzustellen: Pipinua mo- 
nente 8, Bonifacio quibusdam episcopatibua vd medieteUes vel 
tertias rerum^J (offenbar reddidit) promittens in postmodutn 
omnia restituere. Es fällt diess auf dasselbe Jahr wie die Nach- 
richt der Annales Murbacenses, nämlich das Jahr der Thron- 
besteigung Pipins. Die Annales Bertiniani sind für die Jahre 
741 — 788 eine Abschrift der Annales Laurissenses, welche letz- 
teren bis 768 im ganzen den Annales Laureshamenses folgen. 
Beide, die Annales Laurissenses sowohl als die Annales Laures- 
hamenses bringen in den uns erhaltenen Codices weder diese 
Stelle, noch etwas, was einen Anhaltspunkt bilden könnte. Ob 
sie zu den Zusätzen gehört , welche der Verfasser der Annales 
Bertiniani in einzelnen Fällen zweifellos gemacht hat, oder ob 
sie seinem Manuskript der Annales Laurissenses entstammt, 
lässt sich bei dem gegenwärtigen Stand der Untersuchung kaum 
entscheiden; für die erstere Alternative möchte sprechen, dass 
auch die anderen Werke, in welchen die Annales Laurissenses 
ganz oder theilweise wieder gegeben sind, wie die Annales 
Einhardi, die Annales Metenses, das Ghronicon Moissiacense 
und Regino, die Notiz nicht enthalten. Diese verliert übrigens 
nichts an Glaubwürdigkeit, wenn sie auch nur als Zusatz des 
um 835 schreibenden Verfassers der Annales Bertiniani er- 
scheint, der selbstständig recht gut Kenntniss von einem solchen 
Factum haben konnte, da ja in der Mitte des 8. Jahrhunderts 
nachweislich grössere Restitutionen vorkamen, wie z.B. in der 
Urkunde Br. 362. (604), diePipin noch als Majordomus ausge- 
stellt hatte, 47 grössere Güter an S. Denys zurückgegeben 
wurden. 

Vergleicht man nun die Nachrichten beider Annalen mit 
einander, so zeigt sich, dass sie von ganz verschiedenen Er- 
eignissen sprechen. Die Murbacher Annalen erwähnen eine 
allgemeine Massregel, welche in einer Verzeichnung und Thei- 
long des Kirchenguts besteht, die Bertinianischen Annalen da- 
gegen eine vereinzelte Handlung, die sich auf einige Bisthümer 



**) Im Brüssler Cod. Pertz. II. 193. tertias partes ranun. 
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beschränkt, denen das eingezogene Kirchengut theilweise zu- 
rückgegeben wird. Waitz hat einen Versuch der Combination 
gemacht, indem erV.G. III. 35. 1. behauptet, die beiden Nach- 
richten seien identisch, und V.G. III. 64. ausführt, es sei un- 
mittelbar nach Pipins Erhebung die früher (742) beschlossene 
Massregel wegen theilweiser Rückgabe des Kirchenguts aufs 
neue angeordnet und zur Ausführung gebracht worden ; gerade 
aus diesen beiden Stellen gehe hervor, dass die schon früher 
beschlossene Rückgabe erst in diesem Jahr in Neuster zur Aus- 
führung gekommen sei. Diess letztere ist jedoch eine Annahme, 
der es an jeder Begründung fehlt. Nicht nur sagen die beiden 
Annalen kein Wort von einer Beschränkung auf Neuster, son- 
dern es lässt sich auch in dem Gang der Säcularisation kein 
solcher Unterschied nach den beiden grossen Abtheilungen des 
Frankenreichs wahrnehmen. Denn während in Trier und S. Gal- 
len, also in Auster, die Einziehung nach 751 erfolgt, ist sie in 
Auxerre und Lyon, also in Neuster und Burgund, vor diesem 
Zeitpunkt zu setzen. Auch ergiebt sich aus Syn. Suess. 744. 
3. 21. de rebus ecclestasticia subtradüts monachi . . . consolefi'- 
tur \ . , et quod superavertt census levetur, dass in Neuster die 
Säcularisation schon vor 751 angebahnt und ausgeführt war. 
Nur durch eine ganz willkürliche Interpretation ist es möglich, 
die divisio der Murbacher Annalen zu einer Restitution, die 
Restitution der Annales Bertiniani zu einer divisio zu machen, 
und beides auf Neuster zu beschränken. Die Nachricht der 
Murbacher Annalen lässt sich nur auf die allgemeine Einziehung 
deuten, die, wie oben gezeigt, über einen grösseren Zeitraum 
sich verbreitete, und die zu einer Reihe von gesetzlichen Be- 
stimmungen Veranlassung gab. Alle historischen Zeugnisse, die 
allgemeinen Angaben wie die Nachrichten von den einzelnen 
kirchlichen Instituten, ergeben daher völlig übereinstimmend 
das Resultat, dass unter den Söhnen Carl Martells eine grosse 
Einziehung des Kirchenguts vorgenommen wurde , die nicht als 
Ausfluss individueller Willkür erscheint, sondern in der Haupt- 
sache durch gesetzliche Bestimmungen geregelt wird. 

Als die erste dieser Art betrachtete man früher C. 742. I. 

Roth, FeadalitSt u. Unterthanenverband. 7 
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16. et fraudataa pecumaa ecclesiarum ecdesns restituimus et red- 
didimus; noch neuerdings sieht Waitz (V.G. III. 35) darin ein 
„unbedingtes Versprechen der Rückgabe." Ich habe bereits 
B.W. 335. 91. ausgeführt, dass damit nicht eine staatliche Ein- 
ziehung von Kirchengut gemeint sein könne, da Carlmann den 
Ausdruck fraudatas nicht von seinem Vater gebraucht haben 
werde. Das fraudatas pecumaa ist vielmehr auf die falsi pres- 
byteri zu beziehen, deren Entfernung von der pecunia der 
Kirche constatirt wird: falsos presbyteroa et advlteroa et forni- 
caJtorea dia^conoa et dericoa de pecuniia eccleaiarum abatuUmua 
et degradavimua et ad poemtentiam coegimus, und deren Unter- 
schlagungen mit ihrer Entfernung an die Kirche zurückgegeben 
wurden. Dass es sich dabei nicht um eine grosse tiefeingrei- 
fende Massregel handelte, wie die Rückgabe des vom Staat ein- 
gezogenen Kirchengutes oder ein darauf gerichtetes Versprechen 
jedem hätte erscheinen müssen , ergiebt sich schon daraus, dass 
Papst Zacharias in dem Schreiben an die Franken, Bonifacii 
Epist. (W. 50. G. 48), in dem er die auf dem Concilium Ger- 
manicum gefassten Beschlüsse bespricht, und auf einzelne wie 
die Entfernung der falsi presbyteri, das Verbot des kriegeri- 
schen Lebens der Geistlichen, die Anordnung jährlicher Syno- 
den, wörtlich Bezug nimmt, dieser Rückgabe mit keinem Wort 
erwähnt. Wäre das Kirchengut unter Carl Martell so gut wie 
ganz eingezogen gewesen und von seinen Söhnen zurückgege- 
ben oder die Rückgabe auch nur zugesichert worden , so würde 
in dem Dankschreiben an die Franken diese Massregel vor al- 
lem hervorgehoben worden sein; es ist undenkbar, dass der 
Papst sie mit Stillschweigen übergangen hätte. Jedenfalls ist 
aber die Auifassung von Waitz darin irrthümlich, dass er in 
dem Concilium germanicum ein Versprechen der Rückgabe ge- 
funden haben will. Der Satz ; et fraudatas pecunia^ eccleaiarum 
eccleana reatituimua et reddtdtmus constatirt eine vollzogene 
Massregel, nicht eine künftige, erst in Aussicht gestellte. Wollte 
man also auch in dem Concilium germanicum eine Beziehung 
auf die Stellung der Regierung zum Kirchengut voraussetzen, 
so könnte diese nur als Ankündigung der vollzogenen Rück- 
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gäbe bezeichnet werden, da der Wortlaut der Stelle der von 
Waitz versuchten Interpretation entgegensteht. 

Als die erste gesetzliche Bestimmung, die sich auf die di- 
visio bezieht, erscheint dann immer C. 743. 2. 18. statuimus 
quoqtie cum consäto servorum dei et poptUi chriatiani propter 
tmmtnentia bella . , . ut sub precario et cenau partem ecclesialts 
pecumae rettneamus .... Auch diese Stelle ist von Waitz völ- 
lig unrichtig ausgelegt. Es soll nämlich darin erklärt sein, 
dass die im Concilium Germanicum versprochene Bückgabe so 
nicht möglich sei ; drohende Kriege und Gefahren von den Nach- 
barvölkern machten es nöthig, einen Theil des kirchlichen Ver- 
mögens zum Besten des Heeres zurückzubehalten; in anderen 
Fällen sei, wie der -Wortlaut ergebe, ein Theil restituirt wor- 
den (V.G. III. 36). Der Wortlaut, auf den sich Waitz hier 
beruft, könnte nur in dem retineamtis gefunden werden, das 
allerdings auf eine Rückgabe eines Theils schliesseu lässt, wenn 
man es mit „zurückbehalten^ übersetzt. Allein sprachlich ist 
zu dem letzteren keine Veranlassung gegeben, da retinere wie 
in der classischen Zeit so auch im Mittelalter häufig als gleich- 
bedeutend mit teuere erscheint. Nichts macht dies deutlicher 
als die Aeusserung Hincmars in einem Brief bei Mansi XVI. 768. 
tenuit retinet vel tenebit. Ebenso heisst es in einer Urkunde 
Bouq. VL 468. per precarias aut bmeficia homines . . . retinexU 
und in einer anderen ibid. VIII. 508. homines per beneßoium 
atU precariam teneat. Dass das retineamiM im Capitulare Lif- 
tinense in keinem andern Sinn als in den augeführten Stellen, 
nämlich als gleichbedeutend mit tenere zu erklären sei, lässt 
sich mit Sicherheit aus dem Umstand entnehmen, dass in C. 
744. 3. 21. die in weltlichen Händen befindlichen Theile des 
Kirchengutes ausdrücklich res subtrtictae genannt werden: et de 
rebus ecdesiasticü suhtraditis monachi vel anciUas dei consden- 
tuTy usque ad iUorum necessitati satisfaciant, während von dem 
der Kirche verbliebenen Theil des Kirchenguts gesagt ist: C. 
755. 20. 27. illa monasteria tibi regtdariter monachi aut mo^ 
nachas vixerant, ut hoc quod eis de iUas res demittebatis , unde 
vivere potuissent ... Es ist darauf das grösste Gewicht zu 

7* 



100^ 

legen, wenn man bedenkt, dass es sich hier um Beurtheilung 
einer Conjectur handelt, die keinen weiteren Beweis für sich 
hat, als die Auslegung des einzigen Wortes retineamtts. Wäre 
die Ansicht vonWaitz begründet, so müsste es in der letzteren 
Stelle re8 redditae statt diminaae, in der ersteren res retentae 
statt subtrcustae heissen. Nach Waitz war der Staat im Besitz 
aller Kirchengüter und gab der Kirche einen Theil zurück, und 
darin eben bestand die divisio; nach den beiden citirten Ge- 
setzesstellen dagegen ist gerade umgekehrt die Kirche im Be- 
sitz; der Staat entzieht ihr einen Theil, und belasse ihr den an- 
deren, die divisio ist also auch äusserUch nicht eine Rückgabe, 
sondern eine Einziehung. In diesem Sinn wurde sie auch von 
den Gleichzeitigen aufgefasst; so sagt schon Pipin: C. 768. 3. 
(Pertz IV. 13) ut quicqmd episcopi . , . de rebtts ecdesiarum 
ad eorum opus habent, quieto ordine possideant . , , et si quis 
extnde postea aiiquid abstraxit, sub integritate reddai . . . und 
Ludwig der Fromme Bouq. VI .529.. per dtvisionem olim factam 
substantia ceUarum immintUa, £benso heisst es Goncil. Va- 
lent. lU. a. 855. c. 10: nonae et decimae ipsis ecclesiis unde 
subtractae sunt, und in dem Brief des P. Nicolaus an die Aqui- 
taner (Hard. V. 339.) similüer de his . . . qttae reges quando- 
cumque a sanctis locis aliqtio tempore abshUerunt. Endlich stim- 
men ja auch die Nachrichten von den einzelnen kirchlichen 
Instituten damit völlig überein, so von Bheims oben S. 85 res 
de iUo episcopatu sunt ablatae — und von Auxerre oben S. 85 
res ecclesiasttcae ab episcoporum potestate . . . abstractae. 

Aber die neue Auslegung ist nicht nur mit den officiellen 
Erklärungen und den Nachrichten der Schriftsteller in Wider- 
spruch, sondern sie beruht auch auf ganz unrichtigen factischen 
Voraussetzungen. Nach V.G. III. 17. 1. soll nämlich mein 
Hauptirrthum darin liegen, dass ich die Bedeutung der Mass- 
regeb unter Pipin und Carlmann verkannt, die nur Sinn und 
Bedeutung dadurch hätten, dass sich das Kirchengut vorher 
so gut wie vollständig in den Händen der Weltlichen befunden 
habe. Diese Annahme, die so viel ich weiss bis jetzt noch nie- 
mand aufgestellt hat, wird dann V.G. III. 18. dahin ausgeführt, 
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es sei unter Carl Martell keine föntffiehe 8ä(MilQdBatk)H. gewe- 
sen^ sondern es sei in ungeregelter gewaltsiitn^f Werefe •g'es^Se»- 
h^n, dass, wo nicht die Stifter vollständig in weltliche Hände 
gelegt, ihre Güter Weltlichen zum Besitz oder Niessbrauch 
übertragen gewesen seien. Gestützt") wird diess auf eine Stelle 
in dem Brief des Bonifacius (W. 51. G. 49.) von 742: modo au- 
fem maxima ex parte per civitates episcopalea sedes traditae 
sunt laicis cupidü ad posstdendum vel aduberatis dericia scor^ 
tatoribus et publtcanü sectdarüer ad perfruendum, woraus die 
Einziehung sich ergeben soll, da ja ^in dem Stärkeren, das Bo- 
nifacius anführt, die Uebertragung ganzer Bisthümer an Laien, 
das Geringere gewissennassen mit enthalten ist" (V.G. III. 16. 1). 
Indess giebt diese Stelle keinen Anhaltspunkt für die von Waitz 
aufgestellte Behauptung. Die Schilderung des Bonifacius be- 
zieht sich nicht auf das ganze PYankenreich, sondern nur auf 
Carlmanns Antheil, da er ausdrücklich sagt: qttod G. dux . . 
me rogamty ut in parte regni Francorum quae in sua est po^ 
testatey synodum facerem . . . Franct entm . . . synodum non 
fecerunt . . nam si per verbum vestrum . . duce rogante supra^ 
dicto . . . corrigere debeo. Der Papst fasste das Schreiben des 
Bonifacius auch nur in diesem Sinn auf, da er Ep. Bonif. (W. 
52. G. 50) antwortet: qiiod , . (7 . . . apud se rogavit acce- 
dere; ut in parte Francorum in süa ditione . . . eynodum ce- 
lebrares ^ eo quod omnis- ecdesiastica regula sive disciplina ab 
eadem provincia funditus abolita est Dass die Schilderung des 
Bonifacius nur auf Garlmanns Antheil zu beziehen sei, ist schon 
deshalb anzunehmen, weil Bonifacius 742, wo er diesen Brief 
schrieb, noch nicht in Verbindung mit Pipin stand, und weil, 
was er von dem Aufhören der Synoden sagt, nicht auf Neuster 



**) Waitz beruft 'sich zwar V.G. IIL 16. 1. auch auf die historia epiff- 
cop. Autissiod. und Ado, ich habe aber schon B.W. 338. f. und oben S. 86 
dargethan, dass beide SchriftsteUer nicht von Carl Martell sprechen. Die 
Epistola Garisiaca aber, die er noch anführt, nennt Carl MarteU nur den 
ersten, der Einziehungen vornahm, qui primus inter amnes Francorwn 
reges . , . res ecclesiarum ab eis separavitj womit übrigens auch keines- 
wegs eine Einziehung des gesammten Kirchenguts angedeutet ist. 
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passtf ifro:}»,W(jch ßn 1190. (388) und Vita Leodegarii c. 14. 
im'-JiAny'feW aW-^öS' nicht 80 Jahre vor dem Brief des Bo- 
nifacitts eine grosse Synode gehalten wurde. Uebrigens ist 6« 
auch zweifellos, dass in Pipins Antheil die Kirchenzucht nicht 
in dem Grad verfallen war, wie in dem Carlmanus, da 744 bei 
der Synode von Soissons, die als eine den canonischen Satzun- 
gen entsprechende angesehen wird, 23 Bischöfe vereinigt waren, 
während zwei Jahre vorher beim Concilium germanicum in Au- 
ster nur sieben Bischöfe zusammentraten. So finden wir denn 
auch im Jahre 742 in Lyon Fulcoald, oben S. 86, in Vienne 
Willicarius, oben S. 86, in Cambraye Trauwardus, (728 — 752), 
an den der Brief des P. Zacharias (W. Nr. 78. G. 68.) von 
747 gerichtet ist; von Klöstern sind nachweislich S. Denys, 
S. Wandrille und Glanfeuil nicht in den Händen Weltlicher. 
Aber selbst für Carlmanns Antheil ergeben die Worte des Bo- 
nifacius nicht eine so allgemeine Verweltlichung, wie sie die 
Behauptung von Waitz voraussetzt. Denn Bonifacius spricht 
nicht nur nicht von den Klöstern, deren Besitzstand im 8. Jahr- 
hundert dem der Bisthümer wenigstens gleichkam, und von de- 
nen z. B. S. Galled und Weisseuburg im Jahre 742 nicht in 
den Händen Weltlicher sind, sondern er erwähnt auch aus- 
drücklich nur den grössten Theil der Bisthümer (maxima ex 
parte) \ es gab also solche, die canonisch besetzt waren, wie 
sich dies von Lüttich, Speier, Strassburg und Metz nachweisen 
lässt. 

Die Worte des Bonifacius ergeben übrigens auch keines- 
wegs eine staatliche Einziehung; er sagt vielmehr nur, wie 
Waitz V.G.m. 31. selbst die Worte übersetzt: „die Bisthümer 
sind in den Händen von Laien oder unwürdigen Geistlichen"; 
* das pnhltcania eeculariter ad perfruendum bezieht sich nämlich 
auf die clerici, die mit den Worten der Schrift scortatores et 
publicani genannt werden. Damit ist also nur angedeutet, dass 
die Bisthümer unwürdig besetzt seien, keineswegs aber, dass 
wo nicht die Stifter vollständig in weltliche Hände gelegt sind, 
ihre Güter Weltlichen zum Besitz oder Niessbrauch übertragen 
wurden. Dass diess letztere keineswegs aus dem ersteren folgte, 
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zeigt sich in Rheims, wo Milo sola tonmra dericua seit 723 
den bischöflichen Stuhl innehatte, während die Säcularisation 
nach dem Zeugnis^ des P. Hadrian erst nach 744 eintrat, oben 
S. 85. 

Ich widerspreche aber der Darstellung von Waitz nicht 
nur so weit sie eine Occupation des gesainmten Kirchenguts 
unter Carl Martell sondern auch insofern sie die divisio als 
eine Restitution unter seineu Söhnen voraussetzt. Mit dieser 
letzteren Behauptung verhält es sich wie mit der ersteren, sie 
lässt sich nicht erweisen, und widerspricht bestimmten Nach- 
richten von einzelnen kirchlichen Instituten. Waitz stützt seine 
Annahme auf die schon oben S. 96 erläuterte Nachricht der 
Annales Bertiniani, die oben S. 98 f. erörterten Stellen des Con- 
cilium germanicum und Capitulare Liftiuense, und endlich auf 
einen Precarienbrief der Gesta Aldrici. Diese Urkunde, auf die 
er Vas. 70. und V.G. III. 64. 2. grosses Gewicht legt, und die 
er als Beweis für die von ihm behauptete Rückgabe citirt, kann 
hierfür gar nicht angeführt werden. Waitz erklärt nämlich 
(Vas. 70) den Satz der precaria in den Gesta Aldrici Nr. 62. 
dum cognttum . . . qualiter . . Pipinua vilias . . reddere juasit 
et postea per verbum .... dahin, das Geben von nonae und 
decimae sei schon als ein reddere betrachtet worden, im Ver- 
gleich zu dem Zustand vorher, wo die Kirchen und ihre Güter 
ganz in die Hände Weltlicher übergegangen gewesen seien. 
Allein die Unrichtigkeit dieser Auslegung ergiebt sich aus ei- 
ner Vergleichung der übrigen Precarienbriefe. Wir haben näm- 
lich in den Gesta Aldrici und den Acta Cenomannensia im gan- 
zen 8 precariae verbo regis^*) aus den Jahren 751 — 832, von 
denen nur drei, nämlich Gest. Aldr. c 62. 63. und 66. dieses 
reddere erwähnen, ^^) während in den anderen, nämlich Gest.. 



^*) Es sind, wie unten Abschnitt 3. gezeigt wird, neun, allein eine, 
Ges€a Aldrici 70. erwähnt das verbum regis nicht, obwohl bei ihr das 
gleiche Yerhältniss vorlag, wie bei den anderen. 

") B.W. 362. 175. hatte ich irrthümlich angenooimen, dass dieser Aus- 
druck in allen Precarien von Le Mans sich finde. 
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Aldrici c. 60. 64. 65. und Acta Cenom. c. 14. 16. dieser Aus- 
druck nicht gebraucht, sondern das Gut einfach übertragen 
wird, z. B. Acta Genom, c. 16 ... a vobia expetivimus per 
Jussianem • . Pipini ut nobia beneficium de rebus 8, G, de Är^ 
duno facere deberetis qttod et fecütis. Die drei Urkunden, 
welche das reddere erwähnen, verhalten sich folgendermassen: 
Gesta Aldrici c. 62. anno 1. Pipini fürVulfing de Fraxinedo... 
die Pipinus reddere juesit; ibid. c. 63. anno 31. Caroli für Ger- 
mund über dieselben Güter (Fraxinedum), die Carolua . .rex . . 
ad ipaam ecclesiam reddere jussü, und c. 66. für Wilibert de 
Belfaido, das Carolua . , . ad ipaam eccleaiafn reddere juaaü. 
Wir werden diese Urkunden, die den Zeitraum von 7.51 — 832 
umfassen, für das Formale der precariae verbo regis als mass- 
gebend betrachten dürfen, da sie Belege einer Sammlung sind, 
die in dieser Zeit zur Verfolgung bestimmter gleichzeitig oder 
nicht lange vorher vorgebrachter Rechtsansprüche angelegt 
wurde, wodurch an sich die Nothwendigkeit gegeben war, in 
allen Aeusserlichkeiten, namentlich den Formen, die vorhandene 
Uebung zu beobachten*^). Betrachten wir nun die oben er- 
wähnten drei Urkunden, so können wir nicht im Zweifel sein, 
dass das in denselben erwähnte reddere nicht den von Waitz 
vermutheten Sinn haben kann, da es ja nicht bloss von Pipin, 
sondern auch von Carl gesagt, und überdiess in c. 62. und 63. 
für dieselben Güter zuerst Pipin, dann Carl beigelegt ist, an- 
dererseits aber doch nicht als stehender Ausdruck in jeder Pre- 
carienurkunde erscheint Gerade die Vergleichung von c. 62. 
und 63. macht es wahrscheinlich, dass sich dieses reddere auf 
den im Cap. Liftinense vorbehaltenen Rückfall des Gutes be- 
zieht, dessen Inhaber gestorben ist, so dass dieses reddere als 
die Erfüllung der dort gegebenen Vorschrift: eccleaia cum pro- 
pria pecunia reveatita aü . . erscheint. 



^^) Die Fälschungen in Le Mans unterscheiden sich ron denen in an- 
deren Kirchen sehr wesentlich dadurch, dass sie selbst bei merovingischen 
Urkunden die richtigen Formen einhalten. Bei Urkunden, deren Datum 
der Productionszeit noch näher lag, wie eben den precariae, trat diess £r- 
fordemiss natürlich noch bestimmter hervor. 
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Keinenfalls liegt aber in diesen Precarienurkunden irgend 
ein Anhaltspunkt für die Annahme, dass man die divisio als 
Restitution ansah, oder so bezeichnete, eine Auffassung, die 
überdiess mit bestimmten Nachrichten von einzelnen kirchlichen 
Instituten im Widerspruche steht. In Rheims wurde nach dem 
Zeugniss des P. Hadrian und Flodoards oben S. 85 u. 94 das Kirchen- 
gut nach 743 eingezogen, und erst von Carl dem Grossen und 
seinem Bruder Carlmann restituirt. In Auxerre erfolgte die 
Einziehung nach 744, die Restitution unter Carl dem Grossen 
oben S. 85. In S. Wandrille war der unter Widolaicus nach 
753 verlorene Theil in der Mitte des 9. Jahrhunderts noch 
nicht einmal zurückgegeben oben S. 91. Selbst die Acta Ce- 
nomannensia führen den Beginn der Restitutionen nicht über 
Carl den Grossen zurück. 

Ich halte demnach die in meinem Beneficialwesen gegebene 
Darstellung nach allen Seiten hin aufrecht. Es ist nicht zu er- 
weisen, dass das Kirchengut unter Carl Martell so gut wie 
ganz in den Händen der Laien sich befand, dass Carlmann das 
ganze zurückzugeben versprach, dann aber die Sache so nicht 
ausführen konnte, und einen Theil zurückbehielt, dass die Mass- 
regel in Neuster erst 751 zur Ausführung kam. Die divisio 
bestand vielmehr in einer theilweisen Einziehung des Kirchen- 
gutes im ganzen Reich. 

Wie der factische Verlauf der Massregel, so ist auch die 
Stellung der leitenden Persönlichkeiten von Waitz völlig falsch 
aufgefasst. Seine Annahme, dass unter Carl Martell in unge- 
regelter und gewaltsamer Weise das ganze Kirchengut in die 
Hände der Laien gekommen und dass seine Söhne ein Abkom- 
men mit der Kirche geschlossen, indem sie einen Theil resti- 
tuirt hätten, ist nichts als eine Umschreibung der Darstellung 
in der Epistola Carisiaca, welche von der Stellung der Pipini- 
sehen Familie und des Clerus zur Säcularisation eine ganz irrige 
Vorstellung in Umlauf gebracht hat. Es ist eine aus diesem 
Schriftstück abgeleitete aus dem Mittelalter auf uns überkom- 
mene bannale Phrase, dass Carl Martell das Kirchengut einge- 
zogen und unter seine wilden Kriegsgesellen vertheilt habe. 
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Die Widerlegung dieser fabula ad terrendos pueros ficta, wie 
sie Valesius mit Recht nennt, ist für unsere Rechtsgeschichte 
von Wichtigkeit, nicht, um Studien über den Charakter Carl 
Martells zu machen, sondern um ein richtiges Urtheil über die 
Einziehung fällen zu können, deren Natur und Verlauf durch 
diese nur zu gläubig aufgenommene Erfindung absichtlich ver- 
dunkelt worden sind. Es war freilich für die Hoftheologen des 
9. Jahrhunderts ein peinliches Gefühl, das Bewusstsein, dass 
100 Jahre früher Massregeln berathen und in aller Form Rech- 
tens sanctionirt wurden, welche sie jetzt auf das äusserste ver- 
dammten, dass die Kirche damals nicht einmal einen schüch- 
ternen Protest wagte gegen eine Handlung, die sie jetzt für 
eine Todsünde erklärte. Die Verdrehung der Epistola Carisiaca, 
die hier widerlegt werden soll, besteht nicht in der Aufifassung 
der Personenfrage, nicht in dem Versuch, auf Carl Martell zu 
wälzen, was seine Söhne gethan, sondern darin, dass einem ein- 
zelnen zugeschrieben wird, was im eigentlichen Sinn eine 
Staatsmassregel war. Dieses tritt aber ganz zweifellos unter 
den Söhnen Carl Martells sowohl als ihren Nachfolgern hervor. 

Das Capitulare Liftinense ist uns merkwürdig nicht nur als 
die erste Verfügung, welche übor die Säcularisation getroffen 
ist, sondern auch, weil es diess ausdrücklich als eine gesetzliche 
auf einer gemischten Synode beschlossene Massregel ankündigt: 
Statuimus . . . cum consüio aervorum der et populi christiani , , , 

Diess beschränkte sich nicht auf die erste Anordnung, son- 
dern wurde eben so bei der weiteren Ausführung eingehalten* 
Namentlich wurde auf ehier nicht mehr vorhandenen in C. 755. 
20. 27. erwähnten Synode bestimmt, dass die Klöster von dem 
ihnen belassenen Theil des Kirchengutes Rechnung stellen soll- 
ten, und in einer anderen C. 768. 3. (Pertz IV. 13) angeführten, 
gleichfalls sonst nicht bekannten Synode die Zusicherung ge- 
geben, dass von dem damals noch im Besitz der kirchlichen 
Institute befindlichen Vermögen nichts mehr eingezogen werden 
würde; wir dürfen daher mit Waitz V.G. III. 64. annehmen, 
dass auch die in den Murbacher Annalen erwähnte Bestimmung: 
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Res ecdesiarum descriptas atque divüas auf dem Beschluss «i- 
ner Reichsversammlung oder Synode beruhte. 

Wir finden äiso ein vollkommen geregeltes Verfahren, Be- 
rathung und Beschlussfassung auf Synoden und Reichsversamm- 
lungen, Anfertigung eines Güterverzeichnisses, Ausscheidung 
des zum Unterhalt der Geistlichkeit erforderlichen Güterbestan- 
des, und Rechnungsstellung davon, Verwendung de« Eingezoge- 
nen in den Nutzen des Staates. Es liegt schon darin die Wi- 
derlegung der seit dem 10. Jahrhundert geflissentlich verbrei- 
teten Meinung, dass die Säcularisation als Willküract eines ein- 
zelnen aufzufassen sei. Aber ein noch helleres Licht darauf 
werfen die Verhandlungen, welche Ende des 8. Jahrhunderts 
über eine neue Säcularisation gepflogen wurden. 

In den Capitularien des Ansegisus I. 77, also unter den 
kirchlichen Gesetzen Carls des Grossen, findet sich nämlich fol- 
gende Verfügung: Quia Juxta s. patrum tradüianem novimus 
res ecclesiae vota esse fiddium, pretia peccatorum, pairimonia 
pauperum^^) f tdeo cuiqtie non solum habita conservare verum 
etiam multa deo opüulante conferre optamus, tarnen ui ab eccle- 
siasttcis de non dividendis rebus Ulms susptcionem dudum con- 
ceptam penitus amoveremus ^ stahitmtis, tU neque nostrts neque 
filtoruin et deo dispensante successorum nostrorum temportbus, 
qui nostram vel progemtorum nostrorum voluntatem vel exemplum 
imitari voluerint, uUam penitus dwtsiovem vel jacturam patiatur. 
Diese Verfügung ist mit den darauf folgenden 24 Capiteln 
(Anseg. I. 77 — 104) in dem Capitulare Aquisgranense 817. 
Pertz III. 206. wiederholt, und hat in einer Rheimser Hand- 
schrift, wie es scheint des letzteren, folgende Randbemerkung: 
Tempore Adriani Papae et Karoli Magni Imperatorts, quando 
Paultnus episcopus tenuit vices apostolicae sedis in Aquis, fuit 



^") Diese aus einer Schrift des Prosper de vita contemplativa IL 9. 
genommene SteUe wurde seitdem in öffentlichen Verhandlungen sehr häufig 
angezogen, so Concil. Cabilon. 11. a. 813. c. 6 ; Goucil. Aquisgran. I. a. 816. 
I. 116. n. 28; Concü. Aquisgran. II. a. 836. II. 7; Concil. Vem. C. 844. 
12. 385; Concil. Talent. III. a. 865. c. 21; Epist Carisiaca c. 7. 
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factum iatud capütUum, quia laici homines volebant dividere 
eptscopta et monasteria ad illarum opus, et non remanstsset uUi 
episcopo nee abbati nee {Abatiesae niai tantum ut velut canonici 
et monachi viverent. Diese Randbemerkung hat Tilius mit der 
Ueberschrift des Capitulare Aquisgranense: Haec Capitula pro* 
prie ad eptscopos ... in seiner Ausgabe des Ansegisus der 
Bestimmung I. 77. (bei ihm I. 83) vorangestellt, oder eigentlich 
mit dem vorhergehenden Gapitel L 76. (bei ihm I. 82) verbun- 
den. Irrthümlich hatte er eolebant für volebant gelesen, was 
bereits Baluze Cap. II. 1050. nach Einsicht der Handschrift 
emendirt hat*'). 

Sowohl die Bestimmung des Gapit. I. 77. als die Randbe- 
merkung dazu sind verschieden ausgelegt worden. Sirmond 
wollte überhaupt nicht gelten lassen, dass Cap. I. 77. einer Ver- 
fügung Carls des Grossen entnommen sei; nach seiner Meinung 
ist dasselbe zuerst im Cap. Aquisgran. 817 von Ludwig dem 
Frommen erlassen, und von Ansegisus nur aus Versehen unter 
die Gesetze Carls des Grossen gestellt. Diese Meinung wurde 
von Baluze zwar ausdrücklich verworfen, der umgekehrt an- 
nahm, Cap. I. 77. und 78. seien von Carl dem Grossen erlas- 
sen, und von Ludwig dem Frommen in dem Cap. Aquisgran. 
nur wiederholt; bezüglich der Randbemerkung in demRheimser 
Codex war dieser Gelehrte jedoch zweifelhaft, weil die Zusam- 
menstellung des Hadrianus Papa und Carolus Imperator einen 
Widerspruch enthalte. Er glaubte daher, es müsse statt ITa- 
driani Leonis heissen, und verlegte die Verfügung auf eine in 
den Annalen wäerhnte Synode von 803, verfiel dabei aber selbst 
in einen chronologischen Irrthum, da der im Rheimser Codex 
erwähnte Patriarch Paulinus bereits im Jahre 802 starb**). 

Die Angabe des Rheimser Codex kann freilich so wie sie da- 
steht nicht richtig sein, da Papst Hadrian längst gestorben war, 
als Carl die Kaiserkrone empfing; allein der Irrthum besteht 



^*) In Pertz Leg. III. 264. 4. ist die Randbemerkung nach Tilius mit 
dem von Baluze bemerkten Fehler (solehant) abgedruckt 

^ S. Ann. Lauriss. 802. und Ann. Fuld. 802. Pertz I. 120. 358. 
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nicht in der Erwähnung des P. Hadrian, sondern in der Be- 
zeichnung Carls als Kaiser, wie sich zweifellos aus der Epistola 
Carisiaca ergiebt, wo es c. 7. heisst: unde et D. Karolvs Im- 
perator adhuc in regio nomine constitutus edictum feciJt, ut neque 
ipse nee filii ejus nee successores hujuamodi rem agere attenta^ 
rentf cujus plenitudinem hahemtis^ et de quo capitulum eoccerptum 
in libro Capitulorum ejus, quicumque librum illum habet, et le- 
gere voluerit, invenire valebit. Ausserdem kommt Hincmar von 
Bheims mehrmals darauf zu sprechen. So sagt er in einem 
Brief von 868 an Carl den Kahlen (Sirmond IL 320. Migne I. 
1040): avi vestri magni Imp, G, non est praetereunda memoria. 
Cui cum sicut assolet adulantium Unguis subreptum fuerit^ ut ex- 
clesiis de rebus suis pra^judicium quoddam inferret, obsisteniäms 
episcopis et specialiter Paulino patriarcha, sicut vobis bene notum 
esse cognoscOy adeo se recognovit, et ecclesiae ac episcopis satis^ 
fedty ut praesens oris sui confessio ei non suffecerit, sed ad pos^ 
teros suos, qui ex illius progenie exorturi erant, confessionis et 
correctionis suae scriptum manu sua firmatum transmiserit De 
quo edicto po/rtefm in libro vestro qvd appeUatur liber Capitulorum 
imperialium scriptum habetur cap, 77, ubi scriptum est , , . , 
Ebenso schreibt er in einem Brief von 868. (bei Mansi XVI. 786. 
Migne 11. 96. fehlt in Sirmond) an Carl den Kahlen: de rebus 
nihüomimis ecclesiasticis dividendis eidem ovo vestro incongruentia 
quaedam subripuü, quae dris professione et edicti svhscriptione 
correxit, sicfwt in pra^ato primo libro Capitulorum c, 74. evi- 
denter ostenditur, JJnde praejudicium ad tempus extortum vel usur- 
patum pro legis judicio nemo sanumsapiens tenuit, retinet vel te- 
nebit. Gleichfalls von 868. ist die Bemerkung in der s. g. ad- 
monitio, dem dritten Theil der expositiones pro ecclesiae liber- 
tatum defensione (Mansi XVI. 781. Migne I. 1065): In Ubro 
primo Capitularium d. Caroli avi et Ludomci patris vestri in lege 
ab ipsis conivrmoita ecclesiae etuniversis episcopis scriptum est.,*, 
item in eodem libro c, 77: quia juxta . . . Am ausführlichsten 
handelt er davon in einem kurz nach dem Tod Carls des Kah- 
len geschriebenen Aufsatz quae exequi debeat episcopus (Sirm. II. 
762. Migne I. 1087). Er sagt hier: quod nostri gloriosi Imp, 
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C, et L. in prvmo Ubro capitulorum suoruni ita inseruerunt: Quia 
.... Denigue duo capitula quae sequuniMr ^ ex edtcto assumta 
sunt ab Ansegiso abbaie, capüulorum imperialivmi ex diversis sy- 
nodis et pladtis collectore, causa brevitatis in Ubro primo capitu- 
lorum 77, et 78, de non dimdendis rebus ecclesiasticis et episco- 
porum electione ex suprascriptis eaccerpta, in pra^ato Ubro in- 
veniuntur. Quod edictum ex integro D, Carolus M. Imp. cum 
interrogatione de chorepiscopis per Amonem arcki^nscopum ad 
Leonem papami direxit, et ad ejus consvitUTn aliud edictum de 
non dividendis rebus ecclesiasticis et de episcoporum causis edidit, 
et apostolica^ sedis atgue sua autoritate conßrmavit, et per omnes 
tnetropolitanas ecclesias imperii sui perpetuo servanda direxit. 
Mefmoraia ibaque capitula ita se habent: (folgt cap. I. 77. und 78.) 
Et in eodem edicto unde kciec fuerunt assumta, subsequitur : Prae- 
cipimus etiam omnibus ditioni nostrae svbjectis, tä mMus privi- 
legia ecclesiarum monasteriorum aut ecclesias diripere perteniety 
quia sicut a s. patribus instructi sumus, gravissimum peccaium 
hoc esse dignoscitur, et caetera quae sequuntur. Endlich schreibt 
er 881. an Ludwig III. (Migne II. 112, Sirm. II. 188) Quod 
praefati gloriosi imperatores Carolus et Lvdovicfus in primo Ubro 
Gapttuloru/m suorum ita inseruerunt dicentes: Quia .... 

Wir entnehmen vor allem diesen zusanunenhängenden und über- 
einstimmenden Zeugnissen, dass Cap. I. 77. und 78. allerdings 
von Carl dem Grossen herrühren, und Theile eines grösseren 
Edicts sind, das zu Hincmars Zeit noch vorhanden war, da 
dieser ja eine weitere in den Capitularien nicht excerpirte Stelle 
daraus mittheilt Dieses Edict sendete Carl durch den Erz- 
bischof Arno zugleich mit einer Anfrage über die Chorbischöfe 
an den Papst Leo, und erliess auf dessen Bath ein anderes 
Edict über die Theilung der Kirchengüter und Wahl der Bi- 
schöfe, von welchem an jede Metropolitankirche ein von dem 
Papst und ihm eigenhändig unterschriebenes Exemplar vertheilt 
wurde. Diese letztere Notiz macht es möglich, die Zeit des 
ersten Edicts unabhängig von der Randbemerkung des Rheim- 
ser Codex näher zu bestimmen. Es ist nämlich nicht nur voll- 
ständig beglaubigt, dass Arno 796. von Carl nach Rom gesendet 



wurde, ^^) sondern wir haben auch in einem Brieffragment bei 
Bened. Gap. V. 35., das man mit Weizsäcker der Chorepiscopat 
Tüb* 1859. S. 10. für acht wird halten dürfen, eine Bestätigung, 
dass Carl bei Leo über die Chorbischöfe anfragen Hess. Das 
erste von Hinemar angeführte Edict, das Arno nach Rom zu 
überbringen hatte, fällt also vor 796, und da P, Hadrian am 
25. Dezember 795. starb, unter diesen, und wir können damit 
die Bedenken, welche Baluze gegen die Angaben der Rheimser 
Randbemerkung geltend machte, als beseitigt ansehen. Das 
Datum lässt sich indessen mit grosser Wahrscheinlichkeit noch 
näher bestimmen. Der Patriarch Paulinus nämlich, dessen Ein- 
fluss nach dem Zeugniss Hincmars die beabsichtigte neue Sä- 
cularisation verhinderte, präsidirte 794. als päpstlicher Legat 
der grossen Synode in Frankfurt ^^). Da nun die Rheimser 
Randbemerkung den Erlass in eine Zeit setzt, wo Paulinus als 
Legat des P. Hadrian in Aachen war, so wird man um so mehr 
das Jahr 794. als Datum des ersten Edicts annehmen dürfen, 
als, wie ich unten zeigen werde, auch ein innerer Grund dafür 
spricht, dass das Edict nicht vor diesem Jahr erlassen worden 
sei. Das Verhältniss der beiden Edicte scheint dabei das ge- 
wesen zu sein, dass das letztere nur die Ausfertigung des er- 
sleren für die einzelnen Metropolitankirchen war; denn einer- 
seits bezeugt Hinemar (Migne L 1087. Sirm. H. 762), dass 
Gap. I. 77. und 78. aus dem ersten Edict excerpirt seien, und 
andererseits constatiren die in Kiersy versammelten Bischöfe 
die Uebereinstimmung dieser Capitel mit den in ihren Händen 
befindlichen Exemplaren, also mit dem zweiten Edict. Aus 
Hinemar geht ausserdem hervor, dass auch Ludwig dieses Edict 
wiederholt erliess^). 



*^) Rettberg Kirchengeschichte II. 239. 

*•) Binterim (^oncilien II. 66. Büdinger Oesterr. Gesch. I. 145. 

•») Durch die Zeugnisse Hincmars sind die Bedenken beseitigt, welche 
Waitz V.6. IV. 158. 2. in Bezug auf den Erlass dieser Verfügung unter 
Carl d. Gr. geltend machen wollte. Auch berichtigt sich dadurch das von 
mir B. W. 342. 117 Bemerkte. 



Was über die Veranlassung mitgetheilt wird, ist für unsere 
Untersuchung von eben so grosser Bedeutung wie der Inhalt. 
Das Edict wurde, wie die eignen Worte ergeben, zu einer Zeit 
erlassen, wo die Geistlichkeit einen neuen Eingriff fürchtete: 
ut ab ecclesiasticis de nondividendis rebus illius sttsptcionem du- 
dum canceptam pemivs amoveremua .... Es gingen, wie die 
Rheimser Notiz und Hincmar berichten, Verhandlungen vorher. 
Die Laien wollten die Kirchengüter theilen, und den Geistlichen 
nur so viel belassen, dass sie wie Canoniker oder Mönche hät- 
ten leben können. Carl hatte ein darauf bezügliches Versprechen 
bereits ausgestellt, nahm dasselbe jedoch auf Andringen der 
Geistlichkeit und namentlich des Patriarchen Paulinus zurück, 
und gewährte in feierlicher Form die in Cap. I. 77, excerpirte 
Versicherung. Es geschah diess keinenfalls vor 794, in welches 
Jahr die schon oben S. 93 erwähnten Massregeln gegen das 
Bisthum Rheims zu setzen sind. Von diesen sagt Hincmar in 
dem Aufsatz de villa Noviliaco Bouq. V. 362: defuncto Tilpino 
(vrchiepiacopo anno 23. postquam Ga/rlomannua rex Bemensi ec- 
chsiae vülam N. tradidit, (diess geschah 771.), tenuit d. Carolus 
rex Remenae episcopium in stio dominicatu. Der Tod Tilpins 
wird auf 794. gesetzt, was mit dem von Hincmar gegebenen 
Datum zusammentrifft. Das Versprechen Carls muss der Ein- 
ziehung von Rheims nachgefolgt sein, und ein Zusammentreffen 
beider ist um so wahrscheinlicher, als das Vorschreiten gegen 
eines der ersten Bisthümer der Monarchie gerechtes Aufeehen 
erregen musste, und zu den im Cap. I. 77, erwähnten Befürch- 
tungen der Geistlichkeit allerdings Veranlassung geben konnte. 

Der Inhalt der Versicherung giebt uns zugleich einen po- 
sitiven Anhaltspunkt dafür, was man Ende des 8. und im 9. 
Jahrhundert unter divisio verstand. Die Geistlichkeit fürchtet 
eine Theilung ihrer Güter, und Carl stellt ein ausdrückliches 
und feierliches Versprechen für sich und seine Nachfolger aus, 
dass keine divisio vorgenommen werden solle. «Hier ist die Er- 
klärung der divisio als Rückgabe positiv unmöglich, um so 
mehr, als kein Carl Martell in der Nähe ist, unter welchem 
das Kirchengut so gut wie ganz in den Händen der Weltlichen 



hätte sein können. Völlig übereinstimmend sind dabei die uns 
erhaltenen schon oben mitgetheilten Nachrichten. Hincmar sagt 
in dem einen Brief (Mansi XVI. 786. Migne II. 96), Carl habe 
de rebus ecclesiasticis divtdendis den Laien etwas versprochen, 
und in dem anderen (Sirm. IL 320. Migne» I. 1040): ut ecclesns 
de rebus suis praejvMcvum guoddam, mferret; in der Rheimser 
Randbemerkung heisst es, die Laien hätten in der Art theilen 
wollen, dass non remansisset ulli episcopo nee abhati . . . msi 
tantum . . .; die Epistola Carisiaca endlich führt an, Carl habe 
ausdrücklich versprochen: ut negue vpse nee flu ejus nee sU'Cces- 
s&res hujusmodi rem agere attentarent. Damit ist die Einziehung 
gemeint, welche die epistola unter Carl Martell setzt: qai pri" 
mus inter omnes Francorum reges ac principes res ecclesiarum 
ab eis separamt atqtie divisit . . ., und damit ganz zweifellos 
dargethan, dass die divisio in der Mitte des 8. Jahrhunderts 
und die von Carl dem Grossen beabsichtigte divisio im 9. Jahr- 
hundert allgemein als eine Einziehuug nicht als eine Bückgabe, 
als ein schweres Unglück, nicht als eine Verbesserung in der 
Lage der Kirche angesehen wurde. 

Die Erklärung Carls des Grossen gewährt uns aber nicht 
nur positiven Aufschluss über die Auffassung der divisio durch 
die Zeitgenossen, sondern lässt uns auch deutlich erkennen, von 
welcher Seite die Säcularisation angebahnt und durchgeführt 
wurde. Es liegt nicht eine vereinzelte Willkürhandlung vor; 
wir müssen die naive Anschauung des Mittelalters, die nach 
einem Sündenbocke sucht, definitiv aufgeben, wenn wir sehen, 
wie sich unter Carl dem Grossen zwei Partheien gegenüber- 
stehen, deren * eine bereits die Einleitung einer neuen umfassen- 
den Säcularisation durchgesetzt hat, als es den Bemühungen 
der anderen gelingt, die Sache rückgängig zu machen. 

In der Frage der Säcularisation standen sich in dieser Zeit 
Clerus und Laien schroff entgegen. Während die letzteren Ver- 
nichtung des kirchlichen Besitzstandes offen anstrebten, begnügte 
sich der Clerus nicht damit, diesen Tendenzen die starrste Op- 
position entgegenzusetzen, sondern er ging im Lauf der Zeit 
zur Offensive über, und agitirte für Restitution des eingezogenen 

Roth, Feadalit&t u. Unterthauenverband. ' 8 



Kirchengttts. Die Bestrebungen der Laienparthei treten unter 
Ludwig dem Frommen und seinen Söhnen eben so ofifen her- 
vor wie unter Carl dem Grossen. Man berief sich dabei weit- 
licherseits nicht auf einen Rechtssatz, vermöge dessen das 
Kirchengut im Interesse der Herrscher benutzt werden könne; 
die Regierung selbst behauptete gar kein Recht, sondern gab 
ausdiücklich zu, dass vom kirchenrechtlichen Standpunkt aus 
betrachtet die divisio ein Unrecht sei. So sagt schon Pipin in 
der Einleitung zu Cap. Vemense Pertz III. 25: guia facultas 
modo non auppetit ad integrum y tarnen aligua ex parte vuU esse 
correctmm, qaod ecdesiae dei valde cognoscit es^e contrarium. Et 
si tempora serena spatiaque tranquiUa divimtus fuerint ei covdaAa, 
cupü ad plenum secundum s. canones . . conservare. Et cum 
ita factum fuefrii, cessent haec, guae necessitate cogente ex s. ca- 
nonihis remissius sunt excerpta, Carl der Grosse und Ludwig 
d. F. stellten die feierliche Versicherung aus: guia juocta s. pa- 
trum traditionem novimus res ecdesiae vota esse fidelium , pretia 
peccatoffwm et pa4n'imonia pauperum, ideo cuigue non solum hahüa 
conservare . . verum etiam multa conferre optamus .... Nament- 
lich ist aber in den Restitutionsurkunden regelmässig die Ein- 
ziehung als ein Unrecht anerkannt. So sagt Ludwig der Fromme 
in einer Urkunde für Rheims^) Bouq. VI. 510; pro remedio ge- 
nitoris nostri ac ca^eterorum praedecessorvmi nostrorum, qui eun^' 
dem episcopatum contra salutem suanfn aliquamdiu tenuerant et in 
suos usus contra ecclesiasticas regulas res ac facvkates ecdesiae 
ipsius eapenderant . . . und für S. Gallen Neugart 208. q^wd . 
Tnonasterium , . , de his rebus . . . injuste spoliatum fuisset . . 
— Carl, Lothars Sohn Bouq. VIII. 397. guaedam villae . . 
prisco tempore mundiali praeveniente cupiditate svhtractae und VIII, 
399. viUas . . . injuste inde allcUae — Lothar IL Bouq. VIII. 
407. gu>od viUa . . . injtiste suhtracta et ad publicos usus irratio* 
nabUiter detineretwr. — Carl der Kahle Bouq. VIII. 424. ex re- 



**) Dass diese Urkunde nicht für unecht zu halten sei, ist schon oben 
S. 93, 10. angeführt. 
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hu8 ejtisdem abbattae , . . injuste abhxtis und VIII. 622. viUa . . . 
injuste stiblata fuerit. Unter den späteren Carolingern findet 
man selbst Ausdrücke wie: res , , , quorundam prmcipum ^- 
rannica sdcrihgague temefritxtte . . . sybtractae Bouq. IX. 344, 
und villa quae olim a pravis antecessoribus nosiaris ab epiao(ypabi 
8ublata fuerit ibid. 415. Ebenso geben Vita Walae IL 3. (Pertz 
IL 549.) die saeculares das Unrecht der Einziehung ausdrück- 
lich zu, und im Concil. Veru. 844. 12. 385. berufen sich die 
vereinigten Bischöfe darauf als eine notorische Thatsache, dass 
dieser Satz von niemand bestritten werde: Nee nos insatiMUs 
cupiditatis (xrguatis, quia qucdeacumqvs sinvusj vera nos dicere non 
nescitis. 

Während so allerseits zugegeben wurde, dass ein Rechts- 
grund zur Einziehung nicht vorliege, finden wir dagegen die 
unvermeidliche Nothwendigkeit scharf betont. Schon Pipin be- 
ruft sich im Capit. Vernense oben S. 114 auf die necessitas; 
ebenso Ludwig der Fromme C. 817. 29, 209: vel certe de his 
rebus, quae nuper necessitate cogente a nonnullis ecclesiis sunt 
ablatae . . . differendum judicavimus. Ganz oflFen wird diess in 
mehreren Urkunden hervorgehoben. So sagt Lothar IL Bouq, 
VIIL 405: quia . . . gemtor noster . . . nuper ob mmorationem 
regni carens uJ>i vel unde su^yrum fdelium . . famulatum remu" 
neraret, ab ecclesia S. . . urgente indigenim cellulam A, . . ac- 
cipiens fidelibusque suis jure beneficiali praebuerit sed . . . resti- 
tuit . . . jussitque reddi, Nobis itaque in regno succedentibtis 
non minima sed major a^cidisse cernitur regni minoratio. Ideo- 
que . . . illam comptdsi eodmn modo obtentam habemus. Ebenso 
sagt Karl der Kahle Bouq. VIIL 478: res ex episcopatu Re- 
mensi quas magna necessitate et per omnia inviti . . . Bezeich- 
nend ist auch eine Urkunde Lothar I. Bouq. VIIL 390: jyro 
redintegr actione rerum . . . Lugdunensis ecclesiae, qvxis quibus^ 
dam. pro causis non m^do necessitatis verum etiam dissidiorum . . . 
subtraAi contigit. Ebenso erwiedern die homines saeculares in 
der vita Walae IL 3. (Pertz IL 549) auf die Andeutungen des 
Wala, dass das Innehaben von Kirchengut durch Laien unrecht 
sei: licet ita sint omnia, quia respublica mvMs attenuata de 

8* 
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causis per se sußcere non valet^ nobis cum relms eccleatasticis 
et müitibvs agendum est^ nosgue svffragio facuUatum earum ju- 
vandi ... Ja von clericaler Seite wurde diess gar nicht einmal 
in Abrede gestellt. So sagt Syn. Aquisgran. II. von 836. c. 19: 
moncbsterta . . non debere secularibus dari . . . sed quia id extgit 
reipublicae necesaitas . . . und Conv. Sparnao. 846. 20. 389: et 
ne vestrae mcymficenttae indecens et inhonesta impellttt necessüas, 
qtio non trahit voluntas . ... et sie demum respublica vestra de 
8U0 suffragetur sibi, et ecclesiae a quibus non expedtt habeantur 
immunes. Dabei wurde die grosse Ausdehnung des kirchlichen 
Besitzes, die Verwendung der Einkünfte zu unkirchlichen 
Zwecken hervorgehoben , z. B. Concil. Paris. VI. a. 829. c. 18: 
cesset ambiiio quae dicere solet^ nimis verum haier e ecclesias 
Christi^ et perpendat, quia quantaecum^e sint res ecclesiae y si 
eo modo, quo dispensandae sunt dispensentur , nimiae non sunt. 
Gupiditas quippe immo negligentia quorunda/m dispensaiorum 
(der Bischöfe) non ecclesiae amplae res in vitio sunt . . . ^ und 
in dem Brief der Synode von Aachen an Pipin von 836. I. 3: 
solent dicere: quid curae est inde deo sanctisque ejus, ob quorum 
amorem deo dicantur oblatae, cum utiqus in eorundem sanctorum 
usus nihil ex eis cedat'^ Et vhi deus haec, quae ecchsiarum 
rectores opponunt, jussit sibi offerri, prassertim cfwm omnia, quae 
in terris sunt, sua sint .... 

Da sonach von Seiten des Staats ein Recht der Einziehung 
gar nicht behauptet die Säcularisation vielmehr unter dem 
Ausdruck des Bedauerns mit Berufung auf die unvermeidliche 
Nothwendigkeit vorgenommen wurde, so waren die Bestrebun- 
gen des Gier US zunächst nicht darauf gerichtet, das Becht der 
Einziehung zu bestreiten oder sich dagegen zu verwahren, son- 
dern die Folgen derselben im ganzen und einzelnen möglichst 
zu mildern. Vor allem wurdq die Versicherung erwirkt, dass 
die kirchlichen Institute nicht Mangel leiden sollten: C. 743. 2. 
18. Et omnino observetur, ut ecclesia vel monasteria penuriam 
et paupertatem non patiantur, quorum pecunia in precario prae- 
stita sit, Sed si paupertas cogat, ecclesiae et domui dei reddatur 
integra possessio. C. 744, 3. 21. de rebus ecclesiasticis subtra-^ 
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ditis monachi vel anciUas dei consolentur, usqtie ad ülorum ne-r 
ceasitati satisfaciant Ebenso wurden Versicherungen ausgestellt, 
dass keine weitere Einziehung mehr vorgenommen werden sollte, 
so schon von Pipin C. 768. 3. Pertz IV. 13: ut quicgutd epis- 
copi ahbatea vel abbatissas vel reltqui sacerdotes de rebus eccle- 
siarum ad eorum opus habent^ quieto ordine possideant , sicut in 
nostr osinodo jam, constitutum fuit^ et si quis exinde postea ali" 
quid abstraxit, sub integritate reddat Viel bestimmter noch er- 
folgte die Versicherung von Carl dem Grossen und Ludwig dem 
Frommen oben S. 107, äusserlich dadurch ausgezeichnet, dass 
sie in besonderer Ausfertigung an alle Metropolitankirchen ver- 
theilt wurde. 

Damit Hand in Hand ging die Thätigkeit der Vorsteher 
der einzelnen kirchlichen Institute, auf dem Petitionsweg Resti- 
tution einzelner Güter zu erwirken. Darauf deutet schon die 
Nachricht der Annales Bertiniani oben S. 96, dass Pipin auf 
Ermahnung des Bonifacius einigen Bisthümem die Hälfte oder 
ein Drittel des Eingezogenen zurückgegeben und später alles 
zu restituiren versprochen habe. Bei mehreren kirchlichen In- 
stituten, von denen wir nähere Nachrichten haben, können wir 
die Spuren dieser Thätigkeit verfolgen. So war in Rheims 
durch die Bemühungen des Bischofs Tilpin in 50 Jahren fast 
der ganze Verlust ersetzt, oben S. 85 und 94. In Le Maus 
erstreckte sich die Bemühung der Bischöfe über das ganze 9. 
Jahrhundert, und dort griff man bekanntlich zu dem bedenk- 
lichen Mittel der Urkundenfälschung. In Auxerre hatte nach 
der Hist. c. 33. Maurinus durch angestrengte Thätigkeit noch 
vor Ende des 8. Jahrhunderts den ganzen Besitzstand wieder 
hergestellt, B.W. 361. 172. Dieser Weg war etwas umständ- 
lich; er setzte gute Connexionen bei Hof und Benutzung passen- 
der Gelegenheiten voraus, und führte gleichwohl nicht immer 
zum Ziel. So erhielt S. Wandrille, obwohl ein Stammkloster 
der carolingischen Familie, von Pipin einen abschlägigen Be- 
scheid, und der bei Carl dem Grossen erwirkte Befehl der Rück- 
gabe hatte noch 840. wenig genützt, oben S. 91. Noch im An- 
fang des 9. Jahrhunderts waren manche kirchliche Institute 
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weuig vorwärts gekommen, und es sagt daher Concil. Paris. VI. 
von 829. c. 15: ti< . . . morem pcUemum sequentes quasdam se- 
des episcopales, quae rebus proprüs vidutUae immo annuUatae 
esse vtdentur , . , de earum sublevatione . . . cogiteiis. 

Unter Ludwig dem Frommen war indessen die Position des 
Clerus schon so weit befestigt, dass er ernstlich an die Anbah- 
nung einer allgemeinen Restitution denken konnte. Zwar hatte 
eine schüchterne Andeutung des Erzbischofs Agobard auf der 
Synode zu Attigny (822) keinen andern Erfolg als die Laien- 
schaft in heftige Aufregung zu bringen, so dass, wie er Bouq. VL 
362. erzählt, die grossen Grundbesitzer Septimaniens und der 
Provence laute Drohungen gegen ihn ausstiessen; allein schon 
Wahl regte ausführlichere Debatten an. Er warf, wie in sei- 
nem Leben II. 3. erzählt ist, die Frage auf, ob das Innehaben 
von Kirchengut durch Laien nicht gegen das göttliche Qebot 
sei. Als die Laien sich auf die Nothwendigkeit beriefen, fragte 
sie Wala, wie die Hin wegnähme einer Oblation durch einen 
Dritten zu betrachten sei, und als sie das einstimmig als Kir- 
chenraub erklärten, sagte er, es sei gefährlich, res semel deo 
fideliter dicatas . . . violenter postmodum diripere, et €ul secu- 
lares usus extra autorüatem divinam retorquere .... Idcirco 
tU dicitts st respublica sine suffragio rerum eccleäiarum subststere 
non vaUt j quaerendus est modus et ordo, cum summa reveren^ 
tia . . . st quid vos vestrique ah ecclesiis ob defensionem magis 
quam ad rapinam acctpere debeatis. Der Sache wurde damals 
keine weitere Folge gegeben, weil Wala durch einige Aeusse- 
rungen bei dem Clerus in Verdacht gerathen war, dass er selbst 
für eine neue Säcularisation sei, um dem von ihm als unerträg- 
lich bezeichneten Zustand ein Ende zu machen. 

Kurz nach Ludwig d. Fr. Tod trat der Clerus endlich mit 
bestimmt formulirten Forderungen hervor. In dem 844. gehal- 
tenen Concilium in Verno palatio (C. 844. 12. 385) reden die 
vereinigten Bischöfe Carl den Kahlen folgendermassen an: Ft- 
demus , . . iram dei vobis et nobis imminere cum pro rapinis . . . 
tum . . maxime quod ecdesiae facultates^ quas reges et reliqui 
christiani deo voverunt • . . nunc in usu secularium detinentur . . • 
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Et quidem 8% haec a paganis pateretur ecdesia, patientiam fla- 
gitarei. Nunc atttem oppressi a filiia nostris . . . ntdlam pa^ 
tientiae consolationem recipimus, Certe quod nuUu8 unquam tm- 
pudentissimvs negare avdebü, possessio ecclesiae votum est fide^ 
Itum, Patrimonium pauperum . . • % Votum ergo alterius quomodo 
quisquam deo audet auferre f . . , Aegyptii sacerdotes famis n«- 
cessitate ceteris cuncta vendentibus suas possessiones retinuerunt, 
et falsi da reverentiam a suis ctUtoribus meruerunt, quam in 
hac parte solus et verus deus non obtinet . . . Bideat hoc ali- 
quis .... quidam oppressores ecclesiae dignum suis moribus 
exitum nostro etiam tempore invenerunt . . . fideles deo et VO" 
bis ipsis, nolite pro temporali abundantia divitiarum mereri sem^ 
piternam congeriem miseriarum, nee ultra decus animae vestrae 
tarn pestifero tarn inaudito tarn denique certo sacrilegio poüuatis, 
Reddite deo sua, ut vestra cum pace possideatis . . • Seoulares 
honores seoulares possideant, ecdesiasticos ecclesiastici sortiantur. 
Man sieht, die Zeiten hatten sich bedeutend geändert, seit Ago- 
bard 22 Jahre vorher die Grossen Septimauiens durch eine 
schüchterne Anspielung auf eine Restitution in Wuth versetzt 
hatte. Von der kühnen ja trotzigen Sprache dieses Dokuments 
ist nur ein Schritt zu der Vision des Eucherius und der An- 
drohung der Excommunication gegen Carl den Dicken. Damit 
in Verbindung standen ernstliche Proteste gegen neue Säculari- 
sationen, namentlich in Bheims und Laon, Androhung des Ban- 
nes gegen alle, welche Kirchengut einnehmen wollten, auch 
wenn sie sich auf einen königlichen Befehl beriefen, ^) und Auf- 
forderung der einzelnen Inhaber des säcularisirten Kirchenguts 
zur iRestitution. So sagt P. Nicolaus in einem Brief an die 
Aquitaner (Hard. V. 339): similiter autem et de his hortamur 
a vobis -fieriy quae reges quandocumque a s, locis aliquo tem- 
pore abstulerunty et vobis in benefidum contulerunt, Quod jttstum 
non fuit, nee est, et quisquis haec sibi vindicat, deum inde sine 
dubio habebit judicem et ultorem. Auch hier ist zum Schluss 



*) Concil. Valent. in. von 855. c» 8. 
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der Bann angedroht. Endlich mangelte es auch nicht an Pro- 
jekten, wie dem Bedürfniss anderweitig abgeholfen werden könne, 
wie z. B. C. 844. 4. 381. vermehrte Beihülfe von Seiten der 
kirchlichen Institute, und C. 846. 20. 389. Anfertigung eines 
Verzeichnisses aller zu Beneficium oder Eigenthum gegebenen 
königlichen Güter und Einziehung derjenigen, bei deren Ver- 
leihung Unregelmässigkeit oder Betrug mit untergelaufen sei. 

Blicken wir von dieser stolzen Entfaltung geistlicher Waf- 
fen auf die bescheidenen Verhältnisse des 8. Jahrhunderts zu- 
rück. Die öffentlichen Verhandlungen unter Pipin sind nicht 
zahlreich, oflFenbar nicht vollständig erhalten, aber auch diess 
wenige zeigt uns ganz andere Zuständig. Das Capitulare Lifti- 
nense beruft sich für seine Verfügung über das Kirchengut aus- 
drücklich auf den Beirath der Geistlichkeit ; in diesem und dem 
Cap. Suessionense ist nur bestimmt, dass der Clerus keine Noth 
leiden solle ; fast demüthig heisst es in dem Cap. Vernense 755. 
20. 27 : in Mo synodo nohia perdonaatis . , , ut hoc quod eis de 
illas res demittebatis unde vivere potuissent . . . Hier ist also 
nicht von schwarzen Drachen und ägyptischen Priestern die 
Rede, wie hundert Jahre später, man fügt sich in das Unver- 
meidliche, und sucht nur den äussersten Mangel abzuwehren. 
Von einem öffentlichen Protest ist keine Spur vorhanden. Neuer- 
dings hat freilich Waitz V.G. III. 38. 2. die Behauptung auf- 
gestellt, die Kirche habe auch nach der gesetzlichen Anerken- 
nung der Verfügung über Kirchengut ihre Verbote wiederholt, 
zweifelhaft zu welcher Zeit, indem er sich dabei auf die „Be- 
schlüsse* bezieht, die zuerst Baluze als Capitulare incerti anni 
aus der Zeit des Bonifacius nach einem alten Codex hat ab- 
drucken lassen, von wo sie in Würdtwein und die Concilien- 
sammlungen übergegangen und meist auf das Jahr 744. gesetzt 
sind. Es ist vor allem zu constatiren, dass wir von einer Sy- 
node, wo diese Beschlüsse gefasst sein sollen, weder aus dem 
betreffenden Manuscript noch sonst etwas wissen. Baluze 
wollte, wie er in den Notae IL 1022. mittheilt, dieses Frag- 
ment, das sonst nur Excerpte aus Benedict Levita enthält, wie 
andere ähnliche Excerpte, die sich, wie er sagt, unter der 
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Ueberschrift: -Ec conciUo regum quibus legatus Somanae sedia 
interfuit Bonifadus in älteren Manuscripten öfter fänden, 
ganz bei Seite lassen, nahm jedoch Anstand, da eine Bestim- 
mung des Schriftstücks nämlich c. 20. nicht aus Benedict Le- 
vita genommen sei, woraus er schliessen zu dürfen glaubte, dass 
hier doch vielleicht ein Bruchstück einer unter Bonifacius ge- 
haltenen Synodalverhandlung vorliege. Allein dieser Grund 
kann in keiner Weise massgebend sein, da jenes c. 20. aus An- 
segis. IV. 33. und damit aus C. 817. 19. 213, einer neuen Ge- 
setzgebung Ludwigs des Frommen, entnommen ist. Die übrigen 
27. Capitel sind sämmtlich in den drei Büchern des Benedict 
zu finden, und wenn man die Parallelstellen vergleicht, eine 
zusammengewürfelte Sammlung von Bestimmungen aus verschie- 
denen Jahrhunderten und Ländern. Da findet man Stücke der 
Lex Wisigothorum, der Sententiae Paulli, französische und spa- 
nische Concilienschlüsse, ein Stück aus einem Capitular von 803, 
einen Synodalschluss von 829. u. s. f. Die auf das Kirchengut 
bezügliche Stelle, die Waitz abdrucken lässt, ist nichts als der 
can. 5. des Synodus Arvernus von 535, und von Waitz selbst 
bereits früher im zweiten Band seiner V.G. S. 216. 1. citirt. 
Man kann sich auf diesen augeblichen Synodalschluss, den Pertz 
mit Recht aus seiner Sammlung verbannt hat, nicht berufen, 
und es liegt daher keinerlei Andeutung irgend eines kirchlichen 
Protestes vor. 

Die Stellung der kirchlichen Behörden zu den Massregeln 
der Begierung wird uns übrigens aus den Briefen des Bonifacius 
klar. Ueber seine persönliche Meinung können wir nicht in 
Zweifel sein. Sehr bestimmt spricht er sich in einem Brief an 
den König Ethilbald von 745. (W. 72. G. 62) aus, wo es heisst: 
Praeterea nunciaJtiim est nobisj quod multa privilegia ecdesiarum 
et monasteriorum fregisses, et abstultsses inde qtiasdam facuUates. 
Et hoc st verum eat^ peccatum grande esse dignosdiur , testante 
8, scriptura, quine dictt: gut absttderit aliquid patri vel matri et 
dicit hoc non est pecccstum, homicidae particeps est , . . qui Chri- 
sti pecunias et ecclesiae fraudabit vel capiet, homicida ante con- 
spectum justijudicis esse deptUcdfitur, In demselben Jahr schreibt 
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er an Cuthbert: (W. 73. G. 63) lUe autem, qui laicus hämo vel 
imperator vel rex vel aliquia praefectorum vel comitum saeculari 
potestate fuUus aihi per violenttam rapiat monaaterium de po^ 
testate epiacopi vel abbatis vel abbatisaaey et incipiat ipse vice 
abbatts regere et habere sub se monachos et pecuniam poaaidere 
quas fuii Christi sanguine comj)ar<Ua , talem hominem nominant 
antigui patres ra^ytorem et sacrilegum et homicidam pauperuntf 
et lupum diabolum intrantem in ovile Christi, et maximo ana~ 
thematis vinculo damnandum ante tribunal Christi . . Talibus si 
eccleaiae correptionem non recipiunt, ethnid et pvhlicani sunt, 
nee vivis nee mortuis communicat ecclesia dei. Talilms quoniam 
et hie et ibi reperiuntur^ cum tuba dei clangamus, ne taeentes 
damnemur. Boiüfacius verurtheilt also ganz unumwunden jede 
Einziehung, folglich auch die fränkische. Seine Berichte über 
die Synodalschlüsse sind nicht mehr vorhanden, wir kennen sie 
nur aus den Antworten des P. Zacharias, der zuerst in einem 
Brief von 745. (W. 70. G. 60) sich folgendermassen äussert: 
De censu vero expetendo eo quod impetrare a Francis ad red- 
dendum ecclesiis vel monasteriis non potmsti, quam ut in ver- 
tente anno ah unoquoque conjugio servomm 12, denaria reddan- 
tWTy ex hoc gratias ago deo, quia hoc potuisti impetrare^ et dum 
Dominus donaverit quieiem, augentur et luminaria sanetorum pro 
eo, quod nunc accidit tribulatio Saracenorum Saxonum vel Fre- 
sonum, sicut tu ipse nobis innotuisti. Bonifacius scheint aber 
immer noch Zweifel gehabt zu haben, denn der Papst schreibt 
ihm 751. (W. 87. G. 76): de censu autem ecclesiarum i, e. sali- 
dum de casata suscipe et nullam habeas hesitationem , dum ex 
eo poteris elemosynam tribuere, et opus perficere sanctanrum eccle- 
siarum, juocta canonum instituta^). Wir dürfen daraus mit Be- 
stimmtheit schliessen, dass von Seiten der Kirche gegen die 



**) Die Annahme von Waitz V.G. III. 64, 2, dass diese Aeusserung auf 
die oben S. 95 angeführten mit der Thronbesteigung Pipias zusammenfal- 
lenden Verhandlungen über das Kirchengut zu beziehen sei, kann ich kei- 
neswegs theilen, da der Zusammenhang mit der Aeusserung in dem Brief 
von 745 (W. 70. G. 60) offen zu Tag liegt. 
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Säcularisation unter Pipin nicht opponirt wurde, wovon sich 
sonst auch im 9. Jahrhundert noch eine Tradition hätte erhal- 
ten müssen. 

Das an dem Kirchengut constituirte Becht war ursprüng- 
lich kein anderes als das bei den precariae datae, nämlich Ein- 
räumung des Ususfructus für die Lebenszeit des Inhabers. Der 
Staat behielt sich vor, für diese Zeit über das Gut zu verfügen. 
Mit dem Tod des vom Staat bezeichneten Inhabers sollte das- 
selbe zurückfallen . . ecclesia cum proprta pecunia revestüa sit. 
Wäre die Einrichtung so zur Ausführung gekommen, so hätte 
der Verlust der kirchlichen Institute keinenfalls sehr bedeutend 
sein können, da die Kirche nicht nur in der Precarienurkunde 
sondern auch dem jedesmaligen Bückfall einen bedeutenden 
Anhaltspunkt hatte, der jedenfalls wesentliche Erleichterungen 
gewährt hätte, so wie eine mildere Behandlung der Kirche sich 
Bahn gebrochen. Allein diese Principien erlitten nicht nur sehr 
grosse Modificationen in der Ausführung, sondern sie wurden 
auch auf dem Weg der Gesetzgebung umgestaltet Wir können 
aus den öfter wiederholten Vorschriften entnehmen, dass viele 
Inhaber von Kirchengut keine Precarienbriefe genommen hat- 
ten, ja sich geradezu derselben weigerten. Schon Pipin verfügt 
0. 768. 11. Pertz IV. 14: Ut omnea laici et sectUares^ qui res 
ecdestae tenent, precaritts inde accipiant Ebenso sagt Carl der 
Grosse 779. 13. 37: e< de precartis uM modo sunt renoventur, 
et übt non sunt, scribantur. Aber noch 800. 81, sagt er: et pre^ 
carias de ipsis rebus stcut a nobis dudum in nostro capitidari 
institutum est, accipere negligitü. Die Ausstellung und Erneue- 
rung der precariae wurde also nicht nur durch Nachlässigkeit, 
sondern auch den bösen Willen der Inhaber vielfältig umgan- 
gen. Damit war für die Kirche der wesentlichste Anhaltspunkt 
für die Geltendmachung ihrer Bechte verloren, die Quittung 
gleichsam, welche sie gegenüber dem Inhaber und dem Staat 
sicher stellte, und für Geltendmachung ihrer Forderungsrechte 
(Abgaben und Bestauratio) sowie des eventuellen Bückfallsrech- 
tes entscheidend war. In der Mitte des 9. Jahrhunderts waren 
daher die Unterscheidungsmerkmale des in dieser Art einge- 
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zogenen Kirchengutes nicht so zu Tag tretend, wie diess 
nach den ursprüngUchen Bestimmungen hätte der Fall sein 
müssen. Daher heisst es C. 853. 8. 418: ut ex poaaeasiontlms, 
quae eccleainaticae certia indicüa comprobantur — aaitem nonae 
et decimae tribuaniur. Im Laufe der Zeit mussten alle dieje- 
nigen Güter verloren gehen, für welche aus Nachlässigkeit oder 
durch Renitenz der Inhaber Precarienbriefe nicht ausgestellt 
waren, oder nicht regelmässig erneuert wurden, sie verschwan- 
den unter der übrigen Masse der königlichen Beneficien. Aber 
auch mit den übrigen, bei denen der ursprünglichen Bestim- 
mung gemäss Precarienbriefe ausgestellt waren, ging eine we- 
sentliche Veränderung vor sich. In dem auf einer gemischten 
Synode des Jahres 779. erlassenen Capitulare ward nämlich 
nach der einen Ausfertigung bestimmt: C. 779. 14. 38. De re- 
bua vero eccleaiarumy que uaque nunc per verbo D. regia homi^ 
nea secularea in beneficium habuerunt, ut inantea aic habeant^ 
niai per verbo J9. regia ad ipaaa eccleaiaa fuerint revoccttaa. Die 
Voi-schrift des Capitulare Liftinense über den Rückfall ward 
also durch diese Verfügung ausdrücklich aufgehoben. Der recht- 
liche Unterschied ist der: Nach dem Cap. Liftinense sollte das 
verliehene Kirchengut mit dem Tode des Inhabers immer wie- 
der in den Besitz der Kirche kommen, und nur auf besonderen 
Befehl des Königs wieder verliehen werden; nach der neuen 
Anordnung dagegen sollte das eingezogene Kirchengut so lange 
entzogen bleiben, bis es ausdrücklich restituirt sei. Dass diess 
auch wirklich so ausgeführt wurde, geht aus unzweideutigen 
Zeugnissen hervor. Ausdrücklich sagt C. 853. 8. 418: ut ex 
poaaeaaionüma f quae eccleaiasticae certia indiciia comprobantur, 

nee plene propter variaa neceaaitatea posaunt restitui Ebenso 

sagt Ludwig d. Fr. in einer Urkunde für das Kloster S. Maxentii 
Bouq. VI. 553: de portione rerum — ^las adhuc . , , in pote- 
State diveraorum hominum per beneficium esae constat — pra^e- 
oipimus , . , ut nonaa et decimcta atque opera pleniter peraolvant, 
donec . . . per noa ipsoa aive per filioa et auccesaorea nostroa prae- 
dictam portionem reddi aive reatitui faciamua, und Lothar I. 
Bouq. VIII. 378: vt de viUa G. . . quae eat ex praefato mona^ 
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aterio F, nonae et decimae annts singulis j^eraolvaniur absque 
contradictione ab Ulis, gui eam modo tenent, quoaduague . . . 
vülam pleniter svo reatüuamus in loeo. Daher verfttgen die Kö- 
nige bis zur Restitution allein über solches Kirchengut, ver- 
tauschen es z. B. mit anderem wie in der Urkunde bei Baluze 
Append. Nr. 40. v. 823; ja es kamen FäOe vor, wo säcularisirtes 
Kirchengut in Eigenthum verwandelt wurde, wie Kloster Glan- 
feuil oben S. 89, und Theile der villa Noviliacum Hincmar de 
villa N. (Migne I. 1124) quod quidam hamines de ipsa villa... 
per stibreptionem tarn apvd paJbrem suum quam et apud eum res 
et mancipia in proprietatem obtenta tenerent ... Es wurde diess 
freilich als ein Missbrauch angesehen, und die missi beauftragt, 
darüber zu berichten C. 853. 5. 419. C. 854. 10. 429; dass 
aber die Sache nicht selten vorkam, ergiebt sich aus Concil. 
Meld. 845. c. 42: ut strenuos . . . missos . . dirigat, et investi-- 
gent ac . . imbrevient res ecclesiasticas , quaa per stibreptionem 
atque per ignorantiam quorwmM'mque in alodium ipse atd pater 
suus donavit . . . 

So waren deon die Rechte, welche der Kirche an dem sä- 
cularisirten Kirchengut verblieben waren, auf eine eventuelle 
Rückgabe, die nur auf dem Gnadenweg zu erwarten war, und 
die durch Gesetz geregelten Leistungen beschränkt. Die an 
die Kirche zu reichenden Abgaben waren doppelter Art. In 
dem Capitulare Liftinense war ein verhältnissmässig hoher cen- 
sus von 1. solidus für die Haushaltung bestimmt, der auch von 
P. Zacharias in den beiden Briefen (Epist. Bonifacii 70. und 87. 
oben S. 122) erwähnt wird. Diess wurde jedoch später geändert, 
und der Zins bedeutend herabgesetzt; es sollte nämlich nach 
dem Capitulare von 779. von 50 Haushaltungen 1. Solidus, von 
30 — V2 und von 20 — Vs gegeben werden; der census war 
daher in dem ersten Fall auf V», hi den beiden anderen auf % 
des bisherigen herabgesetzt. In diesem Zahlenverhältniss stim- 
men die beiden Ausgaben des Capitulars, die fränkische und 
langobardische überein, und wir können kein Gewicht darauf 
legen, dass in Benedict Add. IV. 132. die Zahlenverhältnisse 
in dieser Stelle verändert und durchgängig auf V12 erhöht sind, 
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nämlich für 60 •— 5 sol. — für 30 — 2'k »ol. — für 15 — 
iVa sol. Diese Herabsetzung scheint sich jedoch nur auf die 
Fälle bezogen zu haben, wo bisher überhaupt kein census be- 
zahlt wurde; diess spricht das Cap. Langob. ausdrücklich aus: 
et qui vsque nunc alium censum dedit, inantea sicvi pirivs fecit 
ita faeiat, und die Bestimmung des kürzeren Cap. Francicum: 
de rebus . . unde nunc census exeunt, decima et nona cum ipso 
censu sie soluta . . setzt dasselbe voraus. Die nona und decima 
sollte demnach zu dem bisherigen census hinzutreten, und wo 
bisher kein census bezahlt war, der reducirte Betrag erlegt 
werden. Bestätigt wird diess cfurch die beiden Urkunden Gesta 
Aldrici Nr. 62. und 63, zwei precariae über dasselbe Gut, Fraxi- 
nedum, die erste von 751, die letztere von 799. Während in 
der ersteren nur eine hibematica von 1 Pfd. erwähnt wird, ist 
in der letzteren die Zahlung der nona und decima ausdrücklich 
mit aufgenommen. Der Ausdruck: hibematica . . . transsolvere 
faciam aut decimmn aut nonam ex omni reditu pleniter persol" 
t7am...der sich ebenso in den anderen precariae findet, welche 
die nona und decima erwähnen, scheint mir nicht dahin aus- 
gelegt werden zu können, dass es in der Wahl des Inhabers 
stand, ob er den census oder die nona und decima zahlen wolle, 
da die oben citirte Stelle des C. 779. ganz zweifellos vorschreibt, 
dass die decima und nona neben dem census bezahlt werden 
solle. Die Abgabe selbst bestand, wie ich schon B.W. 364. er- 
örtert habe, aus einem doppelten Zehnten. Ob sie nicht schon 
unter Pipin aufgelegt wurde, möchte zweifelhaft scheinen, da 
die in Capit. Y. 13. enthaltene Bestimmung aller Wahrschein- 
lichkeit nach einem Capitular Pipins entnommen ist, und die 
von mir B.W. 364. 183. citirte Urkunde Bouq. VI. 510. auf 
diesen König zurückführt^). Allein in der Hauptsache ist die 
Durchführung gewiss unter Carl zu setzen, wie sich schon aus 
dem Gap. 779. und dem Umstand ergiebt, dass die von mir 



'^ Die Behauptung von Waitz III. 37. N., dass diese Urkunde unecht 
sei, entbehrt der Begründung, s. oben S. 93, 10. 
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B.W. 364. 186. angeführten speciellen Befehle fOr einzelne 
Kirchen theilweise Carl dem Grossen die Begründung zuschrei- 
ben. Die Zahlung wurde nicht nur durch allgemeine Befehle 
und specielle Vorschriften für einzelne Kirchen unter Androh- 
ung des Beneficienverlustes den Renitenten eingeschärft, son- 
dern es stand der Kirche auch ein Klagrecht zu, wie sich aus 
der Klage gegen Pinaudus und Genossen von 801 Vaisette I. 
30. ergiebt, wo die Abgabe tasca et decima heisst. 

Das so eingezogene Kirchengut, das, wie unten gezeigt 
werden wird, von dem König an die einzelnen Inhaber als Be- 
neficium verliehen wurde, bildete mit dem Beichsgut die ma- 
terielle Grundlage der mittelalterlichen Staatseinrichtungen ; 
denn im Mittelalter finden wir nicht nur überall noch die Spu- 
ren der früheren Säcularisationeu,^) sondern neue nicht unbe- 
deutende Einziehungen derselben Art, so in Baiern, ^) und un- 
ter Heinrich IL in ganz Deutschland.*) An sich musste seit 
der Mitte des 8. Jahrhunderts der Umstand, dass man über 
zahlreiche säcularisirte Kirchengüter zu verfügen hatte, eine 
grosse Ausdehnung der Beneficien Verleihung zur Folge haben; 
denn wenn die fränkischen Könige auch wie oben gezeigt die 
eingezogenen Güter gar nicht zurückgeben konnten, ja die Ein- 
ziehungen noch weiter auszudehnen genöthigt waren, so woll- 
ten sie doch principiell die Verfügung nur als eine vorüber- 
gehende betrachtet wissen, die, wenn kein Bedürfniss mehr vor- 
liege, ihre Wirksamkeit verlieren solle. Die einzelnen Grund- 
stücke wurden daher nicht nur nach wie vor als kirchliche be- 
zeichnet, sondern es wurde auch bestimmt verboten, sie dauernd, 
durch Einräumung des Eigenthums, zu veräussem. Gerade 
die Verleihung als Beneficium bot für dieses Bestreben, die 
Rechte der Kirche an dem eingezogenen Gut zu conserviren, 
einen passenden Anhaltspunkt. Wir sehen daher, wie oben ge- 
zeigt, das eingezogene Kirchengut durchgängig als königliches 



•») S. Ficker, Heerschild 81. f. 

«•) Büdinger Oesterr. Gesch. I. 289. 

*o) Giesebrecht Gesch. IL 83. f. 
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Beneficium vergeben, und es erklärt sich allein schon daraus 
die grosse Ausdehnung der Beneficienverleihungen seit dem 9. 
Jahrhundert. 

Die Säcularisation giebt uns aber noch viel wichtigere Auf- 
schlüsse ; sie gewährt uns einen Anhaltspunkt, um Ursache und 
Verlauf der Verfassungsveräuderung im 8. Jahrhundert beur- 
theilen zu können. Berücksichtigen wir die Hülfsmittel, die 
der Kirche zu Gebot standen, ihren Einfluss auf die Gemüther, 
ihren materiellen Reichthum, die Unentbehrlichkeit der kirch- 
lichen Würdenträger bei allen Staatsgeschäften, so können wir 
auch ohne die oben mitgetheilten Aeusserungen der einzelnen 
Könige voraussetzen, dass sie nur durch den dringendsten 
Nothstand zu einer Massregel geführt werden konnten, für die 
sich in den weltlichen Gesetzen kein Rechtstitel, fand, und die 
in den kirchlichen Gesetzen schwer verpönt war. Dieser Noth- 
stand, dem dadurch abgeholfen werden sollte, führte zugleich 
zu den weiteren Umgestaltungen, aus welchen dann das Bene- 
iicialwesen hervorging. Die Säcularisation gab die Mittel an 
die Hand, um das Reich der Franken in den Feudalstaat hin- 
über zu leiten. 



Abschnitt 3. 
Grundbegriff der B eneficien. 

Beneficium ist wie Vassus, mit dem es sich später als tech- 
nischer Ausdruck verbindet, in der früheren Zeit in seiner Be- 
deutung schwankend. Man findet es für Pertinenz, Wohlthat 
oder Gefälligkeit überhaupt, Darlehen, und gleichbedeutend mit 
Ususfructus (B.W. 232. 130—135). Im Mittelalter bis in das 
13. Jahrhundert, ehe das Wort Feudum gewöhnlich wird, ist 
Beneficium die ausschliessliche Bezeichnung für Mannlehen, 
Ritterlehen, also ein nach den Grundsätzen des Lehenrechts 
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verliebenes Gut, von dem Lehendienst zu leisten ist, (Homeyer 
Lehenr. 274). Die Anfänge des Sprachgebrauchs, der Veran- 
lassung dazu gegeben hat, können nicht über das 8. Jahrhun- 
dert zurückverfolgt werden. Für diesen ist nämlich entschei- 
dend der Zeitpunkt, in welchem das verliehene Gut zuerst so 
benannt ist, während es durchaus an Anhaltspunkten dafür fehlt, 
dass die Ausdrücke in henefictumy per beneficium, pro benefido, 
welche sich schon früher häufig in Precarienurkunden finden, 
in den betreffenden Stellen die Bedeutung von technischen Aus- 
drücken im späteren Sinn haben. 

Bei Verleihung von Krongut findet sich der Ausdruck zu- 
erst in folgenden Stellen: Cod. Laur. Nr. 568. v. 764. de cdia 
fronte adjungiUir dominicum beneßdum. C. 768. 5. (Pertz IV. 
15) quicumqiie nostrum beneficium habet . . . ibid. c, 9. de iUis 
beneficiis übt intentio est , , . Urkunde Ludwigs Bouq. VL 604. 
avt^ npater Pipinus JB. . . . villam juris sui . . Ä . . . mona- 
sterio 8. B. , , , delegasset^ eoque . . rebus humanis exemto qui- 
dam vasaUus ejus , . O. qui memoratam villam jure beneficiario 
possederat . . . Aus der Zeit Pipins sind ferner noch folgende 
Stellen hierher zu rechnen: die Restitutionsurkunde für S. De- 
nys enthält zwar nicht in der Form Br. 362. (608), aber in der 
Ausfertigung Carls des Grossen von 775. Bouq. V. 734. den 
Satz: Madriu qtiem Oabbifrisio per beneficium tenuü. Ferner 
gehört hierher Urk. Pipins von 754. Bouq. V. 701 : quicquid 
gasindus noster T. per nostrum beneficium tenuit; von 762. Beyer 
Nr. 16. portionem in R, quam vassus noster A, per beneficium 
habuit . . . Cod. Lauresh. I. p. 16. hanc . . habuerant in bene- 
fido Wegelenzo pater Warini^J - . . Urk. Pipins von 766. Bouq. 
V. 706. sicut a R. comite per nostrum benefidum fuit possessa . . . 
. Es ist zufällig, dass wir aus den bis jetzt zugänglichen 
Quellen kein früheres Beispiel anführen können, denn es ist 
kaum zu bezweifeln, dass der Sprachgebrauch in die Zeit Carl 
Martells zurückreiche. Zwar ist kein Gewicht zu legen auf die 



^) Es fäUt diess jedenfaUs unter Pipin, da Warinus bereits 765. als 
Graf erwähnt ist. 

Roth, F«udalitit a. UnterthAn«nverband. 9 



180 

Nachriebt in der vita Liudgeri c. 4. Pertz IL 40ö: dßdti Ca- 
rolus .... Wursinffo beneficium in conßnio Fresanum. . . da 
diese in der Mitte des 9. Jahrhunderts geschriebene Quelle für 
den Sprachgebrauch des 8. Jahrhunderts nicht entscheidend 
sein kann; dagegen ist die von mir B.W. 422. schon bespro- 
chene Stelle in dem placitum von 756. bei P^rard 33: viUaB. 
quam Karolus Hädebranno benefictaverat ... um so bestimm- 
ter hierher zu rechnen, als das betreffende Gut, wie BW. 422. 
gezeigt, in der ganzen Folgezeit als königliches Beneficium im 
Besitz der Nachkommen des Hildebrand war. Ebenso weist 
auf die Zeit Carl Martells die Urkunde Carls des Grossen 
Beyer Nr. 27, wo von der Abtei Medlach gesagt ist: quod avus 
noster Karolua quondam major d(ymu8 MiUmi beneficiavit . . • 

Zweifellos werden also seit der Mitte wahrscheinlich schon 
in der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts die Ausdrücke bene- 
ficium, beneficiare, per beneficium von königlichen Verleihungen 
in derselben Weise gebraucht wie im ganzen 9. Jahrhundert, 
und es ist damit hergestellt, dass im Laufe des 8. Jahrhunderts 
die Verleihung königlicher Beneficien in der Hauptsache be- 
reits ausgebildet war. 

Um dieselbe Zeit finden sich auch Beneficien weltlicher 
Grundherrn, wie sich ja schon aus der bekannten Stelle C. 757. 
9. 28. homo Francus acceptt beneficium de seniore auo ergiebt. ^) 
Als die älteste unter den bis jetzt veröffentlichten Urkunden, 
welche ein nicht königliches Beneficium erwähnen, erscheint 
Br. 330. (544) Schenkung des dux Eberhard an Murbach vom 
Jahre 728: (p. 458. D.) quod Amalo inbeneficieUum habuimus 
aeu qiu>d servus noster B, per ben^idum noetrum vietis est ha- 

bere . . . seu quod Haimerico . . . benefidatum habui 

vel ad vassoa nosiros beneficiatum habui , . . Von demselben 



*) Dass die Behauptung von Waitz Y.G. ü. 198. 2, der Sprachgebrauch 
finde sich zuerst in bairischen Urkunden, aUer Begründung entbehre, ist 
von mir schon Münch. Gel. Anz. (1848) XXVII. 149. hervorgehoben. Gleich- 
wohl bezieht sich Waitz Vas. 66. wiederholt auf Tr. Fris. 37. als die erste 
Stelle, in der beneficium von dem verliehenen Land gebraucht werde, ob- 
wohl diese, wie a. a. 0. bereits erwähnt, erst von 774 ist. 



Eberhard ist die Schenkung Tr. Wizz. Nr. 9. von 734, in der 
es heisst: quicguid WitharitLS ibidem pro beneficio visus est ha- 
bere . . . Von dem Bruder desselben, Liutfried, ist die Urkunde 
Tr. Wizz. Nr. 35. von 737, wo es heisst: quantum C, genitor 
tuua pro beneficio nostro visus est habere , . . Ebenso schenkt 
Podalus, der gleichfalls der herzoglichen Familie des Elsass 
angehörte, bei Neugart Nr. 21. von 757: quantumcunque . . . 
vassi mei . , . in beneficio nostro ibidem tenuerunt .... Aus 
einem andern Theile des Frankenreichs, aus Südfrankreich, fin- 
den sich Beneficien in dem 739. verfassten Testament desAbbo 
Br. 340. (559) p. 471. (D.) coUmicas . . . quem Baronta über- 
ius noster in beiiefidum habet . . . colonicas in B, quem Sauma 
in beneficio habet . . . ibid. 472. (C.) terra in S. et libertos no- 
Siros (6 Namen, darunter 2 Frauen) . . in beneficio habent . . 
ibid. 472. (E.) res illas . . . quem Marabertus in beneficio ha- 
bet ,, , colonicas in O, . . qu^m ministerialis noster Baio in 
beneficio habuit . . ibid. 473. (C.) libertum Unebertum . . . cum 
cukura . . quem ipse Unebertus in beneficio höhet . . . ibid. 474. 
(B.) colonicas . . quem . . Opilonicus usque nunc in benefidum 
habuit, qvtem de Siguberga conquisivirnu^, volumus ut . . libertus 
fiatf et . . colonicas sub nomine libertinitatis habeat . . ibid. 476« 
(A.) . . quem Baroleos in ben^eficio habuit .... Endlich ist in 
dem Bericht der Missi an Karl den Grossen von 780. Martene 
et Durand Coli. ampl. I. 42. erwähnt: et . . Ardingvs ille Ale- 
mannus .... disvertivit et ad Hinniberto suo vasso hoc bene- 
ficiavit .... Dass diess nach 742. zu setzen sei, ist oben S. 86 
nachgewiesen. 

Auch kirehliche Beneficien müssen sich um diese Zeit ent- 
wickelt haben, da im Jahr 786. in S. Wandrille bereits 2551 
Mansi als Beneficien verliehen sind. Keine Bücksicht wird auf 
Tr. Pat. Nr. 44. zu nehmen sein, wonach unter einem Bischof 
Erchanfried über ein beneficium S. Stephani verfügt worden 
sein soll, da es dieser Notiz an jedem Anhaltspunkt fehlt. Man 
weiss von diesem Erchanfried nur aus dieser Urkunde und Tr. 
Pat. 38. und 78. Bettberg IL 246. hält ihn für einen Bischof 
von Lorch, aber mit Unrecht, da er ja für die Stephanskirche 

9* 
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(in Passau) ein Gesckenk erhält; Dümmler Pilgrim S. 4. fttr ei- 
nen Reisebischof, und dieser setzt ihn in das erste Jahrzehnt 
des 8. Jahrhunderts. Indessen wird . der in diesem Theil erst 
in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts geschriebene Tra- 
ditionencodex kaum als sichere Quelle fttr das Factum gelten 
können, wenn man bedenkt, wie vielfache Fälschungen in Pas- 
sau vorkommen. Auch die Sprache deutet auf das 9. Jahr- 
hundert. Als der erste in unsem Urkunden erwähnte Fall ei- 
nes kirchlichen Beneficiums wäre der in dem Chart. S. Victo- 
ris I. p. 45. auch Gallia Christ. I. 106. angefahrte zu betrach- 
ten, wo es von der villa Caladio heisst; affirmaverunt quod 
ipsam pro beneficio Metramno qui fuit patriciua in provincia, 
pro catbsa Maaailiense ipsam villam . , . ipstus in beneficium 
cessiaaet, et inpostmodum Äbbo patricius condam similiter pro 
catbsa Masailiense 8, Marien et 8, Victoria in beneficium con- 
cessit . . . , wenn man mit Waitz V.G. IV. 157. 3. hierin eine 
Beneficienverleihung des Klosters sehen dürfte, wogegen ich 
aber Bedenken habe, da aus dem damit in Verbindung stehen- 
den Bericht der missi Martene et Durand Coli. ampl. I. 42. 
hervorgeht, dass diese villa gerade von Abbo an das Kloster 
restituirt war. Als die erste Erwähnung eines kirchlichen Be- 
neficiums betrachte ich daher die Stelle der Gesta abb. Font, 
c. 15. Pertz II. 290: hie (Widolaicus) matriculam b, Martini 
Turonenaia in beneficii jure Teudaindo haec eadem largiente aU- 
quamdiu poat obitum illiua tenuit 

Jedenfalls ergiebt sich daraus mit Bestimmtheit, dass in 
der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts die Beneficienverleihung 
der kirchlichen Institute und weltlichen Grundbesitzer schon 
in der Art ausgebildet ist, wie wir sie durch das ganze 9. Jahr- 
hundert finden. Es wird nun vor allem herzustellen sein, wie 
sich diese beiden Arten von Beneficien, die königlichen und 
die Privatbeneficien zu einander verhalten, ob sie gleichzeitig 
entstanden oder ob die einen von den anderen abgeleitet seien. 

Es ist eine sehr alte Meinung, dass die Beneficien zuerst 
auf dem Gebiet der kirchlichen Verwaltung ausgebildet und 
von da in das öffentliche Becht übertragen worden seien; diese 



Meinung ist neuerdings von Waitz wieder aufgenommen, der 
(Vas. 38) die kirchlichen Beneficien nicht nur als die ersten 
und lange Zeit die wichtigsten von allen bezeichnet, sondern 
auch behauptet, die fränkische» Könige hätten die für die Ver- 
leihung kirchlicher Beneficien geltenden Grundsätze auf ihre 
Krongutsverleihungen übertragen (Vas. 73. 77. V.G. IV. 173). 
Ich biu dieser Ansicht schon in meinem Beneficialwesen ent- 
gegen getreten, wo ich S. 433. f. ausführte, dass die kirchlichen 
Verleihungen in doppelter Weise, als precaria und beneficium, 
erfolgt, und die letzteren in den wesentlichsten Punkten den 
königlichen Beneficien nachgebildet gewesen seien. Ehe ich 
diesen Satz weiter begninde, wird es erforderlich sein, die An- 
sicht von Waitz möglichst bestimmt zu constatiren. 

Ursprünglich hatte er die völlige Identität von Precarien 
und Beneficien behauptet (V.G. II. 196). Diese waren hier- 
nach anfänglich Uebertragung des Ususfructus ohne persönliche 
Abhängigkeit, und unterschieden sich so von den älteren Land- 
verleihungen, welche immer eine gewisse Abhängigkeit des Em- 
pfängers und bei Freien Minderung der Freiheitsrechte bewirkt 
hatten (IL 195). Eine Vermischung, welche zwischen den bei- 
den Instituten eintrat (IL 200), führte in einzelnen Fällen des 
Ususfructus zwar nicht zu wahrer Abhängigkeit, aber zu Ver- 
pflichtung zur Treue auf der einen zum Schutz auf der andern 
Seite (V.G. IL 202). Eine vallständige Sonderung der usu- 
fructuarischen Verleihungen ist in der merovingischen Period.e 
noch nicht eingetreten, doch lassen sich die ^gewöhnlichen Pre- 
carien" oder „blossen Precarien" als solche bezeichnen, die 
einen mehr vertragsmässigen Character tragen, und auf kürzere 
Zeit gewöhnlich fünf Jahre beschränkt sind (V.G. IL 202), wäh- 
rend die Beneficien eine höhere Auffassung zulassen (V.G. IL 
202), und eine längere, zugleich persönliche, ge Wissermassen 
ethische Verbindung begründen (V.G. IL 203). Dabei be- 
schränkte sich alles diess ursprünglich auf die Kreise des bäuer- 
lichen Lebens, es waren kleinere Landbesitzungen, die so ver- 
geben wurden (V.G. U. 206). 

In der Vasallität wiederholt er die Behauptung, dass ur- 
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sprttnglich zwischen Precarien und Beneficien gar kein Unter- 
schied gewesen sei. Allerdings scheine in einigen Stelleu ein 
Unterschied vorausgesetzt, es handle sich aber dabei mehr um 
Aufzählung aller dem Namen nach bekannter Uebertragungs- 
arten als wirkliche Unterscheidung. Der Niessbrauch an eig- 
ner Schenkung sei vorzugsweise precarium, der an ursprüng- 
lichem Kirchengut vorzugsweise beneficium genannt worden, 
aber ein allgemeiner und durchgehender Unterschied sei diess 
auch nicht gewesen (39). In carolingischer Zeit seien alle 
Freie, die überhaupt Land von einem andern Freien empfangen, 
als Vasallen betrachtet worden, und hätten die Commendation 
zu leisten gehabt (35, 57); man habe dann als Beneficien alle 
Verleihungen unterschieden, mit denen eine Commendation ver- 
bunden gewesen sei (41). In den „niederen bäuerlichen Ver- 
hältnissen^' dagegen, bei den „gewöhnlichen Landübertragungen 
gegen Zins" habe man die Commendation nie allgemein gefor< 
dert, man habe „die gewöhnlichen Landübertragungen'' von 
„denen an angesehenere Personen", die „blossen Besitzer ab- 
hängiger Hufen " von der „höheren Classe" unterschieden (36. 37). 
Im vierten Band derV.G. endlich unterscheidet Waitz wie- 
derholt zwischen Zinsgütern und Ususfructus. Der letztere 
wird bald precaria bald vorzugsweise beneficium genannt, ohne 
dass zwischen diesen Bezeichnungen ein Untei^chied gemacht 
würde. Nur die Uebertragung von Land „als eigentlichem 
Zinsgut" an „wirklich abhängige Leute" bildet einen Gegensatz, 
wobei ein Theil der Inhaber solcher Precarien mit den „ eigent- 
lichen Zinsbauern" verschmilzt (V.G. IV. 154. 155). Das Unter- 
scheidende der Beneficien findet Waitz in der Verleihung auf 
Lebenszeit des Verleihers und Beliehenen (V.G. IV. 188), der 
Nothwendigkeit wenigstens der Bestätigung beim Tod des letz- 
teren, die bei gewöhnlichen Land Verleihungen nicht immer für 
nöthig gehalten wurde (Y.G. IV. 188. 189); endlich in der 
Commendation, welche in carolingischer Zeit allgemein durch- 
geführt ist, so dass sich der Grundsatz festgestellt hat, alle 
welche Beneficium empfingen, hätten sich in die Vasallität zu 
begeben (V.G. IV. 216). Diess soll sich aber doch nicht auf 
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alle Landverleihungen erstreckt haben, Di^mentlich soll die Com- 
mendation bei Precarien, bei welchen der Schenker sein Gut 
zum Niessbrauch wieder erhielt, nicht üblich gewesen sein, und 
so soll sich eine Scheidung des Sprachgebrauchs begründet ha- 
ben, indem man jetzt nur solche Güter, bei welchen die Com- 
mendation statthatte, als Beueficien bezeichnete (V.G. IV. 218). 

Diese Darstellung ist nicht ohne innere Widersprüche. Die 
Ausdrücke „gewöhnliche Precarien", „blosse Precarien", ge- 
wöhnliche Landübertragungen", „eigentliches Zinsgut" sind nicht 
technisch, und gewähren keinen Anhaltspunkt, da sie erst der 
Definition bedürfen. Der Widerspruch in der Darstellung liegt 
zu Tag. Im zweiten Band der V.G. war behauptet, dass in der 
merovingischen Periode der Ususfructus nicht in allen Fällen 
mit einer Verpflichtung zur Treue verbunden gewesen sei (IL 
200. 202), in der Vasallität wird dagegen angenommen (41), 
dass die Commendation früher allgemein üblich gewesen, und 
in der Folge mehr beschränkt worden, im vierten Band endlich 
ist Waitz zu seiner früheren Meinung zurückgekehrt, und lässt 
die Verbindung der Commeudation mit der Beneficienverleihung, 
die schon in der merovingischen Zeit vorgekommen sei, in der 
carolingischen allgemein durchführen (IV. 216). In der Vasal- 
lität (37. 47) war die Identität von precaria und beneiicium 
behauptet, und zugleich, dass in carolingischer Zeit alle Freie, 
die überhaupt Land von einem anderen Freien empfangen, die 
Commeudation zu leisten gehabt hätten (35); im vierten Band 
dagegen ist angenommen, dass nur bei einem Theil der Ver- 
leihungen die Commeudation geleistet wurde, und dass diese 
namentlich bei Precarien an der eigne;i Schenkung nicht üblich 
war (IV. 218). In der Vasallität ist endlich die Lebensläng- 
lichkeit der kirchlichen Beueficien ausdrücklich hervorgehoben 
(38. 49), diese Meinung aber später wieder aufgegeben (V.G. 
IV. 188). 

Ebenso schwankend ist. Waitz in der Unterscheidung des- 
sen, was er „gewöhnliche Landübertragungen" oder „eigentliche 
Ziusgüter" nennt, von dem Ususfructus. Während er den letz- 
teren in der identischen Bezeichnung von precaria und bene- 
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ficium schon für die erste Zeit der merovingischen Periode von 
den Zinsgütern auf das bestimmteste unterscheidet(V.G. II. 195), 
und in carolingischer Zeit beneficium zum technischen Ausdruck 
für Verleihung mit Commendation macht (V.G. IV. 218), und 
annimmt,. dass nur solche, die die Commendation geleistet, ein 
beneficium erhalten konnten (V.G. IV. 216), während die Com- 
mendation auf die niederen bäuerlichen Verhältnisse keine An- 
wendung litt (Vas. 36), erklärt er (Vas. 39. 2. und V.G. IV. 
155. 1), die 2120 mansi in beneficüs relaxati in dem 786 ver- 
fassten Güterverzeichniss von S. Wandrille für „gewöhnliche 
Zinsgüter." Damit wäre auch die letzte Möglichkeit einer Un- 
terscheidung hin weggefallen, die sich ja am Ende nur auf die 
von der Verleihung gebrauchten Ausdrücke stützen könnte. 

Die ganze Darstellung ist überdiess in ihrer Gesammtauf- 
fassung fehlerhaft. Waitz sieht den Unterschied in der Ent- 
wicklung darin, dass die Verleihungen in der merovingischen 
Periode in bäuerlichen Kreisen sich bewegten, in der carolin- 
gischen dagegen auf eine angesehenere Classe von Leuten sich 
ausdehnten. Bei Verleihungen Privater oder der Kirche in der 
merovingischen Zeit soll fortwährend von kleineren Landbe- 
sitzungen, einzelnen Hufen die Rede sein, so dass die Inhaber 
derselben als solche erscheinen, die das Land in Erbpacht oder 
günstig bedingter Zeitpacht haben (V.G. IL 206). Ursprünglich 
seien die Empfänger von Precarien oder Beneficien meist solche 
gewesen, welche das Gut selbst bewirthschafteten, und als ge- 
wöhnliche Landbauer unter dem Schutz des Stiftes lebten; im 
Laufe der Zeiten sei es immer häufiger geschehen , dass ganze 
Höfe an angesehene Männer gegeben wurden (V.G. IV. 155). 
Diese Auffassung hat gar keine Beweise für sich, und steht mit 
bestimmten Nachrichten in Widerspruch. Die Ansicht ist nicht 
einmal richtig bezüglich der Precariae datae. Eine der ersten, 
von der wir wissen, aus der Mitte des 6. Jahrhunderts, war 
für eine königliche Prinzessin, Theudechildis, die Tochter der 
Königin Suavegotha ausgestellt; der Diaconus Grimo hatte 636 
eine precaria der Kirche in Verdun, Chromatia, die Schwester 
des Presbyter Deotherius, in der Mitte des 7. Jahrhunderts 



eine solche der Kirche in Auxerre. Zweifellos kamen remune- 
ratorische und offeriite Precarien unter allen Ständen vor, wie 
z. B. nach Br. 227. (429) v. 692. die illustris Agantrudis eine 
offerirte Precarie des Klosters S. Denys hatte. Es fehlt daher 
für die Behauptung von Waitz an jedem Anhaltspunkt. 

Ebenso muss ich mich gegen die Darstellung des Verhält- 
nisses des Zinslandes zum Ususfructus erklären. Waitz unter- 
scheidet die „Verleihungen bei den alten Deutschen** (V.G. II. 
195), „gewöhnliche Landübertragungen" (Vas. 36), „eigentliche 
Zinsgttter" (V.G. IV. 154) von dem Ususfructus, der als Pre- 
caria oder Beneficium gegeben wurde. Den Unterschied fin- 
det er darin, dass in der merovingischen Periode das Zinsgut 
eine gewisse Abhängigkeit des Empfängers und Minderung der 
Freiheitsrechte begründete (V.G. II. 195), der Ususfructus ur- 
sprünglich gar nicht mit einer persönlichen Verpflichtung ge- 
gen den Eigenthümer verbunden war (V.G. IL 195), und auf 
die persönliche Stellung keinen Einfluss übte (V.G. IL 200), 
wobei jedoch im Laufe der Zeit einTheil eine ethische Verbindung 
bewirkte, die aber keine Abhängigkeit sondern Verpflichtung zur 
Treue gegen Schutz war, während der andere einen mehr ver- 
tragsmässigen Charakter an sich trug (V.G. IL 202)* In der 
carolingischen Periode sieht Waitz den Unterschied darin, dass 
bei Zinsgütern die Commendation nicht gefordert wurde (Vas. 
36. V.G. IV. 218), diese vielmehr auf Landübertragungen an 
angesehenere Personön sich beschränkte (Vas. 36). Anderer- 
seits ist ihm aber die Commendation doch kein durchgängiges 
Unterscheidungsmerkmal des Ususfructus, da nach der letzten 
Version') ein Theil der Inhaber von Precarien mit den Zins- 
bauem verschmilzt (V.G. IV. 155), und die Commendation na- 
mentlich bei Precarien, bei welchen der Schenker sein Gut zum 
Niessbrauch erhielt, nicht üblich gewesen sein soll (V.G. IV. 218). 

Nach dieser Auffassung giebt es also keine Scheidelinie 
zwischen Zinsland und Ususfructus als „höhere und niedere 

*) Waitz hatte Vas. 35. bekanntlich behauptet, dass in carolingischer 
Zeit alle Freie, die Land von einem anderen Freien empfangen, die Com- 
mendation zu leisten gehabt hätten. 
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Cksse/' Die Behauptung, dass beneficium und precaria gleich- 
bedeutende Ausdrücke für dasselbe Verhältniss seien, ist übri- 
gens unvereinbar mit der Annahme, dass das Beneficium nur 
gegen Commendation verliehen dagegen ein Theil der precariae 
mit den Zinsgütem verschmolzen, ein anderer ohne Commen- 
dation bestellt worden sei. 

Liessen sich andere leitende Grundsätze nicht aufstellen, 
so niüsste man den Versuch einer Entwicklung ganz aufgeben. 
Gewiss ist es viel schwieriger, die Grundsätze für die Ver- 
leihungen der Kirche und Privaten festzustellen, als die für die 
königlichen Uebertragungen. Allerdings handelt es sich in bei- 
den Fällen zunächst um eine Uebung, da der König über den 
Fiscus eben so frei verfügte wie der Privatmann über Eigen- 
thum, und die Beschränkungen beim Kirchengut nur in den 
Gränzen des kirchlichen Administrationsrechtes lagen; aber 
diese Uebung war für den Fiscus nach Ausdrücken und Inhalt 
concentrirt, während sie bei den Verleihungen der Privaten 
und der Kirche nach Orten wechseln konnte. Fast jedes kirch- 
liche Institut hat in seinen Tradition enbüchern Ausdrücke, die 
regelmässig wiederkehren; nicht nur diese sondern auch die 
Verträge selbst weichen nach Zeit und Ort mannigfach ab. So 
sind z. B. bei den bairischen Kirchen precariae anfangs nicht 
üblich; erst mit der fränkischen Eroberung finden sie sich öf- 
ter, und auch dann sind sie in der Kirche von Freising selten, 
häufiger in Passau. In S. Gallen und den schwäbischen Klö- 
stern ist sehr häufig Uebergang auf die Erben und eventueller 
Rückkauf stipulirt; in Corvey Ungültigkeit der Schenkung, wenn 
ein Sohn geboren wird. Eine grössere Manigfaltigkeit der Aus- 
drücke und Wendungen in Privaturkunden lag in der Natur 
der Sache, da nur die Reichscanzlei einen feststehenden und 
einheitlichen Sprachgebrauch hatte. Zudem findet sich in den 
Privaturkunden eine grössere Manigfaltigkeit der Verhältnisse, 
wie sie bei vertragsmässiger Regelung der Geschäfte von selbst 
sich ergiebt; häufig sind ihre Verfasser weniger gebildet als 
die Schreiber der Reichscanzlei. Die Privaturkunden bieten 
uns daher eigenthümliche Schwierigkeiten, die uns in den kö- 
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nfglichen Diplomen nicht begegnen. Gleichwohl sind wir nicht 
ohne Anhaltspunkte, die wir theils den Gesetzen und oflSciellen 
Dokumenten theils der Natur der einzelnen Rechtsgeschäfte 
entnehmen. 

Vor allem lässt sich das, was Waitz gewöhnliche Land- 
Übertragungen Zinsgüter oder abhängige Hufen nennt, von den 
hier betrachteten Instituten precaria und beneficium bestimmt 
unterscheiden. Es ist bekannt, wie schon zur Zeit der frän- 
kischen Eroberung in Gallien der Grundbesitz in grosse Güter 
concentrirt war, welche von einer zahlreichen abhängigen Be- 
völkerung bewohnt wurden. Die Spuren davon können wir vom 
sechsten bis ins neunte Jahrhundert verfolgen, in welchem letz- 
teren wir bestimmte statistische Anhaltspunkte finden. In je- 
dem grösseren Testament werden coloni accolani oder homines 
commanentes erwähnt, die auf dem Grund des Herrn sich be- 
finden, und denselben bebauen. Durchgängig unterscheidet man 
noch im 9. Jahrhundert bei allen grösseren Gütern den Haupt- 
hof, mansus indomtnicatm^ und die damit in Verbindung stehen- 
den Bauernhöfe, die nach den ihnen auferlegten Abgaben als 
maiMi tngenuüea, lidilea und «erv«7e« bezeichnet werden.*) Diese 
Unterscheidung, die sich noch jetzt unter dem Namen HofFeld 
und Bauernfeld in einigen Theilen von Deutschland findet, z. B. 
in Holstein und Mecklenburg, ist eine durchgehende, und er- 
streckt sich auch auf die zu Beneficien oder Precarien verlie- 
henen Gutstheile, so dass diese letzteren theils aus Hof-, theils 
aus Bauemfeld zusammengesetzt waren. So bestand in S. Ger- 
main das Beneficium des Bbricus ans 1. mansus doniinicatus 
und 8. andern, das des Acoinus aus 1 . mansus dominicatus und 
10 V2 anderen mansi, Pol. lim. P'r. I. 1. und 14. Das nämliche 
findet sich bei den königlichen Beneficien G. 861. 476. und G. 
877. 536. Die Precaria der Alda in S. Germain bestand aus 
1. mansus dominicatus und 9. andern, die der Ermenberga aus 



^) Eine gemeinsame Bezeichnung fikr die letzteren findet sicli in un- 
seren Quellen nicht. Der Name mansi tributäks, den Guerard Irminon 
§. 316. w&hlt, ist ganz passend, scheint aber nur local vorgekommen zu 
sein. 
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3. mansi dcmiinicati und 11. andern mansi Pol. Irmin. XII. 1 — 4. 
Andrerseits findet sich auch blosses Bauernfeld als beneficium 
oder precaria vergeben; so sind in S. Germain von den 14. 
kleineren Beneficien 9 als an mansi ingenniles bestellt bezeich- 
net, z. B. I. 39. 40. XV. 9. u. s. f., und im Polypt Sithiense 
c. 6 (Gu6rard Polypt. Irmin. p. 294) ist von den zu Bringa 
Villa gehörigen 18. mansi einer als precaria vergeben. 

In einem andern Sinn wird indomintcatum gebraucht für 
die Besitzungen, die der Eigenthümer im Besitz und Genuss 
hat, im Gegensatz zu den als beneficium • oder precaria ver- 
liehenen Grundstücken, z.B. C. 851. 3. 411: capeUaa dominico^ 
seu hen^tatas; C. 864. 5. 489: vtUae nostrae mdominicatae 
im Gegensatz zu den jime homtnes nostri; Urkunde £ccards bei 
P^rard 22: tarn ea quae nos indominicata habemuSy quam etiam 
quae vasallt nostri de alodo in beneficio videntur habere; Chrou. 
Centulense IL 3. (d'Achery IV. 386): viUae iMdomintöatae aancH 
ahsque uUa admixtione beneßoü; Urkunde des Adventius vou 
863. Calmet I. 308: st . . evenei'ü tU de nostro vndominicato 
aut de rebus f quas adhuc muüt per nostrum beneficium retinent,.. 
Gleichbedeutend damit ist die Bestimmung ad opus suum, z.B. 
C. 768. 3. (Pertz IV. 13): quicquid episcopi vel rdiqui sacer-. 
dotes de rebus ecclesiarum ad eorum opus habent .... C. '812. 
1. 181 : villae . . ad opus nostrum servtendi institutae . . . Ur- 
kunde V. 829. Bouq. VI. 559. A.: quicquid ad swmt opu^ prae- 
sentialiter habuit, (der Abt von S. Germain), vel quicquid inde 
homines per precarias tenent vel quicquid per beneficium iUius 
ddiqui adhm habent . . Epiöt. Frotharii Bouq. VI. 392: reliquos 
20 mansos ad opus fratrum , . . restituere curavi ... Es ist 
derselbe Unterschied, der sich in dem Güterverzeichniss von 
S. Wandrille findet, Gesta abb. Fontanell. c. 15. Pertz II. 290: 
de his quae ad usus proprios^) fra^umque stipendia pertinere 
videntur ^ sunt mansi integri reperti qui fiunt simtd 



^) Was unter dem ad usus proprios zu verstehen sei, ergiebt die oben 
citirte Urkunde Bouq. VI. 559. von 822: vel quicquid inde homines per 
precarias tenent . . ut post eorum discessum ad usus fratrum revertantur. 
Ebenso Bouq. VI. 580. von 832, VIII. 508. von 850. 



1669 . . . in beneficits vero relaxaii sunt mann integri numero 
2120 . . . Zwar will Waitz Vas. 39. 2. und V.G. IV. 155 1. 
diese letzteren nur als „gewöhnliche Zinsgüter ^* angesehen wis- 
sen, also als Bauernfeld, und die ad usus fratrum bestimmten 
demnach als Hoffeld; diese Annahme ist aber schon nach dem 
Wortlaut der Stelle unzulässig. Denn unter den ad ustts fra- 
trum pertinentia sind auch mansi manoperarti aufgeführt, die 
ganz zweifellos zum Bauemfeld gehörten.®) Ausserdem wird 
es uns durch folgendes klar: In dem Polyptichon Irminonis ver- 
hält sich, wenn wir die Abschnitte 2 — 7 zusammenrechnen, das 
Hoffeld zum Bauernfeld wie 6 : 387, oder wie 1 : 64,05; im 
Durchschnitt kommen also auf 1 mansus dominicatus 64,05 
mansi tributales. ') In S. Wandrille würde, wäre die Vermuthung 
von Waitz richtig, das Verhältniss sein wie 1739:2551, oder wie 
1 : 1,040 . . . oder auf 1 mansus dominicatus würden 1,040 . . . 
mansi tributales kommen, eine Verschiedenheit, die. sich gar 
nicht erklären Hesse. Endlich ergeben die Formula beneficio- 
rum describendorum und das Chronicon Gentulense, dass man 
in den Güterverzeichnissen dieser Zeit nicht Hoffeld und Bauem- 
feld sondern den Grundbesitz in eigner Nutzung und den als 
beneficium oder precaria verliehenen unterschied. Waitz weiss 
für seine Meinung nichts anderes anzuführen als dass in S. Wan- 
drille die mansi in beneßdis rdaxati von denen unterschieden 
würden, die Wido out regiis hominibua contradidit , aut etiam 
sub umfructuario alüs concessit (Vas. 38. 2); allein damit ist 
nicht ein Gegensatz angedeutet, da die von Wido verliehenen 
Güter in das Verzeichniss gar nicht aufgenommen sind, weil 
sie dem Kloster verloren und selbst 840 noch nicht restituirt 
waren.*) 

Es ist demnach keinem Zweifel unterworfen, dass die „Zins- 
güter" oder wie ich sie nenne das Bauemfeld mit den Ver- 



*) Gn^rard Irminon §. 324. 

^ In den Urkunden W.Ü.B. 147. Mon. boica XI. p. 109. Beyer 118. 
und Roz. 140. (Carp. 25) kommen 19. 20. 30. und 60. mansi tributales auf 
einen mansus dominicatus. 

•) S. oben S. 91. 
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leihungeo zu Ususfracius in keiner Weise zu vermischen sind. 
Die letzteren werden in gewissen Kreisen als precariae oder 
beneficia bezeichnet. Es ist dies nicht durchgehend, da wie ich 
unten, zeigen werde, das erstere fflr Verleihungen des Königs 
nicht gebraucht wird; nur für Uebertragungen der Kirche und 
der Unterthanen ist es technisch. Der Ausdruck precaria ist 
viel älter; beneficium findet sich in dem späteren Sinne bei 
Verleihungen der Kirche und Unterthanen nicht vor dem 8. 
Jahrhundert. Im 9. Jahrhundert stehen beide Ausdrücke neben- 
einander, zuweilen in der Art, dass sie völlig identisch sehei- 
nen. So wird in einigen Urkunden das durch precaria verlie- 
hene Gut beneficium genannt, z. B. Neugart Nr. 69. von 778: 
vel beneficium meum , quod ego iUiH per precariam beneficiavi; 
Bouq. Vlli. 502. v. 849. A. deprecatua per seriem precariae 
villvlam . , , ex rebus ecclesiae ... ut , . , sicut , . in serie 
jnrecariae videtur inserium . . . memcratum beneficium habeat; 
Cod. Laur. Nr. 35. v. 863 : kanc prestariam . . canacribi iuasi" 
musy , . et , , de primo beneficio 60 coria bovina de secundo 
trea eolidos eolvere nan negligaiia u. a. Waitz hat daraus ge- 
schlossen, dass precaria und beneficium völlig gleichbedeutend 
sei, und hat darin nur verschiedene Namen gesehen (Vas. 38). 
Allein eine Reihe von andern Stellen lassen keinen Zweifel dar- 
über, dass man noch im 9. Jahrhundert beneficium und precaria 
als wesentlich verschiedene Institute zu betrachten hat. 

Häufig wird bei Schenkungen an kirchliche Institute ans- 
bedungen, dass die Schenkung an Niemand verliehen werden 
solle, weder als precaria noch als beneficium: W.U.B. Nr. 51: 
nee in preaUtu nee ut quolibet beneficio, Urk. Carls von 783. 
Calmet I. 291 : viHam . . . nunquam praeeumant alicui beneficio 
Mbuere, nee per precariam ui fieri assolei, praebere, C. 853. 2. 
421 : neque ben^lciario neque preoario jure disfrahendum. Das- 
selbe findet sich Bouq. V. 749. Tr. Wizz. Nr. 53. Beyer Nr. 105. 
u. 110. u. ö. Wie diess gemeint sei, erhellt am besten daraus, dass 
in einigen Fällen die Verleihung zu beneficium verboten die 
zu precaria ausdrücklich erlaubt ist^ Cod. Laur. Nr. 27. v. 846. 
und Nr. 33. von 863: nuUi unquam in beneficium deniur. Quod 
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Mi factum fueritf heredes mei iUud inde abetrahere Uceniiaim 
hahearU, atque inter se dUpertiri, excepto nüi major tUüitas 
widern monasterio per presiariam acquiri poseit. In gleicher 
Weise finden sich in den Güterausscheidungen der Kirchen und 
Klöster im 9. Jahrhundert Beneficien und Precarien gesondert: 
Bouq. VI. 559 : quicquid homines per precarias atU beneficia il- 
liu8 tenent, ebenso VI. 580. VIII. 508. VIII. 651: omnea qui 
beneßcia habent , . . necnan omnes precariae ad ipsum locum 
pertinenteSf VIII. 468: addito manso precariae Hegfridi . , . et 
ben^iolum NorAertu. Noch Anfang des 10. Jahrhunderts An- 
dern wir dasselbe Verhältniss Flodoard. bist. Rem. IV. 11: He- 
riveua, . . . recepit . . . res diveraas et viüaa eceleaias quaa an- 
teceaaor auva per precariaa aive praeatariaa diverais contulerat 
peraania . . . ibid. IV. 20 : Heribertua . . . privavit tarn me 
quam . . . alioa et clericoa et laicos benefieiia . . . Auch officiell 
von der Reichscanzlei wird dieser Unterschied aufrecht erhal- 
ten. In der Formel für Entwerfung von Güterverzeichnissen 
C. 812. 176. ist für die Klöster, für welche Weissenburg als 
Anhaltspunkt genommen ist, eine besondere Abtheilung der Pre- 
carien mit der Ueberschrift: de iäia dericia, qui illorum pro- 
prietatea donaverunt ad monoMerium ... W. et econtra recepe- 
ruru ad uaumfruetuarium , und eine andere der Beneficien mit 
der Ueberschrift: de ben^idariia , qui de eodem monaaterio be- 
neßcium habere videntur. Ebenso ist in G. 853. IL 420 die 
Zusicherung gegeben : ne auper beneficia ecdeaiaatica vel prae^ 
Btariaa . . . praecepta confirmaiionia noatrae uUo modo faciamua. 
Eine gleiche Unterscheidung ist in den Dokumenten der kirch- 
lichen Gesetzgebung gemacht » so Concil. Turon. IIL v. 813. c. 
51 : ai aliquda eaaet, qui noatria temporibua voluiaaet dicere ae . . 
HUa privari rebua, quaa pater ejua out moAer aut fraier aut aU- 
quia propinquoTum ad ecdeaiam . . dediaaet et in ejua nomine 
iterum precaria a rectoribtta eccleaiarum aeciperetur . . . pene 
nuUua eat, qui rea auaa ad eccUauM donet, niai de rebua eccle- 
aiaatida aut tanium quantum donaverity aut ßuplvm aut triplum 
uaufnictuario accyncU, et quibua ille tunc vel quantia filüa oaU 
prcpinquia a rectcribua impetraveirity poat diaceaaum ejus eadem 



condihene^ qua iUe tenebat, posteri ejus sibi vindteent . . . Nam 
et nobis visum est, praedictü heredtbus hanc dare optionem, ut 
8t voluiasent traditümes parentum suorum consequi, de qua idi 
erant jam per legem excluei, rectoribtis ecclestarum se commen- 
darent et herediiaiem iUam in beneficium — acciperent 

Die Vermuthung, die Waitz Vas. 38. aufgestellt hat, es 
handle sich dabei nur um eine vollständige Aufzählung aller 
dem Namen nach bekannten üebertragungsarten , oder wie er 
V.G. IV. 154. 2. sagt, um eine Häufung des Ausdrucks, ist 
schon deshalb höchst unwahrscheinlich, weil «ich ein Zweck da- 
bei gar nicht absehen liesse; die völlige Grundlosigkeit aber 
ergiebt sich daraus, dass wir in mehreren Stellen die precaria 
als eine von dem beneficium verschiedene Uebertragungsart. an- 
gedeutet finden. Vor allem ist anzuführen der Brief des Bi- 
schof Frotharius von Toul an Hilduin, Bouq. VI. 389, worin er 
um dessen Verwendung behufe Restitution eines der Kirche von 
Toul entzogenen Gutes bittet, qiios ille tenet^ qut imbectUitaie 
corporis praegravante nee ad militiam valet egredi, nee ad pa- 
Uuium quoque deservire. In Beziehung auf dieses Gut sagt er 
nun: Quae possesiuncula, si vestrae clementiae libet, tä in jus de- 
bitum reddatur, secundum constitutionem vestram ejusdem prae- 
fato possessori vel per praestariam vel per beneßdvm valet re- 
stitui. Es ist hier ausdrücklich in das Belieben Hilduins ge- 
stellt, ob das Gut als Precaria oder Beneficium der Kirche in 
- Toul an den bisherigen Innhaber wieder verliehen werden solle, 
beide Verleihungsarten müssen sich also irgendwie unterschie- 
den haben. Es würde sich sonst auch gar nicht erklären las- 
sen, dass die Synode in Tours die Güter, die sie zu precaria 
zu überlassen sich weigert, als beneficium zu verleihen sich er- 
bietet, und dass wir öfter Beneficien in Precarien verwandelt 
sehen, z. B. Bouq. Vin. 451. v. 844. A. . . proprium . . obtu-^ 
lerat deprecatusque est per seriem precariae benefictolnm suum ex 
rebus ejusdem ecclesiae . . tU ufy'osque res diebus mtae suae idem 
A . . habeant, Neugart Nr. 433. v. 865 : ut res . . . quas dedit 
quamque ceteras, quas de * , , coenobio . . in beneficium kabuc" 
rat, i . . quae jure ad suum ben^dum pertinere noscuntwr . . . 
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tempore vitae suae . . a Ghrimoldo per precariam ad possidert'* 
dum recipere^ W.U.B. Nr. 147. von 873: Ado et Detta . , . do- 
namtM ea . . ratione zU econtra in praeatarium recipiard diebus 
solummodo vitae iüorum illud beneßdum quod 8, episcopus Adoni 
praestitit , . 

Es kann unter diesen Umständen gar nicht mehr die Frage 
sein, ob, sondern nur wie precaria und beneficiiim zu unter- 
scheiden seien. Wir werden eine genügende Antwort nur ge- 
ben können, wenn wir die historische Entwickelung der beiden 
Institute möglichst detaillirt darstellen. 

/. Precarium, Das römische Recht hat ein Rechtsinstitut 
unter dem Namen precarium ausgebildet, das auch in unserem 
jetzt geltenden gemeinen Recht noch eine Stelle einnimmt, ob- 
wohl es practisch nur selten angewendet wird» Das Rechtsver- 
hältniss besteht in der unentgeltlichen Einräumung des Besitzes 
einer Sache ohne Zeitbestimmung. Der Mangel der letzteren 
unterscheidet das precarium allein vom commodatum, und ist 
für das erstere so wesentlich, dass die Hinzufügung einer sol- 
chen unverbindlich ist,®) 1. 12. pr. de precario (43. 26): cum 
precario aliquid dafür, ai convenity ut in caiendas Julias pre- 
cario accipiaty nmn quid exceptione adjuvandus est, ne ante ei 
possessio auferaJhir"} sed nuUa vis est hujus conventiotiis, ut rem 
alienam domino invito ^wssidere liceat. Durch das precarium 
entsteht nicht einmal eine Obligation, weder für den Eigen- 
thümer noch den Inhaber, 1. 14. de precario: Inter dictum de 
precariis merito introductum est, quia ntdla eo nomine juris ci- 
vilis actio esset . . , , , also noch viel weniger für den letzte- 
ren ein dingliches Recht, wie dies Wäitz annimmt, der V.G. IL 
196. von einem nach den Grundsätzen des römischen precarium 
beurtheilten ususfructus spricht. 

Dass das römischrechtliche precarium im Frankenreich nicht 
unbekannt war, ist zweifellos. In einer carta obnoxiationis q 



*) Vangerow Pandekten §. 691. Diese Auffassung theilt auch ein.Er- 
kenntniss des O.A.G. KIbI von 1858, Holsteinische Anzeigen 1858. 138. 

Roth, Feudalitat u. Unterthanenverband. 10 



foJbre in ßiü facta Roz. 337. (Marc. 11. 9) erhält der Vater 
das Muttergut der Kinder mit der ausdrücklichen Bestimmung, 
sed pro hanc epistolam obnoxiationis meae in vestro sint arbitrio 
et potestate, et quandocumque volueritis, et vobis placuerit, ahsque 
vUa mea contrarietate .... in vestra debeatis revocare domi^ 
natüme . . . Eben dahin gehört die Verleihung eines Gutes 
durch Gregor von Tours an Venantius Fortunatus; in der pre- 
catoria, die letzterer (VIII. 23) dafür ausstellt, heisst es: 

Quando repoacetur veatris redit imbus arvum^ 

et domino proprio ristüuemus agrum. 
Da hier keine Gegenleistung bedungen ist, so liegen alle 
Voraussetzungen des römischen precarium vor. In anderen 
Fällen verpflichtete sich der Inhaber zu einer Gegenleistung, 
während die Dauer ausdrücklich in das Belieben des Eigen- 
thümers gestellt bleibt. Roz. 319. (Sinn. 7): sed sub vestro 
praeteoctOf quatemis vestrum manaerit decretum hoc tenere et tieur» 
pare faciam, Roz. 325. (Marc. IL 41): ut quamdiu vobis pla- 
cuerit, vi eam teneamus, Tr. Wizz. Nr. 256. v. 713: quamdiu 
vestra voluntas est, et quamdiu vobis placuerit , ipsas res recipe 
sine ullius hominis contradictione hoc facialis y W.U.B. Nr. 20. 
V. 775: ratione ut me . . , liceat eos ("Leibeigen) in censum re- 
cipere non in aliud misi quamdiu ipsi monachi , . , vel recto^ 
res voluerinty Trad. Pat. Nr. 82. v. 818: iUi in beneßcium do' 
nare et postea quanto tili placuisset^ . . . rediret. Auch bei 
dinglichen Rechten findet sich das Institut Roz. 301 (Dümmlerö): 
et nullus de pagensibus ibi aliquid commune habeat nisi forte 
precario. Das Abmeierungsrecht, das ohnehin in der Natur des 
Rechtsgeschäftes lag, wurde noch ausdrücklich anerkannt, Roz. 
325. (Marc. IL 41): et de ipsa terra nos pontificium habeatis 
ejiciendiy W.U.B. Nr. 20: et si ipsum censum . . . neglexero, 
atU ipsas mancipias contradixeroj tunc . . . mancipias ad m^na- 
stertum revertant absque ulla contradictione. Das Geschäft wird 
in Roz. 325. (Marc. IL 41) und Tr. Wizz. 256. precaria ge- 
nannt, und dort und Roz. 319. (Sirm. 1) und 337 (Marc. IL 9) 
ist die fünfjährige Erneuerung besonders ausgeschlossen. Das 
Verhältniss des Inhabers wird als excolere (Roz. 325), ad usum 



beneficit excohre vel teuere (Roz. 327), usofructtiario concessum 
(Tr. Wizz. 256), in benefido donatum (Tr. Patav. Nr. 82) , in cen- 
sunt recepum (W.U.B. 20) bezeichnet, in den Ausdrücken findet 
daher eine völlige Vermengung mit dem Ususfructus statt, was 
lins nicht wundern kann, da andererseits dieser in den Aus- 
drücken öfter mit dem Precarium verwechselt wird. Von dem 
Ususfructus unterscheidet sich das hier dargestellte Verhältuiss 
durch die mit einem dinglichen Recht nicht vereinbare Aus- 
schliessung jeglicher Zeitbestinunung. Im ganzen kann dieses 
Geschäft kaum sehr häufig gewesen sein, da sich unter den ge- 
druckten Urkunden bis Ende des 9. Jahrhunderts meines Wis- 
sens die Fälle auf die oben mitgetheilten beschränken. 

//. Precaria. Viel verbreiteter und zugleich emflussreicher 
für die Rechtsentwickelung ist das Geschäft, das wir zur Un- 
terscheidung von dem vorigen mit dem technischen Ausdruck 
des 9. Jahrhunderts precaria nennen wollen, und das juristisch 
als Einräumung eines Ususfructus definirt werden muss. Man 
darf den Ursprung zwar nicht des Namens aber des Geschäftes 
im römischen Recht suchen. Nach den Grundsätzen desselben 
war nicht nur jede Veräusseruug sondern auch jede dingliche 
Belastung kirchlicher Immobilien verboten, wobei eihe Aus- 
nahme durch ein Gesetz des Kaisers Leo vom Jahre 470 1. 14. 
§. 5. Cod. de s.s. ecclesiis (1. 2) nur für den Fall gemacht wurde, 
dass jemand, der den Nutzgennss an einem kirchlichen Grund- 
stück zu haben wünschte, sich bereit erklärte, der Kirche ein 
entsprechendes Geschenk zumachen; hier sollte es denKirchen- 
vorstehem erlaubt sein, einen Ususfructus auf bestimmte Zeit 
oder Lebenszeit des Bittstellers zu bestellen: ßl .... oecono- 
mus perapexerit exfpeiirey tU destderanti cuiquam certarum pos- 
sesstonum atque praediorum ad jus ecclesiasttcum pertinentium 
tempcralts u^uAfrwctua possessio pro ipsius petitione praestetwr , 
tufic ejus temporis quod inter utrosque convenerit, sive in diem 
väae siiae ab eo qtii desiderat postvietur^ pacta dwm eo, qui hoc 
elegerity ineat oeconomusj atque consanbat, per quae et tempvs 
intra quod hoc praestari placuerit staMa/tur , et manifestum sit, 
quod quisque acceperit ah invicem hujusmodi beneßcii gratia, 

10* 
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praestando quidem ecchsiastict praedii pro tempore uswmfructumy 
po8t statutum auteni tempua et placitum tpso^rum redttuum pro- 
prietate ad dominium et jus ecclesiasticum recurrente firmiter. 
Unverkennbar sind die zufällig hier gebrauchten Ausdrücke präe- 
Stare, petitioj heneficium die Grundlage der technischen Aus- 
drücke des Mittelalters. Man nannte die Urkunden und da- 
nach das Geschäft selbst precaria oder praestaria, bezeichnete 
den Inhalt als Verleihung des ususfructus, und setzte häufig 
hinzu, dass dies per beneficium geschehe. Das Geschäft, das 
durch ein Gesetz Justinians Novell. 7. c. 1. und 4. auf die 
ganze Kirche ausgedehnt worden war, wurde in der durch die- 
ses letztere bestimmten Form ganz gewöhnlich, und hatte sich 
noch in der Mitte des 9. Jahrhunderts unverändert erhalteu. 
In der Constitution Leo's war nämlich die Constituirung des 
Ususfructus gestattet, wenn der Bittsteller die erf(Trderliche Ent- 
schädigung zugesichert hatte; diess. änderte Justinian dahin ab, 
dass der Ususfructus an einem Kirchengrundstück nur bestellt 
werden dürfe, wenn der Bittsteller der Kirche ein ebenso grosses 
Grundstück unter Vorbehalt des lebenslänglichen Nutzgenusses 
eigenthümlich überlassen habe; das Geschäft war demnach ein 
doppeltes, eine Schenkung an die Kirche und Constituirung des 
Ususfructus an dem geschenkten und einem Kirchengrundstück. 
So findet es sich noch in der Mitte des 9. Jahrhunderts, wo 
die Ausstellung von precariae unter andern Bedingungen aus- 
drücklich verboten ist, C. 846. 22, ^^0: precariae a nemine de 
rebus ecclesiasticis fieri praesumantur, nisi quantum de qualitaJbe 
conveniente datu/r ex proprio, duplum accipiatur ex rdms ecclesiae, 
in suo tantum gui dederit nomine, si res proprias et ecdesiasti- 
cos usufructuario tenere vohierit — oder in der Form, dass das 
Geschenkte sofort der Kirche übergeben und ein Ususfructus 
nur an Kirchenland bestellt wird. Das erwähnte Capitular 
fährt nämlich fort : 8i autem res proprias ad praesens dimiserit, 
ex rebus ecx^esiasticis triplum fructuario usu in suo tantum quis 
nomine stmiat. 

Ein paar Beispiele werden dies deutlich machen. In der 
Formula beneficiorum discribendorum Pertz III. 175. ist in der 



Abtheilung von den Precarien die erste von Hartwigk, der 4 
mansi 5 picturae schenkt, und diese mit 6 mansi 5 pieturae 
zurückerhält; die zweite von Motuvinus, der 6 mansi 5 pictu- 
rae schenkt, und dafür 6 andere mansi 7 picturae erhält; die 
dritte von ünroh, der eine precaria hat, ohne dass sein Ge- 
schenk angegeben ist Nach dem Polypt. Irmin. IX. 158. gab 
Aclevertus 4 mansi und erhielt 6; nach XII. 1. gab Alda 2 
mansi und erhielt 8 u. s. f. Auch mit einem Verkauf verband 
man dies Verfahren, indem der Verkäufer zu dem verkauften 
Objekt ein anderes schenkte, und beides als precaria erhielt, 
Roz. 332. (Sirm. 6). Das Geschäft, das ich zur Unterscheidung 
von den beiden andern remuneratorische Precaria nenne, muss 
sehr verbreitet gewesen sein, da wir so viele darauf bezügliche 
Formeln und Urkunden haben. Nach dem wahrscheinlich über- 
triebenen*^) Ausspruch des Concil. Turon. IIL v. 813. c. 51. 
oben S. 143 wurden im Anfang des 9. Jahrhunderts Schenkun- 
gen nur in dieser Form gemacht. 

Es war diess eine blosse Verkehrsobligation, die wir jetzt 
unter die Categorie der Leibrentencontracte stellen würden. 
Der Rentengläubiger (Usufructuar) giebt das Capital (Grund- 
stück), und erhält dafür die Rente, den Nutzgenuss der beiden 
Grundstücke. Von einer persönlichen Abhängigkeit des Usu- 
fructuars kann keine Rede sein, diese kann keinenfalls als Aus- 
fluss des Rechtsgeschäfts angesehen werden. 

Die Ausdrücke, mit denen das dem Inhaber eingeräumte 
Recht bezeichnet wird, sind sehr manigfaltig, dem Inhalt nach 
jedoch übereinstimmend. Man findet: svb umfructuario habere 
Tr. Wizz. 151. 156. — ambas res sub usufructuario ordine ha- 



^^) In unsern Traditionensammlungeii zeigt sich nicht nur im 8. son- 
dern auch im 9. Jahrhundert gerade das Gegentheil. In den Trad. Wizzen- 
burgenses sind aus den Jahren 693—860 c. 250 Schenkungen, worunter 
nur 47 mit Vorbehalt, die andern a die praesente ohne precaria. In Fuld 
finden sich von 750 — 900 unter 600 Schenkungen nur 141 mit Vorbehalt. 
In Weissenburg und Fuld betragen also bis Ende des 9. Jahrhunderts die 
Schenkungen mit Vorbehalt etwa 20 "/o aller Schenkungen. Ein ähnliches 
Verhältniss wie in Fuld findet man in Freising, Passau und Mondsee. 
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bere Tr. Wizz. 167. — vsitfrvctuarw m^dine tenere W.U.B. 30. — 
usufructuario ordine excolere posstdere Gu6rard IrminoQ App. 
Nr. 7. — std) umfructuarto accipere Schoepflin Als. Nr. 73. — 
tenere et umfructuare Roz. 329. (— ) — utrasgue res perfruere 
Tr. Wizz. 50. — svh vestro praetexto tenere et ttsurpare Roz. 332, 
(Sirm. 6) — pe?' precariam suacipere Cod. Laur. Nr. 53. — per 
no8trum praeatitum habeatis tisufruendt Gart. Casaur. Du Gange 

V. 424. — per vestrum heneficivm tenere et usuare fctcere Bonq. 

VI. 661. — in henefidum suscipere usufructuario poasidendum 
Roz. 330. ( Alem. 14). Von der Verleihung wird öfter der Aus- 
druck per (fid, in, pro) heneficiuia gebraucht, so per vestrum 
benefidv/rn relaxare Roz. 326 ( — ) 329 ( — ) — ad beneficium 
excolere permittere Roz. 328. (Marc. II. 39) — ad usu bene- 
ficii concedere Gu^rard Irmin. App. Nr. 7. — per beneficium 
usufructuario ordine prestare in usu benefidi concedere Roz. 331. 
2. ( — ) — pro beneficio in censum prestare Neugart 134. — 
Allein dies ist nicht etwa ein technischer ständig wiederkehren- 
der Ausdruck, es finden sich vielmehr eben so viele remunera- 
torische Precarien, in denen der Ausdruck beneficium tlberhaupt 
nicht vorkonunt. Für die Verleihung steht hier: suh usufrUus' 
tuario ordine prestare Roz. 347. 2. (— ) Tr. Wizz. 19. 198. 251. 

— orf U9um meritum prestare Ried 25. — usufructuario conce- 
dere Beyer 118. — sub usufructuario excolere prestare Beyer 
120. — res usufruendi concedere Carta Gas. Du Gange V. 424. 

— per prestariam concedere God. Laur. Nr. 28. — in precaria 
prestare Neugart 99. — 

Dabei wird ein Unterschied zwischen dem vom Precaristen 
Geschenkten und dem aus dem Kirchengut Verliebeneu nicht 
gemacht. Es ist zufällig, wenn in einzelnen Fällen der Aus- 
druck per (in, ad) beneficium mit dem ^Zugegebenen^ in Ver- 
bindung gebracht ist; man wird darin nicht mit Waltz V.G. IV. 
194. 2. eine vorzugsweise Benennung sehen dürfen, da wie die 
obige Zusammenstellung ergiebt, beneficium in den meisten Ur- 
kunden entweder für die ganze Verleihung oder gar nicht an- 
gewendet wird, einmal auch gerade umgekehrt die Verleihung 
der Schenkung beneficium, die des zugegebenen prestare pre* 



starta genannt ist: Beyer Nr. 119. omnes memoratas res (die er 
geschenkt) in hemficio haheas, et. inauper prestamus tibi . . . 
Haec omnia superius comprehensd tarn de tua proprta datione 
quam de ecclestae . . . coUatione , . . sub usufructtmrto , . . 
tibi cedimus . . . omnes . . res tarn e<M qutis tradidiati quam 
eas quaa in prestariam accepisH .... 

Alle diese Ausdrücke, so manigfaltig sie sind, sind ihrem 
Inhalt nach ganz identisch, und beziehen sich entsprechend der 
1. 14. §. 5. Cod. de ss. ecclesiis (1. 2) auf die Bestellung einer 
Personalservitut, des Ususfructus. Wesentlich war die Feststel- 
lung einer Zeitbestimmung, wobei nach der Constitution Leo's 
die Dauer nicht über die Lebenszeit des Inhabers normirt wer- 
den durfte.") Wir finden im Frankenreich remuneratorische 
Precarien fast durchgängig auf Lebenszeit ausgestellt, nur ver- 
einzelte Verleihungen auf bestimmte Zeit, so Roz. 320. (Lind. 
26) aut atque annos 5. aut 10. aut 15. Bestellung eines Zin- 
ses war zwar gewöhnlich, aber, wie die Constitution Leo's er- 
giebt, nicht wesentlich. Ein Fall wo kein Zins stipulirt wird 
ist Roz. 328. (Marc. IL 39). In den remuneratorischen Pre- 
carien war daher das durch 1. 14. §. 5. Cod. de ss. eccl. (1. 2) 
eingeführte und durch Nov. 7. c. 1. und 4. näher bestimmte 
Institut in der Hauptsache unverändert erhalten. Die Consti- 
tution Leo's hatte in ihren Bestimmungen zwar keine ciyilrecht- 
lichen Eigenthümlichkeiten, da ihr Inhalt nur die Bestellung 
eines gewöhnlichen Ususfructus war, allein der Umstand, dass 
die Voraussetzungen desselben vom Standpunkt des kirchlichen 
Administrationsrechts aus sehr genau bestimmt und dul'ch Ver- 
bote geschützt waren, begünstigte die Bildung eines besonderen 
Rechtsinstituts mit eignen technischen Ausdrücken. In der Mo- 
dificirung dieser Voraussetzungen liegt der Keim zur Entste- 
hung zweier andern Institute, die privatrechtlich mit dem oben 
geschilderten identisch sind, administrativ aber sehr abweichen. 



^^) Ueber die Aenderungen, die durch Stipulationen für die Erben ein- 
traten, 8. hinten S. 159. 
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Die Constitution Leo's bezog sich zunächst nur auf den 
Fall, wo jemand den Ususfructus eines kirchlichen Grundstücks 
wünschte; hier sollte das sonst entgegenstehende Veräusserungs- 
verbot cessiren, wenn der Petent zu einer entsprechenden Schen- 
kung sich verstand. Dagegen bezog sie sich nicht auf den Fall, 
wo sich jemand den Nutzgenuss nur seiner eignen Schenkung 
ausbedingen wollte; diesen zu verleihen bedurfte es keiner be 
sondern Ermächtigung der Kirchenvorsteher, weil dadurch kein 
Veräusserungsverbot verletzt wurde, der Vorbehalt des Nutz- 
genusses vielmehr nur als eine zweifellos zulässige Bedingung 
der Schenkung erschien. Gerade auf dieses Verhältniss wurden 
aber im Frankenreich die Formen und Ausdrücke der Precaria 
sehr häufig angewendet, so dass man von den remuneratorischen 
diese unterscheiden kann, die ich nach dem Vorgang Albrechts ^^) 
precaria oblata, oflferirte Precarie, nennen will. 

Man darf die Entstehung dieses Instituts auf eine spätere 
Uebung zurückführen, da die Veranlassung dazu in Eigenthüm- 
lichkeiten des deutschen Rechtes zu suchen ist. Dieses hatte 
nicht nur die Befugniss der Verfügung über Eigenthum grösse- 
ren Beschränkungen unterworfen als das römische Recht, son- 
dern auch die Form der Zuwendung erschwert. Letzwillige 
Verfügungen waren dem deutschen Recht überhaupt unbekannt, 
namentlich in der Form von Testamenten; dies beweist noch 
für Anfang des 7. Jahrhunderts die Urkunde der Theodedrudis 
von 627. Br. 64. (241): dono . . . sicut me deus de aeculo iato 
recipere dignatus fuerit , , , et quia votus mem fuerat, ut per 
paginam t^tamenti villas nominataa basilicae . . condediase, sed 
ut mos est loci illius habetur per epistolam delegaase, — Die 
Zuwendungen erfolgten daher, wie ich schon B.W. 434. ausge- 
führt habe, durch Schenkungen in doppelter Form, die man 
nach den in den Formelsammlungen gebrauchten Ausdrücken 
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als cessianes post obitum und cesaiones a die praesente unter- 
scheiden kann.^0 

Die cesaiones post obüum waren Zuwendungen in der Form 
von Schenkuiigen, bei welchen das geschenkte Objekt erst mit 
dem Tode des Schenkers in den Besitz des Beschenkten über- 
ging. Sie unterschieden sich von den mcyrtis causa donoHones 
des römischen Rechts darin, dass sie nicht, wie diese in der 
Regel, bis zum Tode des Schenkers widerruflich waren; die äl- 
teren Urkunden enthalten keinerlei Andeutung darüber, sprechen 
vielmehr unbedingt den Anfall der Schenkung an den Beschenk- 
ten mit dem Tode des Schenkers aus, un^J auch der Schwaben- 
spiegel, der diese Schenkungen ganz nach dem älteren Recht 
regelt, lässt eine Zurücknahme derselben nur in Fällen echter 
Noth nach richterlichem Ausspruch zu (Swsp. Lassb. und Wacker- 
nagel 22. Senkenb. 311). Sie sind daher nach unserer recht- 
lichen Auffassung als Schenkungen unter Lebenden mit einer 
Suspensivbedingung, von deren Eintritt die Geltendmachung ab- 
hängt, zu charakterisiren. Die Form der üebertragung war 
nach der erwähnten Stelle des Swsp., die wörtUch aus Dsp. 25 
entnommen ist, eine dreifache, durch Schrift, gerichtliche Auf- 
lassung, und durch gerichtliche Auflassung mit Constituirung 
eines Zinses. Alle drei Formen finden sich bereits in der me- 
rovingischen und carolingischen Periode im Frankenreich. 

Von der üebertragung durch Schrift sagt der Swsp. L c: 
yylst daz ein man seinem Friunde gut schaffen wil nach seinem 
„tode wil er im daz sicher machen er sol im srift darüber ge^ 
yyben mit endehaften isigeln . . . diu (gäbe) heizet och stete, diu 
jymit der srift geschit^ In dieser Form finden sich auch früher 
Uebertragungen, so die oben S. 152 erwähnte der Theodedrudis 
Br. 64. (241), in der sogar der Ausdruck des Swsp. epistola 
sich findet; Schenkung des Bischof Vigilius Br. 168. (363): do- 
naiumve post diem obitua m^i in perpetuum esse volo ; Tr. Wizz, 



*•) In gleicher Weise werden die Freilassungen in ingenuitates a die 
praesente und post decessum unterschieden z. B. Roz. 90. f^And. 26) 99. 
(Marc. IL 33). 
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Nr. 45. V. 719: post diseessionmi meam ad diem preaentem. do' 
natum . . esse volo , . . post dtscessum meum a die presenft ab" 
batis . . . tn potestate ipsius mmuisterii debeant revocare . . . 
ibid. Nr. 2. v. 742 : per epistolam cessionis nostrae visi fuimus 
concessisse , , in ea . , rtxtione, ut post dtscessum nostrum ambo^ 
rum .... habeant potestatem . . . Trad. Fuld. 44: post obitum 
nostrum haec omnia tradimus, ibid. 45: post nostrum et filiorum 
nostrorum discessum . . . rem haheatis , Trad. Fris, 64: tarnen 
post meum obitum ßrma et stabilis . . . ibid. Nr. 138: post obi'^ 
tum mefim et fliae meae . . . Trad. Lunaelac« Nr. 2 : tradimus 
. . . post ofntum nostgum . . . ibid. Nr. 12: trado post obitum 
meum et post obüum multeris meae . . Trad. Pat. 35: ut dein" 
ceps firmum sii et staMUhim j>ost obitum meum . . . Schöpflin 
Nr. 75. V. 810: dono ut, ille ahbas . . . post obitum meum ha- 
beat . . , in hac , . conditione ut ah illo die transitus mei . . . 
abbas . habeat potestatem habendi ... In den Formeln habe ich 
diese Wendung nur gefunden Roz. 217. ( — ): tradimus . . . post 
amhorum .... dtscessum^ und 218. ( — ): jßost meum . . . disces- 
sum . . . habeant . . . beide aus Baiern. 

. üeber die zweite üebertragungsart bei eessiones post obi- 
tum, die Schepkung mit gerichtlicher Auflassung sagt der Swsp. 
1. c. : yjoder er sol für sinen richter varn oder für sinen Herren 
und sol sine geziuge ziehen und arider die dabi sint gewesen .... 
diu gäbe heizet stete, die vor dem richter geschit,^ Dieses Ver- 
fahren findet sich häufig in unsern Formeln und Urkunden. Zu- 
weilen ist die gerichtliche Auflassung mit bestimmten Worten 
beschrieben, so Trad. Fris. 304: tunc . . venit . . Ä. . . coram 
iUa muMtudine, , . , et tradidit . . Trad. Fris. 314: venit , . 8. 
. . coram multitudinem populi . . et tradidit , , , in ea , . , ra^ 
tione ut ille . , . et fUius . . qttousque . . viverent . . ad eorum 
usum et potestatem haberent et post eorum obitum firmiter tenea* 
tur ad domo 8. M, , . \ sonst ist sie durch die bei der üeber- 
tragung gebrauchten Ausdrücke angedeutet, z. B.: trado atque 
transfundo Roz. 212. (Sirm. 1) und 214. (Sirm. 35), Trad. Wizz. 
233, oder de jure nostro in potestate atgue dominatione monasterii 
transmittimus et transfundimus Boz. 215. (Marc. II. 3), und tra* 



155 

diintts de jure nostro in jure dommationis Tr. Wizz. 214. Die 
gerichtliche Auflassang diente nur zur Bestärkung des dem Be- 
schenkten auf den Todesfall des Schenkers eingeräumten Rech- 
tes, sie war nicht mit einer sofortigen Einräumung des Besitzes 
an den Beschenkten verbunden. Sehr bestimmt spricht dies 
aus Roz. 215. (Marc. IL 3): donamus ea . . ratione vt . . t?t7- 
la8 , , . 8vh ti8o benefido . . possideamus , , . post obitum vero 
. . nostrum . . de praesenti hoc pars moTKMterii . . redpitinli, , . 
tamquam st ad praesens absque tisu nostro eorum svbsecuta fuis' 
sei possessio y und Roz. 212. (Sirm. 1): tamquam si ad praesens 
absqus usu nostro eorum fuisset obsecuta possessio* Die Schen- 
ker behielten sich daher auch ausdrücklich die potestas vor, 
Trad. Lunael. Nr. 38: ea . , ratione quod in potestate mea stt 
usqus dum in monasterio vado vel ad Romam aut de hoc seculo 
migraturu^s sum, post haec firma et stahilis ista carta permmieat, 
Trad. Fris. 304: ea . ratione vt ille . , . ad illius usum et po- 
testatem haberet et post iUius obitum ftrmiter teneaiur ad domum 
8. M,, ibid. 330: tunc non cogit üLum ^iscopus statim tr ädere 
sed ille . . et filius . , . ad eorum usum et potestatem habereni, 
. . . ibid. 357: si in ipso itinere vitam finiret extemph . . ad 
K . . firmiter tenetur, nam etiamsi redirety in sua potestate ha- 
bet et usque ad obitum suum, Schenkung Einhards v. 819. Cod. 
Laur. Nr. 20 : quamdiu . . . vixerimus, habeamtts . . . . in nostra 
potestate et sub nostra ordinatione absque ullius persontie aut po- 
testqtis contradietione . . . Obwohl hier der Beschenkte noch 
gar nicht in den Besitz getreten war, eine Verleihung daher 
auch nicht vornehmen konnte, wird das dem Schenker für seine 
Lebenszeit vt>rbehaltene Eigenthum doch ganz gewöhnlich als 
Ususfructus bezeichnet, so: sub usu beneficii vestrt tenere et usur- 
pare Roz. 212. (Sirm. 1) - sitb usu beneficii excolere Roz. 213. 
(Marc. II. 6) — siU) usu beneficii powidere Roz. 215. (Marc. II. 
3) Tr. Wizz. 9. — sub usufruduario commanere Tr. Wizz. 233. 
-— usuediter sub praeteopto hasüicae tenere et usurpare Roz. 214. 
(Sirm. 35) — usufructuario ardine possidere Tr. Wizz. 202. 221. 
Tr. Fuld. 455. u. (L — uti liceat Tr. Fris. 132. 141. — dam 
admxero tenere Tr. Wizz. 203. — dum advixero possidere 
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Tr. Wizz. 242. — Häufig wird auch hinzugesetzt, dass der Eir 
genthümer diesen Vorbehalt in beneficium des Beschenkten 
habe, so: ttaualiter , . pro beneficio . . monaatertt . . posstdere 
Br6q. 348. (684) — per beneficium abbcUis . . tisufructuario 
habeam Tr. Fuld. 117. 118, 119. 245. u. ö. — per veatram be- 
neficientiam usufructa/rio Tr. Fuld. 68. 

Ebenso häufig findet sich die dritte Form der cessiones 
post obitum, die gerichtliche Auflassung mit Constituirung eines 
Zinses. Von dieser sagt der Swsp. 1. c. : y;and wil aber er imz 
gar stete machen, so setze im einen zins dar vz damit hai er die 
gewer und mac daz gut mit rechte nit Verliesen .... diu (gäbe) 
ist aller stetest diu mit der wer gesohlt,^ Dass auch hier der 
Schenker im Besitz blieb, ergiebt sich aus der Urkunde des 
Grafen Pertold von 824. W. U.B. Nr. 90: res enim eas in po- 
testate mea sit usque in finem vitae meae et post meum . , . dis- 
cessum integro ad vos revertatur. Das Recht des Eigen thümers 
wird auch hier als ususfructus bezeichnet, so: sub usufructuario 
ordine, habere Tr. Wizz. 101. — sub usufructuario excolere Tr. 
Wizz. 79 Cod. Laur. Nr. 12. — sub usufructuario possidere 
Neugart Nr. 149. 312; — häufig nur als in censum habere in 
der Form ut censum solvam Tr. Fuld. 250. 282. W.U.B. 33. 
u. ö. Dabei wird das Recht öfter als per beneficium des Be- 
schenkten erthteilt bezeichnet, so: sub usu beneficii vestri teuere 
Cod. Laur. Nr. 14. — in beneficio . . . sub uml fructifero La- 
comblet I. Nr. 14. — 

In allen diesen Fällen wurden keine precariae ausgestellt, 
und konnten auch nicht ausgestellt werden, da ae sich dabei 
nicht um Verleihung von Seite des Beschenkten sondern um 
einen in den Vertrag aufgenommenen Modus handelte. 

Ganz anders war das Verhältniss bei den cessiones a die 
praeaente, bei denen Eigenthum und Besitz sofort auf den Be- 
schenkten übe^ing, was häufig besonders betont wird, z. B. 
Tr. Wizz. 3: ut ah hac die . . . habeant — ib. 4. ut suh hac 
die , . , in eorum recipiant potestatem — ib. 6. a die praeaente 
trado u. s. f. In der ältesten (Sorgischen) Ausgabe des Schwa- 
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benspiegels ^^) ist dies wie es scheint in einem späteren Zusatz 
zu der oben citirten Stelle (Lassb. 22) folgendermassen ausge- 
führt: jyhat er aber ihm da^ Ghä mit diesen Worten gegeben das 
j^er also spricht: ich gieb dir das Gut nimmer wieder zu for^ 
„dem und gieb die Nutz und Gewär daran der mag es nimmer 
„wieder fordern wie noth ihm wird.^ Wollte der Schenker hier 
den Genuss des Objectes haben, so musste er sich diesen von 
dem neuen Eigenthümer verleihen lassen. Desshalb sagt schon 
Lex. Alam. Hlotharii II. 1 : si quis libery qui res suas ad eccle- 
siam dederit . . . et post haec ad pastorem ecclesiae ad bene- 
ficdum susceperit , . . und Lex. Bajuv. I. 1 : nullam habeat po^ 
testatem exinde^uicquam auferre nee ipse nee posteri ejus, nisi 
defensor ecclesiae ipsius per beneficium praestare volverit ei, sed 
apud episcopum defendantur res ecclesiae . . . Eine entgegen- 
gesetzte Uebung, die in Italien eingerissen war, wonach der 
Schenker nach voUzogner Schenkung noch anderweitig verfügen 
konnte, wurde durch C. 80L L 83. mit den Worten ausge- 
schlossen: Set postquam unam de rebus suis traditionem fecerit, 
aliam de ipsis . . nidlam habeat potestatem. Ita tarnen ut usum^ 
fr actum si voluerit habere, per precariam res tradilas usque in 
tempus diffimtum possidendi sit concessa facultas. 

Die Verleihung erfolgte ganz in den Formen und Ausdrük- 
ken, die für das auf 1. 14. §. 5. Cod. (1. 2) beruhende Institut 
gewöhnlich geworden waren; der Schenker stellte eine precaria, 
der Beschenkte eine praestaria aus, und es wurde ein Usus- 
fructus an dem Objekt constituirt. Die für den Ususfructus 
gebrauchten Ausdrücke sind dieselben wie bei der remunera- 
torischen Precaria, nämlich: vsufructuario ordine tenere Br6q. 
301. (509) — itsufructuario ordine höhere Roz. 341. (Lind. 25) 
— usufructuario ordine possidere Beyer Nr. 23. — svi usu- 
fruchmrio excolere Tr. Wizz. 258. 269. — ad fruendum habere 
Tr. Fuld. 137. — habere et usare vel condirgere Roz. 340. 
(Marc. App. 27) — stU> usu beneficio usare Roz. 339. (Marc. 



**) Daraus scheint es in Senkenberg 311. 6. übergegangen zu sein, 
w&hr^id es in den anderen Handschriften sich nicht findet. 



App. 41) — €td beneficium uaufructuario ordine excohre Roz. 
345. (Marc. II. 5) — per beneficium excolere et u^ructuario 
teuere Beyer Nr. 30. — jpro precario habere Neugart 26. — 
per precariam habere Neugart 72. — per vestram precariam 
habere Tr. Fuld. 128. 131. u. ö. — per vestram prestariam pas- 
sidere Tr. Fuld. 112. 115. 116. u. ö. — in preatationem acci- 
pere Tr. Pat. 6. 16. 30. — stib vestro beneficto per vestram pre- 
cariam excolere Tr. Fuld. 37. 38. 87. u. ö. — umfructucario or- 
dine per beneficium eccleaiae habere Regula Ghrodegangi c. 32. — 

Für die Verleihung ist öfter der Ausdruck beneficium ge- 
braucht, so: in beneficium prestare Tr. Wizz. 195. 258. — ad 
beneficium excolere permittere Beyer Nr. 23. 33.*— per veatrum 
beneficium teuere permittere Tr. Fuld. 93. — per veatrum bene- 
ficium conceasum sit frui Tr. Fuld. 99. — in uaum beneficii 
veatri concedere Schöpflin Als. Nr. 74. — pro beneßcio . . per 
precariam r epr eatar e ^eng^rt 120. 135. — aber eben so häufig 
precaria oder praeataria: per precariam preatare Neugart 31. 
W.U.B. 24. Roz. 351. (S. Gall. 20) — per precariam repreatari 
Neugart 162. 210. u. ö. — per precariam in cenaum repreatare 
Neugart 184. — per cartulae precariam repreatare Herrgott Nr. 
15. W.Ü.B. 84. — in cenaum avb uavfruduario per precariam 
repreatare Neugart 177. — per preatarium repreatare Neugart 
258. 277. 302. u. ö. — oder andere Ausdrücke: ad uaum- 
fructum concedere Schöpflin Als. 35. 60. 76. — aub uaufruc- 
iuari'o concedere Tr. Wizz. 208. — < aub uaufruduario preatare 
Neugart 33. — aub uaufructuario repreatare NeUgart 89. — 
in cenaum preatare uaufructv^ario Tr. Wizz. 77. — ad uaandum 
vd condirgendum preatare Roz. 340. (Marc. App. 27) — a^i 
comman&ndum licmtiam dare Tr. Wizz. 229. — habere permit" 
tere Tr. Wizz. 48. 

In der Regel wird der Ususfructus für die Lebenszeit des 
Usufructuars bestellt; doch finden sich auch Verträge für be- 
stimmte Jahre, so Ueberlassuug eines von ihm dem Kloster 
Grassc geschenkten Gutes an den Grafen Oliba auf 22 Jahre 
Vaisette I. Nr. 3G. Die Stipulation eines Census war üblich, 
aber keineswegs wesentlich, findet sich z. B. nicht Roz. 345. 
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(Marc. II. 5), Roz. 339. (Marc. App. 41) und Regula Chrode- 
gangi c. 32. 

Diese offerirten Precarien, die wir in so grosser Anzahl 
finden, unterschieden sich von den remuneratorischen zunächst 
darin, dass bei ihnen, als auf welche die Veräusserungsverbote 
keine Anwendung erlitten, der Vereinbarung freierer Spielraum 
gelassen war. Sehr häufig findet man daher bei ihnen Ueber- 
gang auf Frau und Kinder stipulii-t, z. B. Tr. Fuld. 163. 169. 
238. 239. Tr. Wizz. 182. Neugart 23. 24. 135. Beyer 14, oder auf 
andere Erben wie die Mutter Neugart 26, den Bruder Neugart 135, 
oder auf alle Nachkommen Neugart 184: ei et hgitimae cogna- 
tioni per hanc precariam represtare; Herrgott Nr. 15: filitta 
ejus , . , et filii fliorwm ejus per succes9iones suas ; Schöpflin 
Als. Nr. 74: heredes nostri et agn<xUo ülorum; ibid. Nr. 76: in- 
fantes mei et eorum posteritas legitima : endlich auch auf Fremde, 
Schenkung Garlmanns von 746. Br6q. 349. (588): quamdiu Ä 
oixerit . . res usualiter excolere debeat, et st nepos suus O. illum 
superstes fuerit^ absgue praejudicio et per precaria vel consensum 
tpsius, monachts . . . teuere et excolere debeat. In einem solchen 
Verfahren lag nichts gegen die Kirchengesetze verstossendes 
oder für das Kirchengut nachtheiliges, da es der Kirche nicht 
präjudiciren konnte, wenn sie ein Geschenk annahm, das nach 
Vereinbarung auf Generationen hinaus vergeben werden sollte. 
Dagegen war es eine Verletzung der Veräusserungsverbote, 
dass mau dies auch auf remuneratorische Precarien ausdehnte. ^^ 
Beispiele sind Trad. Lunael. Nr. 19. Beyer 154. Tr. Wizz. 19. 
204. Im neunten Jahrhundert scheint dies sogar sehr gewöhnlich 
gewesen zu sein, wie sich aus Concil. Turon. III. v. 813. c. 51 oben 
S. 143 ergiebt. Ebenso heisst es in Concil. Rem. II. v. 813. 
c. 36^ wo den Vorstehern geistlicher Stifter, die unrechtmässige 



^^) Nach dem was Du Gange V. 422. anfahrt, findet sich dieselbe Eut- 
wickelung in der griechischen Kirche. Justinian hatte es noch ausdräck« 
lieh verboten Nov. 7. c. 4. usu gwi daitis est nan transcendente . . perci- 
pientis vitcmi . . . Nov. 120. 2. usum . . . non transcendentem videlicet ac- 
dpientis vitam. Vereinzelt findet sich sogar bei precariae datae Ueber- 
gang auf die Erben, so in einer precana von 792 bei Schöpflin Als. Nr. 66 
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Schenkungen angenommen haben, verboten wird, weitere Schen- 
kungen sich machen zu lassen : ntsi tantum quod pro sola elee- 
inosyna eas deo dare voluerint, vd eiiam ipaas quas donant, in 
nomine suo et fili&rum in precaria recipere voluernU. Dagegen 
scheint das Verbot G. S46. 22. 3S9. gerichtet: precariae a ne- 
mine de rebus ecdesiasHcis fieri prctesumantur ntsi quanium . . . 
datur ex proprio duplum acdpic^r ex rebus ecclesiae , in suo 
tantum qui dederit nomine . . , si atUem res proprias ad prae- 
sens dimiserit, m rdms ecclesiasticis triplum fructuario usu in 
suo Umtum quis nomine sumaJL 

Noch viel weitreichender war jedoch eine andere Abweichung 
von den im römischen Recht aufgestellten Regeln, die Einräu- 
mung eines UsusfrucAs an Kirchengrundstücken ohne Gegen- 
leistung. Auch diese Verleihungen werden allgemein als pre- 
cariae bezeichnet; ich werde sie zur Unterscheidung von den 
beiden andern nach dem Vorgang Aibrechts'*) precariae daiae 
nennen. 

Die Veranlassung zu diesem Verfahren führt schon ins 6. 
Jahrhundert zurück. Es ist bekannt, dass schon in dieser Zeit 
kirchliche Grundstücke an Geistliche der Diöcese verliehen 
wurden, deren Genuss an die Stelle der zu ihrem Unterhalt 
bestinmiten stipendia ti*eten sollte. Solche Verleihungen begeg- 
nen uns z.B. in Gregor von Tours, IV. 7. V. 5. und 51. VI. 36. 
u. ö.; dann in dem Testament Bertrams von 615. Br^q. 56. 
(230) pag. 115 (B.J: caseUas quas . . . Z>. diaconus ex nostro 
munere habuit, et ipse . . . inibi aedificavit, und dem Testament 
des Diaconus Grimo von 636. Beyer Nr. 6: vineas , . . quas 
de basilica . . Maximini . . s^d usufructuario possedi. Die Ver- 
leihung geschah auf bestimmte Zeit Conc. Aurel. I. a. 511. c. 
23 : terrulas clerids vel monachis praestiterit excolendas vel pro 
tempore colendas . . . oder auf Lebenszeit des Inhabers z. B. 
Goncil. Toletan. II. (531) c. 4: usque ad diem obitus sui possi^ 
deat. Das letztere muss als die Regel angesehen werden, da 
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den Bischöfen untersagt wird, die Zuwendungen ihrer Vorgänger 
einzuziehen, Concil. Lugd. IL a. 567. e. 5: ut quascumque mur 
niftcentias clericü avt servientibus swe de rebus eccleaiae in tisum 
ata de jn'oj)rÜ8 in proprietatem praecedentes dederunt sacerdotes^ 
subsequentespontificesnullatenusauferrepraesumant. Bei schlech- 
ter Aufffthrung eines Clerikers (culpa) war dem Bischof nur 
gestattet, seine eigene Verleihung einzuziehen, Concil. Emerit. 
a^ 666. C. 13: quod si id quod acceperinty per suam tejudifatem 
ad profectum minime perduxerinty atU detrimentuvi patuerit — 
episcopua habeat licentiam sine vllo praejudicio in jure ecclesicte 
revocare rem propriam . . während dies bezüglich der Ver- 
leihungen der Vorgänger ausdrücklich verboten war, Concil. 
Lugd. IL a. 567. c. 5: si quid tarnen culpae exHterit, pro qua- 
litate p&rsonarum vel reguLa canonum praecedentium in persona 
habeatur non in facuUate districtio. Die Verleihung geschah 
theils mündlich, theils schriftlich, Concil. Aurel. IV. c. 18: qui- 
cumque clericus aliquid de jure ecclesiastico seu verbo seu per 
scripturam acceperit ad utendum ... in welch* letzterem Fall 
die Urkunde precaria oder precatoria genannt wurde, Concil. 
Agath. 506. c. 59. Concil. Epaon. 517. c. 18. Concil. Rem. 625. 
c. 1. Concil. Tolet VI. c. 5. Für das eingeräumte Recht fin- 
den wir die Ausdrücke: excolendas prasstare Conc. Aurel. I. 
c. 1. — in usu dare Concil. Lugd. IL c. 5. — in u^su accipere 
Concil. Arelat. V. c. 6. — sub praestationis obtentu concedere 
Concil. Tolet. IX. c. 3. — sub ttsvfructuario possidere Test. 
Grimonis Beyer Nr. 6. Der Uebertragung an Cleriker waren 
die an servientes ecclesiae gleichgestellt Concil. Lugdun. IL c. 5. 
Man scheint später für beide sich nicht mehr der precaria be- 
dient zu haben, da seit dem 9. Jahrhundert kein Beispiel in 
unsern Quellen sich findet, und bekanntlich, gerade die Ver- 
leihungen an den Diöcesanclerus später häufig als Beneficien 
bezeichnet wurden, woraus sich erklärt, dass dieser Ausdruck 
noch jetzt im canonischen Recht technisch ist. 

Die Verleihung von precariae datae unter andern als den 
eben geschilderten Voraussetzungen war nicht unbedingt unter- 
sagt, aber doch nur in beschränktem Umfang gestattet. So 

Roth, Feadalit&t a. Unterthauenverbaud. 1 1 



162 

heisst es schon in einem Antwortschreiben des P. Symmachus 
an den B. Cäsarius aus dem Anfang des 6. Jahrhunderts (Mansi 
YIII. 212): posaesaiones qujas unv^quisque ecclestae proprio dedit 
atU rdiquit arbitrio, alienari quUmslibet tüvlis atU contractibus 
vel »üb quocwmque argumento non patimur , nisi . . out clericis 
honorum merüis aut monasteriis reUgionis intuitu aut certe pe* 
regrinis necessitas largirt suaaerit, sie tarnen^ ut haec ipsa non 
perpetuo sed tempoi^aliter donec vixerint perfruantur . . ., und 
dem entsprechend Synod. Roman, a. 502. c. 4: sed ne in usu- 
fnutuario jure aliquilms dare liceat, nee data retinere, praeter 
dericos et captivos atque peregrinos. Dahin ist femer zu rech- 
nen Concil. Aurel. IV. c. 34: qui agellum ecclestae in diem vitae 
suae pro guacumque misericordia a aacerdote, cui potestas est, 
acceperit possidendum, und Concil. Tolet. III. (a. 589) c. 3: pere- 
grinorum vero vel clericorum necessitati salvo jure eodesiae prae- 
stare permittantur pro tempore quo potuerint, Ais Beispiel er- 
scheint die Vorsorge, welche die Bischöfe von Glermont und 
Lyon für den Unterhalt des von den Gothen vertriebenen Bi- 
schof Quintianus trafen Vitae patrum IV. 2: largitisque ei tarn 
domifms quam agris et vineis. Ferner war dem Bischof, der von 
seinem eigenen Vermögen der Kirche etwas zuwendete, freiere 
Verfügung über das Kirchengut gestattet, Concil. Aurel. IV. 
c. 9: lU episcopusj qui de facuitate propria ecclesiae nihil re^ 
linquit, de ecclesiae facuüate si quid aliter quam canones lo- 
quuntur obligaverit vendiderit aut distraxerit, ad ecclesiam re- 
vocetur. Daher ist es erklärlich, dass Bertram nach der oben 
citirten Stelle das Kirchengrundstück seinem Neffen, einem 
Laien, ^^) überlassen hatte: et nos post illius obitum . . nepoti 
nostro L. concessimusy . . . volumus ut ipse nepos noster . . . 
cum gratia pontificis successoris nostri semper possideat, sie quo- 
que^ ut post obitum illius ad jus s. . . ecclesiae revertantur, und 
dass Ansebert in seinem Testament von 696. Br6q. 235, (437) 
sagt: et pro eo, quicquid in ista epistola delegammus, in usuario 



') Nach Testam. p. 103. (C.) war er verheirathet. 
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germanae nostrae Ä concessimus illoa matrtcularioa . , , et in 
hoc U8U teneat et debeat procurare. 

Dehnbarer war die in dem Concil. Agath. 506. c. 7. ange- 
deutete Bestimmung, dass eine Verleihung auch aus blossen 
Ntltzlichkeitsgründen vorgenommen werden könne: tu pro ec- 
destae aitt necessitate aut viüitate vel in ueufructu vel in directa 
venditione aliquid distrahatur. Zweifellos kamen Fälle vor, wo 
derartige Vergabungen durchaus dem Interesse der Kirche ent- 
sprachen, ja im Grund nur als Geldgeschäfte erschienen. So 
gab das Kloster Mondsee eine precaria als Abfindung für eine 
Entschädigungsforderung Tr. Lunael. 10, der Bischof Remigius 
von Strassburg fiir Abstand von einer Revokationsklage Neu- 
gart 69; öfter wurde ein an die Kirche verkauftes Immobile 
dem Verkäufer als precaria verliehen, so Trad. Wizz. 226. Neu- 
gart 12. Roz. 342. (Bignon 20) 343. (— ) 349. (— ), wo die 
Verleihung eine Nebenverabredung war. In einem andern Fall 
war der Schwester eine precaria ertheilt, um die Verdienste 
des Bruders zu belohnen Epist. Palladii (625 — 660) Bouq. IV. 
47: similiter ubi Chromatia in re ecclestae B, manei, quia f ro- 
ter 8UU8 D, actorem ecclesiae Santonicae egit, et nunc ipea Chro- 
matia ibidem per beneficium precariae manere videtur. Endlich 
wurden Schenkungen ohne besondere Vereinbarung öfter an 
Verwandte der Schenker als precaria gegeben, so der Teudechil- 
dis die Schenkung ihrer Mutter Suavegotha, Flodoard. bist. 
Rem. IL I, dem Diaconus Grimo die Schenkung seiner Schwe- 
ster Testam. Grimonis Beyer 6, dem Gebartus die Schenkung 
seines Vaters Chrodoinus Trad. Wizz. 257. Auch finden sich 
schon Fälle, wo man auf das Vorwort eines vornehmen Mannes 
eine Verleihung zu machen sich veranlasst sah, Concil. Aurel. 
IV. c. 25: si quis sub potentum nomine atque patrocinio . . . 
res . . ecclesiae . . petere aut possidere praesumaerit . . . und 
Bouq. V. 701 : Joannes , . . ad p^üionem . . . Ebroini . . . per 
precariam tenuit (oben S. 77). 

Faktisch waren aber damit die strengen Grundsätze des 
älteren Rechtes und demnach die Garantieen für Erhaltung des 
kirchlichen Besitzstandes beseitigt. In der Abschliessung von 

11* 
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Precarienverträgen waren die Kirchenvorsteher völlig unab- 
hängig, und unterlagen keiner Art von ControUe. Zwar hatte 
Concil. Agath. 506. c. 7. den Versuch gemacht» die Abschliessung 
von Precarienverträgen wie andere Veräusseruugen an die Zu-* 
Stimmung zweier Comprovincialen zu binden; allein während 
diese Bestimmung bei dauernden Yeräusserungen allerdings ge- 
handhabt wurde/®) lässt sich bei der Constituirung von Pre- 
carien keine Spur davon entdecken, da nicht eine einzige der 
zahlreichen Urkunden eine darauf bezügliche Andeutung ent- 
hält. Im neunten Jahrhundert, wo an die Stelle der Einwilli- 
gung der Comprovincialen bei Tausch **) königliche Genehmigung 
getreten war,^^) ist für Precarien die königliche Bestätigung in 
einigen Stellen sogar ausdrücklich ausgeschlossen.^^) Die Ab- 
schliessung der Precarienverträge war also völlig in das Be- 
lieben des Kirchen Vorstehers gestellt, und dem Kirchenärare 
nur durch die Bestimmung Schutz gewährt, dass der Nachfol- 
folger die Befugniss haben solle, die Verträge seines Vorgän- 
gers zu prüfen und nöthigenfalls aufzulösen. 

Von dieser Freiheit der Vergabung machten die Kirchen- 
vorsteher bald einen so ungemessenen Gebrauch, dass in manchen 
Fällen eine wirkliche Verschwendung begann, etwa wie wir 
diess im Mittelalter bis ins 12. Jahrhundert mit den Infeudatio- 
nen finden. Schon Bischof Gäsarius klagt in einem Brief an 
P. Symmachus, der ganz im Anfang des 6. Jahrhunderts ge- 



^") In dem bei Pardessus Diplom. 121 mitgetheüten Concilium Massi- 
liense von 533 heisst es : et quia (Contvmelioms) müUcu domus eccUsiae . . 
C(mtra canonum statuta sine concüio s. antistitum perpetiM jttre distraxit.., 
de ejus substantia compensetur. 

^^) Schenkung, Verkauf und Vererbpachtung waren unbedingt verboten, 
Capit. Ansegis. II. 29, auch Concil. Paris. VI. a. 829. c. 17. 

•0) C. 829. 5. 351. C. 853. 12. 418. C. 853. 12. 419. C. 865. 6. 502. Sie 
war indess schon früher gewöhnlich, da sich ein Fall bereits 662. Br^q. 
Nr. 152. (343) findet. In den Capitularien des Ansegisus, wo II. 29. der 
Tausch gleichfalls verboten wird, ist IL 30. für Tausch mit dem König eine 
Ausnahme gemacht. Es erstreckte sich diess auch auf Italien, Placituni 
V. 833. Muratori Ant. I. 460: quoniam legaliter absque regio misso non po- 
terant commtUari ... 

•i) C. 846. 22. 389. C 853. 11. 320. 
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sehrieben sein muss : in Oallia — provincta ab aliquihua per^ 
807118 ecclesiastica praedta dwersts tituli8 cdtenantur ; ita fit, ut 
pro 8U0 quis arbiirio devota mente relinqtiefUium et egentium 
nece88ÜcUilm8 deputata8 immiimat fcKHidtates. Hoc postalamus, 
ut fieri prohibeat . ♦ . nist . . aliquid . . . monasteriis largien- 
dum (Mansi VIII. 211.^^) Indessen führen erst auf den Anfang 
des achten Jahrhunderts nicht nur die ersten uns erhaltenen 
Urkunden über grössere Vergabungen dieser Art sondern auch 
die ausführlichen Schilderungen der Chronik von S. Wandrille 
zurück, welche uns das Verhältniss ganz klar machen. Dieses 
Kloster muss Anfang des 8. Jahrhunderts einen Güterbestand 
von 7000 mansi gehabt haben (B.W. 251. 21). Von diesen 
Teutsindus . . . pene tertiam facfükaJbwm partem absticlit, suisque 
propinqui8 et regiis hominibus ad possidendtmi contradidit, quae 
tteque nunc de i8to coenobio permanent ablatae. Als Beispiel 
führt der Verfasser ein im Jahre 734. dem Grafen Rathardus 
ertheiltes precarium an, in welchem demselben ein Gütercom- 
plex von 29. villae gegen einen jährlichen Zins von 60 solidi 
verliehen wurde. Der Zins wurde bis in die Zeiten Widos (von 
7ö3 an) bezahlt, das Eigenthum aber war, wie bei den andern 
Verleihungen Teutsinds, verloren. Die Klagen, die der Chro- 
nist daran knüpft, zeigen deutlich, dass er die precariae datae 
von den remuneratorischen unterscheidet. Eine perpendant ree- 
tores coenobiorxim, quam nequiter agant, qui praedia ac re8' . . . 
coenobiis . . . collata jure ecchsiarum . . . ablato contradunt do- 
minationi potentium ac dominicorum hominum, qui de proprio 
nil quidem tribuunt, sed haec ipsa, quae largita a justis fuerant, 
gratum 8ibi ac temporalem acquirentes honorem, gregem sibi 
commieeum in praedpitium mittunt , ... In die enim una iste 
infelix operatus est mcdum hoc, eed in tot annorum curricula 
emendationem non recepit . . . Tales quippe rectores nequiores 



**) Die Antwort des Papstes Symmachus siehe oben S. 162 . Cäsarius 
hebt daher in seinem Testament Br. 23. (139) hervor: quia . . non sine 
discreHone . . qmtmscumque secularibns jure dvrecto res ecclesiae vendidi- 
mu8, nisi hoc iantum^ quod ecclesiae minus utile et infructuosum est . . 
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sunt paganisy guoniamai pagani locum tgne cremaverirU, terram 
tarnen secum non toUunt .... 

Wir haben aus eben dieser Zeit mehrere Urkunden, die 
uns die Sache klar machen. Im Jahre 719 verlieh der Abt 
Ratfrid von Weissenburg dem Grafen Adalchardus einen Theil 
der Schenkung des Oto und Ermbertus (Tr. Wizz. 252. von 
699) gegen einen Zins von 2 Pfd. Silber und zwei Angariä 
(Tr: Wizz. Nr. 267). Im Jahre 735 erhielt Hildrad von dem 
Kloster Murbach eine villa, die der Herzog Eberhard geschenkt, 
gegen einen Zins von 5 Pfd. Wachs, und 736. Hildefrid aus 
der Schenkung desselben Herzogs einen grossen Gütercomplex 
gegen einen Zins von 10 Pfd. Wachs,'') Br6q. 338. 339. (557. 
558). Carl der Grosse hatte von dem Bisthum Rheims die villa 
Deduciacus gegen einen Zins von 12 Pfd. Silber, Flodoard. bist. 
Rem. IIL 20. Um 770. ist von Bischof Peter von Verdun ge- 
sagt: rmUtas precarias mutilea fecit, et diehus iUivs mvUae res 
ab Uta eccleeia subtractae sunt (Gesta ep. Virdun. Pertz VI. 44). 
Noch 812 verliehen die Canoniker in Vienne dem Silvius und 
seiner Frau Didane zahlreiche Besitzungen im Gaue Vellaus 
und Lyon, die aus Schenkungen des Erzbischofs Orsus und sei- 
nes Bruders Aldo herrührten, als precaria gegen einen Zins 
von 3 solidi, Baluze App. Nr. 23. Deshalb ist C. 825. 10.249. 
von precariae die Rede qtuie a rectortbiis ecclesiarum irrationa- 
biliter ßebant und st antecessor res ecclestae irrationMlüer dis- 
tribuü. Formeln für solche Verleihungen sind: Roz. 321. (Mer- 
kel 6) und Roz. 322. (And. 7). 

Inhalt und Form war bei diesen Precarien dieselbe wie bei 
den beiden andern, Einräumung des Ususfructus au einem kirch- 
lichen Grundstück meist auf Lebenszeit des Inhabers, unter 
Ausstellung der beiden Urkunden. Das Versprechen eines Zin- 
ses war zwar üblich, aber nicht wesentlich, findet sich z. B, nicht 
Tr. Patav. 49. und 51. Die Ausdrücke für das eingeräumte Recht 



•') Dieser Zins war nur nominell. Trad. Wizz. Nr. 206. von 786 über- 
nimmt Helclimund für seine Schenkung, die nicht einmal sehr gross scheint, 
einen Zins von 300 Pfd. Wachs. 
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and die Verleihung sind dieselben wie bei den andern Preca- 
rien. Man findet für das erstere: ad usumfruduarium ordine 
tenere Br. 338. (557). — ad tiaurnfnictum cum gratia veatra 
teuere Br. 339. (558). — vAufructmxjurio jure habere et domtnare 
Baluze App. Nr. 23. — umfructuario excolere Trad. Pat. 39. Tr. 
Wizz. 257. . 267. — sub usvfrucbaario 'per precatoria poasidere 
Testam. Grimonis Beyer 6. — und für die Verleihung: in uaum 
beneßcü concedere Br. 338. (557) 339. (558). — ad usumfruc- 
tuarium concedere Schöpflin Als. 66. ^ prestare ad habere Tr. 
Pat. 49* 51. Tr. Lunaelac. 10. — pro henefido nostro concedere 
ad usufructuario jure Baluze App. Nr. 23. — in beneficium 
constare (prestare'^) Tr. Wizz 257. — in beneficium concedere 
Tr. Pat. 39. — per beneficium ad tisufruciuandum vel excolen^ 
dum relaxare Boz. 321. (Merkel 6). Der Ausdruck beneficium 
wird bei diesen Verleihungen jedoch nicht regelmässig gebraucht, 
findet sich z. B. nicht Tr. Lunael. 10. und Schöpflin 66. 

Mit diesen precariae datae stimmen die precariae verbo re- 
gis formell in der Hauptsache überein. Dass beide äusserlich 
wenig verschieden waren, erhellt schon aus C. 779. 13. 37: et 
aü diacretio inter precariaa de verbo nostro factas et easy quae 
apontanea voluntcUe de ipaia rebus eccleaiarum faciunt. Die neun 
in den Acta episcoporum Genomannensium und den Gesta Al- 
drici enthaltenen precariae verbo regis sind auch in der That 
ganz in der Form der precariae datae, und die einzigen Unter- 
scheidungsmerkmale sind die Erwähnung der nona und decima 
in G. Aldrici 60. 63. 64. 66. 70. und des königlichen Befehls =*) 
per verbum ,D, Pipino mea fuit petitio . . Gest. Aldr. 62. — 
per Jussionem D. nostri Pipini Acta Genom. 16. — per verbum 
D, Carole Gest. Aldr. 63. 66. — per jussionem 7>. Caroli Gest 
Aldr. 64. 65. — D. Carolo jubevUe Act. Genom. 14. — per per- 
missionem 7>. Ludovici Gest. Aldr. 60. Die für das Innehaben 



^*j Nur in einer precaria Gesta Aldrici 70. fehlt dieser. Dass es eine 
precaria verbo regis war, ergiebt sich aus der Erwähnung der nona und 
decima und der Urkunde Gesta Aldrici 71. Bouq. VI. 627, in welcher das 
betreffende Gut an die Kirche restituirt wird. 



und die Uebertragung gebraachten Ausdrücke sind dieselben 
wie bei den freiwilligen Precarien. Man findet fCir ersteres: 
teuere et dominare facere debeam Genom. 14. Aldr. 60. 64. 65. 
70. — pro vestro benefido Itceat teuere et dominare Aldr. 62. 63. 
— per vestrum beneficium mihi liceat teuere et dominari Gest. 
Aldr. 66. — cum gratia veatra teuere et eictirpare . . . aub vestro 
et 8. O, praetextu umcditer lioeat teuere Genom. 16. — (ul ueum 
noetrum habere vestro beu^ido Genom. 14. — fttr letzteres: ad 
usandum teuere permisistis G. Aldr. 60. 64. 65. 70. — per vestra 
benefida (pro vestro beneficio) ad usufructuario ordiue mihi te- 
uere permisisHs G. Aldr. 62. 63. 66. — beneficium facere de- 
beritis Genom. 16. Auch in andern Festsetzungen z. B. der 
Ausschliessung der fttnQährigen Erneuerung und der Abmeie- 
rung stimmen sie mit den freiwilligen precariae datae überein. 
Wie bei diesen finden sich Fälle, in denen der Ausdruck bene- 
ficium gar nicht gebraucht ist, so Gest. Aldrici 60. 64. 65. 70. 
Fassen wir die Resultate dieser Untersuchung zusammen, 
so finden wir, dass die precaria in der Bestellung eines Usus- 
fructus auf bestimmte Jahre oder Lebenszeit des Inhabers be- 
steht, und dass die einzelnen auch hier getrennten Arten, die 
precaria remuneratoria oblata und data, nur vom Standpunkt 
des kirchlichen Administrationsrechts sich unterscheiden, ihrer 
juristischen Natur nach aber völlig identisch sind. Mit dem 
römischen precarium hat dieses Institut nichts gemein. Dieses 
ist, wie oben gezeigt, ein bloss factisches Yerhältniss, das dem 
Inhaber nur einen j^den Augenblick widerruflichen Besitz ge- 
währt; die precaria dagegen begründet ein dingliches Recht, 
das nach römischem Recht gegen den Eigenthümer durch eine 
Klage, die confessoria actio, geschützt war. Der Ausdruck pre- 
caria findet sich nicht in den römischen Rechtsquellen ; er wird, 
wenn er nicht erst im 6. Jahrhundert entstanden ist, nur im ge- 
meinen Leben üblich gewesen sein. Vereinzelt findet sich zwar 
auch für den Ususfructus der Ausdruck precarium, soBr^q. 227. 
(428) von 692: instrumentum seu precarium; Neugart Nr. 26. 
pro precario volo capere . . Ghron. Font. 10. Pertz IL 282. fac- 
tum precarium: ibid. c. 17. jFI monasterium in precariwm acoepit; 
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C. 743. 2. 18. precarium renovetur ;^) allein dies ist ganz ver* 
einzelt, die regelmässige Bezeichnung ist, wie die obigen Zu- 
sammenstellungen ergeben, precaria, und dies findet sich auch 
in den oflSciellen Dokumenten: C. 768. 11. (Pertz IV. 14) pre- 
caria^ . . . cuicipiant; C. 779. 13. 31 . sii dtscretio inter precanas ; 
C. 80a. 81. precariaa de ipeü rebus; C. 846. 21. 390. ut pre- 
cariae et commutationea . . . Bouq. V. 708. Urk. Pipins von 768. 
vel quicquid per tpsiue Fulradi precaria W, . . possidei. Zu- 
weilen findet sich auch praestaria: C. 853. 11. 420. super bene- 
ßda ecdesiastica seu praestarias ; Epist. Frotharii Bouq. VI. 389. 
per praestariam — und praestitum: Neugart Nr. 12. «< mihi 
in praestitum . . . concedat. Ursprünglich war precaria die Be- 
zeichnung der Urkunde, in welcher die Bitte um Verleihung 
vorgetragen war, Regula Chrodegangi c. 32. faciat et precariam; 
dann wurde es fOr den Akt der Verleihung angewendet, in pre-- 
cariam per precariam concedere, z. B. Bouq. VI. 477. accepit in 
precariam, und diente endlich als Bezeichnung des so verliehe- 
nen Gutes: Bouq. VIII. 468. addito manso precariae; VIII. 530. 
de precaria Artmani u. ö.; VIII. 651. omnes precariae ad ipsum 
locum pertinentes; Urk. für Beauvais 875. (Hard. V. 164) pre- 
cariam ubi sunt mansi 24. quam 8, tenet cum censu; Testament 
Aldrichs Gesta Aldr. Nr. 34. (Bai. III. 75) Ulam precariam, 
ijnam F. per precariam de rebus 8. M. tenet, und dem ent- 
sprechend heisst es dann: jure precaria z. B. Bouq. VIII. 489. 
Cod. Laur. Nr. 20, oder jure prestario Beyer Nr. 106. 

Gewöhnlich stellte man bei dem Geschäft zwei Urkunden 
aus, die precaria oder das Bittgesuch des Usufructuars, und 
die praestaria oder die Verleihungsurkunde des EigenthfLmers. 
Ausnahmsweise heisst auch die letztere precaria, so Roz. 347. 
(— ) 348. ( — ) 350. (— ) oder Commendatitia, so Roz. 342. 
(Bignon 21) 343. (— ) 349. (— ). Zuweilen wurden auch beide 
Urkunden in eine verbunden, z. B. Tr. Wizz. 197. Neugart 248, 



•») Der in Waitz Vas. 37. 1. aus Neugart I. p. 65. mitgetheilte FaU 
per precarium henefidari beruht auf einem Druckfehler. In Neugart steht 
precariam. 
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in der Regel aber getrennt gehalten. Beide Urkunden waren 
gleichlautend, was öfter hervorgehoben wird, z. B. Br6q. 388. 
(557) precarias uno tenore conscriptas ; Boz. 326. ( — ) unde tnter 
nos convenity ut dtms epistolaa de viraeque partes aptificantes uno 
tenore conecriptaa adfirmare ddferemus .... Acta Genom, c. 14. 
(eine precaria verbo regis) ut duas ex hoc precarias^ pari modo 
conacriptaa, fieri debeant^ et vos unam habeatia et nos atteram, 
ut omni tempore haec jirmitas apud vos sive succesaores vestros 
firmiter et invtolabiliter permaneat; Gesta Aldrici 60. und 65. 
hi^e precarias uno tenore coneoriptae. Der Eigenthümer erhielt 
die precaria des Usufructuars als ein Bekenntniss, dass er nicht 
Eigenthümer sei. Dies ist ganz bestimmt ausgesprochen Goncil. 
Tolet. VI. c. 5. sui precariae nomine debeat profeasionem acri- 
bere, ut nee per detentionem diurnam praejvdtcium a^erat ec- 
cleaiae; Boz. 328. (Marc. IL 39) per hanc epiatola . . . in ve- 
atra faciatis revocare dominatione; Boz. 345. (Marc. II. 5) ideo 
hanc precaria vobia emittimua , ut nuJlo unquam tempore noatra 
poaaesaio, etiam^i apatium vitae nobia dominua prolongaverit, 
nullo praejvdicio aut deminutione aliqua de ipsa villa vobia 
generare non debeat. Die Wichtigkeit dieser Beweisdokumente 
ergiebt sich aus einem PlacitumCarl Kartells für Staveloo von 
719. Br6q. 301. (509), in welchem die Klage der Erben des 
Botgisus auf die Einrede, dass die von ihnen angesprochenen 
Güter diesem von dem Kloster als precaria verliehen gewesen, 
abgewiesen wurde. 

Zu noch grösserer Sicherheit diente die fünQährige Erneue- 
rung der precaria, die ausdrücklich als ein alter Gebrauch be- 
zeichnet wird, C. 846. 22. 389. precariae aecundum antiquam 
conauetudinem de guinquennio in quinquennium renoventur. Es 
führt diese Gewohnheit in sehr frühe Zeit zurück, wenn man 
einer Notiz glauben kann, die Baluze in den Notae ad Gap. II. 
1264. aus einer Sammlung der Tellierschen Bibliothek mittheilt: 
Statuimu^ et monemua, quatentia lex per omnia de eccleaiarum 
precariia aervetur canonica, ut post quinquennium renoventur. 8i 
vero expleto quinquennio renovatae non fuerint, cenaemua, ut vi' 
gorem habeant nullum, Ideo talia decemimua, quia nolumua, 



ut res altenentur ecdesiae nee priventur. Hoc capitulum in Nr- 
caena synodo relectum est conlaudatum et corvßrmatwm , demv/m- 
que in diversia aynodia et conciliis a. s, patribua sollemniter est 
roboratum. Die fortwährende Beobachtung derselben im 9. Jahr- 
hundert ergiebt sich nicht nur aus der erwähnten Bestimmung 
C. 846. 22. 389., sondern auch aus einer Beihe von Urkunden: 
Precaria von 784. Schöpflin Nr. 60 uno tenore per quinquewnio 
renavatione — von 812. bei Baluze Append. Nr. 23. hctec prae- 
staria nostra per quinquennium renovetur — Tr. Lunaelac. Nr. 
133. von 825. haec precaria tarnen de quinquennium ddfeat esse 
renovata — Boz. 331. (— ) und 346. (Lindenbr. 19.) haec pre- 
caria de quinquennio in quinquennium sit renovata. Selbst in 
den Urkunden, in welchen die fftnfjährige Erneuerung vertrags- 
mässig ausgeschlossen ist, wird sie als allgemein üblich aner- 
kannt: Boz. 328. (Marc. II. 39.) absque ulla alia renovata ut 
mos est in ceteris precaria — Boz. 339. (Marc. App. 41.) et ut 
alias precarias .... renovantur^ ista vero non sit necesse reno- 
vandi — Boz. 340. (Marc. App. 27.) et alias precarias per quin* 
quennium fuerint renovatas, ista per se obtineat firmitate. Die 
allgemeine Anwendung dieser Einrichtung zeigt sich aber am 
deutlichsten darin, dass sie auch bei den precariae verbo regis 
erwähnt ist, nicht nur, indem sie vertragsmassig ausgeschlossen 
— G. Aldrici c. 62. 63. 64. 66. et haec precaria ac si semper 
per quinquennium renovata fuisset firma permaneat . . .^ son- 
dern auch indem sie angewendet wird: Acta Genom, c. 16. sed 
haec precaria quam per quinquennium renovatam 7namia nostrae 
. . . roboraverunt .... Diesen zweifellosen Zeugnissen gegen- 
über erscheint es unzulässig, aus einzelnen Urkunden, in denen 
die fünfjährige Erneuerung vertragsmassig ausgeschlossen ist, 
mit Waitz V. G.IV. 190 den Schluss zu ziehen, das diese „so 
gut wie ganz in Wegfall gekommen sei^^; denn die Ausschlies- 
sung findet sich verhältnissraässig in wenigen Formeln und Ur- 
kunden, und scheint daher eher die Ausnahme gebildet zu 
haben. 

Weitere Sicherheit gewährte die in den meisten Precarien- 
briefen wiederkehrende Clausel, dass mit Beendigung des 



Ususfructus das Objekt ohne richterliche Intercession oder 
Uebergabe von Seite der Erben an den Eigenthümer. zurück- 
fallen solle. Eine sehr oft wiederkehrende Wendung ist die in 
Roz. 345. (Marc. II. 5.) ahsque nüius judtcia aut heredum no- 
strarum expect€Ua tradüiane vos vel sitccessorea vestri aut ngen- 
tes eocleaiae m vestram eam faciatis dotninationem revocare . . . 
ebenso in Regula Ghrodegangi c. 32. et post obüum ejus cum 
omni iväegritate . . ad ecclesiam cui datae fuerint vel ipsius 
congregationia ipaas res ahsque uUius consignattone vel expectaia 
tradttiane revertantar . . ; deshalb ist auch in dem oben erwähn- 
ten Placitum Br^q. 301. (509.) auf dieee Clausel so grosses 
Oewicht gelegt : tdn hahebab inserhtm , ut ipsas vtUas usu- 
fructuario ordine dum advivebat teuere debuisset^ et nullius 
praejudicium exinde possessio generare deberet, nisi post suum 
decessum, cum occurrerent mdiorata . . a die ipso ad ipsa mo- 
nasteria vel ipsi monachi ejtisque rectores absque contradictiane 
ad hsredes ipsi Rotgiso aut cuicumque velint testata traditione 
in eorum reciperent potestatem ac dominationem. 

Endlich wurde der Eigenthümer auch noch durch beson- 
dere Pönalcauseln geschützt, z. B. eine Geldstrafe, welche der 
Vertragsbrüchige Precarist oder seine Erben erlegen sollten 
Ate Beispiel führe ich an Roz. 328. (Marc. U. 39.) si nos ipsi 
aut aliquis de heredilms nostris . . . contra hanc epistolam venire 
voluerit . . . inferat partibus ecclesiae vestrae tantum. 

Nach römischem Recht hatte der Eigenthümer Sicherheit 
gegen Uebergriife des Usufructuars zunächst in der usufructua- 
rischen Caution; kam der Usufructuar seinen Verbindlichkeiten 
nicht nach, so hatte der Eigenthümer Anspruch auf Entschä- 
digung nicht aber auf Rückgabe der Sache.^) Ein Recht der 
Einziehung bei Vertragsverletzung des Precaristen stand daher 
auch bei der Precaria dem Eigenthümer nicht zu; nur in ein- 
zelnen Fällen ist es vertragsmässig eingeräumt, so Roz. 320. 
(Lind. 26.) qtwd si feceris aui aliam contrario vel iniquo ingenio 
aut contrarietate aut tu . . aut quislibet . , , de ipsis rebus 



**) Elvers Servitutenlehre 474. öäl. 
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adeaae . . . conaius fuerib, imprimis ipaaa rea am/mittaa vel per* 
daa . . . Roz. 341. (Lind. 25.) imprimia ipaaa frea) amütat et 
para monaaterii veatrt eaa ad integrum recipiat, inauper et aliaa 
tantaa rea . , . componere . . faciat. Gewöhnlich ist in den Ur- 
kunden der Vertragsbruch des Precaiisten mit einer Geldstrafe 
bedroht, z. B. Roz. 319. 326. 328. 330. 339. u. ö. Dagegen 
wurde angenommen, dass Versäumniss in der Zinszahlung Verlust 
des Rechtes zur Folge habe. Es muss dies als ein allgemeiner Rechts- 
satz betrachtet worden sein, da dies in G. 846. 63. 392. ausge- 
sprochen ist: jvxiAa legale et antiquum dictum: quinegligit censum 
perdat agrum, ^) Man findet daher auf Versäumniss der Zinszahlung 
ausdrücklich Verlust des Rechtes gesetzt, so Roz. 351 ( — ) etai 
de ipao cenau neglegena apparuero, in feativitate Ä. Remedii anno 
P ,,, in 2^ vero anno neglegena fuero, reddo duplum, et ai in ter^ 
tio anno . . . omnea rea , , . , revertantur ; fast wörtlich gleich 
Neugart Nr. 55; Br. 338. (557.) 339. (558.) et ai de ipao cenau 
negligena apparuero, vel certe poat ea infra quadraginta diea 
ipaum non reddidero, voa vel aucceaaorea veatri ipaaa rea emeU- 
orataa abaque uUiua contradictione vel judicaria conaignatione 
partäma . . monaaterii . . . revocare faciatia; Gu6rard Irmin. 
App. 7. et ai de ipao cinao negligena aut tardua apparuerimuaj 
licentiam vobia permittimvs de totaa rea ut noa ejiciatia et ad 
partibua veatria recocare; W.Ü.B. Nr. 27. ai auiem inde negli- 
geniea apparuerint , . , rea , , , revertantur^ ibid Nr. 45. et ai 
noa de ipao cenao negare voluerimua . . paator . . . rea . . . re^ 
vocare faciat . . . Häufiger wurde das Gegentheil ausbedungen, 
meist mit den Worten: et ai neglegena apparuero, fidem . . . 
faciam et ipaam rem non jyerdam, so Roz. 321. 326. 327. 329. 
331. u. ö. Beyer Nr. 14. 21. 30. 118. Trad. Wizz. Nr. 19. 264., 
woraus sich ergiebt, dass Verlust des Rechtes als Strafe der 



*0 Vielleicht mit Beziehung auf Nov. 7. c. 3. §. 2: «• hietmio conbmuo 
noH exaolverint emphyteuticum canonem . . . fiant onmino extranei emphy- 
teumatiSy et volentibus praepositis scLcrarwn domuum licebit praedia aut 
domoa def ender e .... Darauf deutet auch Wis X. 1. 11: quod si tanonem 
eonatittUtm amgulis anma implere negleocerit, terraa dominus pro auo jure 
defendat. 



Zinsversäumniss allerdings als geltendes Recht angesehen 
wurde. 

III. Beneflcium, — Dass noch im 9. Jahrhundert precaria 
und beneficium als zwei verschiedene Verleihungarten neben- 
einander stehen, kann nach dem oben S. 142 f. Ausgeführten keinem 
Zweifel unterliegen. Diese Unterscheidung erstreckt sich jedoch 
nicht auf die Verleihungen von Fiscalgut. Wir finden in den 
Capitularien immer nur königliche Beneficien nie königliche 
Precarien erwähnt, und auch in den Urkunden ist dies durch- 
gängig der Fall. Dass dies nicht zufällig ist, zeigt sich deutlich an 
dem säcularisirten Kirchengut, für welches, wie oben S. 123 ge 
zeigt, der Kirche precariae ausgestellt wurden, während die Ver 
leihung durch den König als Beneficium erfolgte. So heisst 
es C. 768. 1. (Pertz IV. 13.): »< «ß«« ecclesiaa dei . . restau- 
rerUur tarn episcopi quam ahbutes vel iUi laict homines^ qiu 
exinde beneficium habenL C. 779. 14. 38. de rebus ecclestarum 
quae usque nunc hamines aeculares in beneficium Aabuerunf, 
C. 794. 25. 73. qm debitorea sunt ex beneficia et rebus ecde- 
siarum, C. 800. 81. nonas et dedmas . . de ecclesits unde bene- 
ficia sunt abstrahere nitimini et . , , precofrias . . accipere negli- 
gitis, C. 802. 6. 104. omnibus fidelibus, qui beneficia hahent de 
rebus ecdesiarum, C. 806. 8. 145. qui beneficia regalia tarn de 
rebus ecclesiae quam de rdiquis kabent. C. 809. 18. 161. 
qui ecdesiarum beneficia habent, nonam et decimam donent. 
C. 817. 5. 215. qui nonas et decimas dare neglexerit . . supe- 
rius iterando beneficium ammittat. Der Befehl zur Zahlung 
der nonae und decimae in den Notae Tironianae 6. (Roz. 355.) 
ist an alle gerichtet, quicumque ex largitione nostra de rebus 
praefatae ecclesiae beneficia habetis . . . Anzuführen sind fer- 
ner noch die beiden Urkunden über die villa Tridente Gesta 
Aldrici c. 60. und 61. Während es in der erstem 832 von 
Bavo an den Bischof Aldrich ausgestellten precaria heisst: per 
permissionem D. Hludorici nobis ad usandum teuere permisistis, 
restituirt in der letzteren von 839 (auch Bouq. VI. 619.) Lud- 
wig der Fromme dieses Gut an die Kirche von Le Maus mit 
den Worten . . quod vülam . . per nostrum ben^cium possi" 
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deret . . quemadmodum . . Bavo . . villam stctU iUa sub noatrcLe 
jure poteatatü quando a largüione nostra ipaum beneßcmm acce- 
püse constat . . . Ebenso heisst es in dem Brief Ludwig d. Fr. 
an Aldrich Bouq. VI. 347: qutdam vasalli nostrt . . . benefi- 
da ex tuo episcopto habent^ quae olvm per precaricta - inde (die" 
natae fuerant Nicht einmal das säcularisirte Kirchengut wurde 
also von den Königen inJForm der precaria verliehen, obwohl 
precariae als Recognitionsscheine far die Abgaben und den 
künftigen ßücljcfall an die Kirche ausgestellt wurden. 

Es kann kaum als eine Ausnahme hiervon gelten, dass in ein 
paar Stellen von Precarien des Königs die Rede ist. Chron. 
Font. c. 17. Pertz IL. 293 Ansegisus . , . F. monasterium , . a 
. . Garolo in precanritum ciccejnt . . dum . , F, . , . jure precarn 
et beneßdi teneret . . Neugart Nr. 509. v. 878 stcut (Bertha die 
Schwester des Königs) per precariam regia aiUorüate possede- 
rat Beyer Nr. 144. von 898 abbatia S. Servatii . . a Re- 
ginhario sub obtentu precariae usurpatam . . ibid. 145. quam 
. , , ob fallenHum ora qui . . episcopum . . . totamque congrega- 
idonem hoc veUe nmrraverant, injuste Reginario in precariam 
concessimus . . Nur in dem letzten Fall handelt es sich um 
eine Gtiterverleihung (an den Grafen Reginarius)^), in den bei- 
den ersteren nur um Besetzung der Abtsstelle^), bei welcher 
besondere Zusicherungen der lebenslänglichen Dauer Öfter gege 
ben wurden,^) Jedenfalls kamen solche königliche precariae 



*8) Hontheim bist. Trevir. L p. 238. 

••) Bertha Tochter Ludwig des Deutschen war reguläre Aebtisinn von 
Frauenmünster, s. Neugart Nr. 501. v. 876. 

'**) Der Abt Lupus von Ferneres, der sich um Verwendung des Kanz- 
lers Ludoigus bemühte, da er Absetzung fürchtete (epist. 4. Bouq. VIL 482), 
erhielt von Karl dem Kahlen eine darauf bezügliche Zusicherung, Bouq.YIIL 
448: suypplica'oit » . , ut securittxtea ei facientes praeceptum concederemus, 
fU . , , quamdiu viveret . . coenobium . . . quiete regeret . . . und doch 
war er regulär gewählt, s. Epist. 9. Bouq. Vn. 485. Gleiche Versicherun- 
gen sind fftr Abt Wolveni von Reichenau Neug. Nr, 437, für Reinald von 
S. Calais Bouq. Vm. 510, für Liudbert von Weissenburg Schöpflin Dipl. 
Nr. 113. u. a. ausgestellt. 
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nur ganz vereinzelt vor; es ist mir wenigstens nicht gelungen, 
weitere Fälle ausser den oben angeführten zu entdecken. 

Die Stellung, welche bei Verleihung von Kirchengut die 
precaria einnimmt, hat bei Verleihung des Fiscalgutes die von 
mir so genannte lebenslängliche proprietas. Man findet näm- 
lich, wie ich bereits B.W. 419 und oben S. 49 hervorgehoben 
habe, hauptsächlich seit Mitte des 9^ Jahrhunderts Fälle, wo 
Güter vom König auf Lebenszeit des Inhabers vergeben und 
für diese Zeit als ihm zu Eigenthum zustehend bezeichnet 
werden. Für das dem Besitzer eingeräumte Recht finden sich 
die Ausdrücke: ddebua vitae . . habeat teneat atque possideat 
Ried 57. — diebus vttae , . securiter possideat Ried 61. — die- 
bu8 vitcte . . . teneat . . et absque cujuapiam potestatiB inquie- 
tudine posstdecU Beyer 77. — diebus vttae . . secure in proprium 
ntUlo inquietante . . habeat teneat atque possideat Neugart 522. 
— diebus vitae . . teneat atque possideat usuque fructuario or- 
dine dominetur Beyer 94. — sub usufructuario omnes vitae suae 
dies teneat atque possideat Mon,ho\C, 28^1. pag. 94. — quamdiu 
vivat, sub usufructuario habeat Mon. boica 31 .p. 160 — ad dies vitcte 
. . . sine alicujus contradicUone fyaheat Laur. 47. — integri- 
ter omni tempore vitae stuze proprietatis jure habeat teneat atque 
possideat Laur. 55. Bei der Verleihung finden sich folgende 
Wendungen: diebus vitae . , , in proprium concessimus Mon. 
Boica 28. 1. p. 91. — diebus vitae secure ad possidendum con- 
cedere Neug. 522. — securiter ad habendum concedimus W.U.B. 
149. — donavimus in proprietatem . . . ut diebus vitae . . . habeat 
Ried 57. — donavimus . . . usque ad finem vitae . . in proprieta- 
tem Ried 65. — in jus et proprietatem ad dies vitae . . per- 
petuo possidendum . . conc^simus Laur. 47. — sub usufructua* 
rio in proprietatem dedimus Ried 61. — dedimv^ cunctis vitae 
. . diebus more proprietatis quieto ordine fruendum. Laur. 55. 
Der Umstand, dass einerseits Beneficien in lebenslängliche pro- 
prietates andererseits lebenslängliche proprietates in Eigenthum 
verwandelt werden, wie oben S. 49 gezeigt ist, lässt keinen Zwei- 
fel darüber, dass es sich hier um Einräumung eines lebens- 
länglichen Ususfructus handelte, dessen eigenthümliche Bezeich- 
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nung nicht bloss bei Fiscalgut sich findet, sondern auch, wie 
unten gezeigt wird, bei Verleihungen der Kirche wiederkehrt. 

Während also bei den königlichen Verleihungen precariae 
nicht üblich sind, erfolgen dagegen die kirchlichen Verleihungen 
ursprünglich nur in der Form der precaria, und erst seit dem 8. 
Jahrhundert treten die Verleihungen zu Beneficium hinzu, so 
dass nun beide neben einander stehen. Die Meinung, dass pre- 
caria und beneficium ursprünglich gleichbedeutende Ausdrücke 
für dasselbe Rechtsinstitut gewesen, ist nach der oben gegebe- 
nen Zusammenstellung unrichtig. Der Ausdruck sub, in, pro 
beneficiOj in, per, ad beneficium findet sich zwar häufig aber kei- 
neswegs ständig in den Precarienurkunden ; in zahlreichen Fäl- 
len ist er gar nicht gebraucht, ohne dass sich . dem Vorkommen 
oder Fehlen dieser Wendung irgend ein Einfluss auf das Rechts- 
verhältniss zuschreiben liesse. 

Darinn ändert sich nichts, auch nachdem sich die Verlei- 
hung von Beneficien unter den kirchlichen Instituten weit ver- 
breitet hat; wir finden neben diesen nicht nur nach wie vor 
Piecarien, sondern diese auch ganz in der früheren Weise theils 
mit den Ausdrücken lUy per, ad beneficium theils ohne dieselben ; 
und doch ist es gar keinem Zweifel unterworfen, dass beide 
Verleihungsarten unterschieden werden, nicht nur im allgemei- 
nen, wie dies oben S. 142 näher nachgewiesen ist, sondern mit 
Bezug auf die einzelnen Güter, aus denen sie gegeben sind. 

Vor allem wurden in den Saalbüchern beide getrennt ge- 
halten. Nach der s. g. Formula beneficiorum describendorum 
C. 812. 175. sollten die Beneficien unter einer besonderen Rub- 
rik mit der Ueberschrift: de beneficiarua, qui de eodem mono-- 
sterio beneficium hctbere viderUur zusammengestellt werden. Dem 
entsprechend war in dem Polyptichon Irminonis der grössere 
Theil der Beneficien, den Gu6rard Irminon S. 902. nach dem 
Vorgang anderer Klöster auf Vs des ganzen Güterbestandes an- 
schlägt, in einer besonderen Abtheilung beschrieben, von der 
uns nur zwei Fragmente Polypt S. 278 — 282 erhalten sind ; nur 
kleinere Beneficien waren bei dem Fiscus verzeichnet, zu dem 
sie gehörten, z. B. I. 39. 40. V. 92. VI. 2. und 55. Ganz das- 

Roth, Feudalit&t u. Unterthaoenverbaud. 12 



selbe Verh&ltniss finden wir in dem unter Ludwig d. Fr. ver- 
fassten Saalbuch von S. Biquier, in welchem nach dem Chroni- 
con Centulense II. 3. (d'Achery IV. 486) zuerst 20 villae auf- 
geführt waren: inter hos quaedam licet pattcae^ ubi aliqui müi' 
tat es 8, Richarii beneficn quidpiam habebant Haec aiUem sunt 
villae in dominicatura sancti^ absque ulla admixtione benefidi 
vel alteritis potestatis. Endlich folgen 100 Namen qui ex Ä 
Richario beneficia retentabant. In kleineren Klöstern verfuhr 
man nicht nach diesem Muster; man stellte, wie z. B. im Po- 
lyp tichon Fossatense, die Beneficien nur zu den einzelnen Gü- 
tern, zu denen sie gehörten. 

Nach der Formula sollten wie die Beneficien auch die Pre- 
carien unter einer besonderen Rubrik mit der Ueberschrift : de 
Ulis clerids et laicis, qui iUorum proprietates donaverant . . . 
et econtra receperunt ad tisumfructuarium zusammengestellt wer- 
den. Ob dieser Vorschrift entsprechend in den grösseren Saal- 
büchem besondere Precarienabtheilungen waren, lässt sich nicht 
entscheiden ; in dem Polyptichon Irminonis, wie es uns vorliegt, 
sind Precarien nur bei den einzelnen Fisci aufgeführt, z. B. IX. 
277. XII. 1 — 15. u. s. f. Dagegen zeigt sich in zahlreichen 
Urkunden, dass man die aus einzelnen Gütern verliehenen Pre- 
carien und Beneficien strenge unterschied, so Urk. Angilrams 
für Gorze v. 780. Calmet I. p. 288: rem in M, quam H . . 
condonavit et modo tenet filius suus . . per precariam . . in B. 
quam B. delegavit, et ipse modo per precariam tenet seu et sor- 
tem . . quam V. per beneficium S. 8t. vel nostrum teuere videtur 
. . rem in A. quam A . . per b&ieficium 8, St, vel nostrum Vi- 
sus est habere . . res . . quas H, et W, delegaverunt ^ et modo 
ipsa W, per precariam habere videtur . . . (im ganzen sind 6 
Beneficien und 6 Precarien einzeln aufgeführt) et quisquis ex 
istis hominibus superius intimatis per beneficium 8, 8t, vel per 
precarias ad censum habere videntur , . . ürk. Frothars für S. 
Evre V, 836. Mabillon Dipl, Nr. 79 : vineas Alnodi ex ejusdem 
beneficio , • . Martiniacum , , post discessum ejus, a quo per 
precariam tenetur , , , mansum in B, quem 8. per precariam 
tenet , . et Briviriaco . . . tam de dominicis vineis quam et be- 
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neficialtbua . , . ex heneficm atUem clauaiMrae . . canstruantur . . 
Urkunde des Adventius v. 863. Calmet I. 308. ea ratione guando 
. . abierit noster vasallus asut aliqua persona^ gut beneficta ex 
rebus supradictis habent . . (res) . . ad Betonem abbatem re- 
deant . . precarias autem et commuUUiones provideat . . abbas 
ui qybod vJtile judtcaverit . . factat 

Dass es sich dabei nicht, wie Waitz vermuthet, nur um 
,,eine Aufzählung aller dem Namen nach bekannten Uebertra- 
gungsarten ^ (Vas. 38) oder „ eine Häufung des Ausdrucks* 
(V.G. IV. 154. 2) handelte, kann nach dem oben S. 144 aus- 
geführten keinem Zweifel unterliegen. Ebensowenig darf man 
das Wesen des Unterschiedes mit Waitz (V.G. IV. 218) in der 
Commendation suchen, die eine allgemeine Voraussetzung der 
Beneficien gebildet haben soll, da die letztere Annahme, wie 
unten gezeigt werden wird, völlig irrthümlich ist. Endlich kann 
die Veranlassung der Unterscheidung auch nicht, wie Waitz 
Vas. 38. meint, nur in dem Ursprung des Verhältnisses liegen. 
Wäre wie Waitz Vas. 39. und V.G. IV. 194. behauptet der 
Niessbrauch an der eigenen Schenkung vorzüglich precaria, der an 
verliehenem Kirchengut vorzüglich beneficium genannt worden, so 
könnten wir unter den von den Beneficien zu unterscheidenden 
Precarien nur offerirte Precarien verstehen, und wirklich ist 
Waitz auch dieser Ansicht, da er V.G. IV. 218. nur diese von 
der Commendationspflicht ausnimmt, und V.G. IV. 194. die re- 
muneratorischen Precarien Beneficien mit dem Charakter eines 
Vertrags nennt. Allein diese Annahme ist völlig grundlos und 
den Quellen ' widersprechend , da wie unten gezeigt, nicht 
nur remuneratorische Precarien sondern auch precariae datae 
noch im 9. Jahrhundert von den Beneficien unterschieden wer- 
den, wie z. B. Frotharius (oben S. 144) sich erbietet ein Gut 
als Beneficium oder Praestaria zu verleihen, also die Precaria 
data dem Beneficium gegenüber stellt. 

Einen positiven Anhaltspunkt für die Erkenntniss der Un- 
terscheidungsmerkmale bieten uns zunächst die königlichen Be- 
neficien. Bei diesen treten als wesentliche Momente hervor, 

12* 
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dass sie an den Thronfall ^) gebunden sind, und dass sie unter 
gewissen Verhältnissen von dem Verleiher eingezogen werden 
können. Beides ist von mir B.W. 417—424 für die königlichen 
Beneficien nachgewiesen. Es wird sich nun fragen, in wiefern 
beides auch bei kirchlichen Beneficien anzunehmen sei. 

Was den ersten Punkt betriflFt, so hatte ich B.W. 436. ge- 
sagt, es sei sehr wahrscheinlich, dass die kirchlichen Beneficien 
an den Thronfall gebunden gewesen seien. Dem ist Waitz 
(Vas. 38) entgegen getreten ; das passe gar nicht auf die kirch- 
lichen Beneficien. „Denn nicht der Vorsteher der Kirche, der 
^Bischof, Abt oder wer es sonst sein mochte, war hier der Ei- 
jjgenthümer und demgemäss auch der Verleiher ; wir finden nir- 
;,gends, dass ein Wechsel in seiner Person eine Erneuerung der 
„Verleihung nothwendig machte. Was Roth sagt: es ist sehr 
;, wahrscheinlich .... ist eine Behauptung ohne den mindesten 
;,Beweis.** Dabei stellt er Vas. 49. wiederholt in Abrede, dass 
der Thronfall von kirchlichen Beneficien gegolten habe. Ich 
könnte mich einer ausführlichen Widerlegung entschlagen, da 
Waitz diese apodiktischen Behauptungen stillschweigend zurück- 
genommen hat, indem er V.G. IV. 188. seine Annahme, dass 
die Verleihung der Beneficien für beide Theile persönlich und 
dass diese Auffassung allgemein gewesen sei, durch Berufung 
auf Einhardi Epist. 6. das Testament des Aldrich und die Acta 
Ceifomannensia auf kirchliche Beneficien ausdehnt, und V.G. IV. 
226. mit dem Tod des Herrn die Ertheilung des Beneficiums 
und Verpflichtung der Vasallen allgemein aufhören lässt, jetzt 
also meine Meinung adoptirt hat, die er früher als eine Be- 
hauptung ohne den mindesten Beweis bezeichnete. Es dürfte 
jedoch im Interesse dieser Untersuchung sein, den Widerspruch, 
den Waitz so bestimmt eingelegt und so unbestimmt zurück- 
genommen hat, einer kurzen Critik zu unterwerfen. Der von 
Waitz zur Unterstützung vorgebrachte Grund steht in vollem 



^^) Dass die Beneficien in dieser Zeit an den Lehenfall gebunden wa- 
ren, d. h. in Ermangelung entgegenstehender Vereinbarung mit dem Tod 
des Beliehenen heimfielen, ist ohnehin zweifeUos. 



Widerspruch mit notorischen von jeher beobachteten Grund- 
sätzen des Kirchenrechts. Der Vorsteher der Kirche war zwar 
nicht der Eigenthümer des Kirchengutes aber der Verleiher. 
Schon Concil. Aurel. I. c. 23. sagt : st epiacopua . . ierrtdaa . . . 
praeatiterit excolendaa; ferner heisst es Coucil Aurel. IV. c. 34: 
qutcumque a^eUum a aa>cerdote, cui poteataa eat, acceperü ad poa" 
aidendum , . .und Hincmar von Rheims (Expositio bei Sirmond 
IL 325. Migne I. 1051) fasst das Verhältniss dahin zusammen: 
quia atcut rea et facultatea eccleaiae aunt epiacopo ad diaponen' 
dum et dtspensandum commiaaae . . . Jeder Prästarienbrief ist 
von dem Vorsteher des kirchlichen Instituts für sich und seine 
Nachfolger ausgestellt, alle Verfügungen über Kirchengut z. B. 
Tauschgeschäfte gehen nur von ihm aus. Dasselbe findet sich 
durch das ganze Mittelalter, und die Behauptung von Waitz 
muss als den klarsten Zeugnissen widersprechend bezeichnet 
werden. 

Meine Annahme war auch keineswegs ohne Beweis, da ich 
B.W. 436. 94. bereits hervorgehoben hatte, dass der Schluss- 
satz in Einhardi Epist. 6. bestimmt auf Anwendung des Thron- 
falls hindeute. In der That lässt dieser Brief eine andere Aus- 
legung gar nicht zu. Dort verwendet sich Einhard für seinen 
homo Gerbert, dem der Bischof Wolfgar von Würzburg auf 
seine Bitte de ratione 8, Kiliani 3 mansi als beneficinm gege- 
ben hatte; aed quia in hoc diutiua manere non potuit, niai dum 
nie in corpore vixit, precor , . ut . , . G. beneficium höhere per* 
mittatia, aicut modo habuit , uaque dwm in hoc aede epiaccpua 
fuerit ordinatua, et inter me et illum convenerit, quid de hoc Äe- 
nejßcto fieri debeat . . . Dasselbe Verhältniss findet sich noch in 
einer Reihe von anderen Stellen angedeutet. So ist eine Ein- 
ziehung nach dem Tode des Verleihers erwähnt Tr. Pat. 58. 
V. 817: B. preabyter . . P. beneficium preatitit; poat obitum prea- 
byteri querebat illud advocatua epiacopi, und nach Tr. Fris. 30. 
gab Mezcund ein von dem Bischof Atto erhaltenes Beneficium 
nach dessen Tod an seinen Nachfolger Hitto zurück. Dasselbe 
findet sich bei den Beneficien weltlicher Grundbesitzer. So be- 
stimmt Adalhard Neugart 305. von 848, dass seine Vasallen 



ihre Beneficien lebenslänglich behalten sollten, wenn sie dem 
Abt dienen wollten; ausserdem sollten sie eingezogen werden. 
Wir finden daher auch da, wo sie nach dem Tode des 
Verleihers nicht eingezogen werden, die Beneficien durch den 
Nachfolger an den bisherigen Inhaber neu übertragen. Vor al- 
lem ist Bezug zu nehmen auf den Brief Hincmars (R.) anHinc- 
mar (L.) Bouq. VII. 533: de benefictis atUem hominum tuorum 
de quibus manddati respondeOy quid tuihominea se reclamaverunt 
ad eum (den König) quod ah eis sua beneficta quae apvd ante- 
cessores tuos et ctfpvd te proservterunt . . . abstultsses. Ferner 
heisst es in einer Urkunde von 828. für Tours Bouq. VI. 666: 
Marciagua .... quam J, abba . . Erlaldo . . seniacalco . . con- 
cesseratj et . . poslea A succesaor ipsius , ejtisdem mmiasterii 
rector . . . Erlaldo . . . per scriptum höhere permwerat , . . Be- 
zeichnend ist namentlich die Urkunde Trad. Fris. Nr. 470. In 
einem Placitum von 825. klagte der Bischof von Freising ge- 
gen den Bischof von Augsburg wegen der Kirche in Kienperg, 
die diesem in Folge einer Verhandlung des königlichen Gerichts 
in Paderborn vonAdalhard ausgeliefert worden war. Von Frei- 
sing wurde die Legitimation Adalhards mit Erfolg bestritten: 
nullam potestatem Adalhardum hoc reddendi höhere ait, eo quod 
tpsum vel quicquid aliud habuit in beneficium. de domo 8. M. 
iUo anno quo . . . Hitto in regimen succeasit episcopus , totum 
reddidit et revestivit. in manus suas, et iterum inde in beneficium, 
accepit cum censu . . . und der Bischof von Augsburg wurde 
daher zur Rückgabe verurtheilt. Dieses Verfahren, Rückgabe 
mit sofortiger Wiederverleihung, das nach dem Angeführten für 
das Eigenthumsrecht der Kirche schon als allein entscheidend 
betrachtet wurde, findet sich noch in anderen Fällen. So gab 
Tr. Fris. 851. Hahfried ein Beneficium, das er von Bischof Atto 
erhalten, an dessen Nachfolger Hitto, Nidhart Tn Fris. 593. 
sein Beneficium an Bischof Erchanbert zurück, und beide er- 
hielten es wieder. Anschaulich wird die Sache namentlich durch 
Tr. Fris. 472, ein placitum in Fering von 824, wo Adaluin die 
Kirche in Holzhausen zur Hälfte als Eigenthum zur Hälfte als 
königliches Beneficium ansprach, die Zeugen aber aussagten: 
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Arpionen . . Ättonem . . et Hittonem . . . ecdesiam potestative 
habuisse, et ut AUo episcojms eam suo presbytero Adolf rido 
prestitisset necnon . . Deotperto simtliter^ et Hittonem episcopum 
eam iterum eidem Deotperto in benefidum praestitisset. 

Die Befiigniss des Nachfolgers, das Beneficium einzuziehen, 
die Verbindlichkeit des Inhabers, das Beneficium, wenn er es 
überhaupt behalten sollte, von dem Nachfolger sich wieder ver- 
leihen zu lassen, die sich hier so bestimmt zeigt, tritt auch noch 
in einer anderen Richtung hervor, in der vertragsmässigen Aus- 
schliessung des Heimfalls. Beneficien werden nicht nur, wie 
unten gezeigt, in Precarien verwandelt, sondern es wird bei 
ihnen auch bloss das Heimfallsrecht ausgeschlossen: Tr. Fris. 
Nr. 596. V. 833. traditionem , . . feci, vJt , . beneficium ad O. 
(das ihm früher verliehen) cum integritate sine uUius contradic- 
tione habeam usque ad finem^vitae mette, ut neque supramemo^ 
raius episcopus neque sticcessores ejus beneficium in nihilo mi^ 
nttentur nequs minueire possint . . . ibid. Nr. 627. v. 843. ut 
ipse P. sua beneficia habeat suamque traditionem usque ad vitam 
suam . . . ibid. 979. quatinus beneficium quod de domo dei ad 
M, haAuit, tisque in finem vitcte sua^ ei habere nullo irrumpente 
inconcusse licuisset, Urk. Drogos. v. 849. Hist. de Metz IV. 
p. 28. res proprietatis nostrae quas ipse a nobis beneficiata^ ha- 
buit . . . diebus vitae illorum de datis et acceptis libero potiantur 
arbitrio . . . absque contradictione supervenientium .... Tr. 
Lunael. Nr. 71. von 853. tu id ipsum habeam et beneficiolum 
meum quod inde accepi usque ad finem vitae meae nemine pro- 
hibente atque coniradicente . . . 

Endlich verwandelte man kirchliche Beneficien auch in le- 
benslängliche proprietates, jenes Verhältniss, das schon oben 
S. 176 für die königlichen Verleihungen nachgewiesen ist, und 
das sich seit Mitte des 9. Jahrhunderts auch im kirchHchen 
Güterverkehr findet: Ried Nr. 51. von 868. ea ratione ut sua 
beneficia omnia in proprietatem haberet usque ad finem vitae suae 
. . ibid. Nr. 56. v. 878. Hitto . . . donahat, ea . . ratione qua-- 
tmus beneficia quae prius hahuit de praefatae sedis episcopo . . 
niter in proprietärem . . possideat . . usque in finem vitae . . 
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sine tdla diminorcUione vel mtUutione . . ibid. Nr. 88. v. 901. 
quatinus omnia beneßcia, quae Wikker eodem die visus est Äa- 
bere, excepto O. eis concedereniur usque ad obitum amborum po- 
testative possidenda . . . ürk. Ludwigs von 910. Lacomblet 
Nr. 85 . . efflagitaverunt , , , ut . . F . , res sui beneficii, quas 
de abbatia . . . S. . . hodierno die visus est possidere, usque ad 
vitae suae terminum in proprietatem concederemus .... res pre- 
fati beneficii sui quamdiu vivat, sub usufructuario potestative 
teneat . . . 

Dieses formelle Recht, dessen Bestehen nunmehr von nie- 
mand wird bezweifelt werden, verlor im Leben viel von seiner 
Schärfe. Den Nachweis, den ich B.W. 422. für die königlichen 
Beneficien beigebracht, dass die Verleihungen schon seit dem 
S.Jahrhundert länger in einer Familie verblieben, kann ich nun 
bezüglich der kirchlichen Beneficien ergänzen. Die in der Diö- 
cese. Laon liegende villa FoUanaebrayus des Erzbisthums Rheims 
war nach einem Brief Hincmars (Mansi XVI. 832. Migne II. 
557) zur Zeit Tilpins (f 794) an Rodulfus, dann dessen Sohn 
Odelherus, seinen Enkel Odelgisus und seinen Urenkel Odel- 
harius verliehen, welcher letztere zur Zeit Hincmars noch lebte. 

Während so für die kirchlichen Beneficien wie die Bene- 
ficien überhaupt feststeht, dass sie regelmässig nur auf die Le- 
benszeit des Verleihers und Beliehenen constituirt wurden, und 
daher mit dem Tode des Verleihers heimfielen, wenn nicht eine 
neue Verleihung erfolgte, tritt für Precarien ganz bestimmt das 
Gegentheil hervor. Nach der ursprünglichen Einrichtung wur- 
den sie auf bestimmte Zeit oder Lebenszeit des Inhabers aus- 
gestellt, und alle fünf Jahre erneuert. Durch diese letztere 
Bestimmung ist die Anwendung des Thronfalls von selbst aus- 
geschlossen; denn von diesem unterscheidet sich die fünfjährige 
Erneuerung in formeller Beziehung, weil sie von jedem Kirchen- 
vorsteher, auch dem Verleiher, nicht bloss wie die Wiederver- 
leihung nach dem Thronfall von dem Nachfolger vorzunehmen 
ist, in. materieller Beziehung, weil sie nur den Zweck hat, das 
Recht des Eigenthümers sicher zu stellen, und diesen vor den 
Wirkungen eines langjährigen Besitzes des Ususfructuars zu 
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schützen, ihre Vornahme daher auch nicht in dem Belieben des 
Eigenthümers steht, sondern von diesem erzwungen werden 
kann, während beim Thronfall das Recht des Innhabers mit dem 
Tod des Verleihers erlischt, und daher neu constituirt wird, 
wenn der Nachfolger die Verleihung dem Innhaber belässt. In 
den Precarienurkundeu aber, in welchen alle Verhältnisse ver- 
tragsmässig geregelt, in welchen die Rechte und Pflichten der 
Contrahenten in allen Einzelheiten festgestellt sind, finden sich 
nicht nur keine Spuren der Anwendung des Thronfalls, sondern 
im Gegentheil Andeutungen, dass man ausser der fünfjährigen 
Erneuerung eine andere für die ganze Dauer des eingeräumten 
Rechts nicht für erforderlich hielt. So heisst es Roz. 339. 
(Marc. App. 41): et ut alias precarias de quinqv^nnto in quin- 
quenmum retiovantur, ista vero non sü necesse renovandi, sed 
per semetipsa omnique tempore obtineat firmitatem. Roz. 345. 
(Marc. II. 5) et post nostrorum aynbobus diaceasum , . . per hanc 
precaturia, acai semper per quinquennium renovata fuisaet, abs- 
que ulliua judicis aut heredum nostrorum expectata traditione 
vos in vestram eam faciatis revocare dominatione . . Roz. 328. 
(Marc. II. 39) post nostrum . . . discessum . • loca absque ulla 
aha vi mos est in cete^'is precaria per hanc epistola absque ul' 
lius heredum nostrorum aut cuicumque contrarietate . . vos vel 
successores vesti^i . . in vestra faciatis revocare dominatione . . 
Beyer 21. hanc aiUem precariam non sit necesse de quinquennio 
in quinquennium renovandi, sed ista sola per se sufficiat. 

Es ergiebt schon der Wortlaut der angeführten Stellen, 
dass eine Anwendung des Thronfalls ausgeschlossen war, da 
auch der Nachfolger des jetzigen Eigenthümers auf diese pre- 
caria, die keiner Erneuerung bedurfte, seine Rechte geltend 
machen sollte. In einzelnen Fällen wurde dies noch bestimm- 
ter ausgesprochen. Roz. 334. ( — ) si aliquis de successoribus 
• . hoc placitum . . irrumpere temtaverit . . . homini vel quibus 
haec precaria facta cemitar, tantwm. solidos sit obnoxius. Roz. 
348. 2. ( — ) nullusque nee ego nee quislibet successorum nostro- 
rum hanc precariam uUis temporibus ausu temerario audeai de- 
struerCf sed quicquid nostris statutis diffinitum est, ineonvulsv/m 
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valeat perdurare, quatenua reliquos fideles delectet — proprtaa 
res ad ecclesiam det contradere ad pauperum . . . inopiam suh- 
levandam, Roz. 347. 2. nee qutlibet sttccessorum noatrorum hanc 
precariam quam noa emiaimua, nullatenua valeat deatmere, aed 
perenma temporibua stabilia et firma perdurety prout tetnpua die- 
taverit, et convementia in ea deacripta finita fuerit, Urkunde 
V. 895. Cod. Lauresh. Nr. 53. tu quamdiu . . vioßerOy abaque 
omni contradicentia moleatia in proprium uaum rea utraaque quaa 
dedi et quaa per precariam accepi, mihi aecuriter ac quiete ob' 
tinere ordinäre et fmi licea^. 8i quia vero, qtiod omnino non 
credo . . . hanc complacitatio7iem mihi confregerit, liceat meaa 
propriaa rea, . . , ad me retinere vel tradere quocumque voluero, 
. . . Auch wurden solche Urkunden ausdrücklich vom König 
bestätigt. Ried Nr. 25, qiialitei^ B, epiacopus eis praestitiaset 
ad usum meritum quaadam res ex ratione . . . Ä Etneramni, 
quaa , . E. ex auo proprio . . contuleratj necnon , . . aliaa ex 
ratione . . unonasterii eis ad usum meritum diebua vitae . . con- 
ceaaiaaet . . et deprecatua . . ut super hanc praestariam confir- 
mationia . . praeceptum fi^i juberemua , per quod diebua vitae 
illorum firmiua et quietiua abaque ulliua contrarietate ipaaa res 
tenere et poaaidere valerent . . jubemus, ut diebtta vitae , . rea 
teneant , . et nullua quilibet eccleaiaatica dignitat^ praeditua . . 
eis de ipaia rebua ullam inquietudinem aut contrarietaiem facere 
praeaum^t. 

Bei Precarieu war also nicht nur eine Bestätigung durch 
den Nachfolger des Verleihers nicht erforderlich, sondern die- 
sem stand auch ein Recht der Einziehung gar nicht zu. Eine 
Ausnahme ist nur im C. 825. 10. 249. für den Fall gemacht, 
wenn der Vertrag den bestehenden Gesetzen widerspricht yjsi 
antecesaor rea eccleaiae irrationabiliter diatrAuit,^ sowie nach 
Concil. Rem. IL c. 37. oben S. 160 Precarienverträge, bei wel- 
chen der Innhaber eines Betrugs sich schuldig gemacht hatte, 
durch gegenseitige Rückgabe des Empfangenen rescindirt wur- 
den. Im aligemeinen richtete sich die Dauer der precariae 
nur nach der vertragsmässigen Festsetzung. Dies beschränkte 
sich nicht etwa auf precariae remuneratoriae und oblatae, son- 
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dern es tritt ebenso bei den precariae datae hervor, welche 
nicht nur, wie oben gezeigt, ganz in denselben Ausdrücken wie 
die beiden anderen gewöhnlich auf Lebenszeit verliehen wer- 
den, sondern die auch schon in früherer Zeit gegen die Einziehung 
durch den Nachfolger gesetzlich gesichert sind. Concil. Aurel. 
IIL V. 538. C. 17. de munificentiis vero acLcerdotum . . observan- 
dum^ ut 81 quid praesenti tempore a clericts de decedentium mu- 
niftcentiis habetur vel possidetur, detnceps a auccessoribus nulla- 
tenus auferatUTf ita ut qui deceasorum largitcUibua gaudent^ of' 
ficta eccleaiae obedienttam et affectum aacerdotibua praebeant. De 
guibua tarnen munificentiia ai pro oppoj'tumtate episcopo plaauertt, 
quod voluerit commufare, aine acciptentia diajjendio in locia aliia 
commutetur . . und ConciL Lugdun. IL a. 567. c. 5. obeuS.16L 

Sogar auf die precariae verbo regis ist dies ausgedehnt, 
bei welchen ein Rückfall an die Kirche nur beim Tod des Inn- 
habers vorbehalten ist: i\ 743. 2. 18. at mortatur iUe cui pe-- 
cunia commodata fuii, ecchaia cum propria pecunia reveatita 
alt . , , und bei denen, wie bei anderen Precarien, mit der 
fünflährigen jede andere Erneuerung beseitigt scheint: et haec 
precaria ac ai aemper per quinquennium renovata firma et afa^ 
bilia permaneai, Gest. Aldrici c. 62. 63. 64. 66. In einer die- 
ser Urkunden ist dieses Verhältniss sogar noch bestimmter aus 
gedrückt, precaria Aruinac v. 776. Acta (■enoni. c. 14. dum 
ego advivo monaateriwn . . tenere . . debeam, vt ai voa deo do" 
nante aupervixero, aimififer faciam .... 

Es kann nach dem Angeführten keinem Zweifel unterlie- 
gen, dass die precariae füi die vertragsmässig festgesetzte Zeit 
einen nach allen Seiten hin geschützten Besitztitel gewähren 
sollten, und dass sie den Nachfolger des Verleihers ebenso ban- 
den wie diesen. Diess entspricht auch vollständig den ursprüng- 
lichen römischen P^inrichtungen, nach welchen der auf bestimmte 
Zeit oder Lebenszeit des Inhabers ertheilte Ususfructus von 
dem Wechsel in der Person des Eigenthümers unabhängig ist, 
da die Dinglichkeit eben dariun besteht, dass das Verhältniss 
für seine ganze Dauer auch den Nachfolger verbindet. 



Als weiteres Unterscheidungsmerkmal der Beneficien er- 
scheint, dass sie unter gewissen Voraussetzungen wegen Ver- 
schulden der Innhaber eingezogen werden konnten. Fttr die 
königlichen Beneficien ist dies zweifellos, und es sind die ein- 
zelnen Fälle von mir B.W. 424—426. und von Waitz Vas! 46 f. 
und V.O. IV. 194 f. zusammengestellt. Die Entziehungsgründe 
bezogen sich bei den königlichen Beneficien theils auf das Ver- 
hältniss der Grundstücke, theils auf die allgemeinen Untertha- 
nenpflichten, theils wo die Innhaber Vasallen waren auf die 
besonderen diesen obliegenden Verbindlichkeiten. Dass es im 
9. Jahrhundert Verhältnisse gab, wo Beneficien kirchlicher In- 
stitute den Innhabern zur Strafe entzogen werden konnten, ist 
ganz zweifellos, und geht schon aus der von mir B.W. 436, 95. 
citirten Urkunde Carls des Kahlen Bouq. VIII. 469. hervor . . 
ut qui beneficia ex jam dictia rebus modo habent . . retineant . . . 
»m forte abbas pro eorum culpa ab eis receperit . . . 

Von besonderer Bedeutung für die Erkenntnis» dieser Ver- 
hältnisse ist der Streit, der sich im Jahre 868 über das Ver- 
fahren des Bischofs Hincmar vonLaon entspann. Hincmar hatte 
mehreren seiner Vasallen die Beneficien eingezogen, worauf 
sich diese beschwerten. Expositio Hincmari (Sirm IL 316. 
Migne L 1035) filius Ltudonis . . se redamavit, quia . . (Hinc" 
marus L,) . . . patris sui beneficium ei donaverit, et deinde ab eo 
irrationabiltter tulerit . . . Epist. ad Hincmarum (L.) (Sirm. IL 
595. Migne IL 496) tut homines se ad eum reclamaverunt, guod 
ab eis sua beneficia, quae apud antecessores tuos et apud te pro- 
servierunty injuste et irrationabiliter abstulisses. Ebenso heisst 
es in der der Synode von Tuzy überreichten Beschwerdeschrift 
c. 4. (Mansi XVI. 585) : homines sui ad . . regem se redamave" 
rufU, quia beneficUi . . ab eis injuste abstulerit . . rex . . man- 
davity ut ipsis hominibus sua beneficia habere permitteret, usque- 
dum juste et rationabiliter cau>sae, de quibus apud eum reclama- 
bcttur, dißnirentur . . . ibid. c. 13. (Mansi XVI. 596) et eorum 
(der geistlichen Richter) . . de quibusdam decretum fuit, ut be- 
neficia sua quae irrationahüiter perdiderunt, recuperare deberent 
... Es handelte sich dabei nicht, wie Waitz V.G. IV. 196. be- 
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hauptet, nm kirchliche Beneficien, die vom König abhingen, also 
säcularisirtes Kirchengut. Hincmar von Laon war zwar auch 
in dieser Beziehung mit del* Staatsgewalt in Conflikt gerathen, 
indem er dem Grafen Nortmann ein derartiges vom König ver- 
liehenes Beneficium gewaltsam entrissen hatte, Libeil. expostul. 
c. 15. Mansi XVI. 598; bei der vorliegenden Beschwerde da- 
gegen handelte es sich um Beneficien, welche Hincmar freiwillig 
verliehen hatte. Es ist dies nicht nur in dem Brief an Hinc- 
mar (Sirmond II. 595) obenS. 188 im allgemeinen gesagt, son- 
dern es wird auch von den einzelnen bestätigt, so dem Sohn 
des Liudo, der zuerst mit einer Beschwerde auftrat, (Sirm. II. 
316), und dem Grivo, von dem Hincmar (L.) in seiner Verant- 
wortung (Sirm. IL 612) sagt: cum quicquid habebat beneficii 
gratis ei dedissem et sine ullo pretio . . . mortuoque paire ejus 
quod habuit beneficium Uli dedi^ insuper et alia 12. mansa . . . 
Die Beschwerden dieser Vasallen, von denen ausser den ange- 
führten noch Amalbert (Epist. synod. Mansi XVI. 679) und Ra- 
genardus (HincmariL. Repousio Sirm. IL 611) erwähnt werden, 
sind in den betreffenden Aktenstücken namentlich in dem Li- 
bellus expostulationis von den Streitigkeiten über Graf Nort- 
mann strenge geschieden gehalten. 

In dem ersteren Fall waren die Differenzen über die Ge- 
richtscompetenz ausgebrochen. Auf die Klage des Sohnes des 
Liudo war Hincmar vor das Königsgericht geladen worden. Da 
er nicht erschien, wurde sein Bisthum mit Beschlag belegt, noch 
in demselben Jahr (868) aber auf eindringliche Vorstellungen 
Hincmars von Rlieims, der die Corapetenz der weltlichen Ge- 
richte in Abrede stellte, wieder freigegeben, und Hincmar (L.) 
vor ein geistliches Gericht verwiesen, das ihn zur vorläufigen 
Restitution der Beneficiare verurtheilte (Libellus c. 13), worauf 
er sich jedoch einem weltlichen Gericht unterwarf, das zu sei- 
nen Gunsten sprach (Libellus c. 19). Bei Gelegenheit dieser 
Streitigkeiten nun wurde von königlicher Seite die Behauptung 
aufgestellt, dass alle Beschwerden von bischöflichen Vasallen 
über Einziehung ihrer Beneficien vor das Königsgericht gehör- 
ten. In der 868 dem König überreichten Denkschrift. Hincmars 
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von Rheims trägt die dritte Abtheiluug (bei Maasi XVI. 781) 
die Ueberschrift: post praescriptam scedulam ab Hincmaro . . . • 
Laudunensi . . . porrectani, quia rex distulit praeacriptos qua- 
terniofies sibi ab Hincmaro episcopo Uhemorum oblaios legere, 
dicensy hanc legem habuisse decessores suoh reges et se velle ha- 
bere, tU episcopi in suo paltUio apud sectUare Judicium reddant 
rattones^ ai hominibuH suis heneficia tulerint , . Dass von könig- 
licher Seite solche Ansprüche erhoben wurden, ergiebt sich 
auch aus einem verlornen Brief des Hincmar (R) bei Flodoard 
bist. Rem. III. IS: item pro causa Rothadi episcopi, quem rex 
ad causas suas vocaverat, et advocatum dirigere praeceperat, qui 
responderet contra hominem quendam ipsins Rothadi de beneficio 
ipsius^ unde inter eos causa versahatur .... 

Zunächst bezog sich dies nur auf Beneficien, welche Va- 
sallen verliehen waren, deren Verhältnisse zu ihrem Senior unter 
öffentlicher Coutrolle standen, und durch die allgemeine Gesetz- 
gebung in der Hauptsache geregelt wurden. Es erhellt aber 
daraus mit Bestinnntheit, dass es gewisse Eiuziehungsgründe 
gegeben haben muss, da dem Hincmar ni4it die Einziehung 
iLberhaupt sondern nur die unrechtmässige Einziehung vorge- 
worfen wird. 

Als ein allgemeiner Einziehungsgrund erscheint vor allem, 
wie dies auch Waitz Vas. 40. annimmt, die Deterioration des 
Beneficiums durch den Innhaber. Ausdrücklich hervorgehoben 
ist dies Tr. Fris. 289. \, Sil: ut . . liceat habere A. nepotem 
meum in beneficium de domo episcopali , . , et nullam Ucentiam 
de me concessam habeat ipsum terriioriuvi in ullo minorare sed 
meliorare, et si inventum fuerit, quod aliter fecerit, nihil exinde 
habeat sed in defensore domui S, M. potestate consistat. In der 
Vertheidigungsschrift des Hincmar von Laon wird gerade dies 
den klagenden Vasallen vorgeworfen, so dem Ragenardus (Sirm. 
II. 611): pervenä autem ad me clamor de eodem R, quod suum 
habebat destructum beneficium, Transmittemt autem rescire utrum 
verum esset, invenit missus meus et mansum indominicatuni et 
ipsam ecclesiam . . destructam, ac silvam venditam ac alia plura 
. . . und noch ausführlicher dem Grivo (Sirm. II. 612): quod 
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audier im illum silvam quam suus nutrierat pater destruere, et 
interdixi omnim^dia ei ut caveret ne illud st factum erat, in re- 
liquum fieret. Grivo habe geläugnet, dass er dergleichen ge- 
than, habe aber sofort nach seiner Rückkehr den Wald zu de- 
vastiren und das Holz unter die Anwohner zu vertheilen be- 
gonnen; einem Abgesandten des Bischofs, der ihn daran zu 
hindern beauftragt gewesen, habe er sich mit Gewalt widersetzt. 
Diess wurde denn auch vor dem König vorgebracht: addidi 
quoque, quod ipaum beneficium penitus de^tructum haberet, sicut 
et habet et apparet, familiamque multimodis contra legem vexa- 
tarn, Qui negavif coram, rege nan destruxisse iUam silvam, nee 
suum esse destructum beneficium . . . Tunc . . Rex dixit, quia 
st nie ipsam silvam ut dicebat nutriercU, quam pater suus nu- 
trisse coeperat, et ex eo amicis suis non destruendo sed cum ma- 
nacta dedisset, aut si ad suam necessitatem cum menaura acce- 
pisset, pro hoc non debuisset illud beneficium ammittere, Quod 
nullus est , qui negare possit, si iUe ita fecisset; sed ipse sicut 
dixi fecit . . . Dixit aufem rex quod illud quod dicebat neque 
judicando dir er et, quod tarnen juste et rationabiliter sicut dixi 
iste aliter non fecisset, dici et judicari posset . . . 

Als ein allgemeiner Einziehungsgrund ist es femer anzusehen, 
wenn der Innhaber das Recht des Eigenthümers widerspricht, 
und das Beneficium als Eigenthura zu haben behauptet. Wie 
dies bei königlichen Beneficien gesetzlich ausgesprochen ist,**) 
so tritt es auch bei andern Beneficien hervor. So wurde nach 
Trad. Fris. 409. dem Cozbald vorgeworfen: quatenus omni in- 
tentione ipsum beneficium domo 8. M. . . contradiceret . . . rem 
quam patruus suus P, domo S, M, tradidit et C. inde non mi- 
nus duobus (?) in beneficium accepit. Es war dies aber nur 
eine Verläumdung, darauf berechnet, quomodo Gozpaldum de suo 
. . . beneficid defraudare . . potuissent, denn er erkannte auf 
Befragen das Eigenthum der Kirche an, gab das Beneficium 
zurück und erhielt es sofort wieder. Ebenso wurde Tr. Fris. 
562. Erchanolf vassus episcopi verläumdet, der aber in gleicher 
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Weise das Eigenthum der Kirche anerkanute. Als ausdrück- 
liche Bedingung findet sich ausgesprochen Tr. Fris. 121: »% vero 
pro ea ullam calumntam praeaumeret generare , . . poteatatem 
haheat ipae epücopus . . ecchsiaa . . ad suam revocare episco- 
palem sedem und 343. st aliquis eos (wohl für eorum?) movere 
vel ingutetare cepissetj ut statim firmiter tenetur ad F. . , 

Endlich muss nach dem oben S. 173 Ausgeführten Versäum- 
niss der Zinszahlung Verlust des Beneficiuras, dem eine solche 
aufgelegt war, zur Folge gehabt haben. 

Wo das Beneficium mit vasallitischer Verpflichtung zu- 
sammentraf, war die Erfüllung der darin liegenden Verbindlich- 
keiten die Voraussetzung und ihre Versäumniss hatte Einziehung 
zur Folge. Oefter ist dies ausdrücklich ausgesprochen. So 
heisst es: Tr. Fris. Nr. 251. in hoc enim ipsum heneficium ac- 
ceptt, ut fideliter in servitio domui 8. M. permansisaet, et si 
aliter aliquid fecisaet, j^^^^^^ de ipso beneficio permansisaet . . 
ib. 318. ea , , ratione ei hoc beneficium concesait, uaquedum 
ipae fidele aervitium . . . pleniter perfecisaet et fideliter ae cu' 
atodiaaet erga domum 8. M., illud hahuiaaet, ain alia^ nullam 
inde poteatatern amplivs habuiaaet . . . ibid. 347. . . in beneficium 
• . habere liceat in hoc ut ipao domo deaerviai, aliter nequaquam 
exinde nil habeat, ibid. 409. prestavit ei epiacopua in beneficium 
tamdiu contra domum 8. M, cum aervitio et fidelüate aei^varet. 
Die Vertheidigungsschrift des Hincmar (L.) giebt uns näheren 
Aufschluss über die Ansprüche, welche in dieser Beziehung an 
die Vasallen gemacht wurden. So wirft er (Sirm. 11% 611) dem 
Ragenardus ausser der Devastation des Beneficiums vor, er 
habe auf einer im königlichen Auftrag unternommenen Reise 
ohne Erlaubniss aus seiner Begleitung sich entfernt, und sei 
nach Hause zurückgekehrt, habe sich drei Jahre nicht mehr 
sehen lassen, die auf seinem Beneficium liegenden Baudienste 
für die Kirche in Laon grösstentheils rückständig gelassen, sei 
nie zu einem herrschaftlichen placitum gekommen, hätte auf 
die Beschwerden der Bauern nie Abhülfe gewährt, und sei bei 
einem öffentlichen Aufgebot ohne Entschuldigung weggeblieben. 
Den Grivo aber beschuldigt er (Sirm. IL 612), er habe eine 



ihm aufgetragene Reise nach Rom anzutreten sich geweigert, 
und habe sich einem Abgesandten des Bischofs mit Gewalt 
widersetzt. 

Die Vasallen der geistlichen und weltlichen Senioren wa- 
ren schon im 9. Jahrhundert in ihren Rechten gesichert. Es 
wurde dies nicht nur im allgemeinen ausgesprochen, C. 869. 
2. 511, sondern es wurde auch hinsichtlich der Beneficien die 
bisherige Uebung gesetzlich garantirt, C. 862. 3. 486. unusquü*- 
gue fidelium nostrorum cujuscumque nostrum ait homo, legem et 
justüiam et in ae et in suis proprietalibus et in suis honoribus 
habeat sicut tempore antecessorum nostrorum . . . und es wur- 
den einzelne für die königlichen Beneficien getrofi'ene Bestim- 
mungen auf die Privatbeneficien ausgedehnt, namentlich ist bei 
der Vorschrift C. 877. 9. 539. und C. 877. 3. 543, dass auf die 
Söhne von Grafen und Vasallen eine gewisse Rücksicht genom- 
men werden solle, gesagt: et volumvs atque expresse juhemus, 
ut tarn episcopi quam abbates et comites seu etiam ceteri fideles 
nostri hominibus suis similiter conservare studeant. Die Ent- 
scheidung, ob die Einziehung eines Privatbeneficiums gerecht- 
fertigt sei, stand in letzter Instanz den öffentlichen Gerichten 
zu, was an sich schon die Ausbildung einer gleichmässigen Ue- 
bung beförderte, deren Vorhandensein übrigens durch die oben 
angeführten Stellen hinlänglich beglaubigt ist. Andererseits 
gewähren die gesetzlichen Bestimmungen sowohl als die Ver- 
bandlungen mit Hincmar von Laon einen bestimmten Anhalts- 
punkt dafür, dass die Privatbeneficien unter gewissen Voraus 
Setzungen der Einziehung durch den Eigenthümer unterlagen. 
Aber gerade darin unterscheiden sie sich von den Precarien, 
bei welchen, wie oben S. 172 gezeigt, ein Recht des Eigeuthü- 
mers, das Objekt des üsusfructus einzuziehen, weder nach der 
ui*sprünglichen römischen Einrichtung noch nach der Gestalt, 
die das Institut im fränkischen Reich eingenommen, gesetzlich 
begründet ist. 

Sowie wir aber diese beiden wesentlichen Unterscheidungs- 
merkmale beider Institute fixirt haben, können wir auch leicht 
feststellen, wie sich dieselben ihrer Entstebungszeit nach zu 
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einander verhalten* Precarien und Beneficien stehen ursprüng- 
lich nicht neben einander, da die letzteren sowohl dem Namen 
als dem Wesen nach im 6. und 7. Jahrhundert nicht vorkom- 
men. Im 8. Jahrhundert stehen sie neben einander, aber nur 
auf dem Gebiet der kirchlichen Verwaltung und im Privatver- 
kehr, wobei die Unterschiede in der Hauptsache erhalten blei- 
ben. Die Beneficialverleihungen können nicht ihrem Ursprung 
nach auf kirchlichem Boden entstanden sein, weil die Verleihun- 
gen von Kirchengut in früherer Zeit nach anderen Grundsätzen 
sich richten, und der neue Verleihungsmodus, der auf kirch- 
lichem Gebiet sich keinenfalls früher nachweisen lässt als auf 
dem des Staats, auf das System der kirchlichen Verleihungen 
einen sehr wesentlichen Einfluss hat. 

Mit ihrem Aufkommen verbreiten sich die Beneficien rasch 
auf alle Arten der bisher üblichen Uebertragungen von Kirchen- 
gut. Vor allem verschwinden die precariae datae, von denen 
ausser der Formel Roz. 321. als die letzte mir bekannte die 
von Vienne a. 812. Baluze App. Nr. 23. erscheint. Am be- 
stimmtesten tritt dies darin hervor, dass selbst die Verleihungen 
der an Cleriker der Diöcese übertragenen Güter, die früher, 
wie oben S. 160 f. gezeigt, nicht nur der Form nach als pre- 
cariae erfolgten, sondern auch von dem Nachfolger nicht ein- 
gezogen werden durften, im 9. Jahrhundert wie später als Be- 
neficien bezeichnet werden, und wie andere Beneficien der Ein- 
ziehung oder einer Wiederverleihung durch den Nachfolger 
unterliegen: Tr. Fris. 127. tunc . . Ätto . . . in bmeficium 8. M. 
posuit R. in ecclesiam ut ei deserviret aicut cUiia clericis in ca- 
none jussum est; ibid. 368. quad (ecclesiam) Atto , . . potesta^ 
tive haberet et stw presbytero T. in heneficium praestiiisset ; ibid. 
406. tunc episcopus praestitit R, ipsam ecclesiam in ben^cium; 
ibid. 472. ecclesiam ad H. quam ab awbiquis temporibus praede- 
cessores Hittoni . . . potestative in episcopatum 8. Jf. habuerunt 
et suis junioribus in beneficium prestiterant . , . , ut Atto epis-- 
copus eam suo presbytero A. prestitisset necnon et praedicto 
D^tperto, similiter et Hittonem episcopum eam iterum eidem 
Deotperto in beneficium prestitisset . . . Angedeutet ist dies 



auch in dem Brief des Hincmar (B.) an Hincmar (L.) (Migoe IL 
556) . . aed et tempore Pardult uaque circa finem tpsius et tunc 
W, clericus ipsam ecclesiam consenttehte Pardülo tenuit i^que 
ad finem Parduli, post obitum autem Parduli et poat ordinatio* 
nemtuam B.preshyter. Es deutet ferner darauf das oben S. 175 
angeführte Verhältniss der Abteien, bei welchen auch regulV 
gewählte Aebte eine besondere Versicherung der lebenslänglichen 
Dauer ihres Amtes sich ausstellen Hessen. Gegen die Verlei- 
hung von precariae datae an nicht Geistliche schritt selbst die 
Gesetzgebung ein, indem durch C* 825. 10. 249. dem Nach- 
folger ausdrücklich erlaubt wurde, vorschriftswidrige Precarien 
des Vorgängers einzuziehen, und in C. 846. 22. 389. ein all- 
gemeines Verbot gegen alle nicht remuneratorischen Precarien 
erging. In der That war auch eine Aenderung des bisherigen 
Verfahrens unvermeidlich, wenn das Kirchengut seinem ur- 
sprünglichen Zweck nicht ganz entfremdet werden sollte« Die 
Verschwendung der Bischöfe und Aebte brachte viele kirchliche 
Institute nicht nur in momentane Verlegenheit, sondern auch 
in dauernden Nachtheil, indem das Eigenthum der als Pre- 
carien verliehenen Güter den kirchlichen Instituten häufig ver- 
loren gieng. So war das Gut Tabemiacum, das S. Denys am 
Ende des 7. Jahrhunderts als precaria ausgethau, in der Mitte 
des 8ten ein königliches Beneficium und S. Wandrille hatte 
in der Mitte des 9. Jahrhunderts die Verleihungen des Teut- 
sindus völlig eingebüsst. Die Kirchen erlitten in der Zeit der 
Säcularisation nicht nur die direkte Einziehung durch den 
Staat, sondern auch vielfachen Verlust der von ihnen selbst 
verliehenen Güter, deren Innhaber die Gelegenheit benutzten, 
um sich von der bisherigen Verbindung zu befreien. Schon 
der Umstand, dass zwischen freiwilligen precariae datae und 
precariae verbo regis formell fast kein Unterschied war, musste, 
seitdem die letzteren dauernd entzogen waren, vielfältig zu 
Confusion führen. Verleihung von Beneficien schützte die kirch- 
lichen Institute nicht nur Tor einer Verwechslung mit den 
precariae verbo regis, sondern gewährte in dem Thronfall auch 
grössere Sicherheit, so dass das Verschwinden der precariae 
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datae im 9. Jahrhundert und das endlich erfolgende Verbot 
leicht erklärlich sind. 

Die Beneficienverleihung beschränkte sich jedoch nicht auf 
das Gebiet, das bisher die precariae datae eingenommen, sie 
trat zuweilen auch an die Stelle der precariae remuneratoriae 
und oblatae. Wir finden seit dem 9. Jahrhundeii; den Genuss 
an Schenkungen oder an Schenkungen und damit verbundenen 
Verleihungen in der Form des Beneficiums übertragen. Als 
Beispiel führe ich von Beneficien an eigener Schenkung an: 
Tr. Fr. 199. v. 827. poatea . . Hitto prestavä Uli hoc in bene- 
ficivm, ut ipse R. in benefidum habuiaset . . ibid. 591. v. 836. 
hoc iterum a . . • Erchanberto beneficiarto usu in ben^idum 
accepi . , , ibid. 620. v. 842. et iterum complacitavit vt . , epis" 
copus in beneficium prestaret . . . ; von Beneficien an eigener 
Schenkung und Kirchcngütem erwähne ich: Tr. Wizz. 172. v. 
831. viraague res mihi in beneficium prestaretia . . . W . . nee 
. . quialibet pontificium habeat . . eaadem rea . . alicui aeu quo- 
libet uhra in beneficium concederetia . . Tr. Fris. 316. ipaaaque 
pariter cum iUa colonia in beneficium cbccepertmi; ibid. 467. 
Hiäo . . preatabit . . traditionem in beneficium . . aeu quioquid 
H, . . tradidit . . ibid. 721. et ipae utrc^qus res in beneficium 
accepit de manibua .... Es treten dabei die oben erörterten 
Eigenthümlichkeiten der Beneficien hervor. So findet sich ein 
besonderer Vorbehalt, dass am Beneficium nichts gemindert 
werde: Trad. Fris. 673. sin atUem quod non optamua, guiaquia 
rector erit ipaiua ecdeaiae hoc mutare voluerit, fiaJt traditio in 
poteatate noatra ut faciamua qvod velimus. 8i vero pro beneficio 
firmvm fuerit, aicut dictum eat, iata traditio ad 8. M. p^rma- 
neat; ibid. 707. conceaait ei in beneficium , . , et ai aliquia ejua^ 
dem feminae compladtationem de domo dei infringere conatua 
fuerit^ tunc iUa hctbeat in poteatatem firmiter tradüionia auae 
immutare. Unter dem Nachfolger wird das Beneficium zurück- 
gegeben Trad. Fris. 351. Hahfrid reddidit in manua Hittonia . , 
bemefidum quod pater auua M, tradidit, et Atto ei in hoc prae-- 
atitit ut auam porHonem tradidiaaet . . , woraus sich ergiebt, dass 
solche Beneficien an den Thronfall gebunden waren. Wir kön- 
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nen daher wie bei den Precarien nach dem zu Grund liegen- 
den Geschäft beneficia data remuneratoria und oblata unter- 
scheiden. 

Die Ausdehnung der Beneficialverleihung auf diese Ver- 
hältnisse bewirkte einen völligen Umschwung in der Stellung 
der Betheiligten* Früher fürchteten die Kirchenvorsteher, durch 
die lange Dauer der Precarien Beeinträchtigung desEigenthums; 
gerade um dies zu vermeiden, wurden die Precarienurkunden 
ausgestellt, und alle fünf Jahre erneuert; regelmässig war man 
nur besorgt, durch Clausein das Eigenthum des Verleihers ge- 
gen A.nsprüche der Erben des Innhabers zu schützen; jetzt 
suchten sich die Innhaber durch Clausein gegen den Eigenthü- 
mer sicher zu stellen, wie Cod. Laur. Nr. 53. v. 895 : res utras- 
que quas dedi et quaa per precariam stiscepi mihi potestative et 
aecurüer ac guiete 4)ibtinere ordinäre et frui liceat. 8i guia vero 
quod omnino non credo, hanc complddtationem mihi confregerit^ 
liceat meaa propriae res , , ad me retinere vel tradere, quocum'- 
que voluero^ post dy>ositionem atttem . . , vitae meae, si mihi 
complaeitatio mea ita firma et incoftfracta . . . perstiterit, res 
. . redeani .... Precaria Abbonis v. 814. Ried Nr. 17. et ipse 
Abbo nunquam ex istis rebus exspolietur, sed hoc modo confir- 
matum ... maneat in perpetmim .... 

Noch viel bestimmter zeigt sich dies in dem Umstand, dass 
man Precarien zur grösseren Sicherheit durch den König be- 
stätigen liess. Interessant ist namentlich die Urkunde Ludwigs 
des Frommen von 815. Bouq. VI. 477, in welcher eine von 
dem Kloster Gorze dem Grafen Hartmann ausgestellte Precarie 
confirmirt wird.^) Hiernach hatte Graf Hartmann an das Klo- 



••) Waitz V.G. IV. 162. 2. scheint durch den Zusatz (ob echt?) die 
Aechtheit dieser Urkunde zu bezweifeln, aber ohne allen Orund. Iuyo- 
cation und Subscription entsprechen völlig den ächten Urkunden ; die chro- 
nologischen Noten treffen zusammen (der annus incarnationis ist nach Bou- 
quet ein späterer Zusatz, wäre aber auch nachMabillon n. 26. 4. für sich 
kein Beweis von Unächtheit) ; selbst der Aufenthalt Ludwigs in Aachen, 
von wo die Urkunde datirt, ist durch andere Urkunden für diese Zeit nach- 
gewiesen. Auch die Unterschrift des Gandellars Dwandus ad vkem Meli- 
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stcr Gorze eine Schenkung gemacht, und diese mit Gütern des 
Klosters vom Abt Optarius als Precaria erhalten . . res su* 
pervus scriptaa qua$ tarn ipse H, ad , , caaam Dei dedü, quam 
etiam tUaa quas in precariam accepit . . per dictam Convention 
nem diebus vitae suae secure poasideat . . Es war eine gewöhn- 
liche remuneratorische Precaria, nicht ^ein anderer Fall", wie 
Waitz Vas. 37. behauptet. Der Nachfolger des Optarius, Ma- 
gulph, wollte diese Precaria nicht anerkennen, poatea venüMa- 
gulphus episcopua atque abbaa de ipso monasterio, et voluit ipsam 
precariam cassare. Hartmann beschwerte sich beim König, und 
verlangte Aufrechthaltung des Vertrags, deprecans, ut . . pre- 
cariam, quam a , . . Optario acceperat, per nostram mundebur- 
dam et licentiam diebus vitae suae sicui inter eos convenerat, ha- 
bere potuisset. Ludwig bewilligte dies captato fidelium nostrorum 
consilio und sprach aus: res , , . per dictam oonventionem die'- 
bus vitae suae secure possid^at, et nuUus exinde pont^icum in 
quibuslibet rebus vel corporibus aliquid minuendi jus habeat. 
Uebrigens wird der sonstige Inhalt der precaria, Zahlung eines 
census und Rückfall mit dem Tod , bestätigt. Es liegt hier also 
nicht, wie Waitz V.G. IV. 162. 2. meint, eine Verleihung durch 
den König vor; der König schützt nur nach Anhörung seines 
Bathes den Innhaber in seinem vertragsmässigen Recht gegen 
den Vertragsbrüchigen Nachfolger des Verleihers; denn die Ur- 
kunde sagt ja ausdrücklich, dass lebenslängliche Dauer verab- 
redet gewesen sei: diebus vitae suae sicut inter eos convenerat. 
Aber nichts lässt deutlicher die Veränderung erkennen, die in 
dem kirchlichen Leihen eingetreten ist, als der Umstand, dass 
ein angesehener Mann zur Aufrechthaltung einer remunerato- 
rischen Precaria den Schutz des Königs anrufen muss. 



zachari ist ein Beweis der Aechtheit, MabiUon II. 12. 5. Weder Sprache 
noch Inhalt hat irgend etwas auflfallendes. Die Urkunde ist im Eingang 
verstümmelt ; offenhar hat der Abschreiber zwischen qtialiter suggerente . . . 
nostro lind res quasdam . . . einige Zeilen ausgelassen, wobei sich aber 
das Verhältniss aus dem Nachfolgenden ganz zweifellos herstellen lässt. 
Auch sonst finden sich noch ein paar mangelhafte Stellen, z. B. O/C si li- 
beros proprios . . . und solidos quinque denarioa . . . Aber ist das ein 
Grund, an der Ächtheit zu zweifeln? 
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Noch 844. hatte Karl der Kahle Bouq. VIII. 451. eine 
Precaria von Tours für Amalricus und 849. eine solche für 
Adelmann ibid. VIII. 502. bestätigt. Auf der Synode in Meaux 
a. 845. c. 22. wurden zwar alle derartigen Bestätigungen ver- 
beten, und Carl stellte C. 853. 11. 420. das Versprechen aus, 
keine solchen Confirmationen mehr ertheilen zu wollen; aber 
wenigstens die andern Frankenkönige banden sich nicht daran. 
So wurden von Ludwig dem Deutschen Bestätigungen für Erchan- 
fried (Ried Nr. 25) und Adelhelm (Neugart 433), von Lothar II. 
für Hiedild (Beyer 106), von Carl dem Dicken für die Bischöfe 
Adalald und Raino (Bouq. IX. 351) ausgestellt. 

Dass die Precarien in ihrer ursprünglichen Form nicht 
mehr die frühere Sicherheit gewährten, zeigt sich noch in einem 
andern Verhältniss. Wir finden seit Mitte des neunten Jahrhun- 
derts Verleihungen von Kirchengut, welche in der Form ganz 
den oben S. 176 geschilderten Verleihungen von Fiscalgut zu 
lebenslänglicher proprietas entsprechen, so Tr. Fris. 629: ut 
E . . > R . , , eandem proprietärem usque ad exitum vitae ipso- 
rum dd proprium haberent — ibid. 683. ut . , . habuisset usque 
ad 8uum ejusque filii exitum absque idlius contradtctione quctst 
hereditario jure usque ad terminum vitae possideat — ibid. 699. 
tradtdi . . . ea . . ratione, quod partem fratris mei E , . , te- 
nerem pleniter et quod in placitis firmis K . . ambas easdem res 
habeat teneat et possideat, utatur sicut velit usque ad jßnem vitae 
. . , et quisquis nostrorum . . . alterum supervixerit, sicut scrip- 
tum . . ahsque uUius contradictione quasi hereditario jure usque 
ad terminum vitae ^possideai; Ried 58. w^ . . . u>sque ad finem 
vitae suae in proprietatem kaberet atque possideret , et post dis^ 
cessum ejus omnia cum, integritate ad . . coenobium . . conver^ 
tantur emeliorata — Ried 62. tradidit ei in proprietatem possi- 
dendum usque ad finem vitae . . . eo tenore, ut post obitum suum 
. . in omnibits salvae ad S. E. revertantur ... — Ried 63. 
contra . . episcapus . . tradidit in proprietatem possidendum us- 
que in finem vitae . . de rebus 8. E. abbatiam L , . , ut post 
obitum . . . res in omnibus salvae ad S. E. revertantur . . Bouq. 
VIII. 397. ut dum adviverent . . res . . quas dederunt quam 
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predictam villam S, ad proprium tenerent Ebenso findet sich, 
wie oben S. 183 gezeigt, Verwandlung von kirchlichen Bene- 
ficien in ein derartiges Verhältnisse 

Es unterscheidet sich dies nur in der äusseren Form von 
der Precaria. Wie dort wird dem Innhaber ein lebensläng- 
licher Nutzgenuss übertragen, der Rückfall mit dem Tod ist 
ausdrücklich ausgesprochen, dem Innhaber ist jede Veräusse- 
rung und Verschlechterung untersagt; der Unterschied liegt 
nur in den gebrauchten Ausdrücken, deren Wahl nicht zufällig 
sein kann. Die Veranlassung hierzu liegt darinn, dass, wie 
oben gezeigt, die Precarien in ihrer ursprünglichen Fassung 
nicht mehr allseitige Sicherheit gewährten. Wie man sie durch 
eine Resolutivbedingung oder königliche Bestätigung in ihrem 
Bestand zu sichern suchte, so wollte man das Recht des Inn- 
habers befestigen, indem man es als ein dem Eigenthum oder 
erblichen Eigenthum entsprechendes bezeichnete. In Tr. Fris. 
699. ist dies angedeutet durch die Glausel in placitis firmis.^) 

Wir haben die Veranlassung darin zu suchen, dass seit 
Aufkommien der Beneficien die bei der Ausstellung der Pre- 
carien seit lange üblichen Ausdrücke leicht zu Verwechslungen 
führen mussten. Der Ausdruck beneficium, der sich, wie oben 
gezeigt, schon im römischen Recht bei Gelegenheit der Bestim- 
mungen über den Ususfructus an Kirchengut findet, gieng viel- 
fältig in die Verleihungsurkunden über. Die Wendungen per 
(ad) ben^ium, pro (sub) beneßcio, ad vsum bmeficn u. s. f. 
wurden gebraucht, ohne dass ihnen zunächst eine technische 
Bedeutung zukam. Da man diese Uebung, auch nach- 
dem beneficium der technische Ausdruck für eine neue dem 
Innhaber weniger günstige Verleihungsart geworden war, für 



**) Es wird diess zweifellos durch die oben S. 199 citirte Urkunde 
Bouq. YIII. 397, in welcher eine von dem Bischof Agelmar seinem Vasallen 
Leo und dessen Frau ertheilte remuneratorische Praestaria durch den Kö- 
nig bestätigt wird. Als Innhalt derselben wird angegeben: ut dwm advi' 
verent^ res » . . ad proprium tenerent .... statuimus ut liceiU eis . . . 
res . . , Omnibus diebus vitae stme quiete possidere tenere regere aibsque 
tUlitM contradictione seu repetiHone . . . 
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die kirchlichen Leihen beibehielt, so war in manchen Fällen 
eine Verwechslung beider Institute, wie sie oben S. 142 nach- 
gewiesen ist, nicht zu vermeiden, wogegen man sich auf die 
eben erwähnte Weise zu schützen suchte. 

Diese Vermischung der Precarien und Beneficien wurde 
noch dadurch befördert, dass dem Beneficiar vielfältig lebens- 
längliche Dauer seines Beneficiums zugesichert wurde. Man 
findet diess selbst bei königlichen Beneficien x. B. Neugart 366. 
V. 857 : B , , ad dies vitae auae aollemni more in beneficmm con- 
cesaimus, ita . . ut ab hac die et deincepa negue a filiia noatris 
neque ab aliqaa persona ullam in his rebus patiatur molestiam 
... sed quieto ordine et absque alicujus contradictione . . res 
possidere licecU , . . und Bouq. VIII. 654: ut absque alicujus 
immutationis stve imminutionis vel minorationis detrimentis omni- 
hus diehus vitae suae et filivs ejus post euni jure beneficiario 
et usufructuario habeanf. Ebenso wurde bei kirchlichen Bene- 
ficien die lebenslängliche Dauer festgestellt, zuweilen durch 
königliche Verfilgung; Epist. Einhardi Bouq. VI. 369. qu^d ego 
beneficimn Uli dedi de monasterio S. C , . . sed post quam eum 
. . Lothario commendavi, impetravi a . . Imperalore lU ei con- 
firmationem faceret de eodem beneficio ad dies vitae. Weitere 
Fälle sind Miraeus I. 247, v. 831, Bouq. VIII. 518. v. 851. 
Daher heisst es auch C. 853. 11. 420: we super beneficia ec- 
desiastica vel praestarias, etiamsi episcopus . . trrationabiliter 
petierit, praecepta confirmationis nostrae ullo modo faciamus 
Oefter ist, wie oben S. 183 gezeigt, die lebenslängliche Dauer 
bei der Verleihung selbst ausgesprochen. Dass diess zunächst 
nur als ein Versprechen der Wiederverleihung durch den Nach- 
folger aufgefasst wurde, ergiebt sich aus Tr. Fris. 596. Deota, 
die ein Beneficium der Freisinger Kirche hatte, machte 833. 
uuter Bischof Hitto ein Geschenk, eo ordine , . . ut ipsum be- 
neficium . . . cum integritaie . . . sine uUius contradictione ha^ 
beam usque ad finem vitt^e meae, ut neque supramemoroMs epis' 
copus neque successores illitis in nihilo ipsum beneficium minu^ 
entur neque minuere possint ... In einem Anhang von 836. ist 
dann gesagt : postquam vero . . Erchanbertus episcopus . . prae- 
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esse dignoscebaiur . . . egoDeota cum filiis meis adveni ad F.., 
et in beneftcitm, ipsam rem a . . Erchanberto , . . supradiota 
rcUiüne accepi usque ad finem vüae meae. Da aber in einem 
solchen Fall die Wiederverleihung eine blosse Form war, und 
der Beneficiar einen Rechtsanspruch darauf hatte, so war ein 
wesentliches Unterscheidungsmerkmal der Beneficien und Pre- 
carien beseitigt. 

So ergiebt sich also die Voraussetzung von Waitz über 
das Verhältuiss der Precarien und Beneficien als unrichtig. Die 
Precarien fallen nicht nur mit den Beneficien gar nicht zusam- 
men, sondern sie sind vielmehr ein besonderes in wesentlichen 
Punkten abweichendes Rechtsinstitut, das sich selbstständig ne- 
ben der Beneficienverleihung erhält, während diese späteren 
Ursprungs und nicht von den kirchlichen Vergabungen auf die 
königlichen erst übertragen sondern umgekehrt zuerst für kö- 
nigliche Verleihungen ausgebildet und bei den kirchlichen Leihen 
nur nachgeahmt ist. Mit der Vasallität hängt sie ursprünglich 
nur faktisch, nicht rechtlich zusammen. Sowenig der Vasall im 
9. Jahrhundert immer ein Beneficium hatte, sowenig war Va- 
sallität die Voraussetzung der Beneficienverleihung. 

Dem letzteren Satz, den ich B.W. 429. und 435. aufge- 
stellt und begründet habe, ist Waitz Vas. 24. und 35. und 
V.G. IV. 216. mit der allgemeinen Behauptung entgegengetre- 
ten, dass nur derjenige, der sich commendirt, also ein Vasall, 
ein Beneficium habe erhalten können. Ich muss diess als völ- 
lig unbegründet bezeichnen. 

Die Unrichtigkeit dieser Voraussetzung ergiebt sich schon 
aus dem Umstand, dass in mehreren Stellen die Möglichkeit 
der Verleihung von Beneficien an solche, die nicht Vasallen 
sind, ausdrücklich ausgesprochen ist. So heisst es schon: Tr. 
Wizz. 53. von 774: nvüus rector . . , res nee prestet nee bene- 
fielet uUi kominum vel Hierum vel extraneorum und in dem Pri- 
vilegium für S. Remi v. 833 (Hard. IV. 1371): vel beneßcü 
qutcquam vel suorum vel extraneorum da/re praesumat. Gleicher- 
weise verbietet Graf Eccard in seinem Testament P6rard S. 22. 
dem Abt: out beneficta vasallis suis et propinquis seu quibus- 
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liiet personis tribuere . . . Endlich sagt Bischof Adventius in 
dem Privilegium für Gorze v. 863 Calmet I. 308: cUtquis abie^ 
rit noster vctsallus aui (diqua persona, gut beneficia de rebtts au- 
pradictis habent . . . und Uincmar in einem Brief bei Flodoard. 
hist. Rem. III. 26 : ipsas res (ein Gut in Provence) nuUi hor 
mini stw vel alterius in beneficium dare änderet. 

Die hier als bekannt vorausgesetzte Möglichkeit der Be- 
neficienverleihung an solche, die nicht Vasallen des Verleihers 
sind, tritt uns auch in der gesetzlichen Bestimmung G. 807. 
7. 149. entgegen: beneficia, quae notftri et aliorum homines ha" 
bere videntur, wobei das letztere nicht, wie Waitz Vas. 29. ver- 
sucht, aus einer Afterverleihung sich erklären lässt, da ich ja 
B.W. 430, 57. zwei Fälle direkter Verleihung königlicher Be- 
neficien an Vasallen weltlicher Senioren nachgewiesen habe. 

Einen positiven Anhaltspunkt gewährt ausserdem der Epist. 
Einhardi Bouq. VI. 370, erwähnte Fall, wonach Gerbert, ein 
Vasall Einhards, ein Beneficium von Wolfgar, dem Bischof von 
Würzburg, hatte. Die Vermuthung, die Waitz V.G. IV. 220. 
aufstellt, in einem solchen Fall habe sich der Empfänger den- 
noch dem Verleiher commendirt, und so hätte jemand mehre- 
ren Herrn zugleich als Vasall verpflichtet sein können, ist eine 
Vermuthung ohne den mindesten Beweis, und in Widerspruch 
mit den Quellen, die immer nur von einem Senior sprechen: 
C. 790. 5. 70. sir^ cornmeatu senioria sui. C, 790. 13. 71. si 
seniorem non hahuerit, C. 803. 1. 119. si senior ejus perrexerit, 
C. 805. 9. 133. nuUi . • fidditaa promittatur nisi nobis et uni- 
cuique proprio seniori, C. 806. 10. 142. unusguisque liber homo 
post mortem domini sui licentiam habeat se commendandi. Die 
Unzulässigkeit dieser Annahme ergiebt sich aber schon aus den 
mit dem Vasallenverhältniss in Verbindung stehenden öffent- 
lichen Einrichtungen. Weder das dem Senior obliegende Auf- 
gebot, noch die Disciplinai*gewa,lt, die ihm zusteht, lassen die 
Unterwerfung des Vasallen unter die Gewalt mehrerer Senioren 
als denkbar erscheinen, und schon die dem Vasallen in grossem 
Umfang obliegende Dienstpflicht muss als unvereinbar mit ei- 
ner solchen Einrichtung bezeichnet werden. 



Die von Waitz versuchte Erklärung kann aber um so we- 
niger für seinen Satz beweisen, als wir im 9. Jahrhundert zahl- 
reiche Fälle von Beneficienverleihungen finden, bei denen der 
Innhaber unmöglich als Vasall des Eigenthümers angesehen 
werden kann. Auf das Beneficium, das Ludwig d. D. von dem 
Kloster S. Emmeran hatte, ist von mir schon B.W. 404, G4. 
und 435, 92. hingewiesen. Die Vas 48. aufgestellte Meinung, 
dass dieser Fall ganz vereinzelt sei, hat Waitz nun selbst auf- 
gegeben, da er V.G. IV. 187. noch andere Fälle anführt. Nie- 
mand wird nur entfernt daran denken können, dass im 9. Jahr- 
hundert der deutsche König einem Abt oder Bischof sich Gom- 
mendirt, dass er sein Mann geworden, ihm Treue versprochen, 
zu Diensten sich verpflichtet habe. Gleich unmöglich ist, dass 
der Erzbischof Adalard von Tours der Vasall des Abt Hugo von 
S. Aignan gewesen sei, obwohl er nach einer Urkunde von 876 
Bai. App. 105. ein Beneficium dieser Abtei hatte. Ebensowenig 
können wir uns Grafen, wie GrafRihho Tr. Fris. 455. und 705, 
Orendil Tr. Fris. 299, Wilhelm Bied 30, Sigehard Tr. Fuld. 565. 
als Vasallen der Bischöfe und Aebte denken. Ganz unvereinbar 
mit der Annahme von Waitz ist endlich der Umstand, dass wir 
zahlreiche Beneficien an Frauen verliehen finden, nicht nur an 
die Königinnen, so Ingelberga Muratori Ant. I. 566. und die 
Gemahlinn Carls des Kahlen C. 877. 5. 538, sondern auch an 
andere Frauen, theils durch den König, Wenck hess. Gesch. 
Urk. III. S. 14, Bouq. IX. 454, theils durch Unterthanen, Tr. 
Fris. 339. 576. 596. 707. Tr. Fuld. 611. Tr. Wizz. 182. u. ö. 
Frauen waren nach Fränkenrecht eidesunfähig; es bedarf über- 
haupt keiner Ausführung, dass es im 9. Jahrhundert keine weib- 
lichen Vasallen gab. 

Dass in diesen Fällen keine Commendation geleistet wurde, 
dass im 9. Jahrhundert der König Erzbischof und Graf nicht 
Vasall eines Abtes sein konnte, wird uns ganz klar durch die 
Entwicklung im Mittelalter, wo sich in den Heerschilden eine 
Stufenordnung ausgebildet hat, über welche der einzelne nicht 
willkürlich sich hinwegsetzen kann, und wo der Eintritt welt- 
licher Fürsten in die Vasallität der geistlichen Würdenträger 
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erst sehr allmählig durchgesetzt wird, obwohl in dieser Zeit 
die in dem Vasallennexus liegende Abhängigkeit schon wesent- 
lich gemildert ist*) 



Abschnitt 4. 
Das Seiiorat. 

Im Mittelalter bildet die Vasallität ein durchgehendes Cri- 
terium der Freiheit; nur Vollfreie können Vasallen sein, ihre 
Abhängigkeit ist eine dingliche, mit dem Besitz des Lehens be- 
endigt; Vasall ist daher nur derjenige, der ein Beneficium hat. 
Die nicht lehensfähige Glasse der Freien kann in einem inten- 
siv verschiedenen Verhältniss der Abhängigkeit stehen; jeden- 
falls unterscheidet sie sich abgesehen von der Lehensunfähig- 
keit durch den Gerichtsstand und dadurch, dass sie im Heer- 
dienst vertreten wird, wesshalb sie auch den Lehensfähigen 
nicht ebenbtlrtig ist. Passend fasst sie Eichhorn ß, G §. 342. 
unter der gemeinsamen Bezeichnung ;, freie Landsassen* zu- 
sammen. 

Vergleichen wir damit die Einrichtungen der carolingischen 
Zeit, so finden wir wesentlich abweichende Verhältnisse. Vor 
allem tritt uns hier entgegen, dass die Vasallität noch nicht an 
einen bestimmten Stand gebunden ist, da selbst Unfreie in die- 
sem Verhältniss stehen können. Dabei ist der Vasall, ohne 
Rücksicht auf Verleihung eines Beneficiums, persönlich verpflich- 
tet, und zwar für eine durch seine eigne und die Lebensdauer 
des Senior bestimmte Zeit, wobei ihm nur aus bestimmten ge- 



»*) S. Ficker Heerschild 37. 69. 84. Hier ist ausgeführt, dass die im 
9. Jahrhundert sich findenden Beneficien des Königs und die Kirchenbene- 
fielen der Grafen nur Verleihimgen ohne YasaUenaexus sein könnten. 
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setzlich normirteo Gründen einseitige Auflösung gestattet ist 
Auch das Verhältniss derjenigen, welche im Mittelalter als freie 
Landsassen bezeichnet werden, muss im 9. Jahrhundert ein an- 
deres gewesen sein. Es ist dies schon desshalb zweifellos, weil 
im 9, Jahrhundert noch ein sehr wesentlicher Theil der Be- 
völkerung in unmittelbarem Unterthanenverband zum König 
steht, ohne dem Yasallenstand anzugehören, während im Mittel- 
alter die Schöffenbarfreien, die nicht im Lehensverband stehen, 
als Ausnahme erscheinen, und die freien Landsassen den über 
wiegenden Theil der Bevölkerung bilden. Es fragt sich nun, 
ob wir die Anfänge dieser Bildung erst im Mittelalter zu suchen 
oder schon für die carolingische Zeit eine von dem Vasallen- 
nexus zu unterscheidende Abhängigkeit Freier von anderen 
Freien anzunehmen haben. 

Ich hatte in meinem BeneficiaJwesen die Frage bejaht, und 
in der carolingischen Periode die in Abhängigkeit von Unter- 
thanen stehenden Freien in Vasallen und freie Hintersassen 
unterschieden. Als das Gemeinsame für beide, wofür ich den 
Ausdruck Seniorat gebrauchte, bezeichnete ich die lebensläng- 
liche Abhängigkeit von dem Senior und die dem letzteren zu- 
stehenden obrigkeitlichen Rechte, als das unterscheidende die 
Verpflichtung der Vasallen zu Diensten. Waitz dagegen nimmt 
an, dass ein solcher durchgehender Unterschied zwischen Va- 
sallen und freien Hintersassen im 9. Jahrhundert nicht zu sta- 
tuiren sei; soweit bei Besitzern fremden Landes eine persön- 
liche Verpflichtung statthatte, sei sie nur in der Form derCom- 
mendation in das Vasallenverhältniss erfolgt (Vas. 35) ; die ge- 
richtlichen und militairischen Rechte, welche im 9. Jahrhundert 
sich an gewisse Personen abgetreten fänden, seien aus einer 
Ausdehnung der Immunität zu erklären (Vas. 74. V.G. IV. 268). 
Es ist dies nun vor allem einer eingehenden Prüfung zu unter- 
werfen. 

Im 9. Jahrhundert findet sich das Vasallenverhältniss nicht 
nur vollständig ausgebildet, sondern auch gesetzlich geregelt 
Der König und die königliche Familie, alle kirchlichen Institute, 
die freien Unterthanen, haben Vasallen, deren Reohtsverhält- 
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nisse in den Hauptsachen gleichheitlich geordnet sind. Wie im 
Mittelalter die königlichen und nicht königlichen Vasallen nur 
im Bang sich unterschieden, was im Liber Feudorum sogar zu 
eignen technischen Ausdrücken führte, so finden wir bereits im 
9. Jahrhundert die Vasallen des Königs und der Unterthanen 
rücksichtlich ihres Rechtsverhältnisses zum Senior nach gleichen 
Grundsätzen behandelt. Und wie im Mittelalter die Privat- 
disposition bei Regelung der Beziehungen der Lehenspersonen 
unter sich zwar nicht ausgeschlossen aber doch auf einen ge- 
wissen Kreis von Bestimmungen beschränkt war, dessen Ueber- 
schreiten mit dem Lehensnexus als nicht vereinbar galt,^) so 
finden sich schon im 9. Jahrhundert gewisse allgemeine Grund- 
sätze ausgesprochen, deren Beobachtung nicht in der Willkür 
der einzelnen liegt, und eben diese sind für die ;, Vasallen in 
höheren und niederen Lebenskreisen", wie sie Waitz (Vas. 6) 
nennt, völlig gleich ; sie geben auch den nächsten Anhaltspunkt 
für die rechtliche Beurtheilung des Verhältnisses. 

Waitz müht sich ab, das Vasallenverhältniss im 9. Jahr- 
hundert als völlig unbestimmt und unausgebildet hinzustellen. 
Es ist eine lange Stufenleiter, sagt er Vas. 62, verschieden- 
artiger Abhängigkeiten . . . auch in carolingischer Zeit befan- 
den sich die, welche sich commendirt haben ... in verschie- 
denen Verhältnissen . . . Erst allmählig, heisst esV.G.IV. 210, 
sondern und gestalten sich die Verhältnisse auch hier. Lange 
hat die Vasallität keinen bestimmt abgeschlossenen von andern 
Schutz Verhältnissen scharf zu unterscheidenden Charakter; noch 
in der ganzen carolingischen Zeit machen sich Schwankungen 
des Sprachgebrauchs und Uebergänge im Leben selbst geltend. 
Doch die Grundlagen einer selbstständigen Ausbildung sind al- 
lerdings vorhanden. Nach seiner Ansicht ist die Vasallität aus 
dem Schutzverhältniss hervorgegangen« Die Vasallität in der 
Zeit ihrer völligen Ausbildung fällt zwar nicht ganz mit der 
Aufeahme in das Mundium zusammen, aber beides ruht offenbar 



^) Die B. g. essentialia feudi können nach gemeinem Lehnrecht auch 
vertragsmässig nicht modificirt werden. 
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auf derselben Grundlage (Vas. 68). Innerhalb des weiten Be- 
reichs der Scbutzverhältnisse hebt sich die Vasallität als eine 
besondere Art oder Glasse hervor (V.G. IV. 207). Ursprüng- 
lich sind die Besitzer abhängiger Hufen unter den Yasallan 
mitbegriffen; man gewöhnte sich aber daran, unter den letzte- 
ren eine höhere Classe zu verstehen (Vas. 37). Die Freien, 
welche zu Abgaben und andern Leistungen verpflichtet, nament- 
lich auf den Gütern der Kirche zahlreich vorkommen die Zins- 
Pflichtigen, sondern sich allmählig von denen aus, die als Va- 
sallen galten, deren Güter Beneficien hiessen, oder die sonst 
besser gestellt waren (V.G. IV. 289). Es weist einiges darauf 
hin, dass in carolingischer Zeit alle Freien, die überhaupt Land 
von einem andern Freien empfangen, als Vasallen betrachtet 
wurden (Vas. 35). Die Freien, welche Land von einem andern 
haben, werden allgemein als seine Vasallen bezeichnet (Vas. 57). 
Waitz sucht daher auch den Begriff der Vasallität möglichst 
weit zu fassen. Vassus, sagt er Vas. 5, heisst der, welcher in 
einem eigenthümlichen persönlichen Verhältniss zu einem an- 
dern steht. Diese Definition ist völlig ungenügend, und ich 
muss ihr die von mir B.W. 379. gegebene gegenüber stellen, 
wonach der Vasall die eidliche Verpflichtung übernimmt, dem 
Senior für dessen beziehungsweise seine eigne Lebenszeit in- 
genuili ordine zu dienen, wogegen er Unterhalt und defensio 
anzusprechen hat. Diess sind die wesentlichen Theile des 
Rechtsverhältnisses, die nun im einzelnen nachzuweisen sind. 

Dass das Vasallenverhältniss bei allen Vasallen durch Eides- 
leistung mit Handreichung begründet wurde, ist von mir B.W. 
380, 55 — 56. und 382, 67. bereits nachgewiesen, und hervor- 
gehoben, dass dafür der technische Ausdruck ae commendare 
gebraucht wird. Gerade das eidliche Treuversprechen wird be- 
sonders betont, wie bei den königlichen Vasallen, Vita Walae IL 
17: mementote . . . quod mei vaaaUi estis^ mihique cum jura^ 
mento fidem firmastia; Ann. Einhardi 757: Taasilo . . fiddtfatem 
prqmisit, et non solum ibi sed etiam super corptis S. Martini., 
simili sacramento fidem se praedictis dominis suis diebus vitae 
suae servatu/rum est polUcitus. Similiter et omnes primores . . 
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Baioarii qui cum eo in praesentiam regia pervenerant, ßdem se 
regi et Ullis ejus servaturos . . . promiserunt, und damit ver- 
glichen ad ann. 767. quid Ttxssilo de promissa sibi fidelitate fa- 
cere vellet .... und 781. Tassilonem , . . de sacramento qtuni 
Pipino regi et filiis ejus ac Francis juraverat, scilicet tU sub- 
jectus et obediens eis esse deberet . . . . ; Theganus c. 12, Bern- 
hardus . . tradidit semetipsum ad procerem, et /idelitaeem cum 
juramento promisit — so bei denen der Unterthanen C 753. 
9. 23. si quis seniorem suum cui fidem meniiri non potest .... 
C. 805. 9. 1 33. ut nulli alteri per sacramentum fdelitas promit^ 
tatur nisi nobis et unicuique proprio seniori ad nostram utUi^ 
totem et sui senioris .... 

Allerdings wird in Dokumenten und Schriftstellern für die 
Begründung des Verhältnisses häufig nur der Ausdiuck - „ se 
commendare^ gebraucht, es wird aber darunter die ganze Hand- 
lung verstanden, die in der Eidesleistung mit Handreichung be- 
stand. Waitz behauptet Vas. 8, se commendare bedeute nicht 
einfach Treue schwören,^) sondern „sich ergeben, sich in den 
Schutz ergeben." Allein se commendare ist da, wo es von 
Vasallen gebraucht wird, -nur ein abgekürzter Ausdruck für se 
in vasaiicum commendare, wobei also die Begiündung der Va- 
sallität oder des Dienstverhältnisses schon nach dem Wortlaut 
als der Inhalt der Handlung erscheint. Dasselbe gilt von dem 
Ausdruck se tradere, der mit se commendare als gleichbedeu- 
tend gebraucht wird: Theganus c. 12. tradidit semetipsum ad 
procerem; Ermold IV. 601. manibus . . . regi se tradidit . . . 
Ann. Lauriss. 787. Pertz I. 172. Tassilo — tradens se in ma- 
nibus domini ... (7. in vasaticum . . • Dass damit nicht ein 
Ergeben in den Schutz sondern ein Akt der Unterwerfung un- 
ter die Gewalt des Herrn gemeint sei, ergiebt sich aus den 
Einrichtungen im Mittelalter. Dort zerfällt die Hulde in zwei 
Akte, Hulde thun oder Manskap leisten, und Hulde schwören; 



•) Ich hatte übrigens B.W. 380. gesagt: „se commendare. Es bestand 
(liess wie bei den vassi dominici in Handreichung unter Ableistung des 
Fidelitätseides." 

Roth, Feud«litit u. Untertliftuenverbimd. 14 
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das erstere ist genau die Handlang, wie sie uns schon im 9. 
Jahrhundert entgegentritt. Die Mannschaft, hominium, homagitim, 
besteht in der symbolischen Handreichung, wodurch der Mann 
dem Heprn sich unterwirft, weshalb er auch vor Vornahme des 
Aktes seine Mannschaft „anbietet.^ Daher wird Mannschaft 
auch für die durch den Akt begründete Treue, ^) kominium und 
homagium ebenso und ausserdem wie fidelüas für den Lehens- 
eid gesetzt. *) Keinenfalls liegt daher in dem Ausdruck ae com- 
mendare irgend ein Anhaltspunkt, um das Vasallen verhältniss 
für ein Schutzverhältniss zu erklären. 

Mit seinem Eintritt war das Verhältniss für die Lebenszeit 
des Herrn und Vasallen beiderseits verbindlich, und konnte 
nicht einseitig aufgelöst werden. Ich habe dies B.W. 380. des 
näheren dargethan, und namentlich hervorgehoben, dass die ent- 
gegenstehende Behauptung von Gu6rard (Irm. 556) nicht be- 
gründet sei. Waitz hatte anfangs (Vas. 10) meine Ansicht 
wiedergegeben, ist aber später wieder davon abgegangen. Wer 
Vasall geworden, ein Beneficium zu erlangen, sagt er V*G. IV. 
223, wird es nicht geWieben sein, wenn dasselbe wegfiel. Be- 
stand aber die Verbindung schon früher, so scheint dies allein 
kein Grund das Verhältniss zu lösen. Aber der Vasall war in 
der Freiheit es zu thun' ursprünglich wohl (!) nur in soferne 
beschränkt, als er, wenn er solches wollte, zurückgeben musste, 
was er etwa empfangen hatte. Dabei meint er, da noch alles 
im Bilden und Gestalten begriffen gewesen, hätten sich noch 
keine bestimmten Grundsätze feststellen können. Ich muss 
diese ganze Darstellung als grundlos bezeichnen. Die Gesetze 
sprechen ganz unzweideutig die lebenslängliche Dauer aus, so 
C. 806. 19. 142: unusquisque Über homo post mortem domini 
sui licentiam habeat se commendandi . . . und C. 813. 16. 189. 
quod nullus senior em suum dimittat . . excepto . . . ^ und d.i 
in C. 816. 2. 196. fünf Gründe speciell benannt sind, aus wel-- 



') Bichtsteig Lehnrecht c. 22. §. 5. manscap dat is de truwe de twi- 
scJien di unde dinenie Herren sin scal . . . 
*) S. Böhmer Princ. jur. feud. §. 215. 
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chen der Vasall den Senior verlassen darf, so wird der Verlust 
des Beneficiaros, det nicht darunter aufgeführt wird, das Ver- 
hältniss nicht gelöst haben. Völlig verfehlt ist die Annahme, 
dass sich vor den in den Gapitularien enthaltenen Bestimmun- 
gen, die sich zunächst auf Italien beziehen (G. 781. 11. 41. 
C. 790. 5. 70), bestimmte Grundsätze über die Lösung des Va- 
sallenverhältnisses nicht festgestellt haben könnten, da ja G. 753. 
9. 23. das Seniorat bereits als ein Zwangsverhältniss bezeich- 
net: 8% quis . . senior em 9uum cui fidem mentiri non poterit, ae- 
cutus fuerit . . . ^ und dieser Fall bei Gelegenheit einer ehe- 
rechtlichen Bestimmung der unvermeidlichen Flucht in ein an- 
deres Herzogthum gleichgestellt wird. Daher bezeugt auch 
Garl der Kahle G. 847. 3. 295, dass sich schon unter seinen 
Vorfahren feste Grundsätze in dieser Hinsicht gebildet hätten: 
vi nvUua homo senior em suum sine jvMa ratione dimiUat, nee 
atiquis eum reciptat, nisi sicut tempore antecessorum nostrorum 
consuetudo fuü. Gerade die lebenslängliche Dauer des Verhält- 
nisses, welche hiemach zweifellos feststeht, bildet das wesent- 
liche Untei'scheidungsmerkmal gegenüber früheren Zuständen 
und späteren Einrichtungen. 

Als das Wesen der Vasallität bezeichnete ich die Verpflich- 
tung, dem Herrn ingenuili ordine zu dienen, also alle Dienst- 
leistungen vorzunehmen, welche mit dem Stand eines Freien 
verträglich sind. Im Mittelalter wurde die Dienstpflicht der 
Vasallen für so selbstverständlich gehalten, dass dieselbe auch 
später noch eine natürliche Eigenschaft des Lehens bildete, 
welche präsumirt wurde. Schon der juristischen Natur des 
Instituts nach muss man vermuthen, dass es in seinen ersten 
Anfängen ein Dienstverhältniss gewesen sei; für die carolingische 
Zeit giebt zunächst schon der Name Vassus, Gasindus einen 
Anhaltspunkt, der zweifellos die Bedeutung von ;, Diener^ hat. 
Die ausgedehnte Dienstpflicht der Vasallen tritt auch im 9. 
Jahrhundert so bestimmt hervor, dass es schwer verständlich 
ist, wie man dieselbe als Nebensache betrachten kann. In mei- 
nem B.W. 383. hatte ich nachgewiesen, dass die königlichen 
Vasallen zu ungemessenen Dienstleistungen verbunden gewesen 

14* 



seien, und dies namentlich auch hinsichtlich der Kriegsdienst- 
pflicht hervorgehoben. Waitz hatte Yasallität 13. bezüglich 
der ^Stellung^ der Vasallen die Notizen über ihre Verwendung 
zu verschiedenen Dienstleistungen ziemlich vollständig zusam- 
mengestellt, namentlich aber bezüglich des Kriegsdienstes Vas. 
17. gesagt: dass die Stellung der königlichen Vassi es mit sich 
brachte, vorzugsweise und in jedem Augenblick zum Dienst be- 
reit zu sein, dass die allgemeine Verpflichtung wegen der be- 
sonderen Treue, die sie gelobt hatten, noch einen mehr per- 
sönlichen Charakter annahm, wird man nicht bezweifeln können. 
Aber er bezweifelt dies nun doch, indem erV.G. IV. 233. sagt: 
eine besondere Dienstpflicht im Kriege ruhte auf den Vasallen 
als solchen nicht, weder denen des Königs noch andern. Nur 
der Besitz von Land und so auch der von Beneficium begrün- 
dete diese Verpflichtung. Dabei läugnet er zwar nicht, dass die 
Vasallität zu einer gewissen Ergebenheit und Dienst verpflichtete 
(V.6. IV. 232), aber nur die Verbindlichkeit bei Hof zu erschei- 
nen, die Hoffahrt, wird als wahrscheinlich aus dem persönlichen 
Verhältniss der Vasallität hervorgehend bezeichnet. Dagegen 
ist es bei Verwendung zu Botendiensten oder Reisen nicht deut- 
lich, in wiefeme sie durch den Empfang von Beneficien bedingt 
seien (V.G. IV. 231); es gehört nicht zum Wesen der Verbin- 
dung, wenn ein Theil der königlichen Vassi wie die alten Ge- 
folgsgenossen den König umgiebt oder als Leibwache dient; 
und wenn sich Vornehme mit Vasallen umgeben, die ihnen 
Schutz und Hülfe bei. verschiedenen Vorkommnissen gewähren, 
so ist dies eine besondere Anwendung, die sie dem Treugelöb- 
niss geben, und bedurfte ausdrücklicher Festsetzung (V.G. IV. 
232). Die Dienstpflicht der Vasallen wäre hiernach eine reale 
mit einem Beneficium verbundene oder eine durch besondere 
Vereinbarung im einzelnen Fall begründete gewesen. 

Diese Auffassung ist in völligem Widerspruch mit den 
Quellen. Allgemein werden die königlichen Vasallen als dem 
König dienend bezeichnet: C. 811. 7. 173. de vaaallis domimcis 
gut adhttc intra casam serviunt, G. 821. 4.. 231. de vassis noa- 
trü, qui . . nobis asaidue in palaito iiostro serviunt C. 82ö. 



26. 242. Vasst . . . nobis famulantea, G. 864. 4. 489. Vasalli 
nostti nobis et nostrae conjugi famtdantes^ wesshalb sie auch 
Walafrid Strabo (Form. Arv. 3) mit den Gapellanen vergleicht^ 
capellam minores üa sunt sicuti hi quos vassos dominicos gallica 
consuetudine nominamtLS . . . Ueberdiess ist aber auch gaa« all- 
gemein von ihren minüteria die Rede: C. 779. 21. 38. si eomes 
in 9U0 ministerio justitiam non fecerit, missos no^ros in sua 
casa de suo soniare facia£^ usque dum jvstitiae ibidem fcustae 
fuerifU, Et si vassus justitic^m non fecerit, tunc et comes et 
missus ad ipsius casa sedeant, et de suo vivant, quousque justi" 
tiam fecerit.^J G. 800. 81. comitibus seu judicibus et vassis nos- 
tris vicariis centenariis vel omnibus missis noatris et agentibus: 
resonavit, quod non ita obtemperetis pontificibus , . . . necnon in 
vestris ministeriis pontifices . . . talem potestatem habere mm per- 
mittatis .... jubemus^ tU nuUus ex fiddibus nostris . . . «to- 
bedientia parare audeaty de supradictis capihdis seu aliis eru" 
ditionäms ad illorum ministermm pertinentibus. G. 802. 20. 98. 
inquirant inter episcopos abbates sive comites vel abbatissas at^ 
que vassos nostros, qualem concordiam . . invicem habeant per 
singula ministeria. G. 869. 11. 511. ut comites et missi ac vassi 
nostri et ministeriales regni nostri . . , pa^em et justitiam in 
suis ministeriis faciant Die Erklärung, die Waitz Vas. 13, 2. 
versucht, das Wort ministerium beziehe sich zunächst auf die 
Beamten, und werde auf die Vasallen nur angewendet, weil sie 
neben diesen genannt seien, ist ganz ungenügend, da die Vassen 



*) In Ziisammenhalt mit dem unten angeführten C. 869. 11. 511. kann 
diese Stelle nur dahin ausgelegt werden, dass den Vasallen aufgetragen 
ist, in ihrem amtlichen Wirkungskreis ihrer Berufspflicht nachzukommen, 
und es ist darin nicht, wie Waitz Vas. 21. meint, eine Hindeutung auf eine 
den Vasallen zustehende Gerichtsbarkeit über die ihnen Commendirten zu 
sehen. Ebensowenig liegt darin, wie Waitz V.G. IV. 386. behauptet, eine 
Beziehung auf die den Vasallen zustehende Immunität, was ja schon wegen 
der Zusammenstellung mit den Grafen unwahrscheinlich ist. Für letztere 
bedeutet justitiam facere Erfüllung der Amtspflicht, wie aus C. 821. 5. 
230. erhellt: comites . . ad custodiam deputati . . quicumque ex eis in suo 
ministerio residet, de justitia facienda se non excuset . . sed ibi placitum 
teneat et ji48tiHam' faciat 



auf ihre minüteria angeredet und die einzelnen mtnisteria her- 
vorgehoben werden (per singtUa minüteria). Jedenfalls ergiebt 
sich daraus ganz zweifellos, dass bei jedem Yassus eine gewisse 
amtliche Stellung vorausgesetzt wird, wie dies auch aus der 
bekannten Stelle des Astronomus c. 3. Pertz IL 608. erhellt: 
ordinavit . . . per . . . Aquitaniam comites abbates necnon alioa 
plurimos quos vassos vulgo vocant, ex gente Francorum, quorum 
prudentdae et fortitudini nuUi caUiditcUe nuüi.vi obviare fuerit 
tuitrnn, eisque commieit cur am regni prcvi utile judicavit, ßnium 
tuiamen viUarumque regalium ruralem provisionem. Daher ist 
es auch erklärlich, dass sie unter den Beamten genannt sind, 
denen allgemeine Befehle mitgetheilt werden, so die Capitula 
missis data C. 865. 501: omnibua epiecopie, abbatibus, obbaHs» 
sie, comitibiMf et vassis noetrie ; die Bekanntmachung einer Im- 
munitätsbestätigung Roz. 23. (Marc. App. 44) Roz. 26. (Car- 
pent. 30), und Befehle wegen Zahlung der nonae und decimae 
Boz. 355. (Carpent. 6) Bpuq. VI. 487. VIII. 492, und dass sie 
überhaupt mit den Beamten zusammengestellt werden, Brief 
des Hetti an Frothar Bouq. VI. 395: tu . . omnibus abbatibus 
abbatissis comitibus vassis dominicis . . G. 869. 5. 509. ut epis-^ 
cppi comitibus missis et vassis nostris . . . benignitatem . . . m* 
pendant . . similiter comites missi et vassi nostri episcopis et 
presbyteris debitam reverentiam . • . impendant. Wir finden da-* 
her die königlichen Vasallen in der verschiedensten Weise ver- 
wendet. Abgesehen vom Kriegsdienst dienen sie bei Hof: G. 
809. 2. 158. mansionarius . . . (inquisitionemj . . fadat per 
mansiones episcoporum et abbatum et comitum, qui actores non 
sunt, et vassorum nostrorum . . . Hincmar de ordine palatii c. 
27. absque ministeriis expediti milites . . Einhardi Vita Garoli 
c. 19. agmen . . ex satellitum numero ad hocordinati tuebantur., 
ibid. c. 22. aliquando etiam satellitum et custodum corporis tur^ 
bam invitavit . . . ^). Sie finden sich daher auch als Beisitzer 
des königlichen Hofgerichts, so in dem placitum Garls des 
Grossen von 776. Cod. Laur. Nr. 3, Ludwigs des Frommen von 



•) Weitere Belege s. oben S. 212 und B.W. 383. 72. 



838. Tr. Fuld. 513, Carls des Kahlen von 861. Boufl. VIII. 567, 
und 863. Bouq. VII. 297. Häufig dienen sie als missi: C. 817. 
26. 218. vassi vero nostri et minütertales gut missi sunt , . . 
ibid. c. 29. de dispensa missorum dominicorum . . . vasallo 
nostro. Roz, 706. (Carp. 38) guia istos vasaUos . . . mittimus . . 
in fiscum promovendum . . . Bouq. VI. 569. direximus missum 
nostrum H. vasallum . . , und als Beisitzer bei den Gerichts- 
versamralungen d#r Missi, so in den placita bei Vaisette Nr. 5. 
V. 782, Baluze Nr. 16. v. 783, Meichelbeck Nr. 472. v. 824, 
Mabillon Nr.^ 89. v. 853. und 101. von 870. Femer finden 
wir sie verwendet zur Bewachung der Marken, C. 821. 4. 230. 
de vassis nostris qui ad marcam nostram custodiendam constituti 
sunt . . , zur Ableistung eines Eides für den König AnnaL 
Bertin. 865. Pertz I. 468, als Commissäre bei Theilungen des 
Reichs Annal. Bertin. 870. Pertz I. 488. 

Dabei zeigt sich deutlich, dass sich die königlichen Vasal- 
len sämmtlich in der angeführten Weise zu Diensten verwenden 
lassen müssen. Es ergiebt sich dies schon aus C. 807. 3. 149: 
unusquisque missorum . . per singula mtnisteria considerare fa- 
ci€U unum de vasallis nostris^ et praecipiat de verbo nostro, ut 
cum illa minore manu . . . veniant^ et eos 2>ost rios pacifice ad" 
duc(H, da hier die Missi angewiesen sind, irgend einen der kö< 
niglichen Vasallen auszusuchen und ihm den befohlenen Dienst 
aufzutragen. Ebenso ist C. 817. 8. 215. den Missi gestattet, 
könighche Vasallen zur Aufsicht beim Brückenbau zu verwen- 
den: missi nostri per singulas civitates una cum episcopo et co- 
mite missos vel nostros homines ibidem, commanentes eligant, quo- 
rum curae sie pontes per diversa loca emendare .... Wir ha- 
ben aber überdiess in den Briefen Einhards Nr. 20. und 21. 
Bouq. VI. 373. noch zwei Originalbefehle Ludwigs des From- 
men,^) aus denen das Verhältniss ganz klar wird. In dem einen 
wird H. angewiesen, einen seiner Söhne, die königliche Vasallen 
waren, den er für den passendsten erachte, bereit zu halten. 



'') Diese beiden Briefe sind von Ludwig dem Frommen, nicht wie 
Waitz IV. 231, 1. angiebt, von Einhard. 
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damit er alp Courier nach Tours dienen könne, in dem andern 
wird dem T. eröffnet, dass er demnächst einen ähnlichen Auf- 
trag erhalten werde, wobei sich aus den Briefen ergiebt, dass 
die betreffenden Vasallen nicht am Hoflager sich befanden. Es 
kann unter diesen Umständen nicht bezweifelt werden, dass 
dem König die freie Disposition über die Dienste aller könig- 
lichen Vasallen sowohl der am Hofe dienenden als der im Lande 
zerstreuten zustand. t 

In ganz gleicher Abhängigkeit standen die Vasallen der 
geistlichen und weltlichen Senioren. Auch sie werden als die- 
nend bezeichnet, Urk. v. 843. Neugart 305. vasaUt autem mei 
, . , S. tixori meae serviant tempus vitae suiie, und in ganz 
gleicher Weise wie die königlichen Vasallen zu den verschie- 
densten Dienstleistungen verwendet. Im allgemeinen erhellt 
dies schon aus C. 803. 4. 119: de hominibua comitü caaaHs . . 
sunt excipiendi . . duo qui dimtssi fuerunt cum uxore iüius , et 
alii duo^ qui propter ministerium ejus custodiendum et servüium 
nostrum faciendum remanere jussi sunt. Noch ausführlicher 
heisst es C. 817. 27. 218: u>t vassi nostri et vassi episooporum 
abbatum abbatissarum et comitum, qui anno praesente in hoste 
non fuerunt, heribannum r ewadient , eicceptis his qui propter ne- 
cessarias causas et a . . Karolo constituJtas dornt dimissi fuerunt, 
i, e, qui a comite propter pacem conservandam et ab episcopo 
vel abbate vel abbatissa similiter propter pacem conservandam et 
propter fruges coUigendas et familiam constringendam et missos 
recipiendos dimissi fuerunt. Wir sehen daher die Vasallen als 
Hausgenossen ihres Senior. So erwähnen die^Stat. Corbeiensia 
V. 822. L 1. (Gu6rard Irminon p. 307) im Kloster eine casa 
vasaUorum, der zwei Diener beigegeben sind; auch Concil. Ga- 
biion. U. V. 813. C. 63. nuUus vassus abbatissae nee minister,., 
claustra anciUarum dei ingrediatur, nisi . • . necessitas operandi 
incumbit . . setzt ein ähnliches Verhältniss voraus, und Bischof 
Aldrich sagt in seinem Testament Gesta c. 36. (Bai. Mise. III. 
85) ausdrücklich: vasaUis et capellanis sive servientihus qui do~ 
mino nobisque in nostra mansitmcula militare videntur. In C. 
876. 13. 531. ist als Kegel vorausgesetzt, dass Bischöfe und 
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Grafen Vasallen in ihren Wohnungen haben: ut episcopi et co- 
TT^Uea in suis ministeriis commorantes in suis covisistant domibus 
cum suis vasaUis, neque praesumant occasione ospitii in pau- 
perioris . . domo comnwrari . . . Wie die königlichen Vasallen 
werden »sie als Missi ihrer Herrn verwendet: PoJypt. Rem. c. 4. 
(Gu6rard Irmin. p. 289) ordinante H, archiepiscopo venerunt 
ejus missi , . , , L. presbyter , , et , D , vasaUus ejusdem epis* 
copi . . . P6rardp. 150. v. 870. coram missis . . Isaak . . epis^ 
copi B . . abbate et B. atque M, vasallis ipsius . . . ; sie lei- 
sten gerichtliche Eide für ihre Herrn C. 884. 4. und 11. 552, 
werden an seinen Hof befohlen, Resp. Hincmari (L.) (Sirm. U. 
611): fliwm suum, quem mihi commendaverat^ cum praecepissem 
ipsi cum cdiis meis qui de eodem pago suntj meas tenere man- 
sioneSy ad tenendas mansiones B. episcopi miserat, et dum per 
ipsam pergerem rnUam, neque idem filius suus in praesentiam 
meam venire digfiatus fuerit . . . ^ und müssen bei seinen pla- 
cita erscheinen, Resp. Hincmari (Simi. IL 611.): B . , nee ad 
uUa placita de cansideratione mearum necessitatum , ad quae mei 
alii homines venerant, ipse venerat , . . Ebenso werden sie in 
der Begleitung des Herrn mitgenommen, Resp. Hincmari (Sirm. 
n. 611): dum . . rex meOottiam suo in missatico vnisisset, sine 
mea licentia . . reverstis est, und müssen sich von ihm in Auf- 
trägen versenden lassen, Resp. Hincmari (Sirm. IL 611): Gri- 
vonem . . et Beraldum . . Bomam m^onueram esse mittendos . . 
quodam die . . veniente Orivone , . missizticum verbotenus in^ 

junxerim^ et literas eidarevolens suas retraxerit manUrS 

cui responderem, quia nihil abhinc ex hoc Uli discrederem , nee 
aliquid adverstts eum motionis abhinc höherem, et si ille deo pro* 
pMante sanus abiret et rediret, suum servitium iUi promeriturus 
essem, et eum ab illis itineribus quanium possem requiescere per- 
mitterem ... Es findet sich sogar angedeutet, dass solche Ver- 
sendungen zu Gelderpressungen der Herrn gegen den Vasallen 
benutzt werden konnten. 

Diesen zweifellosen Zeugnissen gegenüber kann die all- 
gemeine Behauptung von Waitz (Vas. 50), dass nur einzelne 
Vasallen im persönlichen Dienst des Herrn erschienen, der aber 
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keineBwegs die Regel sei, um soweniger Berücksichtigung fin- 
den, als sie ohne allen Nachweis gelassen ist. 

Mit dieser Dienstpflicht hängt es zusammen, dass die Va- 
sallen von Seite ihres Senior unterhalten werden. Was die 
königlichen Vasallen betrifft, so ist es keinem Zweifel unter- 
worfen, dass die am Hofe dienenden, die nicht ein mit beson- 
deren Einkünften verbundenes Amt bekleideten, Unterhalt und 
jährliche Geschenke erhielten. Hincmar de ordine palatii c. 22: 
necnon et de donia annuia militum ahsque cibo et potu vel equia 
ad reginam praecipue . . , pertinebat, c. 27: ut absque ministe" 
riis expediti müitea antepoaita dominorum benignitate et sollt- 
eitudine, qua nunc victu nunc vestitu nunc auro nunc argento 
modo eguis vel caeteris omamentis, interdum specialiter cdiquando 
prout tempus ratio et ordo condignam potestaiem administrahat^ 
sa^pius porrectis . . . Ich beziehe! darauf das Amt des Imbre- 
viator stipendiorum regalium, welches in dem Conventus epis- 
coporum apud Carisiacum v. 868. (Hard. V. 731) erwähnt ist 
Der Presbyter Willibert, der zum Bischof von Chalons designirt 
war, antwortete auf die Frage nach seiner bisherigen Beschäf- 
tigung: Imbreviator sive descriptor stipendiorum regcMum et re- 
lator a domno rege sum constitutus . . . und dann: sed ut pra^- 
fatus sum^ descriptor et relator solummodo stipendiorum regalium 
. . . wobei dann noch eine urkundlich ausgestellte Decharge 
des Königs über seine Amtsführung vorgelegt wurde. 

Für die Vasallen der ünterthanen ergiebt sich dasselbe 
aus dem Testament Aldrichs, der in der oben S. 216 citirten 
Stelle einen Theil seiner Getreidevorräthe zum vorläufigen Un- 
terhalt seiner Hausvasallen bestimmt, und aus den Statuta Cor- 
bejensia, in denen bei dem Etat für die Bäckerei auf die Va- 
sallen ausdrücklich Bücksicht genommen ist: I. 6. in isto nu- 
mero ponendi sunt omnes qui panem frcUrum accipiunt .... si- 
militer de vasaUis nostris . . . quod . , . de annona venire debetj 
sub hos divisiones . . . invenire po^se speramus : . . prima fa- 
mulorum . . vel matriculariorum . . secunda fratrum^ tertia va- 
aaUorum ... Es gab eigne Vasallenbrode, die als Modell an- 
geführt werden: I. 2. intsr dnos (provendarios) panis imus va- 
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sallorum, talia qui fiunt ex modio uno triginta; I» 4. . . ad ho^ 
spücdem de frumento . . panes 5 qualea vasaUi accipiunt . . . ^ 
und wir finden selbst far die Krankheitsfälle der Vasallen ge- 
sorgt: IL W^de 370 (pords) inde debet ceUerarius omnia pro" 
mdere, quantum ad camem pertinet , infirmis vasallia ' et cetera 
... Es bildet diess "einen bestimmten Anhaltspunkt zur Beur- 
theilung der Beneficienverleihung. Nun wird es erklärlich, dass 
Vasallität und Beneficium noch getrennt sind, dass es Vasallen 
ohne Beneficien giebt. Wie bei den am Hof dienenden Va- 
sallen die Verleihung eines Beneficiums die Ausnahme bildet, 
C. 811. 7. 173. de vassis dominicis, qui adhuc intra casam ser- 
munt, et tarnten benefida habere noscuntur, so tritt bei den aus- 
wärts wohnenden Vasallen das Beneficium an die Stelle des 
persönlichen Unterhaltes. 

Als eine Folge des Vasallenverhältnisses erscheint endlich 
noch die defensio, in welcher der Vasall steht, und die der 
Herr zu leisten schuldig ist, wobei Unterlassung der betreffen- 
den Pflicht selbst ein Grund zur Auflösung des Verhältnisses 
sein sollte. C. dl 7. 2. 196: quinto capüulo, st senior vasaUi 
8ui defenaionem facere potesf, . , . et non fecerit . . Es war 
dies nicht eine blos allgemeine Verpflichtung, wie die Lehen- 
protektion in dem späteren Lehenrecht, sondern eine in be- 
stimmten concreten Verhältnissen hervortretende. Der Vasall 
stand in einem dem Familienschutz ähnlichen Veriiältniss zum 
Senior; Beleidigungen des« Vasallen galten als dem Herrn an- 
gethan, und dieser konnte solche als ihn persönlich berührend 
verfolgen. Für die königlichen Vasallen ist dies nicht nur aus 
den wiederholten Vorschriften über die ihnen zu erweisende 
Ehre ersichtlich, C. 802. 10. 104. ut vassi et austaldi nostri in 
vestria ministeriis aicut decet honorem et plenam justitiam hahe- 
ant; C. 807. 9. 151. de vassis regalibus %U honorem habeant et 
per se aut ad nos atU ad filios nostros caput teneant (nach 
Waitz Vas. 19. bedeutet dies ;,den ersten Platz einnehmen**); 
C. 823. 13.. 233. His vero qui se nobis commendaverunt , . . 
volumus specialiter hoc honoris privilegium concedere; C. 825. 
26. 246. Vassi quoque nostri nobis famulantes volumus ut con- 
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dignum aptid omnes haheant honorem sicut a genitore nostro et 
a nohis aaepe admonitum est; C. 864. 4. 489. volvmuB . . vi 
viMcdli noatri nohis ^ nostrtte conjugi famulantes condignum 
aptid omnes honorem haheant . . . ^ sondern auch ausdrttcldicfa 
ausgesprochen: C. 884. 11. 553. si autem (vassi dominid) quae 
supra dixtmus despexerint et nuUo modo emendare voluerint et 
in contemtu permanentes ibi occisi fuerint, nuUam contra ipsos 
gut eos occiderunt, iracundiam tenebimus ungnam, Quod si ali^ 
guis parentum out amicorum eorum inde faidam portare volue- 
rint . . . 

Es entsteht hier vor allem die Frage, ob ihnen ein höhe- 
res Wergeid zugekommen sei. An sich sprechen allgemeine 
Gründe für die Bejahung. So wie alles was den König umgab, 
besonders geehrt war, wie sein Stier und sein Knecht höher 
gebüsst werden, als die anderer Leute, so waren alle in ntiie- 
rer Verbindung mit dem König Stehenden durch Erhöhung des 
Wergeides ausgezeichnet. So wird die Verletzung Hül&bedttrf- 
tiger, die unter Königsschutz gestellt sind, in der meroTin- 
gischen wie in der carolingischen Periode höher gebässt,') und 
alle im Auftrag des Königs handelnden Personen, nam^tlich 
auch die Missi, haben unter den Merovingem wie unter den 
Garolingern ein erhöhtes Wergeid. ^) Die Stellung der könig- 
lichen Vasallen in der nächsten Umgebung des Königs und der 
königlichen Familie, die Verwendung derselben im persönlichen 
Dienst des Königs und zu wichtigen amtlichen Verrichtungen 
macht es daher von vornherein sehr wahrscheinlich, dass ihnen 
ein höheres Wergeid zu Theil geworden sei, wozu sowohl ihre 
Stellung am Hof als ihre amtliche Stellung die Grundlage ab- 
geben konnte; da indessen ein direkter Nachweis nicht vorliegt, 
so stellte ich die Sache hypothetisch, und berief mich darauf, 
dass in G. 811. 1. 169. der Angriff auf einen Vassus dem auf 



") Tödtang einer unter Ki^nigsschutz stehenden Frau durch Kindesab- 
treibung wird mit 1200 Sol. gebüsst, Const. Chodov. c. 7. Pertz lY. ö. 
Auf die Tödtung des Schutzjuden ist Notae Tiron. c. 32. und 38. eine 
Strafe von 10 Pfd. Gold gesetzt. 

*) S. B.W. 122. 45. und Waitz Y.G. m. 379. 
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einen Missus gleichgestellt sei. Diese Auslegung erklärt Waitz 
(Vas. 51) für ein gänzliches Missverständniss. ^^) Die Stelle 
lautet: ßi quis super missutn dominicum cum collecta et armia 
venerü, et missaticum injunctum contradixerit , et hoc ei adpro^ 
batum fuerüj quod ae sciens contra mtssum dominicum ad re- 
sistendum venisaet, de vita componctt, et si negaverit^ cum 12 
suis juratoribus se idoneare studeat^ et pro eo quod cum collecta 
contra missum dominicum armatus venerit ad resistendum, ban- 
num dominicum componat, Simili modo domnus Imperator de 
suis vassis judicavit Et si servus hoc fecerit^ disciplinae cor- 
porali subjaceat. Nach der Meinung von Waitz soll diese Stelle 
nicht die Bestimmung enthalten, dass ein Angriff auf einen 
Yassus dem auf einen Missus gleichgesetzt sei, sondern, dass 
ein Yassus für einen Angriff auf den Missus ebenso bestraft 
werden solle wie andere Leute. Allein das gänzliche Missver- 
ständniss .liegt nicht auf meiner Seite. Zweifellos war nämlich 
nach den Grundsätzen des fränkischen Bechtes das Strafmass 
bei öffentlichen und Privatstrafen für alle Freien ohne Unter- 
schied des Banges und Standes das gleiche; die öffentlichen 
Strafen waren absolut gleich, die Privatstrafen modificirten sich 
nach der Person des Yerletzten, nicht des Thäters. Dabei ver- 
stand es sich von selbst, dass alle Strafbestimmungen auf alle 
freien Unterthanen Anwendung erlitten. Dagegen war die Straf- 
art für Unfreie in der Begel eine andere als für Freie, indem 
Yerstümmelung oder körperliche Züchtigung an die Stelle der 
Geldstrafen trat. In den Gesetzen der merovingischen Periode 
sind die Bestimmungen in der Art getroffen, dass zuweilen die 
Freien für sich allein genannt sind , in der Form si quis inge- 
nuusy so Sal. 20. si quis ingenuus; Rip. 1. si quis ingenuus, 
oder im Gegensatz zum servus Sal. 25. 1 . si quis ingenuus . . • 
3. si servus . . . oder in der Form si quis, z. B. Sal. 1 — 9. 
18. 19. 27—34. Bip. 8. 30. Baj. IIL 1. 1, worunter immer nur 
Freie verstanden werden; häufig aber ist dem si quis der sei*- 



^®) Ea war dazu um so weniger Veranlassung, als meine Auslegung 
die übliche war; s. Du Gange s. y. Vassi (VI. 741). 
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VHS entgegengesetzt, Sal. 11. 1. at quis servum . . . furaverü... 
2. 81 servus aut andüa cum ipso ingenuo . . . Rip. 17. 1. si 
quta hominem, . . , 2. st servus hoc fecertt . . . ebenso Baj. II. 
1. 2. VI. 2. 1—3. VII. 1. 2. und öfter. Völlig gleichen Sprach- 
gebrauch finden wir in den Capitularien;* hier stehen die Freien 
allein, z. B. G. 811. 3. 169. si quis liber hämo . . . oder im 
Gegensatz zum sermis C. 809. 3. 158. si liber homo . . . si au-- 
tem servus . . . C. 817. 18. 213. quicumqiLe Über , , . si vero 
servi . . . C. 860. Pertz III. 475. si liber est . . . si servus . . . 
Häufig steht si quis allein, worunter dann nur der Freie ver- 
standen wird, so C. 801. 4. und 7. 84. C. 803. 2. 113. C. 817. 
6. 211; endlich si quis dem servus entgegengesetzt, so in dem 
erwähnten Capitular 811. 2. 169; Si quis domum . , . fregerit . . 
sivero servus hoc fecerit . . In allen diesen Fällen versteht es sich 
ganz von selbst, dass die getroffenen Bestimmungen auf alle 
Freien sich beziehen, ebenso, dass für Unfreie, wo nicht eine 
besondere Festsetzung für sie erfolgt, die Strafbestimmung nach 
den allgemeinen für sie zur Anwendung kommenden Regeln 
sich modificirU") Dass nun in der vorliegenden Stelle C. 811. 
1. 169. für die Knechte eine besondere Strafbestimmung ge- 
troffen, ist schon dadurch erklärlich, dass die betreffende Vor- 
schrift auf sie gar keine Anwendung leiden konnte, da Knechte 
weder Fidhelfer haben noch in die Zahlung des Bannes ver- 
urtheilt werden konnten, vielmehr körperlich gezüchtigt wur- 
den, wie ja das gleich folgende c. 4. sagt: et pro banno dis- 
ciplinae carporcUi subjaceat. Die Bestimmung über die Knechte 
beseitigt also keineswegs die Zweifel an der von Waitz ver- 
suchten Auslegung. Diese sind um so dringender, als densel- 
ben der constante Sprachgebrauch entgegensteht, wonach unter 
si quis . . oder si quis ... im Gegensatz zu den Unfreien im- 
mer die Gesammtheit der Freien verstanden wird. Dass Straf- 
bestimmungen wegen Verletzung der öffentlichen Ordnung durch 
Angriff gegen einen Missus auf Vasallen Anwendung erlitten. 



^M Sine solche allgemeine Regel ist z. B. Sal. 40, s. auch Wilda Str. 
R. S. 660. 



war ohnehin selbstverständlich, und brauchte nicht besonders 
ausgesprochen zu werden. In dieser Stelle ist also nicht eine 
Unterwerfung der Vasallen unter die allgemeinen Gesetze son* 
dem eine Ausdehnung des den Missi gewährten besondern 
Schutzes auf die Vasallen ausgesprochen/^) 

Die Gleichstellung der Vasallen mit den Missi gewährt, 
wie ich dies auch hervorgehoben, keinen direkten Nachweis des 
erhöhten Wergeides, es macht die Sache nur wahrscheinlich. 
Einen viel bestimmteren Anhaltspunkt können wir indessen in 
der Lex Ghamavorum erkennen, welche dem homo Francua ein 
dreifaches Wergeid und entsprechende Busse zuschreibt, c. 3, 
17 — 20. Neuerdings haben sich Pardessus, Pertz, Gaupp und 
Zöpfl dafür erklärt, dass darunter der Antrustio zu verstehen 
sei. Waitz, der V.G. IL 233. n. darin nur einen Franken „in 
einem bestimmten Verhältniss zum Könige sehen wollte, schliesst 
sich V.G. IV. 276. n. nun auch dieser Meinung an, indem er 
sagt, dass die Busse an den König falle, spreche am meisten 
dafür, mit Pertz an den Antrustio zu denken. Diese Annahme 
steht freilich mit der so ängstlich durchgeführten Behauptung, 
dass die Antrustionen als Umgebung des Königs von den Va- 
sallen sich unterschieden hätten, in vollem Widerspruch, da in 
dem Gesetz vorausgesetzt ist, dass der homo Francus im Gha- 
maverland wohne, indem von seiner casa und curtts gesprochen 
wird. Wir werden aber den homo Francus um so mehr für 
den Vasallen halten dürfen, als diese mit den Antrustionen, 
wie unten gezeigt wird, identisch sind, und die carolingische 
Verfassung neben den Unterthanen nur Vasallen kennt. 

Wie bei den königlichen Vasallen der Schutz in der be- 
sonderen ihnen zugeschriebenen Ehre dem erhöhten Wergeid 
und der persönlichen Vertretung durch den König hervortritt, 



^^) Waitz selbst nimmt die Möglichkeit einer erhöhten Composition 
der Vasallen an, indem er V.G. IV. 276. 1. sagt, in Cap. 768. 7. quicum- 
que . . super suum paretttj dum ad nos fuerit aliquid abstraxerit aut ex- 
fortiaverit, secundum suam legem tripUciter componat sei vielleicht von 
Vasallen des Königs die Rede. 



80 zeigt er sich bei den Vasallen der geistlichen und weltlichen 
Senioren darinn, dass diesen bei Tödtung ihrer Vasallen das 
Fehderecht in demselben Umfang wie den Verwandten zusteht. 
C. 811. 6. 170. si vero adeo conienderit, vi ibidem interfechia 
ait, incompositus jaceat, et neque senior neqtie jpropinqutta ejus 
pro hoc nuUam faidam portet . . et si fecerii, nobis et populo 
nostro inimicus annotetur . . . C. 850. 3. 405. et si aliguis ejus 
(eines Räubers, der getödtet worden) senior ata propinquus 
propter hoc mndictam facere conatus fuerit. Der Senior konnte 
daher nicht nur, wie sich aus Roz. 469. (Bign. 8) ergiebt, we- 
gen Tödtung seines homo vor dem Volksgericht Klage stellen, 
sondern er erhielt auch das fttr den getödteten Vasallen be- 
zahlte Wergeid, wie wir aus Roz. 467. (Lindenbr. 124) ent- 
nehmen, wo der Bischof, der wegen Tödtung seines homo klagt, 
nach Zahlung des Wergeides Sicherheit leistet: nt si postea 
aliguis . . . ipsum hominem de hoc homicidio . . . remaUare 
voluerity ipse mox episcopus vel svccessores ipsiua seu agentes 
ejvSf qui hanc compositionem accipere visi sunt, ipsum hominem 
contra quendibet defensare faciant, et si hoc facere non potue* 
rintf restituere coffantur ei tantum qvxmtum dedit. 

In enger Verbindung damit steht es, dass "dem Senior eine 
gewisse Cognition in den Angelegenheiten seiner Vasallen und 
eine gerichtliche Vertretung derselben zukommt. Im Mittel- 
alter ist das Lehensgericht das competente Forum für alle 
Lehensstreitigkeiten der Lehenspersonen, und der Herr ist ihm 
daher eben so gut unterworfen wie der Mann (Homeyer Lehen- 
recht S. 563). Im 9. Jahrhundert hat sich ein besonderer Ge- 
richtsstand für vasallitische Verhältnisse noch nicht ausgebildet, 
und dem Senior als solchem steht daher keine Gerichtsbarkeit 
über seine Vasallen zu; dagegen hat der Senior eine gewisse 
Gewalt über den Vasallen, die sich nicht auf die dem Vasallen- 
nexus entspringenden Verhältnisse beschränkt, sondern auf alle 
Rechtsverhältnisse des Vasallen sich erstreckt. 

Dass die königlichen Vasallen einen privilegirten Gerichts- 
stand der Person nicht hatten, ist zweifellos, da ihre Unter- 
werfung unter das Grafengericht ausdrücklich ausgesprochen 
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ist. C. 78L 13. 41. C. 802. 10. 104. C. 825. 1. 248. Sie unter- 
lagen daher in Sachen des Privat- und Strafrechts der Juris- 
diction der Landesgerichte, wobei wegen ihrer nahen Verbin- 
dung mit dem König eine persönliche Aufsicht desselben her- 
vortritt, so C. 825. 1. 248: quod st non audierü, nohis innotes- 
catuTj antequam in vincuUs mittatur. Dabei konnte man sich, 
wie sich aus Roz. 420. (Bai 8) ergiebt, vor Anstellung der 
Klage mit Beschwerden über den Vasallen an den König wen- 
den. Dagegen waren in der fränkischen Monarchie die speciell 
dem Vasallennexus entspringenden Verhältnisse der königlichen 
Vasallen der Cognition der Gerichte entzogen. Diess ergiebt 
sich schon aus der exemten Stellung des Königs, der zwar vor 
den Gerichten klagte, wie in den Verhandlungen Beyer Nr. 27. 
und 37, aber, wie ich B.W. 222. 95. nachgewiesen habe, nicht 
verklagt werden konnte, indem derjenige, der sich beschwert 
glaubte, auf den Petitionsweg verwiesen war, worauf entweder 
sofort verfügt oder eine Commission niedergesetzt wurde, welche * 
die Sache öfter an Ort und Stelle mit Vernehmung von Zeu- 
gen prüfte, und dann an den König zu dessen Entscheidung 
berichtete. Wir haben in unsern Urkundensammlungen meh- 
rere Fälle dieser Art, z. B. die Untersuchung der Missi über 
die Villa Caladio Gallia Christ. I. 106. v. 780, und den Bericht 
der Missi darauf Martene et Durand Coli. ampl. I. 42; ferner 
die Untersuchung über eine von S. Gallen angesprochene villa. 
Neugart 208. u.a."*) Keinenfalls konnten also gegen den Kö- 
nig als Senior Ansprüche der Vasallen aus dem Vasallenver- 
hältniss gerichtlich geltend gemacht werden. Ebensowenig fin- 
den wir aber umgekehrt, dass die aus dem Vasallenverhältniss 
entspringenden oder mit demselben in Verbindung stehenden 
Beziehungen dem Vasallen gegenüber gerichtlich geltend ge- 
macht wurden, vielmehr verfügte der König in solchen Fällen 
bezüglich der Person kraft seiner Disciplinargewalt, hinsichtlich 



"») In Italien dagegen hatte der Fiscus, dem langobardischen Recht 
entsprechend, seinen Gerichtsstand vor den Landesgerichten, s. z. B. Plac. 
V. 806. Muratori Ant. I. 973. 

Roth, FeudalitSt u. Unterthaneuverbaud. 15 
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der Beneficien als dominus, ohne dass gegen diese Entschei- 
dung Beschwerde bei den Landesgerichten hätte geführt wer- 
den können, wie dies für die Vasallen der geistlichen und weit 
liehen Senioren bestimmt war, indem die exemte Stellung des 
Königs entgegenstand. Ob für Streitigkeiten der königlichen 
Vasallen unter sich über vasallitische und Beneficialverhältnisse 
eine gerichtliche Verhandlung in Aussicht genommen war, oder 
ob auch hier die Entscheidung ausschliesslich vom König als 
Senior ausgieng, lässt sich aus unseren Quellen nicht mit Be- 
stimmtheit entscheiden, da die Bestimmung C. 768. 9. (Pertz 
IV. 14): de Ulis beneficiia unde intentio est, volumus vi ipsi eos 
habeant, quibus antea dedimtis nicht noth wendig auf die Zu- 
lässigkeit gerichtlicher Verhandlung zu deuten ist. 

Die Vasallen der geistlichen und weltlichen Senioren waren 
wie die königlichen Vasallen der Jurisdiction der Landesge- 
richte unterworfen, und nur darinn tritt ihre Abhängigkeit her- 
vor, dass wer einen Anspruch gegen einen Vasallen verfolgen 
wollte, zunächst an den Senior sich zu wenden hatte, um durch 
diesen aussergerichtliche Befriedigung zu erhalten, C. 823. 13. 
233. et de illorum liberia homtnibits qui eis commendati sunt... 
si quid ab eis quaeritur^ primum senioribus eortim admoneantur, 
ut jusHtiam quaerentibus faciant; et si ipsi facere nolv^rint, le- 
galiter distringantur^^) Wir haben noch zwei Formeln, Roz. 



^') Die Bestimmung dieses Capitulars, dass die im königlichen Dienst 
befindlichen PrivatvasaUen nicht gerichtlich in Ansprach genommen werden 
können, ist nicht, wie Waitz (Vas. 20) meint, als ein Vorrecht der Vasallen 
anzusehen, da der königliche Dienst wie nach älterem Recht (Maurer Ge- 
richtsverfahren S. 57. und Waitz V.G. IL 33) so im 9. Jahrhundert eine 
allgemeine Entschuldigung (simnis) bildete : Ansegisi App. III. c. 4. Pertz m, 
325. de causa B, , , ut ei liceat hie in palatio sacramentum suum jurare, 
quia propter nostrum servitium sibi constitutum pla^itum intra patriam 
observare non licuit; C. 855. 2. 436. quod si in his tribus placitis . . ve- 
nire neglexerit excepto servitio regis aut inevitabüi necessitate. Daher 
wurden Eide erst 40 Nächte nach der Niederlegung der Waffen , scafüegi 
oder bannus rescissus, geschworen, C. 829. 14. 352, worauf Roz. 479. (Marc. 
App. 2) in 40 noctes in proximo mallo post bannum rescissum allerdings 
zu beziehen ist. Der Grundsatz findet sich noch Sachs. Lehenr. 4. §.1: 
ses wehen vore und ses wehen na säl he des rihes vrede hebben unde 
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427. 428. (Bai. 3. 4), in denen ein Senior fQr seinen homo ei- 
nen andern Senior ersucht, dass er seinen Vassus zur Erflll- 
lung gewisser Verbindlichkeiten anhalte. Es scheint als eine 
Pflichtverletzung betrachtet worden zu sein, wenn der Vasall 
auf derartige Vorstellungen seines Herrn nicht einging, da in 
der Responsio Hincmari (Sirmond IL 611) dem Vasallen Rage- 
nardus vorgeworfen wird : justitiam de suis gut de iüo reclama" 
bant hominibus välanis r edder e unguam noluerit. Ueberdiess 
war aber den Senioren eine gewisse Strafgewalt tiber ihre Va- 
sallen eingeräumt ; denn sie haben sie nicht nur unter gewissen 
Voraussetzungen zur Bestrafung vorzuführen: C. 855. 4. 424. 
81 atUem aUeriua homo fuertt, senior cujus homo fueritj tUum 
regi praeaentet . . . C. 866. 10. 505. et liberum armtscara . . 
ante noa a suis senioribus dirigatur . . . C. 883. 3. 550. is cu- 
jtis homo eam fecerit, eum ad legalem emendationem in prae^ 
sentiam nostram adducat . . . ^ sondern auch selbst gegen sie 
zu verfügen: C. 806. 146. quatinus absentia domini locum non 
del hominibus ejus mala faciendi; C. 825. 17. 245. senior si 
talem secum dtixerit, quem aut constringere noluit aut non po- 
tutt, . . si ante eum . . non admonuerit et . * , eum con-igere 
neglexerit . . . C. 853. 13. 425. vt in seniore hoc sie emende- 
mtts, quatinus hom,ines suos in potestate habecU . . . C. 855. 6. 
434. unumquemque aeniorum hominum soükitudinem gefi'ere, ne 
solit-am rapinam paJtprare praesumant . . C*^>866. 10. 505. quod 
si clamor ad aeniores venerit, * et ipai tcUia non emendaverint, 
tunc horum aeniores ipsam compositionem faciant .... 

Während so für die Qesammtheit ihrer rechtlichen Be- 
ziehungen zum Staat und zu Dritten die Vasallen in einer ge- 
wissen Abhängigkeit von ihren Senioren standen, .wobei gleich- 
wohl die Competenz der ordentlichen Gerichte erhalten blieb, 



8C?Mcht rowe, so deU ime nen ain herre to Unrechte degedingen (zu Gericht 
laden) ne mach. Es war diess ebenso im langobardischen Becht bestimmt, 
Aist. c. 21. V.6. II. 471. hatte übrigens Waitz selbst angenommen, dass 
das Aufgebot zum Krieg für gerichtliche Handlungen einen gültigen Auf- 
schub gewähre, was er nun V.G. IV. 466. für die carolingische Periode in 
Abrede zieht. 

15* 
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waren sie rücksichtlich der aus dem Vasallennexus entspringen- 
den Verhältnisse in viel grösserer Abhängigkeit von ihrem Se- 
nior. Die Vasallen der geistlichen und weltlichen Senioren 
waren allerdings schon im 9. Jahrhundert in ihren Rechten 
gegenüber dem Senior geschützt, indem ihnen theils, wie oben 
S. 210 gezeigt, unter gewissen Verhältnissen die einseitige Auf- 
lösung der Verbindlichkeit gestattet, theils die Erhaltung der 
bisherigen Uebung garantirt wurde. C. 862. 3. 486. oben S. 
193; C. 869. 2. 511. jubemus^ vi vaaaUi episcoporum, abbatum 
atque abbatissarum atque comitum et vassorum nostrorum talem 
legem et jiiatitiam apud senior es suos habeant , sicut eorum an" 
tecessores apud illorum antecessores tempore antecessorum habue- 
runt, Et 81 aliquis episcopus . . suo homini contra rectum et 
justüiam fecerity et se inde ad nos reclamaverit, sciat, quia sicut 
ratio et lex atque justitia est j hoc emendare faciemus. Allein 
wie sich schon aus dieser Stelle ergiebt, stand bei Differenzen 
die Entscheidung zunächst dem Herrn zu; in welchem Umfang 
diess stattfand, ersehen wir aus der Vertheidigungsschrift Hinc- 
mars (L.). Der eine seiner Vasallen, Grivo, war beschuldigt 
gesagt zu haben, dass seine Sendung nach Rom nur den Zweck 
habe, Geld von ihm zu erpressen. Grivo läugnete eine solche 
Aeusserung gethan zu haben, und erbot sich gegen seinen 
Herrn zum ßeinigungseid : Sirm. U. 612. negaverit, qiu>d nun- 
quam illud diceret, nunquam cogitaret, et precatus fuerit^ ut li^ 
ceret inde se sacramento purgar er . . . Später, als er sich einem 
Missus des Hincmar mit gewaffneter Hand widersetzt hatte, 
per wadia emendaverit, quod misf actum habebat ^ mandaveritque 
mihi, se veUe ad meam venire mercedem et sustinere qualetn Uli 
commendassem harmiscaram . . . Von dieser Entscheidung des 
Herrn stand dann dem Vasallen eine Berufung an die öffent- 
liche Gewalt zu, wobei jedoch die erstere vorausgesetzt wurde: 
C. 869. 2. 511. et si aliquis . . suo homini contra rectum et 
Justitium fecerit.^*) Im Jahre 848 gaben die Differenzen in 



^*) Waitz sah Vas. 2'2. darinn eine gerichtliche Gewalt der Senioren 
angedeutet, scheint jedoch nach V.G. IV. 391. nun anderer Meinung zu sein. 
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dem Bisthum Mainz Veranlassung zu einer Entscheidung in 
einem königlichen placitum: Ann. Fuldens. 848. Pertz 1. 365. 
placitum hahuity . . in quo , . homdnes . . Rabani eptscopi ad- 
versus dominum suum conspirantes publice convictos cum eo päd' 
ficavit . . 

Wie rücksichtlich ihrer persönlichen Beziehungen zum Se- 
nior so waren die Vasallen der geistlichen und weltlichen Senio- 
ren auch in ihren Rechten an verliehenen Beneficien durch die 
öffentliche Gewalt geschützt Es wurde ihnen nicht nur, wie 
oben S. 228 gezeigt, die bisherige Uebung garantirt, und die 
Gesetzgebung für königliche Vasallen auf sie ausgedehnt, son- 
dern es wurde auch, wie oben S. 190 erörtert, namentlich hin- 
sichtlich der Beneficien das Recht der Berufung an die öffent- 
liche Gewalt aufrecht erhalten. Denn auch von Seite der kirch- 
lichen Behörden war nicht bestritten, dass Vasallen wegen Ent- 
ziehung ihrer Beneficien sich beschweren könnten, und es wurde 
nur die Competenz des königlichen Hofgerichts geläugnet, weil 
man überhaupt keine weltliche Jurisdiction über Geistliche an- 
erkennen wollte.*^) 

Dagegen wird der Versuch Hincmars von Laon, ein Lehens- 
gericht der späteren Art zu constituiren , ausdrücklich für un- 
gesetzlich erklärt. Libell. expostul. c. 4. Mansi XVI. 585. rex 
mandavit ut ipsis hominibu^ sua beneficia tenere permitteret, uS' 
que dum juste . . causae . . . diffinirentur, Isdem autem sine 
m/isso regia vel metropolitani absentibus Ulis qui contra eum que- 
rebantur , contra leges publicas et ecclesiasticas septem homines 
quod sibi erat visum interrogavit, et quod . . . rex ei manda- 
veratj non obaudivit Wir haben darin den ersten Versuch ei- 
ner Ausübung der Lehenjurisdiction io dem Umfang, wie sie 
im ganzen Mittelalter hervortritt, zu sehen. Es ist nicht klar, 
ob sich darauf eine Stelle in der Vertheidigungsschrift des 
Hincmar (L.) Sirm. IL 611. bezieht. Es war ihm nämlich ge- 



") Hierdurch wird die Annahme von Maurer Fronhof I. 488, dass in 
carolingischer Zeit Rechtsstreite des Herrn und VasaUen über Beneficien 
zur Competenz der öffentlichen Gerichte gehörten, völlig bestätigt. 
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meldet worden, dass Ragenardus sein Beneficium devastire: 
TranamiUens autem resctre utium verum esset, tnventt missus 
meus et rrvansum . . et ecclesiam jjenittis destructam , et silvam 
vendttam et alia perplura. Ad quae jtidicaverunt astantes laici, 
ut sacramento probaretur ex mea parte, quod de regis servitio 
sine mea licentia veniret, et ammitteret illud beneficium, anetum 
(f) mentam (f) ciminum (?) decimantes , et graviora legis relin- 
guentes, cidicem liquantes et camelum glutientes , cum canones 
decernant, ut per episcopos judices causa finiatur. Es lässt sich 
zunächst nicht bestimmt entscheiden, was damit gemeint sei. 
Das weltliche Gericht, dem er sich, wie oben S. 189 erörtert, 
unterwarf, nachdem er sich dem geistlichen entzogen, kann da- 
durch nicht angedeutet sein, da ja dieses von ihm freiwillig 
aufgesucht wurde, und auch zu seinen Gunsten erkannte. Eben 
sowenig kann nach dem Wortlaut das Hofgericht gemeint sein; 
vielmehr scheint das laici adstantes zu ergeben, dass an Ort 
und Stelle, d. h. wo der Missus seine Untersuchung anstellte, 
dieser Ausspruch geschah, mit dem Hincmar so unzufrieden 
war, und wegen dessen er sich auf seine geistlichen Privilegien 
berief. Es würde sich dann daraus ergeben, dass wie Hincmar 
zuerst den Versuch machte, eine Lehensjurisdiction im späteren 
Sinn auszuüben, so auch seine Vasallen zuerst bestrebt waren, 
den Lehensherrn an ihren Ausspruch zu binden, ohne dass diese 
Ansprüche damals noch rechtlich anerkannt worden wären. 

Das Verhältniss war demnach folgendes: sowohl in den 
persönlichen aus dem Vasallennexus entspringenden Angelegen- 
heiten als rücksichtlich der verliehenen Beueficien unterlagen 
die Vasallen der geistlichen und weltlichen Senioren der Ver- 
fügung des Herrn, von der sie jedoch an die öffentliche Gewalt 
appelliren konnten. Inwieferne dem Senior bei Differenzen sei- 
ner Vasallen unter sich, die sich auf vasallitische oder Bene- 
ficialverhältnisse bezogen, eine Cognition zustand, und ob tlie- 
selbe definitiv oder durch Berufung an das Landgericht an- 
fechtbar war, tritt nicht hervor; die dem Senior zweifellos zu- 
stehende Strafgewalt macht es jedoch wahrscheinlich, dass ihm 
in diesem Fall eine Jurisdictionsbefugniss zustand. Ich stimme 



daher der Ansicht von Maurer Fronhof I. 486 f., wonach die 
Grundlage der Leheugerichtsbarkeit schon im 9. Jahrhundert 
als vorhanden angesehen werden muss, vollkommen bei. 

Die Vasallität war also im 9. Jahrhundert nicht so unaus- 
gebildet, wie es Waitz darstellt, vielmehr steht das Verhältniss 
in seinen hauptsächlichsten Grundzügen fest. Diese stimmen 
mit den späteren Einrichtungen theils überein, theils sind sie 
wesentlich verschieden. Abweichend ist im 9. Jahrhundert na- 
mentlich die lebenslängliche Dauer des Verhältnisses, die Eben- 
bürtigkeit der Senioren mit ihren freien Vasallen, und die Un- 
abhängigkeit der Vasallität von der Beneficienverleihung. Da- 
gegen ist identisch die Verpflichtung zur Treue und zu Dien- 
sten, welche eidlich bestärkt wird. An sich hat das Institut 
Seiten, die tief in das öffentliche Leben eingreifen. Zwar fin- 
den wir in der Gefolgschaft und in merovingischer Zeit in den 
Antrustionen eine dem Stand der königlichen Vasallen ent- 
sprechende Einrichtung; allein für die Vasallen der geistlichen 
und weltlichen Senioren hat die merovingische Verfassung keine 
Analogie. Dass Freie unter Erhaltung ihrer Freiheit sich in 
lebenslängliche Abhängigkeit von einem Unterthan begeben, ihm 
den Eid der Treue leisten können, muss als unvereinbar mit 
der älteren Verfassung bezeichnet werden, die keinerlei Hoheit 
über Freie als die des Königs kennt. Andererseits wird durch 
die Möglichkeit, die in der carolingischen Verfassung gegeben 
ist, dass die grossen Grundbesitzer sich mit einem zahlreichen 
Gefolge bewaffneter Begleiter aus dem Freienstand umgeben, 
nicht nur der Bestand der Heerverfassung sondern der Ver- 
fassung überhaupt in Frage gestellt, weil unter diesen Verhält- 
nissen der Unterthanverband nicht mehr die Grundlage dersel- 
ben bleiben kann. Allerdings kann daher schon der Vasallen- 
nexus zu geistlichen und weltlichen Senioren als ein auflösendes 
Element angesehen werden. 

Indessen zeigt die mittelalterliche Verfassung Zustände, 
die nicht allein darauf zurückgeführt werden können. In der 
merovingischen Zeit dient jeder Freie nur dem König, und wird 
füi- ihn unmittelbar aufgeboten; im Mittelalter wird nur der 



232 _^ 

kleinste Theil der Dienstpflichtigen für den König unmittelbar 
aufgeboten; alle Innhaber von Fahnenlehen üben den Heerbann 
in ihrem Territorium; sie leisten den Heerdienst mit ihrer 
Dienstmannschaft, während der überwiegende Theil der Freien, 
die Laudsassen, im Kriegsdienst von ihnen vertreten wird, zu 
Abgaben verpflichtet und der Dienstmannschaft nicht mehr eben- 
bürtig ist. Diese Stellung der Landsassen lässt sich nicht aus 
der Vasallität ableiten, die ja im Mittelalter fortbesteht; wir 
müssen für sie eine andere Grundlage suchen. 

Die carolingische Verfassung lässt uns den Uebergang in 
die mittelalterlichen Zustände deutlich erkennen. Die frühere 
Stellung des Grafen ist in sofern erhalten, als er den Heerbann 
nicht nur über die unmittelbaren Freien hat, sondern auch die 
Senioren noch unter ihm dienen. Diese haben nicht etwa wie 
im Mittelalter eine der Zahl nach bestimmte Mannschaft zu 
stellen, sondern ihre homines aufzubieten und dem Heer zuzu- 
führen. Dass wir unter diesen homines nicht blos die Vasallen 
des Senior zu verstehen haben, dass auch andere nicht im Va- 
sallennexus stehende Freie in diese Categorie gehören können, 
wird auch von Waitz nicht in Abrede gezogen ; dagegen ist er 
über das Verhältniss der letzteren abweichender Meinung. 

Ich hatte B.W. 371. f. und 408. f. ausgeführt, dass im 9. 
Jahrhundert die als homines bezeichneten Unterthanen, welche 
die Seniores zum Heer zu führen gehabt, in zwei Classen zer- 
fielen, Vasallen und freie Hintersassen, welche beide in lebens- 
länglicher Abhängigkeit und in einem ünterordnungsverhältniss 
gestanden hätten, das ich Seniorat^^) genannt habe. Waitz 
nimmt selbst an, diss es im 9. Jahrhundert abhängige Leute 
gegeben habe, die nicht Vasallen gewesen seien, und über welche 
diejenigen, von denen sie abhingen, eine gewisse militairische 



*•) Wenn Waitz Vas. 6, 3. meint, das Wort finde sich in dieser Be- 
deutung wohl (!) zuerst C. 856. 13. 446, so muss ich bemerken, dass es 
schon Praec. pro Hispanis 844. c. 5. steht . . alium id est comitis . . aut 
cujusUbet hominis senioratum elegerit . . In dem aUgemeinen Sinn für Ab- 
hängigkeit steht es dann C. 864. 31. 496: et ad senioratum suum unus- 
quisque redeat. 
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Gewalt gehabt hätten, indem er Vas. 78. sagt, die Caiolinger 
hätten zugelassen, dass die Freien, welche auf fremdem Land 
wohnten, besonders die Vasallen, unter Führung ihres Herrn 
in den Krieg zogen, und V.G, IV. 453. die zum Kriegsdienst 
verpflichteten abhängigen Leute als „Vassen und andere" be- 
zeichnet. Dagegen bezweifelt er die Richtigkeit der von mir 
aufgestellten Merkmale; namentlich zieht er Vas. 35. in Ab- 
rede, dass es für die Besitzer fremden Landes eine andere 
persönliche Verpflichtung als die vasallitische gegeben, und 
V.G. IV. 285. 1, dass sie nicht freizügig gewesen seien. Die 
Stellung der auf fremdem Grund wohnenden abhängigen Freien 
charakterisirt Waitz dabei in folgender Weise: Ursprünglich 
waren diejenigen, die als Zinspflichtige auf fremdem Land wohn- 
ten, und auf gewisse Weise an den Acker gebunden waren, in 
einem Verhältniss, das sich wirklicher Hörigkeit näherte (V.G. 
n. 173). Die Besitzer abhängiger Hufen waren anfänglich un- 
ter den Vasallen begriffen; man gewöhnte sich jedoch daran, 
unter diesen eine höhere Classe zu verstehen (Vas. 37). Die 
Zinspflichtigen sonderten sich allmählig von denen, die als Va- 
sallen galten (V.G. IV. 289). Die letzteren waren die höhere 
Classe (Vas. 36), deren Güter Beneficien hiessen (V.G. IV. 289. 
3); die ersteren, die namentlich auf den Gütern der Kirche 
zahlreich vorkamen (V.G. IV. 288), sind regelmässig zinspflich- 
tig, mitunter auch zu andern Leistungen verbunden, aber per- 
sönlich frei (V.G. IV. 284). Sie ziehen, soweit sie dienstpflichtig 
sind, mit den Vasallen unter Führung ihres Herrn, der in die- 
ser Hinsicht an die Stelle des Beamten tritt, in den Krieg 
(V.G. IV. 511). Es wird dies Vas. 76. auf die Immunität, 
V.G. IV. 511. auf die grössere Selbstständigkeit zurückgeführt, 
welche durch die Immunität gegeben ist. Die Meinung von 
Waitz geht also dahin, dass die auf fremdem Boden angesie- 
delten Freien ursprünglich unter den Vasallen mitbegrifl'en 
später von ihnen getrennt, dass sie bald in grösserer bald in 
geringerer Abhängigkeit aber freizügig, und der militairischen 
Führung des Grundeigenthümers unterworfen gewesen seien, 
insoweit derselbe das Recht der Immunität gehabt habe. Diese 
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Auffassung ist nun vor allem an der Hand der Quellen zu 
prüfen. 

Die Dienstpflicht der auf fremdem Grund wohnenden freien 
Hintersassen oder, wie sie Waitz nennt, der Besitzer abhängiger 
Hufen ist durch zweifellose Zeugnisse beglaubigt. In der De- 
scriptio beneficiorum Pertz HI. 177. ist nämlich in dem Saal- 
buch des Bisthurns Augsburg, welches als Formular für bischöf- 
liche Saalbücher genommen ist, bei einem Hof, zu dem 23 
mansi ingenuiles und 19 mansi serviles gehören, von den er- 
ster en gesagt: ceterorum sunt mansi ff . . . dant inter duos in 
hoste bovem 1. Quando in hostem non pergunt equitat, quo- 
cumque Uli praecipitur,^"^ Ebenso heisst es im Cod. LauresL 
Nr. 3672. (HL 212): de villa Nersten mansi ingenuales . . donat 
paraferedum et vadit in hostem .... und HI. 214: in villa 
F . . . huba ingenualis . . paraferedum unum infra regnum et 
in hostem et aliud servitmm ut supra .... Endlich finden wir 
auch an manchen Orten bereits eine Ablösung der Dienstpflicht: 
Polypt. Fossat. c. 6. (Guerard Irminon. S. 284) habet in F. 
mansos carroperarios 16 . , . solvunt vestiti mansi hairbannum 
pro duobus bovibus soL 20 pro homene redimendo de hoste soL 
3. Pol. Sith. c. 1. (Guerard 292) ad hostes sol 4. Im Po- 
lyptichon Irminonis sind fast bei jedem Fiscus solche Abgaben 
erwähnt. 

Gu6rard nimmt an, dass die Inhaber solcher mansi in- 
genuiles nur als Trossknechte in den Krieg gezogen seien (Ir- 
minon. 667); allein dass sie, wie ich B.W. 404. ausgeführt 
habe, und wie auch Waitz annimmt, den gewöhnlichen Heer- 
dienst leisteten, tritt in einer Reihe von Stellen ganz zweifellos 
hervor. Es ergiebt sich dies vor allem aus der Immunitäts- 
urkunde Ludwigs für Worms von 815. Schannat Nr. 2. . . aut 
homines . . ecclesiae tam ingenuos quam et servos distringendos . . . 



*^) Dass unter 23 mansi ingenuiles die Inhaber von 6 Dienst thun, 
stimmt mit den Festsetzungen Carls des Grossen in ihrer letzten Form 
(B.W. 400) überein. Es ist selbstverständlich, dass auf den grösseren Be- 
sitzungen sich bald eine Uebung bezüglich des Adjutorium bilden musste. 
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ingredi . . prdesumai» Hostem vero homintbus suis n-an requi- 
rant^ nisi quando utilitati regwm necessttas fuerti, simul cum 
suv episcopo pergant Das letztere erhält seine Erläuterung 
aus der Urkunde desselben Königs für die Kirche in Paris 
Bouq. VI. 525, in der es heisst: de liheris autem hominibus qui 
super terram . . ecclesiae . . commanere videntur, ac eam per- 
servire noscuntur^ volumus vt sicut in praecepto Pipvni avi nostri 
corvtinetur nullus in hostem pergat, nisi una cum episcopo ipsius 
ecclesiae, vel secundum suam ordinationem remanectt. Es liegt 
darin nicht, wie Waitz Vas. 74. annimmt, eine Ausdehnung der 
Immunität, sondern die Befreiung von dem Grundsatz, der C. 
803. 1. 119. ausgesprochen ist . . per se in hostem p&rgat, sive 
cum senior e suo, si senior ejus perrexerit , sive cum comite suo 
. . . , der schon unter Pipin Anwendung fand, und daher aller- 
dings durch Privilegium ausgeschlossen werden konnte. 

Die Ausdehnung der Dienstpflicht auf alle Freie auf frem- 
dem Grund und Boden, die in diesen Privilegien bereits an- 
gedeutet ist, tritt in andern Fällen, wo neben den Vasallen 
noch andere abhängige Freie als dienstpflichtig bezeichnet wer- 
den, noch zweifelloser hervor. So heisst es in der Urkunde 
Bouq. VI. 564: peiierunt . » . lU homines . . monasterii sive li- 
heri sive servi ad eum perpetualiter tuendum specialiter depu- 
tareniur, et ab aliis publicis obsequiis . . . immunes consisterent 
, , . et homines . . . monasterii sive liier i qui beneficia exinde 
habere vel super ejus terras commanere noscuntur^ sive coloni 
vel servi . . a cunctis 2^tiblicis obsequiis ad nos pertinentibus im- 
munes . . . Ferner in dem Privilegium für Kempten Mon. B. 
28. p. 27 : T , . abbafem suosque successores ab omni hostili ex- 
peditione facienda cum tributariis, quorum memoria in altero 
praecepto nostro continetur, liberum esse constituimus . . . nobiliores 
quoque personae de rebus memorati monasterii beneficia hahentes 
ab exercitdiibus expeditionibus faciendis non excludimus , sed ad 
ea solvenda sicut et ceteri beneßciati praeparati habeantur. 

Entscheidend sind namentlich die Urkunden für Corvey, 
die schon hier im Zusammenhang erörtert werden müssen. Ich 
hatte B.W. 406. angeführt, dass ein Praeceptum Ludwigs, wo- 
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durch er das Kloster gleich bei seiner Entstehung von allem 
Dienst befreite, verloren sein müsse, da die Translatio Viti 
ein solches erwähne, und spätere Urkunden dies bestätigten; 
auf dieses verlorene Praeceptuip beziehe sich der Befehl Lud- 
wigs an seinen Missus Baduradus wegen der Kirchenmannschaft 
Erhard Nr. 6. Dagegen behauptet Waitz Vas. 74. 1. V.G. IV. 
508, das angezogene Praeceptum sei eine gewöhnliche Immuni- 
tätsurkunde. Diese Behauptung entbehrt jedoch aller Begrün- 
dung. Nach der Translatio S. Viti c. 8. Pertz IL 579. geschah 
die Befreiung von allem Dienst auf dem placitum in Paderborn, 
also am l. Juli 815, eodem die remtsit imperator abbati onine 
servittum, quod ad se pertinebat ; das erste Immunitätsprivilegium 
für Corvei dagegen Erhard Nr. 4. ist vom 27. Juli 823. Ingüm- 
heim jmlatio datirt.*®) Als erstes Immunitätsprivilegium aber 
wird dies nicht nur in der Urkunde selbst bezeichnet; verum 
eftam et talem immunitatem fieri juberemus , qual&ni omnes ec- 
clesiae in Francia hahent . . , sondern auch in der Translatio 
Viti, wo es c. 12. von Adalhard (f 826) heisst: cum avjtem 
appropinquare cerneret dtem mortis suae, misit . . Walonem ad 
palatmm, ut talem Itberfafem . , . ex parte . . . tmperatoris . . 
impetraret , qualem caetera . . . monasteria per Franciam habe- 
bant. Quod . . . imperator benigne concessit. Der Verfasser 
der ganz glaubwürdigen Translatio Viti trennt also selbst das 
von ihm erwähnte Dienstprivilegium von dem Immunitätsprivi- 
legium durch einen mehrjährigen Zeitraum. Die Erzählung der 
Translatio wird übrigens durch ein noch im Original vorhande- 
nes und zweifellos achtes Diplom Carls des Dicken von 887 
bei Erhard Nr. 31. bestätigt, in dem es heisst: qualiter monas- 
terium . . atms . . Hludovicus . . primitus inchoaverit et statim 
inter ipsa constriictionis ejus exordia concesserit^ ut neque abba^ 
tes , . . neque homines eorum cujuscumque conditiom's in expe- 
ditionem unquam ire deberent', sed liceret eis cum quiete ac se^ 
curitate praefate utilitatis ecclesiae providere, necnon et regiis 



*') Irrthtimlich hatte ich B.W. 405. aiigenomraen, es sei von demselben 
Tag wie das Dienstprivilegium. ' 
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tnter dum legationibus exequendia tibi opus esset operam dare. 
Ein ausdrückliches Dienstprivilegium erwähnt auch der unda- 
tirte Befehl Arnolfs Erhard Nr. 45, worin die Dienstfreiheit 
bestätigt wird : staut ab antecessortbus nostris • . concessum scrip^ 
toque roboraium constat . . . , und die Urkunde Ludwigs von 
900 Schaten L 237: komines ejusdem ecclesiae litt et coloni et 
rectores ipsius monasteni in expeditionem cum suis hominibus 
ire non cogantur , sicut a nostris progenitoribus olim eis conces- 
sum fuisse constat ... Es ist demnach als zweifellos anzusehen, 
dass sich die Dienstfreiheit Corveys auf ein specielles nicht 
mehr erhaltenes Privilegium, nicht auf die gewöhnliche Immu- 
nität gründete« Die Ausdehnung der Dienstpflicht auf sämmt- 
liche Freie geht aber aus diesen Urkunden um so zweifelloser 
hervor, als dem sächsischen Recht entsprechend selbst die Li- 
ten speciell befreit werden mussten. Daher heisst es auch in 
dem Diplom Karls des Dicken : homines cujuscumque conditionis, 
und in dem Befehl Ludwigs an Baduradus Erhard Nr. 6 : quod 
homines tarn liberos quam et latos . . in hosiem ire compellant. 
Diese Befreiung wurde von Carl dem Dicken in der oben ci- 
tirten Urkunde ausdrücklich bestätigt, und nur vorübergehend 
der dringenden Noth wegen ausser Kraft gesetzt. 

Wie in den angeführten Fällen ganze kirchliche Institute, 
so sind in andern die in einzelnen Theilen der Besitzungen 
wohnenden Dienstpflichtigen oder einzelne speciell bezeichnete 
Personen eximirt. So ertheilte nach Flodoard Hist. Rem. IL 
17. schon Carlmann, der Sohn Pipins, eine besondere prae- 
ceptio für Rheims: item de militibus qui in villa J, residentes 
erant super terram 8, Mariae . • concessa remissaque ipsis omni 
quam debebarU exactione militiae; item aliud de his qui in C. 
vel in omni pa^o T, infra terram Remensis ecclesiae residebant. 
Ebenso befreite Lothar I. Bouq.^ VIII. 370. zu Gunsten des 
Klosters S. Denys 12 freie Männer im Veltlin a publico obse- 
quio, und zu Gunsten des Klosters S. Salvator 12 freie von sei- 
ner Frau zu bezeichnende Männer ab exercitali expediiione Mu- 
ratori Ant. It. IL 53. 

Es ist daher nicht dem geringsten Zweifel unterworfen, 
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dass im 9. Jahrhundert ausser den Vasallen auch andere Freie, 
die ich freie Hintersassen genannt habe, von den Senioren auf- 
geboten werden mussten. Waitz führt dies auf Carl den Grossen 
zurück, und behauptet, es sei eine Folge der Immunität, der 
man eine Ausdehnung darauf gegeben habe (Vas. 74. 1). Die 
Ausübung gräflicher Rechte eines Grundbesitzers über die 
Freien seiner Besitzungen sei eine Folge der Immunität, die 
besondere Anwendung auf die Führung im Krieg sei durch 
Privilegien eingeleitet, seit Carl dem Grossen umfassend ge- 
regelt (Vas. 76). Jedenfalls sei das den Senioren eingeräumte 
Recht des Aufgebotes eine Folge der durch die Immunität ge- 
gebenen grösseren Selbstständigkeit (V.G. IV. 511). Zugleich 
nimmt er jedoch an, man habe die Immunität benutzt, um sich 
von der Verpflichtung zum Kriegsdienst ganz zu befreien (V.G. 
IV. 268). Zunächst habe dazu geführt, wenn die Bannbussen 
abgetreten worden seien (V.G. IV. 268. 506) ; später habe man 
auch der gewöhnlichen Immunität eine Ausdehnung hierauf zu 
geben versucht (ViG. IV. 508). Diese Auffassung entbehrt al- 
ler Begründung. Auch Waitz (V.G. IL 608) nimmt an, dass 
die Immunität an sich eine Befreiung vom Aufgebot durch den 
Grafen nicht bewirkte, und in merovingischer Zeit die Hinter- 
sassen daher für das Aufgebot regelmässig der Gewalt des Gra- 
fen unterworfen waren. Auch in carolingischer Zeit wurden 
die militairischen Einrichtungen durch die Immunität nicht be- 
rührt, wie sich schon daraus ergiebt, dass die Kirchenleute, 
obwohl sie durch die Immunität sonst gegen die unmittelbare 
Berührung mit den öffentlichen Beamten geschützt waren, bei 
Zahlung des Heerbannes von dem exactor heribanni direkt her- 
beigezogen wurden. So schreibt Einhard an Rabanus von Fuld 
Epist. 17. Bouq. VI. 373. über einen homo desselben, der vom 
Kriegszug zurückbleiben wolle,, sibi curae esse . . , ut cum ex- 
aetore heribanni si vener it et euTn comjpdlaverit sine vestro la^ 
bore se padficet . . , und dankt Epist. 33. Bouq. VI. 377. zwei 
Missi : quod homines nostros servatis . . . tarn in heribannis quam 
in aliis causis ad vestrum missaticum pertinentibus. Daher wer- 
den in der Gesetzgebung auch die homines der geistlichen Se- 
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nioren wie andere homines als selbstständig pflichtig angeführt, 
G. 803. 5. 119. de hominihns nostris et episcoporum . . bannum 
nostrum rewadient Die Immunität kann nicht einmal, woran 
doch zunächst nach ihrer Natur als Befreiung von öffentlichen 
Leistungen zu denken wäre, als Veranlassung der Befreiung 
vom Heerdienst angesehen werden; denn es ist ja, wie Waitz 
V.G. IV. 267. ausführt, an sich deutlich und durch die Gesetze 
anerkannt, dass auch da, wo es nicht ausdrücklich ausge- 
sprochen ist, die verliehene Freiheit sich nicht auf den Heer- 
dienst eretreckt. Die Befreiungen in Beziehung auf den Heer 
dienst sind immer speciell verliehene; die Behauptung, dass 
man später auch der gewöhnlichen Immunität eine Ausdehnung 
darauf zu geben versucht habe, beruht nur auf der Auslegung 
der Corveyer Urkunden, die schon oben S. 236 als völlig irr- 
thümlich erwiesen ist. 

Noch viel weniger lässt sich das den Senioren eingeräumte 
Recht des Aufgebotes aus der Immunität oder der grösseren 
dadurch gegebenen Selbstständigkeit ableiten. Diese Annahme 
ist schon deshalb verwerflich, weil sie gegen das Zeugniss der 
Quellen die militairischen Rechte auf diejenigen beschränken 
will, welche Immunität haben; denn war die Führung im Krieg 
Folge der Immunität, so stand sie auch nur Immunitätsherrn 
zu, während Vasallen und Hintersassen solcher Grundbesitzer, 
die keine Immunität hatten, unter der Militairgewalt des Gra- 
fen hätten stehen müssen. Allein dem ist entgegenzuhalten, 
dass die Immunitäten im 9. Jahrhundert keineswegs so allge- 
mein verbreitet waren. Regehnässig finden sie sich nur bei 
den kirchlichen Instituten, wesshalb auch C. 803. 2. 113. si 
homo . . tnfra immunücUe fttgerity mandet comes vel episcopo 
vel ahbate vel vicedomino vel gutcumque locum episcopi vd ah- 
hatis teniLerit, ut reddat ei reum^ und C. 873. 3. 520. si fisca- 
Imus . . in ßscum nostrum confugerit^ vel colonus de tmmumtate 
in immunitcttem confugerit, mandet comes judici nostro vel ad- 
vocato cujtisGumque casae dei , . bei einer allgemeinen Verfü- 
gung über die Behandlung solcher, die sich in eine Immunität 
geflüchtet haben, nur kirchliche Immunitäten berücksichtigt 
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werden. Andererseits ergiebt sich aus C. 864. 8. 490: in Omni- 
bus civitatthua et vicis ac villis tarn nostris indomtnicatis quam 
et in his quae de immunitate sunt vel de comitatibus atque ho' 
minum nostrorum sive cujuscumque sint . . , dass durchaus nicht 
alle königlichen Vasallen Immunität hatten. Dagegen wissen 
wir ja aus C. 806. 10. 142: umisquisque über homo post mortem 
domini sui licentiam habeat se commendandi . . ad quem^unque 
voluerit . , . , dass jeder Freie, nicht blos ein Immunitätsherr 
Vasallen haben, also Senior sein konnte. Die militairischen 
Rechte über ihre homiiies sind aber allen Seniores ohne Unter- 
schied eingeräumt, und alle Seniores ohne Unterschied haben 
hinsichtlich ihrer homines gewisse gesetzlich bestimmte Ver- 
pflichtungen, die sonst den Grafen oblagen. Wir können die 
Militairgewalt der Seoioren um so weniger aus der Immunität 
ableiten oder mit ihr in Verbindung bringen , als es nicht nach- 
weisbar ist, dass beides immer zusammen traf. 

Der Inhalt der den Seniores eingeräumten militairischen 
Rechte gewährt uns zunächst positive Anhaltspunkte, um die 
Stellung der abhängigen Freien erkennen zu können. Es ist 
vor allem ganz zweifellos, dass die Capitularien, da sie die 
nach der obigen Zusammenstellung dienstpflichtigen freien Hin- 
tersassen nicht besonders unterscheiden, unter den dienstpflich- 
tigen homines der Senioren nicht bloss Vasallen verstehen. So 
heisst es C. 811. 8. 169: ah'i dicunt, quod seniores eorum domi 
resideanty et debeant cum eorum senioribus pergere ubicumque 
jussio . . . fuerit . . . . C. 811. 9. 173: quicumque Über homo 
inventus , . anno praesente cum seniore suo in hoste non fuisse, 
. . heribannum persolvere cogatur. C. 865. 13. 502. si infideles 
nostri se adunaverint, fideles nostri tam episcoj)i . . seu ceteri 
quique fiddes . . se in unum adunare procurent. Et missi . . 
providentiam habeant, qualiter . . episcopus . . suos homines . . 
transmiserit C. 865. 14. 503. si nos eum ... ad nos venire 
Tnandaverimus ^ plenitudinem hominum suorum illic . . dimittat . . 
C. 866. 5. 505. abbates vel abbatissae si plenissime homines suos 
non direxerint . . . Aber nicht nur die Bezeichnungen Senior 
und homo werden auf das Verhältniss der Hintersassen ange- 



wendet, sondern auch die specielien Bestinunungen werden 
ohne Unterscheidung für alle Dienstpflichtigen getroffen; so 
über die Zahlung des Heerbanns ü. 811. 9. 173: quicumque 
liber hämo ... cum sentore auo in hoste non fuisse . . heriban- 
num . . und über die Kriegszucht G. 806. 146. und C. 825. 17. 
245. oben S. 227. Ebenso sind andere Bestimmungen, in 
welchen den Senioren eine gewisse Strafgewalt über ihre ho- 
mines eingeräumt ist, nicht auf Vasallen zu beschränken, da 
es sich dabei um allgemeine polizeiliche Maassregeln handelt, 
so Unterdrückung der Räubereien C. 853. 4. 424. C. 855. 6. 
434. G. 883. 3. 550, Einschreiten gegen solche, welche gewalt- 
sam die Weide G. 853. 13. 425. oder Mobilien hinwegnehmen 
C. 866. 10. 505, sämmtlich oben S. 227. In allen diesen Fäl- 
len können unter den homines nicht bloss Vasallen zu verstehen 
sein , da es sich hier um allgemeine Sicherheitsmasjsregeln han- 
delt, denen selbstverständlich die grösste Ausdehnung gegeben 
werden musste. 

Wie aber hier die Strafgewalt des Senior über alle ab- 
hängigen Leute gegeben und ebenso seine Haftung nicht auf 
Vasallen beschränkt ist, so tritt auch ganz bestimmt hervor, 
dass das Zwangsverhältniss, die lebenslängliche Abhängigkeit, 
auch auf andere als Vasallen sich erstreckte. Es ergiebt sich 
dies vor allem aus den Bestimmungen über die adventidi. Die- 
ses waren Flüchtlinge, die namentlich bei den Einfällen der 
Normannen in Schaaren in das innere Land kamen, und theils 
vom Bettel theils vom Taglohn lebten. Schon Carl der Grosse 
erwähnt sie G. 806. 4. 147: de adventitüs . • miaai . • habeatU 
deacriptum, gwmti adventitii sunt in eorum missatico et de quäle 
pago sunt, et nomina eorum et eorum seniores , und G. 806. 5. 
144. de advenis volumus, wt qui jam diu conjuffoti sunt per 
singula loca, ut ibi maneant^ et sine causa et sine . . culpa non 
fiant ejecti. Fugitivi vero servi et latranes redeant ad propria 
loca. G. 853. 9. 425. de advenis . . . licetU . . conductum suum 
quaerere, donec aut ipsi redeant ad loca sua, aut seniores iUo- 
rum eos recipiant. G. 861. 31. 496. de adventitüs . • eu2 terram 
suae nativitatis et ad senior attim suum unusquisqtie redeat . . . 

Roth, EeudalitSt u. Uuterthiiieuverbaiid. 16 
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indeque ad suum ccfnAuctwm redeat, et inde ad meMtones . . . 
redeat et de cetero ibidem permaneat. Es geht daraas henror, 
dass Freie, die nicht Vasallen waren, so wie sie der militai- 
rischen Gewalt und Disciplin eines Senior unterlagen, so auch 
wie die Vasallen in lebenslänglicher Abhängigkeit von ihm sein 
konnten, und gerade hierauf scheint sich die Bestimmung der 
Divisio Imperii 806. 8* 142: quemlibet liberum hominem, qui 
dominum suum contra voluntatem ejus dimissrit et de uno regno 
in aliud profectus fuerit^ neque ipse rex suscipiai neque hominis 
bus suis cmisentiatf ut talem kominem redpiant . . hoc non solum 
de liberis sed e^ de servis fugitivis . . zu beziehen, da hier 
nicht nur, wie Waitz V.G» IV. 285. 1. meint, die Aufnahme 
durch einen andern Herrn verboten sondern auch das Verlassen 
des bisherigen Herrn ohne dessen Willen betont ist. 

Ich habe endlich auch die Bestimmung desC. 805. 9. 183: 
ut nulli alteri per sacramentum iidelitas promittaiur nisi nobie 
et unicuique proprio seniori ad nostram utilitatem et sui senio* 
ris , . . allgemein gefasst, und daraus geschlossen, dass die 
freien Hintersassen dem Senior eidlich Treue hätten versprechen 
müssen. Waitz hat Vas. 36. entgegengehalten, persönliche 
Verpflichtung der Besitzer fremden Landes könne keinen an- 
deni Charakter als die der Vasallen gehabt haben, von einer 
andern Treugelobung an Private als der Gommendation sei nir- 
gends die Rede; es sei aber nicht wahrscheinlich, dass diese 
in niedern bäuerlichen Verhältnissen zur Anwendung gekommen 
sei, da es keinen Sinn gehabt habe. Diese Auflfässung beruht 
auf einem doppelten Irrthum. Denn in dieser Stelle ist nicht 
von Gommendation sondern nur von Leistung des Treueneides 
die Rede, die ja den Vasallen ebenfalls oblag; eine Ableistung 
des Treueneides in niedern bäuerlichen Verhältnissen aber hat 
nicht nur nichts Unwahrscheinliches, sondern entspricht der zwei- 
fellosen üebung im ganzen Mittelalter, wo durchgängig die bäuer- 
liche Bevölkerung ihrer Herrschaft den Treueneid leistet. So 
schwor nach dem Saalbuch der Abtei £bersheimmünster von 
1320 Grimm Weisth. L 667. ein Huber: Ich globe . . meynem 
Herrn dem Abt . . . treuwe und holt zu sein, iren Schaden wen- 
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den und warnen, Frommen und Nutz werben, darzu fordern, 
diesen Dinghoff' wie von ÄUere herkommen, helfen halten . . 
Aehnliche Formeln finden sich in Obermicbelbach Grimm 1. 658, 
Niederaspach Grimm I. 662, Grussenheim Grimm L 676; ein 
Schwur ist femer erwähnt Oberstotzheim Grimm I. 689, und 
Drnsenheim Grimm L 734. Es ist daher keinem Zweifel unter- 
worfen, dass, wie dies schon Walter R G. c. 76, 15. bemerkt 
hat, in der Hofverfassung des Mittelalters allgemein ein Hul- 
digungseid vorkommt. Noch im vorigen Jahrhundort findet sich 
vielfältig die Eidesleistung der Gutsunterthanen, theils sämmt- 
licher Einwohner/^) theils bestimmter Classen, wie der Vogt- 
leute ^) und Leibeignen, ^^) theils der Inhaber bestimmter Ar- 
ten von Gütern, wie der Erbpächter. ^) Die Berufung auf die 
UnWahrscheinlichkeit oder darauf, dass die Eidesleistung in der 
niederen bäuerlichen Sphäre kaum - einen Sinn gehabt, wird 
diesen Thatsachen gegenüber alles Gewicht verlieren. Berück- 
sichtigt man ausserdem, dass im Mittelalter die Formeln des 
Bauerneides") und des Yasalleneides Swsp. Lehenr. 5. (Lassb.) 
nur insofern sich unterscheiden, als die speciellen Pflichten je- 
der Classe erwähnt werden ^^), so liegt der Gedanke gar nicht 
so fern, dass im 9. Jahrhundert der Eid der freien Hintersassen 
und der Vasallen der geistlichen und weltlichen Senioren ebenso 
in der Form sich unterschieden habe, wie der der Unterthanen 
und königlichen Vasallen, nämlich darin, dass der Vasalleneid 
unter Handreichung dem Sefiiior persönlich geleistet wurde. 



") Gabken Dorf- und Bauernrecht Halle 1780. §. 248. f. Klingner 
Sammlung zum Dorf- und Bauernrecht IV. 1—57. 

*^) Hertius de subjectione territoriali §. 15. in Opp. IL 389. 

*') Hertius 1. c. Engau Elem. j. germ. §. 33. Selchow Elem. j. germ. 
§. 260. 

••) VeraciuB Consuet. Bamberg, bei Ludewig S. S. Bamberg. I. p. 954. 
Beck Tract. de jure emphyt. Y. 8; in beiden sind Formeln mitgetheilt. 

*'; In Grimm Weisth. I. 667. und 676. Per Hubereid wird nach 
Obermichelbach Gr. I. 658. dem Vogt geleistet. 

•*) Im Vasalleneid wie im Bauerneid verspricht der Schwörende, dem 
Herrn hold und treu zu sein, Nutz und Frommen zu fördern, Schaden zu 
wenden. 

16* 



Ich wiederhole übrigens, dass sich eine Entscheidung nach un- 
sem Quellen nicht treffen lässt.^) 

Es erhellt aus dem Angeführten, dass im 9. Jahrhundert 
nicht nur die Ausdrücke Senior und homo auch auf andere ab- 
hängige Freie als Vasallen Anwendung finden, sondern dass 
auch das Yerhältniss zum Senior in seinen Grundzügen, na- 
mentlich in den Beziehungen zur öffentlichen Gewalt , für beide 
sich gleichheitlich entwickelt hat, während die Unterscheidungs- 
merkmale in dem besonderen Dienst verhältniss der Vasallen 
liegen. Das gemeinsame in dem Ausdruck Seniorat zusammen- 
zufassen ist schon durch den Sprachgebrauch der Quellen Ver- 
anlassung gegeben, nach welchem die Worte Senior und homo 
für beide Classen sich finden. 

Das Seniorat erscheint dabei als ein selbstständiges In- 
stitut. Ein Zusammenhang der darin liegenden Bechte mit der 
Immunität lässt sich nicht nur, wie oben gezeigt, im 9. Jahr- 
hundert nicht nachweisen, sondern wird auch durch die Ent- 
wicklung im Mittelalter ausgeschlossen. Im 9. Jahrhundert 
sind Vasallen und freie Hintersassen unter sich und mit dem 
Senior noch ebenbürtig, im Mittelalter sind es verschiedene 
Geburtsstände. Den Semperfreien (Herrnstand) Mittelfreien 
(Schöffenbarfreien) und Gemeinfreien (Landsassen) in Deutsch- 
land entsprechen in Frankreich die Grossvasallen Barone und 
ffens de poeste (hominea de potestate). Wie diess mit der Im- 
munität irgendwie zusammenhängen soll, ist gar nicht abzu- 
sehen, während es leicht erklärlich ist, dass die grössere Ab- 
hängigkeit der Hintersassen ihre Standesemiedrigung herbei- 
führte. 

Wir finden nach der hier gegebenen Ausführung im 9. 
Jahrhundert die Grundlagen des Lehensstaates zweifellos vor- 
handen. Der Unterthanenverband ist noch nicht beseitigt, noch 
leistet jeder Freie dem König den Eid der Treue, noch sind 
die Gaue die Mittelpunkte der Verwaltung, noch die Vorsteher 



•*) B.w. 380. hatte ich ausdrücklich gesagt, die von mir angeregte 
Frage lasse sich kaum entscheiden. Diess sei gegen Waitz Vas. 36. 1. 
bemerkt. 
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derselben Beamte, und der König nicht nur der oberste son- 
dern der alleinige Kriegsherr — aber schon leisten zahlreiche 
Freie auch ihrem Senior den Eid, schon können die Grafen 
wichtige Rechte über die a:bhängige Bevölkerung nicht ausüben, 
sie selbst suchen das Verhältniss des Beamten zu den Amts- 
eingesessenen in das eines Grundherrn zu verwaddeln, schon 
organisiren sich jene Dienstmannschaften, welche in den näch- 
sten Jahrhunderten das wichtigste Recht des Königs, die 
Kriegsgewalt, absorbiren- Es muss sich entscheiden lassen, ob 
diese Entwicklung in der deutschen Verfassung liege oder nicht, 
ob sie also nach und nach gleichsam von selbst sich ergeben, oder 
hineingetragen worden sei. Entscheidend ist dabei nicht die 
Frage, wann oder wie die Beneficien eintstanden, auch nicht 
wann sich zuerst königliche Vasallen finden, sondern, wann 
das Seniorat hervortrete. Verleihung von Gütern als Bene- 
ficien, Begründung eines Standes königlicher Vasallen lassen 
sich denken, ohne dass die wesentliche Grundlage jedes Staats, 
der Untei*thaayerband,*eine Veränderung erleidet. Dagegen 
sind Unterthanenverband und Seniorat unvereinbare Wider- 
sprüche. Bestehen sie nebeneinander, so geschieht dies nur so 
lange, bis das eine weit genug erstarkt ist, um das andere 
vertilgen zu können. Durch das Seniorat wird das wichtigste 
der königlichen Rechte, das der Heerfolge, in seinen wesent- 
lichsten Theilen beeinträchtigt, und dadurch auf ein Nichts re- 
ducirt. Seit dem 10. Jahrhundert ist der Reichsdienst ver- 
glichen mit den früheren Zuständen durch die Umständlichkeit 
des Aufgebots und die Beschränkung der Dienstzeit nicht nur 
ungenügend organisirt, sondern er ist auch unzuverlässig, da 
die Dienstpflichtigen in critischen Momenten ihr Interesse zu 
wahren wissen, und ihrer Pflicht nur gegen besondere Zuge- 
ständnisse nachkommen. Nachdem so die königliche Gewalt 
gerade in demTheil zerstört ist, der in dieser Zeit den Mittel- 
punkt des öfi'entlichen Lebens bildet, erwerben die einzelnen 
Kreise eine Selbstständigkeit, die nicht nur mit einem Unter- 
thanenverhältniss sondern auch mit jeglicher Staatsordnung un- 
vereinbar ist. Während das Königthum in der kläglichsten 



Machtlosigkeit ringt, bedeckt sich das Land mit Schlössern des 
widerspänstigen Adels, der raubt, plündert und sich in blutigen 
Fehden zerfleischt. Mit der Beschränkung deV königlichen 
Bechte geht die innere Zersetzung Hand in Hand. Das Land 
zerbröckelt sich in einzelne kleine Kreise, nicht damit diese 
sich selbst regieren, nicht aus Freiheitsdrang, sondern durch 
die Unternehmungen einzelner, die dem früheren Unterthanen- 
verhältniss sich entziehend auch den ganz losen Lehensverband 
kaum ertragen. Das Bild, das Frankreich im 11. Jahrhundert 
Deutschland unter Heinrich IV. und nach Friedrich IL darbie- 
tet, ist das trostloseste das sich denken lässt. Auch nachdem 
die Staatsordnung in Frankreich im ganzen Land in Deutsch- 
land in den Territorien wiederhergestellt ist, wirkt das Lehen- 
wesen nach in den Privilegien derjenigen, die man gezwungen 
hat, äusserlich in die Staatsordnung sich zu fügen, in der Re- 
gelung der Standesverhältnisse. . 

Die merovingische Verfassung bietet für diese Entwicklung 
zunächst keine Anhaltspunkte. Die ganze Nation scheidet sich 
in Freie und Unfreie. Die Freien sind in politischer Beziehung 
alle gleichberechtigt *und gleichverpfiichtet; es giebt kemerlei 
erbliche Vorrechte, die beiden wesentlichen Praerogativen der 
Krone, Militairgewalt und Justizhoheit, sind strenge centrali- 
sirt und werden durch abhängige Beamte vei*waltet Nur der 
König hat das Kriegsrecht, das Recht des Aufgebotes. Jeder 
Freie ist dem Volksgericht unterworfen; Unterthanen haben 
Gerichtsbarkeit nur in Sachen ihrer eignen Unfreien. Ein An- 
knüpfungspunkt an die spätere Zeit, wo die Militair- und Ju- 
stizgewalt ihres öffentlichen Charakters entkleidet wo sie ein 
Privatrecht wird, lässt sich in der merovingischen Verfassung 
zunächst nicht auffinden. 

Ich hatte in meinem Beneficialwesen ausgeführt, dass das 
Seniorat erst im 8. Jahrhundert entstanden sei, und den Ein- 
tritt desselben mit den grossen Störungen in den öffentlichen 
Verhältnissen , dem Versuch der Gründung kleiner Herrschaften, 
(Tyrannos dominatum sibi vindiccmtes) , der Nothwendigkeit die 
abhängige Bevölkerung in grösserem Maass herbeizuziehen, in 



Verbindung gebracht. Ich habe also das Seniorat als eine 
Neuerung bezeichnet, deren Einführung eine Umgestaltung der 
fränkischen Verfassung bewirkt habe. Waitz dagegen lässt die 
Vasallität allmählich entstehen, zieht in Abrede, dass unter 
den ersten Carolingem eine plötzliche und planmässige Ver- 
änderung eingetreten sei, und führt das, was ich Seniorat ge- 
nannt habe, auf ^ne Ausdehnung der Immunität unter Carl 
dem Grossen zurück. Es wird nun vor allem darauf ankom- 
men, sich für eine von diesen Meinungen zu entscheiden. 

Vassus oder VciacMua ist im 9. Jahrhundert regelmässig 
ein Freier. Zwar konnten auch Unfreie Vasallen werden,^) es 
war dies aber, wie auch Waitz Vas. 8, und V.G. IV. 213.. an- 
nimmt, eine Ausnahme, wie sich schon daraus ergiebt, dass in 
C. 813. 6. 189. Hinwegnahme <les Eigenthums und C. 816 2. 
196. Beeinträchtigung der persönlichen Freiheit des Vasallen 
als Auflösnngsgrund bestimmt ist. Dasselbe gilt von Qaaindm, 
das in den wenigen Stellen, in denen es im Frankenreich ge- 
braucht ist, gleichbedeutend mit Vassua scheint: G. 782. 7. 43. 
ad gasindios . . C. 855. 4. 434. dominicua gasindtts. Epist. Ha- 
driani Bouq. V. 581. gasindos veatros. Urk. Pipins Bouq. V. 
701. gcunndus noster, Roz. 573. (Bai. 38.) et rebus que pau" 
pertlms fuerunt condomUe, maius per gasindus quam per saeer^ 
dotes düpergaiur . . . Dass Vasitus ursprünglich den unfreien 
Diener bedeutet, ist von mir B.W. 367 — 370. nachgewiesen, 
und wird auch von Waitz V.Gr. IV. 205. angenommen. In dem 
ältesten Gesetzdokument, der Lex Salica, ist nach der Erklä- 
rung, die Grimm in Merkel Lex Salica XXXII. von der mal- 
bergischen Glosse horogao gibt, Vassus ein für die Reinigung 
des Hauses angestellter Knecht (Aschenbrödel). Ebenso ist in 
Lex Alamann. Lotharii 81. 3: si quü alicujus amiacalciis, si 
servus est, et domintis ejus 12 vasstis infra domum habet . . , 



••) Aus C. 786. 7. ,51. wird dies von Waitz Vas. 7. mit Recht gefolgert; 
mein Widerspruch B.W. 371, 13. war grundlos. Da Unfreie Grafen und 
AntruBtionen werden konnten, so liegt nicht einmal etwas Auffallendes 
darinn. 
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derVassus schon nach dem Zusammenhang ein Unfreier. Yassi 
als Knechte werden dann der Zeitfolge nach erwähnt: Roz. 129. 
(Marc. IL 17.) ad vas$os vesiros vel benemerüü . . Br^q. 270. 
(476.) von 710. ausTaxandria: haec . . transfundo . . cwai omni 
peculiari eorum . . ei vascMos 6. cum '3. pudlts . . . . Tr. Wizz. 
17. von 739 aus dem Elsass: avmliter dono vasaües meos et 
puelhis TnecM quod ego de intus sola mea ad integrum . . Tr. 
Wizz. 52. V. 742 aus dem Elsass: vna cum . . . adjacenciis 
pendiciia in se habentia vel pertinentea ad ipaaa välaa aepiden- 
tes tarn aurum argentum' vestimenta vasaüum pudlas quas infra 
domo mea habeam ... In allen diesen F&llen ist, wie auch 
Waitz V.6. IL 152. 3. annimmt, die Unfreiheit der Yassi kei- 
nem Zweifel unterworfen. Eben dahin gehört die Formel Roz. 
161. (Marc. IL 36.), wo die nun festgestellte Ueberschrift : si 
aUquis servo suo gasindo suo allein schon entscheidet, ausser- 
dem aber, wie ich B.W. 369. gezeigt habe, der Inhalt darauf 
hindeutet. Unbestimmt ist Br. 330. (544.) von 728. Schenkung 
des Dux Eberhard an Murbach . . . ubicumque . . nostra est posr 
sessio, vel ad vassos nostros beneficiatam habui . . , denn un- 
mittelbar vorher ist gesagt: quod servus noster B. per ben^dum 
ftoetrum visus est habere . . ^ so dass also die Freiheit der 
Yassi wenigstens nicht zweifellos ist.^) 

* Als die erste Stelle, in welcher der Ausdruck Vassus von 
Freien gebraucht ist, erscheint L. Alem. Lotharii 36. 4.: quar 
liscumque persona sit out vassus ducis aut comiHs aut qualds 
persona nemo neglegat ad ipsum pladtum venire. Die erste 
Erwähnung königlicher Yasallen findet sich Lex Bajuv. IL 15. 
1: qui infra iüum comitatum Tjmnent, sive regis vassi sive du» 
eis . . Die letztere Stelle kann mit der ersteren keinenfalls 
zusammengestellt werden, da sie dem Theil des Gesetzbuchs 
angehört, der als ein Zusatz aus dem S.Jahrhundert anzusehen 
ist.^) Als den nächsten Fall betrachte ich den in dem Bericht 



•') Auch Waitz war V.G. 11. 204. zweifelhaft. 

*") Waitz steht mit seiner Meinung über die einheitliche Abfassung 
der Lex Bi^uTariorum unter den deutschen Rechtshistorikem isolirt^ vgL 
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der Mißsi an Carl deo Grossen von 780 Marlene Coli. ampl. I. 
42. erwähnten et post mortem ipeiua Abbone Ardingus tue ÄU" 
mannus ipacLS auaa ecdeeiae dei Maesilieneis intemerato ordine 
. . . dtsvertivtt et ad Hinniberto suo vaeso hoc beneficiavit. Es 
ist dies jedenfalls erst nach 739. zu setzen, wo der Patricier 
Abbo nach seinem Testament Br^. 340. (559.) noch lebte, 
wahrscheinlich aber, wie oben S. 86 gezeigt, erst nach 742. 
Ferner wird in der Urkunde Carls v. 775 Bouq. V. 733, durch 
welche die Restitutionsurkunde Pipins Er. 362. (608.) bestätigt 
wird, et Avüinaa quem vtiseus genitoris noatri tenuit ... er- 
wähnt. Da die Urkunde Pipins, in der dieses Gut ohne Bei- 
satz vorkommt, von ihm als Majordomus erlassen ist, so ist 
dieser Fall vor Mitte des 8. Jahrhunderts zu setzen. Auf die- 
selbe Zeit weist die Urkunde Pipins von 754. Bouq. Y. 701: 
quicquid gasindua noster T, per noetrum beneficium . • ienu^. 
Die erste Erwähnung in den Capitularien ist dann C. 757. 9. 
28: homo Francua accqnt beneficium de seniore suo, et duxü 
secum 8uum vasaUum. Seit der Mitte des 8. Jahrhunderts sind 
dann die in unseren Quellen erwähnten Vasallen regelmässig 
Freie, und zweifellos ist demnach in dieser Zeit das Verhält- 
niss der königlichen und der Privatvasallen bereits ausgebildet 

Bei der Frage nach Zeit und Verlauf der Entstehung wer- 
den wir die königlichen und die Privatvasallen gesondert zu 
betrachten haben. 

Was die königlichen Vasallen betrifft, so halte ich diesel- 
ben, wie ich B.W. 382. ausgeführt habe, für die königlichen 
Antrustionen, deren Rechtsverhältnisse in der Hauptsache bei 



Walter R. G. §. 155, HiUebrand R. G. §. 40, Zöpfl B. G. p. 39, Schulte 
B. G. §. 31, Stobbe Rechtsquellen §. 12, Merkel im Archiv XL 679. f. 
Durch die vortreffliche und gründliche Ausführung von Büdinger Oester. 
Gesch. I. 78. f. sind die Bedenken, welche Waitz Gott. Anz. 1850. 340. f. 
bezüglich des kirchlichen Zustandes in Baaem geltend machen' wollte , be- 
seitigt. Wenn sich auch bestätigen sollte, was Waitz in einem Aufsatz 
über die älteren Münzverhältnisse p. 68. f. auszuführen sucht, dass alle 
Theile der Lex Bajuvariorum die gleiche Währung haben, so sind dadurch 
die zahlreichen anderen Andeutungen einer späteren Entstehung von L— II. 
19. nicht berührt. 
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ihnen sich finden. Wie die Antrustiouen leisten sie den Eid 
in die Hand des Königs, stehen in seinem besonderen Schutz, 
und sind zu ungemessenen Diensten verpflichtet. Ich glaube 
daher, dass die königlichen Vasallen von 4len Antrustionen zu- 
nächst nur durch den Namen und dadurch sich unterscheiden, 
dass das amtliche Yerhältniss bei ihnen mehr hervortritt. 

Diese Annahme hat Waitz mit grosser Lebhaftigkeit be- 
kämpft. Schon sprachlich sei die Ausdehnung eines bisher f&r 
Knechte gebrauchten Namens auf die Gefolgsgenossen unwahr- 
scheinlich; überdies sei aber Form und Inhalt der Verpiich- 
tung beider verschieden, endlich sei das Wesen beider Insti- 
tute weit abweichend, da die Gefolgschaft ein Vorrecht des 
Königs ein Zusammen wohnen mit demselben voraussetze, und 
daher eine Erhöhung des Wergeides bewirke, was alles bei der 
Yasallität nicht der Fall sei. 

Die hier aufgeworfene Frage, deren Beantwortung aller- 
dings für die Auffassung der Verfassungsentwicklung von her- 
vorragender Bedeutung ist, wird sich nicht auf blos negativem 
Weg entscheiden lassen. Es wird eine Zusammenstellung d^ 
Verschiedenheiten nicht genügen, vielmehr wird es erforderlich 
sein, beide Institute in allen wesentlichen Punkten zu ver- 
gleichen, um herstellen zu können, wie und wann die Vasalli- 
tät entstanden sei. 

Man wird sich dieser Untersuchung umsoweniger entziehen 
können, wenn man mit Waitz V.6. IV. 233. annimmt, dass die 
Garolinger die Vasallität in voller Ausbildung vorgefunden hätten. 
Welche Stellung nahm sie unter den Merovingern ein? Waitz 
äussert sich darüber nicht mit einem Wort, und wir müssen 
daher den Zusammenhang aus seiner Darstellung zu ergänzen 
suchen. Da Waitz die Vasallität in der Art an die Beneficien- 
verleihung anschliesst, dass erV.G. IV. 216. im 9. Jahrhundert 
nur Vasallen des Beneficialbesitzes für fähig hält, so liegt der 
Gedanke nahe , dass wir nach seiner Ansicht in den königlichen 
Vasallen die Leudes der merovingischen Periode zu sehen ha- 
ben, die nach seiner Aufifassung eben durch Empfang von Kö- 
nigsgut ausgezeichnet waren; denn er sagt nicht nur V.G. L 
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139. 1, dieLeudes seien diejenigeii, welche ein Out (hmefidum) 
vom König erhalten oder ihm aufgetragen, und V.G. IL 224, 
die Leudes seien diejenigen , welche königliches Gut empfangen 
und dadurch eine Verpflichtung zur Treue und selbst zur Hülfe 
übernommen, sondern er zieht auch Gonsequenzen daraus. So 
sind nach V.G. II. 396. von den königlichen Pagen die meisten 
schon deshalb zu den Leudes zu rechnen, weil sie regelmässig 
als Belohnung für den geleisteten Dienst mit Land beschenkt 
wurden; nach V.G. II. 457. stehen diejenigen, die königliches 
Gut empfangen haben und Leudes heissen, nicht alle unter 
dem königlichen Hofgericht, und nach V.G. II. 607. werden 
die Grafen und die hohen Geistlichen Leudes, weil sie Bene- 
ficien empfangen. Auch scheint einzelnes, was Waitz von den 
Vasallen sagt, mit dem übereinzustimmen, was er den Leudes 
beilegt. So ist der Vasall nach V.G. IV. 510. dem Herrn zur 
Treue und Hülfe verbunden, ebenso nach V.G. IL 225. die 
Leudes; der Vasalleneid wird nach V.G. III. 256. und IV. 240. 
auf alle Unterthanen ausgedehnt, ohne sie deshalb zu Vasallen 
zu machen, wie nach V.G. II. 226 der Unterthaneneid fast auf 
gleiche Weise wie der der Leudes verpflichtete. Die Vasallität 
gewinnt nach V.G. IV. 238. Einfluss auf die Stellung der hohen 
Beamten als Inhaber von Beneficien, sowie nach V.G. II. 607 
die hohen Beamten meist zu den Leudes gehören, weil sieBe> 
neficien haben. Endlich sind nach V.G. IV. 212. im 9. Jahr- 
hundert die königlichen Vasallen ganz bestimmt v(m den An- 
trustionen zu unterscheiden, deren Verhältniss nach Vas. 52. 
noch nicht ganz vergessen war, obwohl man nach V.G. III. 
451. 1. Ende des 9. Jahrhunderts schwerlich eine richtige Vor- 
stellung von ihrer Bedeutung hatte; ebenso werden aber V.G. 
IL 224. die Leudes von den Autrustionen unterschieden. 

Dagegen stimmen andere Merkmale, welche von den bei- 
den Instituten angeführt werden, nicht miteinander überein. 
Schon die allgemeine Charakteristik ist ganz verschieden. Die 
Leudes umfassten nach V.G. II. 224. einen grossen Theil des 
Volkes; unter den Franken in Gallien waren nach V.G. II. 226. 
vielleicht wenige, die nicht dazu gehörten. Es ist eine zahl- 
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reiche und angesehene Glasse von Leuten, die ganze Heere 
bildet (V.G. IL 224), von denen jeder reicher und mächtiger 
war als die alten Freien es gewesen (VG. IL 483). Sie gehen 
in die Aristokratie über (V.G. IL 611.), welche nicht nur die 
geringeren Freien unterdrückt, sondern auch Einfluss auf die 
öffentlichen Geschäfte gewinnt, so Einfluss auf den König, die 
Besetzung des Thrones, Ausgang des Kriegs (V.G. IL 223.), 
und die Wahl des Majordomus (V.G. IL 375). Die Vasallen 
dagegen auch die königlichen befinden sich in carolingischer 
Zeit in den verschiedensten Verhältnissen (Vas. 62); es ist 
nicht einmal immer eine besonders angesehene Stellung, die 
ihnen zukommt (V.G. IV. 212); es wird nicht ohne Grund be- 
merkt, dass sich eine gewisse Missachtung gegen sie ausspreche 
(V.G. JV. 229. 1.). Ihre Zahl ist eine sehr bedeutende (V.G. 
IV. 216.), aber sie bilden nicht ganze Heerhaufen (V.G. IV. 
514). Noch mehr ist verschieden, was über die Einzelheiten 
bemerkt wird. Die Vasallen unterscheiden sich nach V.G. IV. 
211. von den Antrustionen durch die Handreichung, den cha- 
rakteristischen Vorgang bei der Commendation ; sie müssen sich 
ebenso von den Leudes unterscheiden, da diese nur einen be- 
sondern Eid der Treue leisten (V.G. IL 224). Die Vasalli- 
tät unterscheidet sich vom Antrustionenverhältniss darin, dass 
sie nicht wie letzteres auf den König beschränkt ist, sondern 
in den verschiedensten Verhältnissen vorkommt (V.G. IV. 212); 
beim Leudesverhältniss aber findet sich diese Ausdehnung nicht, 
es ist auf den König beschränkt (V.G. IL 222). Endlich ist 
das Schutzverhältniss , aus dem die Vasallität hervorgeht (Vas. 
58. V.G. IV. 207. 210.), nicht die Grundlage des Leudesver- 
hältnisses, da nach V.G. H. 457. die Leudes denen die unter 
dem Schutz des Königs stehen entgegengesetzt sind, und die 
Commendation bei der Verleihung von Land V.G. II. 217. auf 
spätere Zeiten zurückgeführt wird. Diese Momente , zusammen- 
gehalten mit den obenangefQhrten scheinen mir entscheidend 
für die Annahme, d^s Waitz die königlichen Vasallen nicht 
für identisch mit den Leudes halten kann. Dass dadurch völlig 
unerklärt bleibt, was aus dem Institut der Leudes geworden 
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sei, dem Waitz für die merovingiscbe Verfassung so grosses 
Gewicht beilegt, ist von mir schon Münch. Gel. Anz. (1848) 
XXVII. 160. und 183. und B.W. 283. hervorgehoben. DieVa- 
sallität muss also nach dieser Ansicht eine davon getrennte 
Ekitstehung gehabt haben, und es fragt sich nur, ob und wie 
diese nachgewiesen oder wahrscheinlich gemacht werden kann. 
In dieser Hinsicht sagt Waitz V.G. IL 217, dass später 
dem Empfang des Königsgutes häufig eine persönliche Verbin- 
dung und zwar in der Form der Commendation vorangegangen 
sei; die Beispiele von Commendation in den höheren Verhält- 
nissen seien aus der carolingischen Zeit, man müsse Bedenken 
tragen, es für eine allgemeine alte Sitte zu halten; am wenig- 
sten könne man annehmen, dass alle Weltliche und Geistliche, 
die Beneficien empfangen, damit in den Schutz des Königs ein- 
getreten seien. Zwar nimmt er V.G. II. 230. auch für die 
merovingiscbe Zeit eine Möglichkeit an, dass sich jemand dem 
König empfiehlt, um Land zu empfangen, es hat dies aber 
nach V.G. IL 215. Aehnlichkeit mit üebertragungen an Hörige 
Freigelassene und Minderfreie, und unterscheidet sich von den 
Verleihungen an Höherstehende. Andererseits ist nach seiner 
Darstellung die Vasallität zur Zeit der Säcularisation schon in 
voller Ausbildung (Vas. 77) ; nach V.G. IV. 233. finden sie die 
Carolinger in voller Ausbildung vor. Unter den Carolingern 
stellt sich nach Vas. 78. fest, dass wer Beneficium empfangen 
wollte, sich commendiren d. h. Vasall werden musste; die Ver- 
bindung der Vasallität mit den Beneficien geht aber nach Vas. 
65. in ihren Anfängen in den Beginn des 8. Jahrhunderts zu- 
rück, da in der Urkunde Br. 330. (544.) von 728. Vassen als 
solche vorkommen, die von dem Grafen Eberhard Beneficium 
empfangen haben. Mit Beziehung auf diese Urkunde wird 
V.G. IL 204. gesagt, dies sei der Uebergang zu der höheren 
Bedeutung, welche dem Wort zu Theil geworden, und welche 
eben jetzt ihren Anfang nahm. Waitz setzt also die Entste- 
hung des Verhältnisses der königlichen Vasallen in die erste 
Zeit des 8. Jahrhunderts, wie dies auch gar nicht anders mög- 
lich ist, da er Vas. 77. noch in der späteren Zeit der Mero- 



viDger Vergabung d«s königUchen Gutes an die Leudes an- 
nimmt, und Y.G. II* 225. 5. die Yertheilung des Landes in 
dem neueroberten Burgund an Leudes durch Carl Martell be- 
tont. Damit steht es denn freilich in Widerspruch, wenn in 
anderen Stellen das Institut der Vasallität als viel älter, in 
viel frühere Zeit zurückreichend bezeichnet wird. Die Vasalli- 
tät, sagt er Vas. 76, findet sich von jeher zwischen dem König 
und den Angehörigen seines Reiches, und verdrängt die Gefolg- 
schaft Lange hat die Vasallität nach V.G. IV. 210. keinen 
bestimmten von andern Schutzverhältnissen zu unterscheiden- 
den Charakter. Sie ist aus niedrigen Verhältnissen hervorge- 
gangen , und hat dann Anwendung auf höhere und freiere Ver- 
bindungen erhalten (Vas. 62). 

Nicht einmal über das wann der Entstehung lässt sich also 
in der Darstellung von Waitz irgend eine positive bestimmte 
Meinung auffinden; zur Erklärung des wie und warum ist nicht 
einmal ein Versuch gemacht, während doch die Untersuchung 
dieser Fragen gar nicht umgangen werden kann. Das Ver- 
hältniss des Königs zu denjenigen, die in besonderer Verbin- 
dung mit ihm stehen, von ihm besonders abhängig sind, lässt 
sich getrennt von seiner unmittelbaren Einwirkung gar nicht 
denken. Gemeinplätze wie: es sei alles nach und nach ent- 
standen, die Einwirkung einzelner Persönlichkeiten sei unbe- 
deutend, ein plötzlicher und planmässiger Uebergang lasse sich 
nicht erkennen, können nicht entscheidend sein für die Beur- 
theilung eines Verhältnisses, das in jedem einzelnen Fall durch 
einen vom König speciell vorgenommenen Akt begründet wurde. 
Auf was sollte der deutsche König Einfluss* gehabt haben, wenn 
solche höchst persönliche Beziehungen nicht von ihm geregelt 
wurden? Die Annahme von Waitz, dass in merovingischer Zeit 
jeder der Krongut hatte Leudes, in carolingischer jeder könig- 
liche Beneficiar Vasall war, schliesst übrigens einen allmähligen 
Uebergang ohnehin aus. 

Ich habe an dieser Zusammenstellung gezeigt, dass die 
Aufstellungen von Waitz nicht einmal ein consequentes in sich 
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zusammenhängendes Resultat ergeben; es wird nun noch er- 
forderlich sein, ihre innere Unrichtigkeit darzuthun. 

Waitz bemüht sich vor allem nachzuweisen, dass die Va- 
sallität und das Antrustionenverhältniss gänzlich verschiedene 
Institute seien. Die Vasallität werde anders begründet und 
habe andere Folgen. Die Vasallität sei nicht eine Fortsetzung 
des Antrustionen Verhältnisses, sondern habe dieses absorbirt. 
Die Gründe, die er dafür anführt, sind gänzlich unzutreffend. 

Gleich beseitigen lässt sich die Berufung darauf, dass in 
den carolingischen Texten der Volksrechte der ontrtMtio nir- 
gends durch vassus ersetzt auch nicht mit einer Erläuterung 
oder Glosse versehen sei (Vas* 52. V.G. IV. 212). Denn ein- 
mal findet sich in den carolingischen Texten nicht antrustio 
sondern nur homo in ernste Sal. em. 43, 4. 44, 2. 66, 2. Rip. 
11. 1, lind sodann sehen wir an dem Wort rachimburgus^ dass 
die carolingischen Texte veraltete Worte weder durch die neuen 
ersetzten, noch mit einer Glosse oder Erläuterung versahen. 

Nicht anders oder womöglich noch übler verhält es sich 
mit der Einwendung Vas. 52, man könne fragen, wie für den 
Gefolgsgenossen ein Name hätte aufkommen sollen, der ur- 
sprünglich den unfreien Diener bezeichnet habe. Man kann 
dies keineswegs fragen, da das Wort smiscalcus, ursprünglich 
der älteste Knecht, später eine hohe Hofcharge (V.G. IL 359.) 
und marscalcus keinen Zweifel lassen, dass Uebertragungen 
von unfreien Namen in die höchsten Verhältnisse für diese Zeit 
nichts auffallendes, dass gerade aus dem Kreis solcher unfreien 
Diener heraus Sich wichtige Verhältnisse entwickelt haben (V.G. 
IL 152). Auch vergisst Waitz, dass es auch unfreie Antru- 
stionen gab^), und dass der König seine eigenen Söhne seine 
Vasallen nennt, dass also ein Name, der für die Königssöhne 
gebraucht wird, für die Gefolgsgefährten nicht zu schlecht ge- 
wesen sein kann. Es werden daher nur die inneren Abweichun- 
gen beider Institute in Betracht zu ziehen sein. 



**) Recap. 33. Pard. 360 , , tU gut antrustümem quo puer regis est . 



In dieser Hinsicht beruft sich Waitz vor allem anf die 
Verschiedenheit der Begründung des Verhältnisses; beim An- 
trustio werde die Handreichung, das charakteristische Merkmal 
der Commendation überhaupt und der Vasallität insbesondere, 
nicht enrähnt (V.G. IV. 211. Vas. 50). Diess ist jedoch völlig 
unrichtig, da es in der Formel für Aufnahme eines Antrustio 
Roz. 8. (Marc. I. 18.) ausdrücklich heisst: in manu nostra . . . 
Visus est conjurasse . . . Diese Worte lassen sich auf anderes 
als Handreichung nicht beziehen; wie sollte man in eine Hand 
ohne Reichung derselben schwören können? Auch Waitz V.G. II. 
230. übersetzt in manu nostra ,^m unsere Hand.* Ich muss 
diese Uebersetzung auch für die einzig zulässige erklären, und 
habe deswegen B.W. 122. und 382. die Gleichheit der Eides- 
abnahme bei beiden hervorgehoben. 

Ferner behauptet Waitz, der Inhalt des Eides sei verschie- 
den, da der Vasall nur Treue, der Antrustio aber Treue und 
Gefolgschaft schwöre (V.G. IV. 211. Vas. 50). Diess stimmt 
freilich nicht mit dem Umstand überein, den Waitz Vas. 56. 
mit Bedauern hervorhebt, dass wir keine Urkunde oder Formel 
über die Reception eines königlichen Vasallen haben. Wie 
kann man so apodiktisch die Verschiedenheit zweier Eide be- 
haupten, von denen man nur den einen kennt? Waitz sucht 
zwar die Lücke durch eine Vermuthung zu ergänzen, indem 
er Vas. 56. sagt, er zweifle nicht, dass die Formel über Auf- 
nahme eines Vasallen in den Ausdrücken die grösste Aehnlich- 
keit mit den Vas. 55. und 56. erwähnten Schutzbriefen haben 
würde; allein diese Zweifellossigkeit ist nur eine subjcctive, 
und kann in keiner Weise die Kenntniss der Formel selbst er- 
setzen, ohne welche die behauptete Verschiedenheit nicht nach- 
gewiesen werden kann, sondern nur als Conjectur zu behandeln 
ist. Die behauptete Abweichung selbst aber ist höchst proble- 
matisch. Sie beruht auf der Annahme, dass die Worte in Roz. 8. 
(Marc. I. 18.) trustem et fidelitatem . . . conjurasse . . . Gefolge 
und Treue bedeuten, dass trustis daher überhaupt oder doch 
in dieser Stelle mit Gefolge zu übersetzen sei. Grimm hatte 
R. A. 275. und 943. trustis von dem altn. traust^ irrotectio ab- 
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geleitet, und dafür die Bedeutung fiddttas, mundium, potestas 
domini, für antruatio die Bedeutung Dienstmann festgestellt. 
Diese Meinung hält er Vorrede zu Merkel Lex Salica VI. auf- 
recht: „Trustts ist das gothische trausti, altn. tratist ^ foedus 
fducia und davon antrustio fidelia, foederatus abgeleitet.^ Mül- 
lenhoflF altes Recht S.294. erklärt es für ;, Gefolge des Königs*, 
aber nach den von ihm angeführten Stellen aus Heliand und 
gl. Junii nicht in dem Sinn, den Waitz allein damit verbinden 
will, Hausgenossen, sondern dem von Gefolgsgefährte, satelles. 
Es muss hier vor allem hervorgehoben werden, dass beide 
Erklärungen nur auf die Stellen der Lex Salica und des 
Marculf sich beziehen, dagegen die anderen Stellen nicht be- 
rücksichtigen. In der Lex Salica findet sich der Ausdruck truatts 
dreimal, nämlich Tit. 41. de homicidio ingemurrum in allen Texten 
ausser IV., der antrustio hat; Tit. 42. de homtcidto in contu- 
bernio facto in allen Texten ausser IV. und Guelf., die auch 
hier antrustio haben, und Tit 63. de homine ivgenuo qiii in 
hoste occtditur in allen Texten ausser III. IV. und Guelf. Ueber- 
all heisst es in truste dominica oder quiin trusie dominica est; 
nur III. hat Tit. 42, 2. si in truste dominica est juratus — und 
V. in Tit. 66, 2. nam si ex truste regali fuerit. Ferner findet 
sich in truste dominica Recap. leg. Sal. 30. 31. Pardess. 358. 
Damit fällt zusammen Rip. XI. 1. eum . . qui in truste regia 
est. Endlich heisst es Roz. 8. (Marc. L 18.): trustem et fideli^ 
tatem nobis visus est conjurasse. Nur auf diese Stellen beziehen 
sich die obigen Erklärungen, nehmen dagegen auf folgende 
keine Rücksicht: Chlodovei R. capitula I. 1. (PertzIV. 3. Pard. 
329.) De mitio fristito. Si guis truste dum vestigio minant, rfc- 
tenere aut battere praesumserit . . sol, 63, cidpabilis judicetur, 
Decr. Chlotarii IL c. 1. (PertzIII. 11.) in cujus centena aliquid 
deperierit, caput trustes restiiuat, et latro insequatur , vel in al- 
terius centemmi vestigium proponat aut deducat . . quod si per 
trustem invenitur^ mediam compositionem trustis ad se recipiat,,. 
ibid. c. 8. (auch L. Sal. Monac. 79.) Ut in truste electi cente- 
narii ponantur. De -ßscalibus et atnnium domibus censuimus, 
pro tenore pacis juhemus, ut in truste electi centenarii ponantur, 

Roth, Feud«litit a. UnterthaneoTerbAnd. 17 



per quorum fidem adque soUicitudinem paac praedicta observetur 
. * . centenarn ergo vel qui in fruste esse dicuntur, tnter com" 
munes provinciaa Ucentiam habeant IcUrones presequere vel ves* 
tigia asaignata menare, et in truste quod defuerit sictit dictum 
est, cumfarciatur . . Quem si in truste per se invenerit, medie- 
tcUem compositionis sibi vindicet. Nach Zöpfl R- G. S. 289. 
N. 47. soll auch noch Chilperici Edict. c. 10. (Pertz IV. 11.) 
hierher gehören, wo das Mscr. zu haben scheint: De trotia 
{corr. tronia) . . sie sequatur et mali hominea reprimantur. Ich 
lasse dahin gestellt, ob dies so viel bedeutet wie trustis in den 
obigen Stellen. Dass das Wort trustis in diesen Stellen eine 
andere Bedeutung haben müsse als in den ersterwähnten, gebt 
schon aus dem Zusammenhang zweifellos hervor. Waitz er- 
klärt es V.G. II. 283. und 315. für Schaaren, welche zur Auf- 
rechthaltung der Sicherheit in jeder Centene organisirt sind. 
Wieder in anderem Sinn und Zusammenhang erscheint es in 
den Capitularien C. 779. 14. 37. De truste facienda nemo pre- 
sumatj'^) C. 789. 15. (Pertz IV. 15.) de truste non facienda, 
C. 857. 3. 455. de his . . qui intra paJtriam residentes rapinas 
exercenty domos iufringunt . . trustes commovent .... Diese 
Stellen, wenigstens die ersten, hatte Waitz V.G. IL 232. und 
283. von der trustis dominica streng gesondert, und die darin 
erwähnte trustis mit der Centenentrustis identificirt. In Vas. 
52. hatte er die beiden ersten Stellen umgekehrt erklärt, in- 
dem er sagt: ;,die Auslegung, welche sich zunächst darbietet, 
dass kein Gefolge im eigentlichen und alten Sinne des Wortes 
gebildet werden solle, glaube ich festhalten zu müssen.^ Da- 
gegen ist er V.G. IV. 366. 2. zu seiner früheren Meinung zu- 
rückgekehrt, wonach in diesen Stellen ein Verbot der Bildung 
bewaffneter Schaaren enthalten sein soll. Ich lasse die Rich- 
tigkeit dieser Auslegung dahingestellt, da es sich hier nur da- 
rum handelt, zu constatiren, dass das Wort trustis in ganz 



•®) Den Anhang ad nos veniente . . , der dann in Caroli leg. Lang, über- 
gegangen ist, betrachte auch ich mit Waitz V.G. IV. 366. 2. als eine Ver- 
bindung zweier verschiedener Bestimmungen. 
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verschiedenem Sinn gebraucht wird. Es ist in dieser Hinsicht 
ein Seitenstück zu mithium, das, wie ich B.W. 163. nachge- 
wiesen habe, gleichfalls in verschiedenen Bedeutungen vor- 
kommt, die sich aus dem Zusammenhang vermuthen aber 
sprachlich nicht deduciren lassen. 

Was nun insbesondere die trvstia dommica betrifft, so 
scheint die von Grimm und MüUenhoflF adoptirte Ableitung von 
firatist keinem gegründeten Zweifel zu unterliegen. Wir haben 
darin, wie von den erwähnten Sprachforschern dargethan ist, 
die Begriffe von Schutz protectio, und Treue fidelitas. Bei der 
Wendung in trvste esse ist offenbar das erstere, p-o^ec^'o Schutz 
gemeint; denn wir haben zwar viele Fälle, wo jemand unter 
den Schutz in verbo, in mundebwrdo, in defensione gesetzt ist, 
aber keine, wo jemand als in fidelitate regis stehend bezeichnet 
wird. Dass trustia gerade in diesem Sinn gebraucht wurde, 
erhellt überdies aus C. 877. 20. 540, das ich unten noch er- 
läutern werde. Dagegen kann in der Marculfischen Formel die 
Bedeutung protectio nicht gemeint sein, da der Antrustio eine 
positive Leistung trustem et ßdelüatem verspricht. Dass hier 
trustis in dem Sinn „Treue^^ aufzufassen sei, ist schon deshalb 
wahrscheinlich, weil nach dem Sprachgebrauch des 7. Jahrhun- 
derts, wovon ich B.W. 284. 31. viele Beispiele gegeben habe, 
völlig gleichbedeutende Worte ganz gewöhnlich neben einander- 
gestellt wurden, Dass auch hier nur eine solche Tautologie 
vorliege, ergiebt sich überdiess aus dem Eingang der Formel: 
Rectum est ut qui nobis fidem pollicentu/r illaesam, noatra/ra tU' 
eantur auxilio; denn die Formel selbst bezeichnet also Treue 
als Inhalt des Versprechens, nicht „Treue und Gefolge.^ Dass 
trustem hier Gefolgschaft bedeute, ist in keinem Fall festste- 
hend, sprachlich nicht wahrscheinlich, und sachlich sehr un- 
wahrscheinlich, da die Formel selbst in ihren Eingangsworten 
entgegensteht. Die behauptete Verschiedenheit der Verpflich- 
tung der Antrustionen und Vasallen ist daher in keiner Weise 
constatirt. 

Ebensowenig begründet ist der Versuch, einen durchgehen- 
den Unterschied in dem Wesen der beiden Institute nachzu- 

17* 
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weisen. Nach der Ansicht von Waitz soll das altgermanische 
Institut, das wir Gefolgschaft benennen, nur da vorhanden sein, 
wo ein regelmässiges Zusammenleben, Zusammenwohnen der 
Genossen und des Führers stattfinde (Vas. 52). Er baut da- 
rauf nicht nur den von ihm behaupteten Unterschied zwischen 
Antrustionen und königlichen Vasallen, sondern er hebt dies 
auch bezüglich der übrigen Lebenskreise hervor, indem er Vas. 
63. meinen Ausdruck Privatgefolgschaften (B.W. 146.) in ähn- 
licher Weise beschränken will Ich muss vor allem constatiren, 
dass diese Auffassung eine singulare ist, nicht etwa auf einem 
allgemein angenommenen Sprachgebrauch beruht. In der Zeit, 
wo ich mein Beneficialwesen schrieb, verstand man unter Ge- 
folgschaft nicht das beschränkte Verhältniss, das Waitz jetzt 
als allein richtigen Begriff unterlegen will, sondern die auf 
Vertrag beruhende persönliche Abhängigkeit. Man sprach von 
der Gefolgschaft im Gegensatz zur Gemeinde oder zum Stamme, 
und einer Gefolgschaftstheorie, wonach ganze Völker im Ge- 
folgverband gedacht wurden. Selbstverständlich war dabei nie 
ein Zusammenwohnen mit dem Führer gemeint. Ebenso sprach 
man damals von Dienstgefolgen der Unterthanen, z. B. der 
Antrustionen, ohne darunter etwas anderes zu verstehen als 
solche, die sich Unterthanen zu beständigen namentlich mili- 
tairischen Diensten verpflichtet hatten. Dass diese Dienstge- 
folge in der Art äu der persönlichen Umgebung des Herrn ge- 
hörten, dass sie mit ihm zusammen wohnten und immer in 
seiner Begleitung seien, wurde weder behauptet noch ange- 
nommen. Nicht die innere Organisation der Gefolgschaft son- 
dern ihr Gegensatz gegen die Gemeinde, die staatlichen Ein- 
richtungen, war es, die den Gegenstand der Untersuchung bil- 
dete. Indem Eichhorn annahm, dass jeder Adelige die Befugniss 
habe, ein Gefolge zu sammeln, meinte er damit nicht solche, 
die regelmässig in oder bei dem Hause des Herrn sich auf- 
hielten, in der Art an ihn gebunden, dass sie beständig mit 
ihm zusammen wohnten , sondern seinen Befehlen Unterworfene, 
die namentlich zu militairischen Diensten verwendet wurden; 
und Waitz selbst, wenn er V.G. I. 94. hervorhebt, es wäre 
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mit der öffentlichen Ordnung nicht vereinbar gewesen, wenn 
jeder einzelne ein Gefolge hätte halten dürfen, konnte unter 
dem letzteren nicht eine in der Zahl durch die Umstände im- 
mer sehr beschränkte Vereinigung von Hausgenossen gemeint 
haben. 

Die Behauptung, dass die Gefolgschaft ein regelmässiges 
Zusammenleben und Zusammenwohuen der Genossen und des 
Führers voraussetze, ist übrigens in dieser Ausdehnung un- 
richtig. Allerdings finden wir die germanischen Fürsten immer 
von Gefährten umgeben ; allein diese beständigen Begleiter, die 
Hausgenossen, sind nur ein Theil des Gefolges. Die Gefolg- 
schaft ist zunächst eine kriegerische Institution, und also vor 
allem im Krieg vollständig versammelt; dies ist allerdings eine 
Voraussetzung, ohne die wir uns eine Gefolgschaft nicht den- 
ken können. Im t'rieden dagegen ist nur ein Theil der Ge- 
fährten um den Herrn, ein anderer im Land zerstreut. Schon 
Tacitus Germ. 14. bemerkt, dass grosse Comitate nur im Krieg 
unterhalten werden können. Besonders wichtig ist die Schil- 
derung, die Tacitus vom Friedensleben giebt: c. 15. Quotiens 
beUa non ineunt, non multum tienationibus phis 'per otium tränst- 
guntj dedtf/i somno cihoque, fortissimus quisgue et belltcosisstmua 
nihil agens delegata domus et pencUium et agrorum cura feminia 
sentbusque et infirmissimo cuique ex familia. Bezieht sich dies, 
wie Waitz V.G. I. 123. 1. mit Recht annimmt, zunächst auf 
das Gefolge, so haben wir hier einen Anhaltspunkt, dass die- 
ses nicht in ständiger Begleitung und Umgebung des Herrn 
gewesen sein kann, da es ja Gefährten gab, die ein Haus, 
Aecker, eine familia hatten, also auf dem Lande zerstreut 
wohnten. Ganz dieselbe Unterscheidung tritt uns aber bei den 
Antrustionen entgegen. Zwar gehören zu ihnen ganz zweifellos 
diejenigen, welche am königlichen Hoflager zugegen sind, selbst 
im königlichen Palast wohnen, und so die ständige Umgebung 
des Königs bilden, ^^ aber es ist unzulässig daraus zu schlies- 



") B.W. 125. 54. und 127. 59. 



262 

sen, dass das regelmässige ZusammenwohneD mit dem König 
als eine Voraussetzung des Verhältnisses anzusehen sei, unsere 
Quellen lassen vielmehr das Gegentheil deutlich erkennen. L. 
Sal. 42. 1. nimmt darauf Rücksicht, dass ein Antrustio in sei- 
nem Haus überfallen wird: St quis collecto coritubemto hominem 
ingenuum in domo sua adaalierit et ibi eum occiderit, st in truste 
dominica est qui occisus est , . , si vero in truste dominica non 
fuenrü ille . . . Noch bestimmter aber zeigt sich diess in den 
Cap. Childeberti 550, c. 6. Pertz IV. 7: 8i antruscionem an- 
truacio de qucummque caitsa admcdare voluerit^ itlncumque eum 
invenire potuerit, super noctes Septem eum .cum . . testibus ro- 
gare debet , . , . , denn hier ist nicht nur nicht vorausgesetzt, 
dass der Antrustio am königlichen Hoflager sich aufhalte, son- 
dern sehr bestimmt der Fall berücksichtigt, dass er sich an 
einem andern Ort befinden könne. Bei den' Antrustionen liegt 
also ganz dasselbe Verhältniss vor wie bei den Vassen. Das 
Wesen ist dasDienstverhältniss, sie unterscheiden sich von den 
ünterthanen durch die Verpflichtung zu ungemessenen Diensten, 
in Folge deren sie allerdings am Hofe sein und dort wohnen 
müssen, wenn der König es befiehlt, aber sie bleiben Antru- 
stionen auch wenn sie nicht am Hof sich aufhalten. Die Unter- 
scheidung, die Waitz statuiren will, ist ganz willkürlich und 
grundlos. Die Behauptung, dass die Antrustionen durch das 
Zusammenwohnen mit dem Herrn sich unterscheiden, ist ebenso 
den Quellen widersprechend, wie die entsprechende Behauptung, 
dass der Dienst nicht zum Wesen des Vasallenverhältnisses ge- 
hört habe, die schon oben widerlegt ist. 

Sowie sich in der Verpflichtung der Antrustionen und Va- 
sallen keine wesentlichen Verschiedenheiten nachweisen lassen, 
so giebt auch das, was wir über ihre Rechte wissen, keine Ver- 
anlassung, eine Verschiedenheit zu statuiren. Als Vorrecht 
der Antrustionen erscheint der Königsschutz und das erhöhte 
Wergeid. Dass der erstere den Vasallen in vollem Maasse zu 
Theil geworden sei, ist ganz zweifellos; rücksichtlich des letz- 
tem sind oben S. 220 die nähern Untersuchungen bereits ge- 
geben. 
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Endlich wird Vas. 52. und V.G. IV. 212. noch Gewicht 
darauf gelegt, dass der Antrustio vereinzelt neben dem Va- 
sallen vorkomme, also nicht damit identisch sein könne. An- 
fangs (Vas. 52.) stützte Waitz dies auf drei Stellen, nämlich 
ausser dem gleich zu erörternden C. 877. 20. 540. auch noch 
auf C. 779. 14. 37. und C. 789. 15, beide oben S. 258; bezüg- 
lich der beiden letztern hat er dies aber V.G. IV. 366. 2. wie- 
der zurückgenommen, so dass also nach dieser Ansicht die 
Erwähnung des Antrustio in der carolingischen Zeit auf C. 877. 
20. 540. zu beschränken ist. Die Stelle lautet: et nemo in 
viUis nostris . . . mansionaticura acciptat^ et nuUus hominea 
noßtros sive alios depraedart audeat, et eorum qui nobiscum va- 
dunt beneficia et villae avh immunitate maneant Quod si aliquts 
praeaumsei'üf in triplo componat sicut ille qui in truste dominico 
committit. Et qui in villas episcoporum abbatum vel aliorum 
fidelium nostrorwm depraedationes fecerit^ sicut in capitularibua 
anteceasomm noatrorum et in nostro continetur^ emendent, Waitz 
bezieht diese Strafbestimmung auf die Person der Vasallen, 
indem er Vas. 52. sagt, es sei hier ein dreifaches Wergeid für 
diejenigen festgesetzt, welche den König nach Italien begleiten, 
und V.G. IV. 212. 3. anführt, es seien hier allerdings Vasallen 
gemeint, denen ein dreifaches Wergeid gegeben sei nach dem 
Grundsatz, dass der Freie in hoste dem Antrustio gleichstehen 
solle. Diese Erklärung ist so wie sie gegeben wird jedenfalls 
unrichtig. Die Stelle spricht mit keinem Wort von einem Wer- 
geid, sie enthält vielmehr zwei Bestimmungen, über deprae'- 
dationes der hominea nostri vel alii, und der Besitzungen derer, 
die mit dem König gehen; nur bei den letzteren ist die Be- 
schränkung auf solche erwähnt, die den König begleiten. Die 
Bestimmung der dreifachen Composition könnte nach dem Wort- 
laut auf beide Verbote zu beziehen sein, es ist dies aber nicht 
wahrscheinlich; denn was sollte eine Bestimmung bedeuten, 
dass jede Räuberei dreifach wie Verletzung der trustis bestraft 
werden solle? Die dreifache Composition bezieht sich offenbar 
nur auf die Besitzungen derjenigen, die mit dem König gehen, 
wie schon aus dem Schluss erhellt, wo für die Besitzungen der 
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Bischöfe Aebte und anderer Getreuen die bisherigen Bestim- 
mungen aufrecht erhalten werden. Jedenfalls hat das trustia 
hier nichts mit dem Antrustionenverhältniss zu thun, sondern 
es ist im allgemeinen Sinn als protectio zu fassen , also dreifach, 
wie Verletzungen des besonderen Königsschutzes gebüsst wer- 
den. Waitz beschränkt übrigens seine frühere Meinung auch 
bezüglich dieser Stelle, indem er V.G. III. 451. 1. sagt, die 
Worte zeigen , dass eine Erinnerung an das alte Verhältniss 
fortbestand, aber zugleich in ihrer Fassung, dass man schwer- 
lich auch nur eine richtige Vorstellung von der Bedeutung 
hatte. Die so bestimmt behauptete Nebeneinanderstellung der 
Antrustionen und Vasallen schrumpft also zu einer Erwähnung 
zusammen, bei der eine richtige Vorstellung gar nicht mehr 
vorgelegen haben soll. In Wirklichkeit liegt aber keinerlei 
Andeutung vor, welche mit Bestimmtheit auf die Fortdauer 
eines von den Vasseu zu unterscheidenden Antrustionenstandes 
gedeutet werden könnte, wohl aber steht dieser Annahme ent- 
gegen, dass in Hincmar de ordine palatii Walter III. 761. und 
Walafrid Comparatio Walter III. 526, wo eine Umgehung der 
Erwähnung undenkbar wäre, keine von den Vassen unterschie- 
dene ständige Begleitung des Königs aufgeführt wird. Hincmar 
oder vielmehr Adalard unterscheidet ausser den Ministerialen 
und ihren Dienern nur die Consiliarii, die nur vereinzelt am 
Hof wohnten, und keinenfalls als Antrustionen angesehen wer- 
den können, und c. 27. absgue minüterns expedüi militesy die 
auch Waitz V.G. III. 456. für Vasallen erklärt. Ebenso nennt 
C. 809. 1. 2. 158, die Verfügung über die Untersuchung in 
dem königlichen Palast in Aachen, ausser den Ministerialen, 
die in ihrem Bereich nach verdächtigem Gesindel suchen sollen, 
die Wohnungen derActores Bischöfe Grafen, die nicht Actores 
sind, und Vassen. Endlich vergleicht Walafrid die Vassen mit 
den Capellanen, d. h. den Clerici. Alles dies macht es ganz 
zweifellos, dass im Anfang des 9. Jahrhunderts die Vassen am 
königlichen Hof die Stellung einnahmen, die wir ffbr die frühere 
Zeit den Antrustionen zuschreiben. 

Als letzten Grund führt Waitz an, die Gefolgschaft sei 
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ein Ehren vorzag germanischer Herrscher, und es sei unwahr- 
scheinlich und unerweislich, dass dieser auf andere übertragen 
worden sei (Vas. 50). Dieser Grund ist der unbedeutendste 
von allen. Waitz hat ja V.6. I. 98. 1. selbst hervorgehoben, 
dass der Fortgang der Geschichte an den Gefolgverhältnissen 
wie er sie darstellt, manches verändert habe. Auch kann es 
nichts auffallendes haben, dass der König, der die wesentlich- 
sten Grundlagen seiner Macht, Heerbann und Rechtspflege, auf 
Unterthanen übergehen lässt, auch dieses Recht auf sie über- 
trägt. 

So sind also die Gründe, welche Waitz für die durch- 
gehende Verschiedenheit der Vasallität und des Antrustionen- 
verhältnisses aufführt, gänzlich aus der Luft gegriffen. Theils 
beruhen sie auf einem völligen Missverständniss der fraglichen 
Institute, theils auf unrichtiger Auslegung der Quellen. Waitz 
hatte um so weniger Veranlassung dazu, als er in der Gleich- 
stellung der geistlichen und weltlichen Beamten mit den An- 
trustionen (V.G. H. 233.) und mit den Vasallen (V.G. IV. 238.) 
auf einem andern Feld die Gleichheit beider Verhältnisse in- 
direkt angedeutet hatte. 

Wie der Versuch einen durchgehenden Unterschied zwi- 
schen Vasallen und Antrustionen nachzuweisen, so ist auch der, 
das Rechtsverhältniss der letztern auf die Schutzertheilung zu- 
rückzuführen , völlig misslungen. In dieser Hinsicht stellt Waitz 
die positive Behauptung auf, dass die Vasallität nur eine Art 
des Schutzverhältnisses sei, und erst allmählig davon unter- 
schiöden werde. Er stellt die Vasallität mit der Aufnahme 
von Geistlichen Juden und Handelsleuten in den Schutz des 
Königs auf eine Linie, und vermuthet Vas. 56, dass die Formel 
über Aufnahme eines königlichen Vasallen, wenn wir eine be- 
sässen, mit der für Aufnahme in den Königsschutz die grösste 
Aehnlichkeit haben würde. Ja er deutet sogar Vas. 65. an, 
dass bei jeder Gommendation, die nach Vas. 59. nicht noth- 
wendig vasallitische Gommendation sein musste, also auch bei 
der Aufnahme von Schutzbedürftigen ein Eid der Treue ge- 
leistet worden sei, und beschränkt dies V.G. IV. 209-*nur da- 
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hin, es sei möglich, dass bei Schatz verhäliuissen namentlich 
zum König der Treueid nicht immer erfordert worden sei. 
Diese Auffassung beruht auf der Verwechslung von zwei ganz 
verschiedenen Verhältnissen. 

Schon B.W. 124. habe ich auseinandergesetzt, dass der 
Königsschutz, der in der merovingischen und carolingischen 
Periode einzelnen hülfsbedürftigen Persoiien ^oder kirchlichen 
Instituten ertheilt wurde, mit dem Schutz nicht zu verwechseln 
sei, von dem das dreifache Antrustionenwergeld herrühre ^ da 
der letztere nur als die Folge einer selbstständigen davon un- 
abhängigen Verbindung aufzufassen sei, während der erstere 
als der Zweck des ganzen Verhältnisses erscheine. Diess er- 
hellt aus einer kurzen Betrachtung desselben. Die uns erhal- 
tenen Schutzbriefe zei*fallen in zwei Classen, die für kirchliche 
Institute und die für einzelne Personen. Wir haben von er- 
steren ausser den beiden Formeln Roz. 9. (Marc. I. 24.) und 
Roz. 10. (Lind. 38.) in unsern Urkundensammlungen noch 9 
Schutzbriefe, von denen der älteste für S. Calais von 546. Br. 
26. (144.) der jüngste für Metten in Baieni Mon. B. XL 420. 
von 837 datirt Es ist schon öfter bemerkt und neuerdings 
von SickeP^) sehr gut ausgeführt worden, dass die kirchlichen 
Mundeburdprivilegien ursprünglich gesondert ertheilt, später 
mit den Immunitätsprivilegieu verbunden wurden, sich daher 
seit Mitte des 9. Jahrhunderts nicht mehr einzeln finden. Die 
Richtigkeit dieser Ansicht lässt sich an den Urkunden des Klo< 
sters S. Galais deutlich erkennen. Für dieses haben wir vier 
fast gleichlautende Mundeburdbriefe, nämlich von Ghildebert L 
von 546. Br. 26. (144.) — Ghilperich L von 562. Br. 32. (168.) 
— Theodorich lU. von 674. Br. 176. (372.) — und Pipin von 
752. Bouq. V. 698. Jeder ist selbstständig ausgestellt, d. h. 
die folgenden erwähnen die früheren gar nicht, und sind nicht 
Bestätigungen derselben. Daneben finden sich aber noch zwei 
Immunitätsbriefe für dieses Kloster, nämlich von Chlodwig IIL 
Br. 226. (428.) v. 692. und von Dagobert III. Br. 276. (482.) 



••) Wiener 8. Ber. (PhUoa.) 36. 355. f. 
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von 712, beide in der gewöhnlichen nur etwas abgekürzten 
Form, aus denen hervorgeht, dass das Kloster solche Immuni- 
tätsbriefe von Guntram, Chlotar IL, Dagobert L, Chlodwig 11., 
Theodorich III. , Chlodwig IIL , Childebert III. und Dagobert UI. 
hatte. Noch unter Pipin wurde in der 760. ertheilten Urkunde 
Bouq. V. 704. Immunität und Schutzbrief für das Kloster ver- 
einigt, und blieb es seitdem in den Urkunden Ludwig d. Fr. 
von 814. Bouq. VI. 460. und Carl d. K. von 850. Bouq. VIE. 
509, die sich beide auf eine Urkunde Karls d. Gr. beziehen. 
Gesonderte Schutzbriefe haben wir ausserdem von Pipin für 
Hohenau Br. 359. (599.) von 748, von Carl d. Gr. für Lorsch 
Cod. Laur. Nr. 4. von 772, für den Bischof von Chur Mohr L 
10. von 784, für das Kloster S. Joannis und S. Laurentii Bouq. 
V. 755. von 794, und von Ludwig d. D. für Metten Mon. 
Boica XI. 420. von 837, welcher der letzte bis jetzt bekannte ist. 
Diese Urkunden, die also einen Zeitraum von fast drei 
Jahrhunderten umfassen, sind nicht nur in ihrem Inhalt iden- 
tisch, sondern auch nach demselben Schema abgefasst, und nur 
nach der Verschiedenheit der gebrauchten Ausdrücke kann man 
eine merovingische und carolingische Form unterscheiden, de- 
ren erstere durch Roz. 9. (Marc. I. 24.) letztere durch Roz. 
10. (Lind. 38.) repräsentirt wird.^) Das Rechtsverhältniss ist 
Aufnahme in den Königsschutz, svb sermone tuitionü noatrae 
(vel mwnddmrdo) recipere. Roz. 9. Br. 26. 32. 176. M. B. XL 
420. — sifh noatro mundeburdo vel defenaione (tuüione) recipere 
(vel reUnere) Roz. 10. Br. 359. Bouq. V. 698. 755. In zwei 
Fällen, Roz. 9. und Br. 176. ist die Ausübung des Königs- 
schutzes dem Majordomus übertragen, ut auh mundeburde vel 
defenaione . . . majoriadomua . . . debeat reatdere . . . ^ aber 
nur die Ausübung, da in beiden Fällen der Schutz des Königs 



") Die letztere ergiebt sich schon durch die Subscriptionsformel numu 
propria subter firmavimus, et de annulo nostro aigülavimiM als carolingisch, 
Mabillon Dipl. II. 10. 1. und 2. In nachstehendem habe ich mit Zugrund- 
legung der Formeln die wesentlichen in den verschiedenen Schutzbriefen 
Yorkommenden Wendungen zugammengestellt. 
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... ^2. 9. *•** sermonem tuitionü nostrae viai 
feitet **'' ^ ^^^ j^g^ /tV;^a/ . . . 8vh sermone tuttionis nos- 
/•*•"' '^tÜ^rd' öäd^ dasselbe gilt von der Urkunde Pipins 
^^ rllAJs Bouq. V. 705, in der mit denselben Worten dem 
^ der Königsschutz ertheilt die Ausübung aber von dem 
f^seiBem Sohn Carl überlassen ist 

Als Folge davon ist in mehreren Schutzbriefen Ertheilung 
g^atzes im allgemeinen hervorgehoben : sub nostro sermone 
^g^i^eburde ardedicti viri quietus resideat Roz. 9. — eub 
Castro fnundeburde vel defensiane residere cum quiete aincUia 
(auiUU> ordine vivere vel residere) Roz. 10. Br. 359. Bouq. V» 
698. 755. Cod. Laur. 4. Mohr I. 10. M. B. XI. 420. Speciell 
15t den Beamten jede Beeinträchtigung namentlich hinsichtlich 
des Vermögens untersagt: nee vos nee juniores atU successores 
vestfi . . . (de inquisitts occcLsionibus) (injuriare) nee inquietare 
(nee condemnare) (nee inferendas sumere nee de res eorum alt" 
quid minuere) . . . non praesumatis Roz. 9. Br. 26. 32. 176. 
— nee vos nee juniores aut successores (nvUiLS ex vobis) (nee 
homenes nee rebus) (contangere nee) inquietare nee condemnare 
(depravare) nee aliquid de rebus suis (abstrahere vel minuere) 
(contra rationis ordinem calumniam generare) praesumatis Roz» 
10. Br. 359. Bouq. V. 698. 755. Cod. Laur. 4. M. B. XI. 420. 
Als weitere Folge ist in den meisten Schutzbriefen aus- 
gesprochen, dass Rechtssachen des Stiftes erforderlichenfalls 
vor dem Königsgericht verhandelt werden sollen: si cdiquas 
eausas adversus eum vel suo mitio (ortas fuerint aut) surrexerint, 
quas (a vobis aut a junioribits vestris) absque . . grave (iniquo) 
dispendio definitas (terminatas) non fuerint^ (v^que) in nostri 
praesentia reservetur^ (et ibidem finitivam sententiam per legem 
et justitiam debeant aceipere, et unicuique de reputatis conditio-' 
nibus justitiam reddant, et ab alio simili modo verüatem per- 
eipiant) Roz. 9. Br. 32. 176. — et si aliquas eausas adversus 
ipso . . seu homines (ortae) fuerint, quas in pago absque suo 
iniquo dispendio definitas non fuerint, eas usque ante nos omni- 
modis fiaiU suspensas vel reservaJbas, et postea ante nos per legem 
aut justitiam finitivam recipiant sententiam . . Roz. 10. Bouq. V. 



269 

698. 705. 755. M. B. XI« 420. Ein Fall findet sich in einem 
placitum von 833. Muratori Ant. I. 459 : cum müst noatri . . . 
resedtssent, veniens L, abbas . . . Quam rem dum . . . miasi 
per se minime diffinire potuissent, in nostram hoc deliberanda jus- 
simtis venire praesenticmi . . . 

Diese Schutzertheilung erfolgte durch den Schutzbrief, der 
dem Petenten zu seiner Legitimation ausgefertigt wurde: j?er 
prctesentem decemimus ac jubemvs praeceptum Roz. 9. Br. 26« 
32. 176; per hos literas rogamus Roz. 10; literas meaa manu 
mea firmatas ei dedimus Br. 359. Bouq. V. 698; haa literas 
nostras />ro firmitatis Studium ei dedimus Bouq. Y. 755; hanc 
praeceptionem nostram eis dedimus Cod. Laur. 4; präsentem 
autoritatem ei fieri jussimus Mon. B. XI. 420. 

Die Handlung wird durchaus nicht immer se commendare 
genannt; dieser Ausdruck findet sich gar nicht in der mero- 
vingischen Form, hier heisst es viehnehr nos . . illo . . juxta 
ejus petitionem msi . . recepisse Roz. 9; missa petüione (sup^ 
plex) . . expetiit \vt eum . . recipere deberemus Br. 26. 32. 176. 
Er erscheint erst in der carolingischen Form in folgender 
Weise: veniens . . ad nos sibi plenius commendavit Roz. 10; 
ad nos venit . . et ad nos se commendavit Br. 359; ad nos venit 
et . . semetipsum . . in manu nostra plenius commendavit Bouq. 
V. 698; veniens . . in nostro mundeburdo . . se plenius commen- 
davit Bouq. V. 755 ; ad nostram visus est accessisse praesentiam, 
gut . . . secum . . congregationem . . in mundehurdem vel de-- 
fensionem nostrcum plenius commendavit Cod. Laur. 4. Aber 
auch hier ist er nicht immer gebraucht, so nicht: Bouq. V. 704. 
missa petitione . . expetiit^ ul eum recipere deberemus — Mohr I. 
10. missa petitione . . postulaverunt , ut eos . . sid> mundeburde 
. . höhere deberemus — Mon. B. XL 420. petiit . . vt nos simi-^ 
liter . . eum sub nostra constitueremus defensione. Das gleiche 
Verhältniss findet sich in carolingischer Zeit bei den mit Im- 
munitäten verbundenen Schutzbriefen. Hier ist allerdings ver- 
einzelt der Ausdruck se commendare gebraucht, so: Bouq. VI. 
485. in manu ejusdem se commendavit — Bouq. VI. 491. ve- 
niens . . commendavit nobis idem monasterium — Bonq. VI. 668. 
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und VIII. 534. in manu d. Imperatoris . . ae commendavit, al- 
lein in der überwiegenden Anzahl dieser Urkunden findet er 
sich nicht, so Bouq. V. 751. VL 460. 481. 500. 504. 562. 637, 
VIII. 509. Cod. Laur. I. Nr. 17. W. ü. B^ 71. M. B. 28, 26. 
Mohr I. 20. u. ö. 

Wie die für geistliche Stifter so sind auch die Schutzbriefe 
für einzelne Personen in ihrem Inhalt gleichartig, und weichen 
nur in den Ausdrücken von einander ab. Doch hat ein Theil 
derselben neben der Schutzertheilung noch die Regelung be- 
sonderer Verhältnisse der Bittsteller zum Gegenstand. In den 
vier Privilegien für Juden Roz. 12. 27. 28. 29, einem für Frei- 
gelassene Roz. 15, und einem für Kaufleute Roz. 30, sind näm- 
lich neben der Schutzertheilung noch besondere mit dieser nicht 
zusammenhängende Bestimmungen getroffen, die sich theils auf 
Verfügungen über das Vermögen, theils auf Zölle und andere 
Abgaben, theils auf Dienste beziehen, die an den Pallast zu 
leisten sind. Dadurch charakterisiren sie sich als Schutzbriefe 
besonderer Art, sind aber gleichwohl mit den andern hier auf- 
zuführen, da sie von diesen in den auf die Schutzertheilung 
bezüglichen Bestimmungen nach Form und Inhalt nicht ab- 
weichen. Nach ihrer Reihenfolge sind die vorhandenen Schutz- 
briefe für einzelne Personen folgende: Br. 320. (532.) von 724. 
für Bonifacius; Roz. 11. (Lindenbr. 177); ürk. Carls d. Gr. 
für Presbyter Arnald Co4. trad. S. Gall. p. 38;^) Urkunden 
Ludwigs d. Fr. für unbenannte Personen in Italien Roz. 13. 
(Carp. 36.); für Teofridis Roz. 14. (Carp. 37.); für Freigelas- 
sene Roz. 15. (Carp. 51.); für Juden Roz. 12. 27. 28. 29. (Carp. 
32—35.); für Kaufleute Roz. 30. (Carp. 31.); Ludwig II. von 
870. für Grippe Muratori Ant. It. I. 935. Auch ein mit Im- 
munität verbundener Schutzbrief für Bischof Agilraar ist vor- 
handen Bouq. VIII. 378. 

Der Inhalt dieser Schutzbriefe ist wie bei denen für kirch- 
liche Institute Aufnahme in den Eönigsschutz: stib securtfMe 
tuitionü Roz. 13. 29. 30. — suh noaira defensione Roz. 27. 28. 



■*) Waitz Vas. 54. Diese Urkunde war mir nicht zugänglich. 
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— 8ub securttate tuitionis^ac defensionis Roz. 12. — svi nostro 
mundeburdo defenaione ac tuüione Roz. 14. 15, in Folge dessen 
die Inhaber für ihre Person sicher gestellt werden, ut übt- 
cumque ambulare visus fuerit, cum nostro amore vel sub nostro 
mundeburdo vel defensione quietus vel conservatus esse debeat 
Br. 320. — liceat sub nostra defensione ac tuitione (mundeburdo 
et defensione) in eorum proprio residere (quiete vivere) Roz. 13. 
14. 29. — liceat sicut caeteris ßdelibus nostris et his, qui sub 
nostra defensione rec^^ sunt, absque cujuslibet impedtmento una 
cum rebus et hominibus suis cum honore residere et quieto ordine 
(omni salvatione) vivere Roz. 12. 15. Speciell werden die In- 
haber gegen jede Beeinträchtigung sicher gestellt: ut ei nemo 
aliquam contrarietatem vel damnationem adversus cum facere 
praesumat Br. 320. — nee vos nee juniores nee sv^ccessiores vestri 
. . inquietare nee condempnare nee de rebu^ suis in nullo ah- 
strahere . . non praesumatis Roz. 11; ähnlich sind die Wen- 
dungen in den andern Schutzbriefen. 

In einigen wird ferner Verhandlung der Sachen vor dem 
Königsgericbt versprochen: et si aliqua causatio vel necessücts 
ei advenerity quae per legem definiri non poterit, u^que ante nos 
quietus et conservatus esse debeat Br. 320. — et si talis causa 
adversus cum surrexerit et orta fuerit , et ibidem ubi adimpletis 
vos absque eorum iniquo dispendio minime definitas fuerinty quod 
g,nte nos separare vel reaervat4xs, et talis causa ante nos finitivam 
accipiat sententiam Roz. 11. — et si aliquae causae . . surrexe- 
rint, quae intra patriam sine . . dispendio definiri non possunt, 
volumus ut usque ad praesentiam nostram sint suspensae et re- 
servatae, quatenus ibi justam et legalem finitivam accipiant sen^ 
tentiam Roz. 13. 15. 27. 29. 

Auch hier erfolgt die Ertheilung eines Schutzbriefs: ei 
manu nostra roboratam visi fuimus Br. 320. — hanc nostrae 
autoritatis praeceptionem fieri eisque dari decrevimus Roz. ) 3. — 
has nostrae autoritatis literas fieri et ei dare libuit Roz. 14. — 
hanc praesentem autoritatem ei fieri jussimvs Roz. 29. Für die 
Begründung des Verhältnisses finden sich dieselben Ausdrücke 
wie bei den geistlichen Stiftern: Bomf actus od nos venit et nobis 
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suggesaity quod aub nostro mundeburdo vel defenstone cum red* 
pere deberemuB Br 320. — hominem ad nos venientem . . «tw- 
c^inms Roz. 12. — hominea ad nostram venientes presentiam 
petierurU et deprecati sunt nos, lU eos sub securittxte tuitionis 
nostrae susdperemus Roz. 13. — Teofridis . . veniens ad prde- 
sentiam nostram expostulavit . . ut nos eam . . . sub nostro mun- 
deburdo ac defensione ac tuttione susdperemus Roz. 14. — /. 
ad nos veniens . . non solum eos . . sub nostro . . mundeburdo 
suscepimus Roz. 15. — Äquisgrano , . venientes se nostris ob- 
tutibus praesentaverunt Roz. 30. — ö. . . petiit clementiam nos^ 
tram, . . quatenus , . reciperemus Muratori Ant. It. I. 935. Der 
Ausdruck commendare findet sich nur zweimal, Roz. 11. ille ad 
nos venu, et nostra commendattone expetivit habere und Roz. 29. 
Ä , , , ad nostram veniens presentiam in manibus nostris se 
commendavit. 

Wir finden demnach in elf Schutzbriefen für geistliche Stif- 
ter den Ausdruck commendare fünfmal gebraucht, sechsmal 
nicht gebraucht; von zwölf Schutzbriefen für einzelne Personen 
haben ihn zwei,*^) zehn nicht, in den sechzehn oben aufge- 
führten vereinigten Schutz- und Immunitätsprivilegien findet er 
sich nur viermal. Der Ausdruck kehrt also keineswegs regel- 
mässig in den Schutzbriefen wieder. 

Ganz unhaltbar ist die Annahme, dass die Verpflichtung 
der königlichen Vasallen in der Form dieser Aufnahme in den 
königlichen Schutz ähnlich gewesen sei. Vor allem ist die Be- 
hauptung von Waitz Vas. 56, dass sich Abt oder Jude wie der 
Vasall dem König „per manus in manus^ commendire, oflTen- 
sichtlich unrichtig. Nicht ein Schutzbrief kennt den Ausdruck 
per manus, ja nicht einmal in manus, sondern es heisst nur 
in manu Bouq. V. 698. VI. 485. 668. VIII. 534, oder in mani- 
bus Roz. 29. Es ist darauf das grösste Gewicht zu legen bei 
Beurtheilung der Behauptung, dass eben die Gleichheit der 
Ausdrücke auf die Gleichheit des Verhältnisses schliessen lasse. 



'") In dem für Amald scheint er nicht gebraucht, wenigstens erwähnt 
Waitz nichts davon. 
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Kehren wir den Satz um. Eben die Ungleichheit der gebrauch- 
ten Ausdrücke wird gegen die Annahme von Waitz endgültig 
entscheiden. Wenn wir die Wendung per mantis, die wie oben 
gezeigt, beim Vasall enverhältniss öfter wiederkehrt, bei der 
Schutzertheilung nicht finden, so fehlt von vorneherein jeder 
Anhaltspunkt für Identificirung dieser Verhältnisse* 

Nicht anders oder wo möglich noch übler verhält es sich 
mit der Annahme, dass bei der Aufnahme in den Schutz ein 
Eid geleistet worden sei. Waitz deutet nämlich nicht nur Vas. 
65. an, dass bei der Schutzertheilung, die er zur Commen- 
dation rechnet, ein Eid geleistet worden sei, sondern sagt auch 
V.G. IV. 209, bei Schutzverhältnissen, die nicht ausdrücklich 
als Vasallität bezeichnet würden, sei meist nicht vom Treuen- 
eid die Bede, es sei möglich, dass dieser nicht immer erfordert 
worden sei. Dagegen muss bemerkt werden, dass, wie die 
obige Zusammenstellung ergiebt, die Ableistung eines Eides in 
den Schutzbriefen nie erwähnt wird. Kein einziger enthält 
auch nur eine darauf bezügliche Andeutung, und es kann um 
•so weniger davon die Rede sein, als ja zur Ertheilung des 
Schutzbriefs nicht einmal die persönliche Anwesenheit des Pe- 
tenten erforderlich war: missa jpetitione expetiit Br. 26. 32. 176. 
Bouq. V. 704. Mohr I. 10. — missa petitione . . expostulaverutU 
M. Boica XI. 420. Wenn Waitz zur Unterstützung seiner Be- 
hauptung sich wenigstens auf zwei Stellen beruft, so ist er in 
einem vollständigen Missverständniss derselben befangen. Aller- 
dings wird nämlich wie in mehreren anderen Stellen**) so auch 
Ann. Bert. 877. Pertz I. 504. von den Bischöfen gesagt, dass 
sie sich dem König commendirt und ihm den Treueneid ge- 
leistet hätten ; es ist dies aber nichts denselben eigenthümliches, 
sondern geschieht in Verbindung mit Aebten, Grafen, Vasallen, 
Vornehmen; es ist dies nur die besondere Form des Treue- 
gelöbnisses beim Thronwechsel, das im 9. Jahrhundert von den 
höhern Ständen persönlich dem König geleistet wurde. Noch 
weniger entscheidend ist die Berufung auf das, was C. 859. 1. 



»•) S. B.w. 385. 81. 

Roth, Feudalitat u. Unterthanenverband. 18 
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462. von Wenilo gesagt ist. Dieser stand in dem persönlichen 
Dienst des Königs, an dessen Hof, wie ja genugsam bekannt 
ist, eine Anzahl von Geistlichen zu geistlichen Functionen ver- 
wendet") und deshalb selbst mit den Vassen verglichen wur- 
den. In keinem von beiden Fällen liegt eine den obigen zu 
vergleichende Schutzertheilung vor, und es fehlt daher jeder 
Anhaltspunkt für die Annahme, dass bei der Schutzertheilung 
ein Eid geleistet worden sei. Direkt entgegen steht derselben 
überdies der Umstand, dass auch Frauen in den Schutz auf- 
genommen werden, die nach fränkischem Recht eidesunfähig 
waren, da sie unter Vormundschaft standen, und daher weder 
zum Zeugniss noch als Eideshelfer zugelassen wurden.^) 

Die ganze Darstellung von Waitz beruht auf einem Miss- 
verständniss des Wortes commendare. Man trifft dieses Wort 
im ganzen Mittelalter in den verschiedensten Bedeutungen. So 
findet es sich sehr häufig für deponercy zur Aufbewahrung über- 
geben. Ausser den B.W. 215. 66. und oben S. 56 citirten 
Stellen führe ich noch an: Baj. XIV. 1. st quü cabaUum . . ad 
custodiendum . . commendaverit , C. 805. 19. 134. ne . . auhtra- 
haut noatram justitiam aüeri tradendo vel commendando ,^) C. 
812. -58. 185. catelU nostri commendcUt, C. 865. 5. 502. aimüiter 
de commendationibtAS guarumliheb facuUatum, Analog findet es 
sich für die Uebertragung der Aufsicht auf Gefangene: Bip. 
73. 4. 81 atUem cui commendatus fuerü (ein Dieb) fuffa lapaua . . 
und 72. 5. si homo commendatus vel fugitivus defunctus fuerü, 
similiter . . sepeliatur, Quod si . . non fecerit, ipse qui eum 
poat se retinuity pretium rei . . culpabilis judicetur, C. 812. 12. 
182. nuUus judex obsidem nostrum in vüla nostra commendare 
faciad, Thegan. 37. Pertz 11. 598. et divisit eos atque commen," 



»^) S. darüber ausführlich Waitz V.G. lU. 438. 

»') S. Rogge Gerichtswesen 168. Grimm Rechtsalterthümer 408. 

*^) Völlig missverständlich bezieht Waitz Yas. 10. dies auf die vasal- 
litische Gommendation. Es ist in diesem Gesetz von Zahlung des Heer- 
banns die Rede, und gesagt, es solle verhütet werden, dass die Heer- 
pflichtigen durch Veräusserung oder Deposition ihrer Vermögensstücke die 
Execution unmöglich machen. 



davie. Ferner hat es die Bedeutung von auftragen, mandare, 
praecipere, C. 806. 3. 138. yworf domintts . . . commendatum 
habet . . C. 853. 4. 424. de latronibus commendaverunt , Roz. 
417. (S. Gall. 22.) vi Uli . . jvheatia commendare, ut nostram 
juatitiam consequi valeamus, ürk. Bouq. V. 730. praecipimus 
atque commendamus, Plac. 840. bei Muratori Ant. I. 503. sed,, 
D. Imperator . . commendavit , ut ipaa commutatio . . Ebenso 
wird es für empfehlen gesetzt: Testam, Caesarii Br. 23. (139.) 
Te . . pontifex . . roffo, omnia et monasterium . . haheas . . in 
curam maximam commendata, Testatn. Desiderii Br. 132. (323.) 
pauperes . . tuos . . tibi commendo. Daher heissen die Em- 
pfehlungsbriefe literae commendatitiae: C. 802. 2. 99. C. 802. 
8. 104. Roz. 659 — 662. Speciell findet sich der Ausdruck in 
diesem Sinn bei Uebertragung der Tutel: Roz. 119. (Sirm. 24.) 
ei 8ub officium tutoris commendare deberemus; bei Uebertragung 
von Rechtssachen durch Mandat Roz. 389. (Sirm. 46.), und bei 
der üebergabe an einen Salmann: Tr. Fuld. 572. de illa here- 
ditate quam TJ. meae fidei tradendo commendavit . . ut aut inde 
loca sanctorum honorarem; ibid. 581. trade , . quicquid 2/ . . . 
meae fidei commendavit . . . S. Bonifacio ad tradendum. Wir 
haben es hier also mit einem Wort zu thun, das sich, wie so 
häufig im Mittelalter, in den verschiedensten Bedeutungen fin- 
det, und daher immer nur aus dem Zusammenhang zu erklä- 
ren ist. 

Vergleichen wir nun die einzelnen Fälle der Erwähnung 
des Wortes in Schutzbriefen, so finden wir, dass dieselbe schon 
äusserlich von der bei der Vasallenverpflichtung sich unter- 
scheidet. Man findet nämlich ausser, se commendavit Roz. 10. 
Br. 359. — und monasterium commendavit Bouq. VI. 491. — 
noch: in manu (manibus) ae commendavit Bouq. V. 698. VI. 
485. 668. VIII. 534. Roz. 29. — in mundeburdo ae commenda^ 
vit Bouq. V. 755. — in mundeburdem vel defenaionem ae com^ 
mendavit Cod. Laur. 4. — noatram commendationem expetivit 
habere Roz. 11. Zunächst muss man das in manu ae commen- 
davit in den erwähnten fünf Stellen für gleichbedeutend mit 
dem m mundeburde se commendavit halten, wie ja munt be- 

18* 



3IL 

kanntlich gleichbedeutend mit Hand ist.^) Dagegen heisst es 
von der vasallitischen Commendation: C. 816. 2» 196. postquam 
ei ipse manus suas commendaverit Ann. Einhardi 757. p. 141. 
Taaaüo . . in manus regia in vasatico manibus suis se ipsum 
commendavit. Einhardi Epist. 27. (Bouq. VI. 375.) ae in manus 
ejus commendaverit f und 51. (Bouq. VI. 383.) in vestras manus 
se commendavit Eine andere Form ist: C. 786. 7. 51. qui ali- 
unde in bassalatico commendati sunt, Praec. pro Hispanis 815. 
6. und 844. 10. ut se in vasaticum comitis nostri . . commen- 
dent. Allerdings wird das Verhältniss abgekürzt öfter nur als 
se commendare bezeichnet, aber unter Umständen, welche die 
vasallitische Commendation leicht erkennen lassen: Einhardi 
Epist. 26. (Bouq. VI. 374.) sollemni more commendaverit, Hinc- 
mari Land. Resp. (Sirm. 11. 612.) (Grivo) antecessorem meum Far- 
dulum dimisit et vobis se commendavit, Astron. 21. p. 618. 
Wala . . humillima subjectione se ejus nutui secundum morem 
Francorum commendans subjecit. In den Gapitularien ist dies 
se commendare regelmässige Bezeichnung der Vasallität C. 790. 
13. 71. - 806. 10. 142. — 811. 8. 169. — 823. 13. 232. — 
825. 2. 242. 

Derselbe Ausdruck findet sich zwar so viel ich weiss nicht 
in oflSciellen Dokumenten sehr häufig aber in Schriftstellern 
für ein anderes Verhältniss gebraucht. Es wurde nämlich im 
9. Jahrhundert der beim Thronwechsel zu leistende allgemeine 
Fidelitätseid von gewissen Classen von Personen dem König 
persönlich geleistet, wie sich aus einer Reihe von Stellen zwei- 
fellos ergiebt: Astronomus c. 59. p. 644. praesentes Neustriae,.. 
primores Gairolo et manus dederunt, et fidelitatem sacramento ob- 
strinxerunt, absentium autem quisque postea itidem fecit, ibid. 
c. 61. p. 646. Ludovicus . . . fideles suos . . suscepü, et Carolo 
cum solitis sacramentis commendari fecit (nach der zweiten Thei- 
lung). Ann. Bertin. 837. p. 431. episcojn abbates comites et 
vasalli dominici in memoratis locis beneficia habentes Carolo se 



®) Kraut Vorm. I. 6. 



^77^ 

commendaverunt, et fidditatem sacramento firmaverunt Nithard I. 
6. p. 654. Hilduinus . . . ceterigue omnes praedictos fines inha- 
bäanies convenerunt, fidemque sacrcmiento Karolo firmaverunt, 
ibid. I. 8. p. 655. guoniam oUm regnum Aquitaniae Garolo do- 
navercU, ut iUi se commendarent ortando suasit, jussit, Qui 
omnes comm^ndati eidem sctcramento fidem firmaverunt, Anoal. 
Bertin. 869. p. 483. Carolus . . plurimos de eodem regno (Loth- 
ringen) sibi se commendantes stiscejnt . , A . , praeauUm . , 
cum muüis idiis in aua commendatione suscepit, ibid. 877. p. 
504. et eptscopi se stiasque ecclesias tili (Lud¥^ig d. St. bei sei- 
ner Thronbesteigung) ad debitam defensionem et canonica pri~ 
vilegia sibi servanda commendaverunt , profitentes , . Uli fideles 
fore; abbates avieia et regni primäres et vasalli regii se HU 
commendaverunt, et sacramentis secundum morem fidelitatem pro- 
miserunt.*^) ibid. 880. p. 512. filii . . Ludovid , . regnum . . 
inter se diviserunt , , ut , , Ludovicus . . Niustriam , . haberet, 
et quique de proceribus secundum convenientiam in cujus dim^ 
sione honores haberent, HU se commendarent Es erhellt aus 
diesen Stellen, dass es sich hier nicht um den jedermann frei- 
stehenden Eintritt in ein Yasallenverhältniss, sondern um die 



*^) Ich constatire vor allem, dass hier primores neben Bischöfen Aebten 
und Vasallen als die Huldigung persönlich leistend erwähnt sind. B.W. 385. 
hatte ich angeführt, dass bei der persönlich dem König geleisteten Hul- 
digung Bischöfe, Aebte, Grafen und primores von den VasaUi dommici 
unterschieden würden, und hatte Note 81. mit mehreren anderen die obige 
Stelle citirt , ohne sie wörtlich mitzutheilen* Waitz behauptet nun Yas. 24. 
mit Bezug darauf, man finde nur, dass in manchen Stellen die weltlichen 
und geistlichen Beamten, die Beneficien haben, und die Vasallen neben 
einander genannt würden, jene als Beamte besonders aufgeführt, diese 
als die übrigen, welche neben ihnen iA Frage kämen. Primores würden 
nicht neben den andern genannt, sondern es heisse nur Astronomus c. 59. 
ganz allgemein . . primores . . . manus dederunt, wo das Wort beide Klas- 
sen zusammen umfasse. Was Waitz veranlasst, den Wortlaut einer von 
mir citirten Stelle, die er Vas. 31. selbst abdrucken lässt, in Abrede zu 
ziehen, ist mir unerklärlich. Die allgemeine Bemerkung, die er daran 
knüpft, ich würde manchmal die Behauptung im Text widerlegen, wenn 
ich die in den Noten citirten Stellen wirklich mittheilte, ist dadurch von 
selbst wegMig. 
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Erfüllung einer aÜgemeineu jedem einzelnen obliegenden Ver- 
pflichtung handelte. Zu allem üeberfluss ist dies auch noch 
in der oben citirten Stelle Astronomus c. 61. ausgesprochen, 
wo es am Schluss heisst: quosdam qui occursum fidditatemgue 
sibi impendere denegarunt , comprehensos legali jussit subdere 
quaestioni. Als diejenigen, welche in solcher Weise den Hul- 
digungseid beim Thronwechsel persönlich leisten, werden Bi- 
schöfe Aebte Grafen Primores und Vasallen aufgeführt. Dass 
der Beneficienbesitz zur Entstehung dieser Uebung Veranlas- 
sung gab, ist an sich wahrscheinlich, und in mehreren der 
obigen Stellen angedeutet. Der von den Schriftstellern für 
diese persönliche Ableistung des Huldigungseides gebrauchte 
Ausdruck se commendare giebt an sich noch keine Veranlassung, 
sie mit der speciellen Verpflichtung der Vasallen, die ja von 
den übrigen noch ausdrücklich unterschieden werden, zu iden- 
tificiren. Noch weniger kann der Umstand, dass die betreffen- 
den Personen mehrmals als Beneficieninhaber bezeichnet wer- 
den, dafür entscheiden, da die so bestimmt ausgesprochene Be- 
hauptung von Waitz, dass die vasallitische Commendation die 
Voraussetzung des Beneficienbesitzes gewesen sei, oben S. 202 
als ganz unbegründet nachgewiesen ist. Allerdings werden wir 
aber darin die Anfänge der mittelalterlichen Gestaltung zu se- 
hen haben, wonach alle Hoheit sich in feudale Formen kleidete. 
Vergleichen wir nun mit dem eben Ausgeführten die Schutz- 
ertheilungen, so finden wir mit Ausnahme der oben S. 275 auf- 
geführten Fälle den Ausdruck commendare oder se commendare 
nie gebraucht, vielmehr heisst es in den gesetzlichen Doku- 
menten: Sal. 13. 6. piiella in verbum regia, Rip. 35. 3. mvlier 
quae in verbo regia poaita eat Capp. Chlodovechi XL 7. (Pertz 
IV. 5.) ai mulier . • pro ali^a cauaa in verbo regia miaaa est. 
C. 802. 54. 101. ut ei qui in mundeburde d, Imperatoria aunt, 
pacem et defenaionem ab omnibiia habeant. Gl. zu Cap. III. 30. 
bei Baluze Cap. II. 1184. compoaitio , . mulieri in mundio re- 
gia *habitae . . und injuria quae fit mulieri Salicae quae eat in 
mundio regia* G. 824. 1. 239. conatiiutum . . ut omnea qui aub 
speciali defensione d, Apoatolici aeu noatro fuerint suscepti, im-' 



petrata tnviolabilüer juata utantur defenaione. G. 782. 3. 42. 
moncLsteria . . in mundio . . patatii, C. 823. 5. 237. de mofKM- 
terüa et eccleaiae et ainodochia, quae ad mundio pcdatii pertinet 
• . . G. 850. 16. 399. tu hii qui manasteria et senodochia suh 
defensione s, palatii positerunt . . . Ebenso sind, wie ich B.W. 
124. 50. gezeigt habe, in den Schriftstellern andere Ausdrücke 
gewählt. 

Der Sprachgebrauch bietet daher nicht den mindesten An- 
haltspunkt, um das Schutzverhältniss mit der Yasallität zu iden- 
tificiren, die letztere aus dem ersteren abzuleiten; ebensowenig 
liegt in dem Wesen des Schutzverhältnisses irgend eine Veran- 
lassung dazu. Bei der Aufoahme in das mundium kann es sich 
nur um den Schutz der Person handeln, wie in dem B.W. 124, 
50. erwähnten Fall Greg, IX. 27, oder des Vermögens, wie in 
Roz. 419, in Auszug auch von Waitz V.G. IV. 201, 3. mitge- 
theilt, wo eine Frau für ihr Vermögen bereits regalia dement 
tiae cartam mundburcdem hat, die aber nicht respektirt wird, 
weshalb sie um weiteren Schutz bittet; endlich eines einzelnen 
Rechtsverhältnisses, wie der Precaria des Grafen Hartmann 
Bouq. VI. 477: deprecansy ut ipsam precariam . . per noatram 
mundeburdam et licentiam diebtis vitae suae aicut inier eoa con^ 
venerat y habere potuisaet . . Gewöhnlich erstreckte sich der 
Schutz auf Person und Vermögen zugleich. Andererseits be- 
schränkte er sich aber darauf, während bei den Vasallen eine 
weitgehende persönliche Abhängigkeit und ein Anspruch auf 
Unterhalt hervortritt, von dem bei den Schutzverhältnissen 
keine Spur zu finden ist. 

Auch das Verhaltniss der Vasallen geistlicher und welt- 
licher Senioren lässt sich nicht auf die Schutzertheilung zurück- 
führen. Für diese finden sich nicht nur dieselben technischen 
Ausdrücke wie für die königlichen Vasallen, sondern ihrRechts- 
verhältniss zu den Senioren ist auch* in der Hauptsache dem 
der königlichen Vasallen entsprechend. Noch viel weniger hat 
das Seniorat irgend etwas mit der Schutzertheilung gemein. 
Dieses besteht in der Abtretung obrigkeitlicher Rechte über 
Freie anUnterthanen, zu denen diese im Verhaltniss des homo 



Stehen. Dies sind die Anfänge der Einrichtung, durch welche 
das Staatswesen des Mittelalters von denen des Alterthums und 
der neuen Zeit sich unterscheidet, der Uebertragung von Ho- 
heitsrechten au Unterthanen. Nicht ausschliesslich suchte man 
die ersten Keime dieser Entwicklung in der deutschen Verfas- 
sung; es wurde schon öfter darauf hingewiesen, dass römische 
Einrichtungen nicht ohne Einfiuss darauf gewesen seien. Eine 
Entscheidung werden wir zunächst in der römischen Verfas- 
sung zur Zeit der germanischen Eroberung zu suchen haben; 
doch wird ein Zurückgreifen in die frühere Zeit sich kaum ver- 
meiden lassen. 

Aeusserlich betrachtet bietet die römische Clientel*^) in 
ihrer ursprünglichen Form manche Vergleichungspunkte mit 
der Vasallität des 9. Jahrhunderts. Wie diese begründet die 
Clientel ein gegenseitiges Treueverhältniss;^) der Client ist in 
seinen Beziehungen zum Patron durch die Strafgesetze ge- 
schützt, und durch diese Beziehungen dem Patron gegenüber 
in seinen Rechten beschränkt. Wie der Vasall hat der Client 
Anspruch auf Verpflegung und auf Schutz und Bechtshülfe, und 
ist wie dieser nicht nur zum Gehorsam sondern auch zur thä^ 
tigen Beihülfe verpflichtet, theils durch bewaffnete Folge bei 
Privatfehden und Privataufgeboten, theils durch Unterstützung 
des Patrons mit Geldmitteln in Bedürfnissfällen.**) Anderer- 
seits jedoch bietet die Clientel Seiten dar, welche dieselbe als 
ein von der Vasallität völlig verschiedenes und eher mit den 
celtischen Clanen zu vergleichendes Institut erscheinen lassen. 
Dahin ist namentlich die Familienangehörigkeit zu rechnen, 
welche sich in der Uebertragung des Geschlechtsnamens auf 
die Clienten, ihrer Aufnahme in die sacrale Gemeinschaft, in 
der häuslichen Gerichtsbarkeit, dem Erbrecht des Patrons und 
der Erblichkeit des Verhältnisses äussert. Während so der 



**) lieber diese ist zu vergleichen Mommsen das römisclie Gastrecht 
in Sybels historischer Zeitschrift I. 332—379. 

^') Daher die allgemeine Bezeichnung in fide esse Mommsen S. 347. 

**) Mommsen S. 355. Es wurde dies schon von Niebuhr R. G. L 361. 
N. 825. mit den Feudalhülfen des Mittelalters zusammengesteUt. 
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Client in der Familie des Patrons aufgeht, bleibt dagegen der 
Vasall selbstständiges Gemeindeglied, und unterscheidet sich 
von anderen Freien nur durch seine Verpflichtungen gegen den 
Herrn. Dabei bewegt sich die Clientel nur in den Kreisen des 
Privatrechts,**) während die Vasallität einen Öffentlichen Cha- 
rakter hat. 

Eine unmittelbare Einwirkung der altrömischen Clientel 
auf die Entstehung der Vasallität ist übrigens schon dadurch 
ausgeschlossen, dass diese als eine nur italische Einrichtung 
erscheint, und in ihrer ursprünglichen Gestalt keinenfalls die 
Republik überdauerte. Dass sie im Lauf der Zeit sich völlig 
veränderte, ist zweifellos.*^) Schon in der Zeit, wo die uns 
erhaltenen ausführlichen Nachrichten aufgezeichnet wurden, war 
die Clientel, soweit sie nicht auf Freilassung beruhte, zu einer 
blos factischen Beziehung zwischen vornehmen und gemeinen 
Leuten geworden, welche Niebuhr mit Recht als Gönnerschaft 
bezeichnet*^) Die Pflicht dieser Clienten beschränkte sich in 
der ersten römischen Kaiserzeit darauf, beim Lever des pcoro- 
nu8 zu erscheinen, wofür sie ein Geschenk, die sportula er- 
hielten. Jedenfalls waren schon im 2. Jahrhundert n. Chr.. die 
Rechte der alten Clienteleinrichtungen nur noch in der Unter- 
ordnung der Freigelassenen erhalten, da die Bestimmungen 
des prätorischen Edikts: pcUronum patronam . . in jus sine per- 
miam meo ne quis vocet (L 4. de in jus voc. 2. 4.) und: pro 
alio ne postulent praeterguam pro . . pcUrono patrona liberis 
parent'Smague poitroni pab'onae (1. 1. §. 11. de postulando 3. 1.) 
von Ulpian in 1. 8. §. 1. de in jus, voc. (2. 4.) und l 1. §. 11. 
de postulando (3. 1.) auf das Verhältniss des manumissor und 
libertus beschränkt werden, so dass es also damals kein ande- 
res dem alten entsprechendes Clientelverhältniss als das der 
Freigelassenen gegeben haben kann.*®) 



^*) Mommsen S. 375, 71: j^das öffentliche Angebot ignorirt . . das 
patronatische Verhältniss." 

*•) S. Ihering Geist, des röm. Rechts I. 237. 

*'') Niebuhr Röm. G. I. 658. 

^^) Damit stimmt völlig überein, dass PanUas in einer SteUe, wo er 



Ob in der ältereu Zeit das Pationat über Freigelassene 
mit der Clientel zusammenfiel, oder ob die Freigelassenen frü- 
her nur in einer der Clientel ähnlichen Unterordnung unter 
ihren Manumissor standen, ist streitig/*) Für die Bejahung 
der ersten Alternative spricht, dass nicht nur die technischen 
Ausdrücke patronus und cliem später allgemein auf die Frei- 
lassungen Anwendung finden, sondern auch, dass nur bei die- 
sen als letzte Reste des strengen Clientelarrechtes Strafgewalt 
und Erbrecht des Patrons sich länger erhielten. Die Rechts- 
verhältnisse der Freigelassenen wurden in Rom schon früh ge- 
setzlich geregelt, namentlich wurde die Erblichkeit des Patro- 
natverhältnisses ausgeschlossen. Die Wirkungen des auf die 
Person des Freigelassenen beschränkten Patronats waren: Ver- 
pflichtung des Clienten zur Ehrfurcht, in Folge deren ihm ge- 
wisse Klagen gegen den Patron und seine Familie versagt wa- 
ren, und deren Verletzung unter Umständen Zurücknahme der 
Freilassung zur Folge haben konnte; Verpflichtung des Clien- 
ten zu gewissen Dienstleistungen, welche durch Vertrag noch 
besonders normiii; werden durfte; die gegenseitige Alimenta- 
tionspflicht des Clienten und Patrons; ein besonders bestimmtes 
Erbrecht des letztem und seiner Kinder an dem Vermögen 
des Freigelassenen; Unterstützung desselben in seinen Rechts- 
angelegenheiten, ursprünglich in wirklicher Vertretung beste- 
hend,**), später zu einer blossen Beistandschaffc modificirt. Dies 
war Veranlassung, dass der technische Ausdruck pai^onus und 
diens auf die gewöhnliche processualische Verbeiständung über- 
tragen und das Wort patrocinivm für die Unterstützung ge- 
braucht wurde, welche ein mächtiger Mann durch seinen Ein- 
fluss oder sein Vorwort bei Verhandlungen mit richterlichen 



den cliens und libertus unterscheidet, L 89. de fiirtis (47. 2.) sagt: st li- 
bertus patrono vel cliem vel mercenoHus ei qui eum conduxit .... Die 
CUenten sind demnach hier gebrödete Diener. 

*•) Bejaht wird dies z. B. von Göttling Rom. St. Verf. 127. Ihering 
Geist des röm. Rechts T. 237. Mommsen 1. c. S. 347; verneint von Becker 
röm. Alterthümer ü. 127. Lange röm. Alterthümer L 195. 

>*) S. Mommsen S. 359. 



^83^ 

und anderen öffentlichen Behörden gewährte. Einer solchen 
sich zu bedienen, muss schon im 3. Jahrhundert nicht unge- 
wöhnlich gewesen sein, da durch ein Gesetz Diocietians von 
287, das sich auf eine allgemeine Yerfiigung des Kaisers Clau- 
dius bezieht, den Streitstheilen verboten wurde, sich bei ihren 
Processen des Beistandes mächtiger Leute zu versichern. Es 
handeln hiervon die beiden Tit. Cod. Just. 2. 14: ne liceat po- 
tewtiortbvs pa£ro<yinium litigantibus praeatare vd ctctiones in se 
transferre, und 2. 15. de his qui potentiorum nomine titidos 
praediis aßguntj vel eorum nomina in litem praetendunU Diese 
Bestimmung ging auch in die romanisch -germanische Gesetz- 
gebung über, wie in das Edictum Theoderici c. 43. 44. Lex 
Burg. 22. und 55. Lex Wis. IL 2. 9. IL 3. 9. 

In noch viel grösserem Umfang tritt dieselbe Tendenz in 
allen Theilen des römischen Reichs seit der Mitte des 4. Jahr- 
hunderts hervor. Wir finden ausführliche Angaben darüber in 
einer vor Theodosius d. Gr. gehaltenen Rede des Sophisten 
Libanius, welche 1631 von Gothofredus mit lateinischer Ueber- 
setzung herausgegeben wurde. ^^) Libanius beklagt sich hier 
bitter über den Missbrauch , der mit solchen patrocinia getrie- 
ben werde, und fordert den Kaiser auf, das vorhandene ge- 
setzliche Verbot durch eine Strafandrohung zu ergänzen, und 
diese mit Strenge auszuführen (24). Nach seiner Darstellung 
tritt das üebel in doppelter Weise auf. In grösseren Dörfern, 
welche mehreren Eigenthümern gehörten, erkauften sich die 
Bauern den Schutz der dort stationirten Soldaten, um unge- 
straft ein förmliches Räuberlebeu führen zu können (5. 7.); 
namentlich widersetzten sie sich mit Gewalt jeder Steuerzah- 
lung, zum Nachtheil der Curien und Steuererheber, welche für 
die Bückstände hafteten (7 — 10). In anderen Dörfern, welche 
einem einzigen Herrn untergeben waren, suchten die Bauern 
den Schutz militairischer Befehlshaber, hauptsächlich, um sich 
ihren Gutsherrn widersetzen zu können (10. 11). Libanius be- 



^^) Ich citire nach dieser Ausgabe. 
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ruft sich dabei auf einen Fall, der ihm selbst widerfahren sei. 
Unter seinen Colonen, die sich schon seit vier Generationen 
auf seinem Gut befanden, waren einige Juden, die ihren Ver- 
pflichtungen nachzukommen sich weigerten, weshalb er Klage 
gegen sie erhob. Der Richter wollte sie sogleich verhaften 
lassen, gab sie aber auf Bitten des Libanius wieder frei. Die 
Juden versicherten sich darauf der Unterstützung eines Dux, 
und nun verlor Libanius seinen Prozess, indem der Richter 
ganz offen aussprach, dass man mächtige Leute nicht reizen 
müsse (11. 12). In anderen Fällen verliessen die Bauern ihren 
Wohnort, und begaben sich zu ihren militairischen Beschützern 
(14). Der Redner bezeichnet diese Schutzertheilung als un- 
gesetzlich, und vergleicht sie mit dem Fall, wo eine Grenz- 
stadt in einem Streit mit einer anderen die Barbaren zu Hülfe 
rufe (15). 

Die Richtigkeit dieser Schilderung des Libanius ergiebt 
sich aus den gleichzeitig erlassenen Gesetzen. Wir haben im 
Cod. Theodos. XL 24. sechs Verordnungen aus den Jähren 360 
— 415, wovon vier auf Aegypten sich beziehen, aus denen her- 
vorgeht, dass sich theils ganze Dörfer, theils einzelne Bewoh- 
ner derselben und zwar sowohl Colonen als Eigenthümer unter 
den Schutz (pcUrocinium, dientda, defenaio) aller Arten von 
Militair- und Civil- Beamten begaben, um sich der Steuerpflicht 
zu entziehen. Der Schutz wurde, wie es scheint, durch Ab- 
tretung des Bauernhofs erkauft (1. 2. h. t.). Diese Verbin- 
dungen wurden nicht nur als ungesetzlich erklärt, sondern auch 
mit Strafen belegt, anfänglich nur für die Patrone, welche zum 
Ersatz der von den Dörfern für die renitenten Bauern bezahl- 
ten Steuerbeträge angehalten wurden (1. 1. h. t.), später für 
beide Theile. Zuerst wurden die Bauern mit Todesstrafe, die 
Patrone mit einer Geldstrafe von 25 Pfd. Gold und Confiskation 
der Hälfte des abgetretenen Hofes bedroht (1. 2. h. t.); letz- 
tere Strafe wurde später auf 40 Pfd. Gold erhöht (1. 4. h. t.), 
und Qndlich über beide Theile, den Patron wie den Clienten, 
Vermögensconfiscation verhängt (1. 5. h. t). In einem Gesetz 
von 486. (Cod. Justin. 11. 53.) dehnten die Kaiser Leo und 
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Anthemius das Verbot nicht nur auf Scheingeschäfte aus, un- 
ter welchen eine derartige Vereinbarung versteckt wurde, son- 
dern sie bestimmten auch eine Strafe von 100 Pfd. Gold für 
Vornehme, Vermögensconfiskation für Patrone aus dem Mittel- 
stand und alle Mittelspersonen; für dieClienten, wenn sie frei, 
eine Geldstrafe von 20 Pfd., Auspeitschen und Verbannung. 

Trotz dieser harten Strafandrohungen Hess sich das Uebel, 
das nach der letzteren Bestimmung in allen Theilen des ost- 
römischen Reichs verbreitet gewesen sein muss, nicht ausrotten. 
Eine gleichzeitige Schilderung zeigt uns in Gallien, vermuth- 
lich also im ganzen Westreich, dieselben Zustände. In seiner 
in der Mitte des 5. Jahrhunderts verfassten Schrift de guher- 
natione dei^^) schildert Salvianus die Folgen des Steuerdrucks 
in Gallien mit grellen Farben. Viele entzogen sich demselben, 
indem sie zu den Barbaren auswanderten,*^) oder sich dem 
Bundschuh^) anschlössen (V. 149. f.), während die unter der 
Herrschaft der Barbaren wohnenden Romanen sich verhältniss- 
mässig wohl befanden (V. 156.). Bitter bemerkt Salvian, diese 
Auswanderungen würden noch viel zahlreicher sein, wenn die 
armen Leute ihre Habe und Gütchen mit sich nehmen könnten 
(V. 156.). Als einzigen Ausweg ergriffen sie daher die Erge- 
bung an einen der Grossen : Tradunt se ad tuendum j^otegen- 
dumque mäjoribusy deditttios se divitum faciuntj et quasi in jus 
eorum ditionemgue transcendunt Es würde nichts dagegen ein- 
zuwenden sein, wenn die Reichen nicht damit den schamlose- 
sten Missbrauch trieben. Sac lege defendunt miseros, vJt mise- 
riores faciant defendendo, Omnes enim hi qui defendi videntur, 
defensoribus suis omnem fere suhstantiam suam priusguam de- 
fendantur addicunt^ ac sie ut patres haheant defensionem, per- 



**) Ich citire nach der Ausgabe Rittenshausens Altorf 1691. 

*') Dasselbe wird uns im 6. Jahrhundert aus Italien berichtet Hegel 
Städteverfass. 1.389, und findet sich im 5. Jahrhundert in Spanien: Orosius 
yiL 41. ut inveniantur jam quidem Bomani, qui mcdint inter barbaros 
pauperem Ubertatem quam inter Romanos tributariam solUcitudinem susti- 
nere, s. Dahn die Könige der Germanen I. 147. 

**) Ueber diesen vgl. Bürgerlicher Zustand S. 7. 
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dvnt ßlii hereditatem. Tuüio parentum mendicitate pignarum 
comparatur. Ecce quae sunt auxilia et patrocinia majorum. 
Nihil ausceptia tribuunt, aed aibi Hoc enim pacto aliquid pa^ 
reniibua temporarie tribuitur, ut in fuhiro totum ßliis auferatur. 
Vendunt itaque et quidem gravisaimo pretio vendunt majores qui' 
dam cuncta quae praestant . . . Nam illud . . qtiod plerique 
pauperctdorum atque miserorum spoliati resculis suis et exter» 
minati agellis suis cum rem amiserint, ammissarum tamen rerum 
tributa patiuntur, cum possessio ab his recederit, capitatio non 
recedit . . Rebus eorum incvhant pervasoresy ei tributa miseri 
pro pervascyribus solvunt Post mortem patris nati obsequiis ju- 
ris sui agdlos non habent, et agrorum munere enecantar. Äc 
per hoc nil aliud sceleris tantis agitur , nisi ut qui privata 
pervasione nudati sunt, publica afflictione moriantur, et quibus 
rem depraedcUio tulü, vitam tollat exactio, Itaque nonnulU eorum 
de quibus loquim,ur . . . cum domicilia atque ageUos suos aut 
pervasionibus perdunt, avJt fugoAi ah exactoribus deserunt, quia 
tenere non possunt, fundos majorum expetunt, et coloni divitum 
fiunt • • . • isti qui höhere amplius vel sedem vel dignitatem 
suxyrum natalium non queunt, jugo se inquilinae abjectionis ad- 
dicuni; in hac necessitate redacti, ut extorres non facultatis tan^ 
tum sed etiam conditionis suae, atque exulantes non a rebus tan- 
tum suis sed etiam a se ipsis, ac perdentes secum omnia sua et 
rerum proprietäre careant, et jus libertatis ammütant . . . Illud 
gravius et a^cerbius quod additur huic malo saevius malum. Nam 
suscipiuTitur ut advenae, fiunt praejudicio hahUationis indigenae, 
et . • omnes qui intra fundos divitum recipiuntur quasi Circei 
poculi transflguratione mutantur, Nam quos suscipiunt ut 
exiaraneos et alienos , incipiunt habere quasi proprios, quos 
esse constat ingenuos, vertuntur in servos (V. 157 — 160.). Ich 
kann die Erklärung, welche Savigny (über den römischen Co- 
lonat kl Schriften IL 46.) von dieser Stelle giebt, nicht für 
richtig halten. Savigny findet hier eine dreifache Abstufung 
von Abhängigkeit angedeutet. Die einen überliessen den Reichen 
ihr Grundeigenthum, und würden ihre Pächter, dabei aber so 
durch hohes Pachtgeld gedrückt, dass sie doch eigentlich die 
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Grundsteuer fortwährend tragen müssten; die anderen würden 
Colonen, und noch andere, die als freie Fremdlinge aufgenom- 
men seien, verfielen in Sclaverei. Zum richtigen Yerständniss 
wird man vor allem den Unterschied hervorheben müssen, den 
Salvian zwischen den Schutzbefohlenen und ihren Kindern macht. 
Die ersteren erwerben sich den Schutz durch Zuweisung fast 
ihres ganzen Eigenthums, gerade wie dies in L 2. Cod. Th. 
(11. 24.) angedeutet ist. Es muss dies in einer Form gesche- 
hen sein, wonach der Uebergang des Eigenthums auf den Schutz- 
herm erst mit dem Tod des Tradenten eintrat, da mehrmals 
hervorgehoben wird, dass erst die Söhne das Gut einbüssen;*) 
vielleicht hatte sich hier schon die precaria oblata ausgebildet, 
die später in Gallien so verbreitet war. Von diesen Söhnen 
ist nun V. 158. gesagt, dass sie nach Verlust des Gutes doch 
zur Steuer herbeigezogen werden . . post mortem pcUrü . . . 
enecantur. Der Sinn ist dann einfach folgender: Um dem Steuer- 
druck zu entgehen, ergeben sich viele in den Schutz Vornehmer, 
den sie dadurch erwerben müssen, dass sie ihre Grundbesitzungen 
mit ihrem Tod unter Enterbung ihrer Söhne an den Schutz- 
herrn fallen lassen. Diese Söhne sind mit dem Tode der Vä- 
ter nicht nur besitzlos, sondern werden auch wieder zur Be- 
steuerung herbeigezogen, obwohl sie keine Grundbesitzungen 
mehr haben. Von diesen landlosen Leuten, fährt Salvian V, 
159. fort, die ihren Grundbesitz entweder auf die eben be- 
schriebene Weise (pervasionibus) verloren oder ihn wegen des 
Steuerdrucks derelinquirt haben , begeben sich viele auf die Gü- 
ter der Reichen, und werden Colonen, was Salvian für gleich- 
bedeutend mit Freiheitsverlust ansieht^): jugo se tnqmlinae 
abjectionis addicunt, . . in hoc necessttcUe redacti, ut . . et rerum 
proprtetate careant, et jus ItbertctHs ammittant» Salvian unter- 
scheidet also hier nicht Pächter Colonen und Sclaven, sondern 



**) So auch Gaupp. Ansiedelungen 71. 

*•; Auch aus Sidonius Appollinaris Epist. V. 19. B.W. 84, 164. geht 
hervor, dass in dieser Zeit das Golonat bereits als ein unfreies Verhältniss 
angesehen wurde. 
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nur Freie und Colonen, und hält sich darüber auf, dass die 
armen Leute, die sich als Freie in den Schutz der Reichen 
begeben, auf diese Weise regelmässig in ein unfreies Verhält- 
niss nämlich den Golonat verfallen. 

Betrachten wir nun dieses Verhältniss im Zusammenhang, 
so tritt es freilich als ein in die sociale Entwicklung tief ein- 
greifendes nicht aber als die Grundlage späterer Rechtsbil- 
dung uns entgegen, nicht weil es ohne das Gesetz und selbst 
wider das Gesetz sich ausbildet, sondern weil es aller Voraus- 
setzungen entbehrt, aus welchen man den späteren Zustand 
ableiten könnte. Das patrocinium , von dem hier die Rede ist, 
beschränkt sich äusserlich auf den Schutz gegen Steuerdruck, 
Die Grundbesitzer freilich verbanden damit wucherische Specu- 
lationen, indem sie einerseits durch diese ungesetzliche Schutz- 
ertheilung ohne irgend einen Aufwand jene unermesslichen 
Herrschaften zu erwerben wussten, von denen uns Spuren noch 
in den folgenden Jahrhunderten begegnen, andererseits die rui- 
nirten Bauern als Colonen auf ihre Güter verpflanzten, also in 
eine von Hörigkeit kaum zu unterscheidende Abhängigkeit 
brachten; allein in der Hauptsache wurde dadurch nur die 
hörige Bevölkerung vermehrt, nicht aber die Grundlage für 
eine abhängige freie Bevölkerung gegeben, da die römische 
Gesetzgebung noch immer keine Art von Hoheit neben der 
obrigkeitlichen duldete.") Beim Eintritt der fränkischen Er- 
oberung finden wir daher in Gallien ausser der Unfreiheit in 
ihren verschiedenen Abstufungen^) und dem Verhältniss der 
Freigelassenen,**®) keine Art von rechtlich begründeter Ab- 
hängigkeit. 

Gerade bezüglich der Freigelassenen verfolgte die römi- 
sche Gesetzgebung ganz consequent das Bestreben einer Aus- 



*^) Bürgerlicher Zustand S. 5. 

*^) Dass dazu auch das ColonatverMltniss gerechnet wurde, ergiebt 
sich aus den oben angeführten Aeusserungen Salvians und des Sidonius, 
wie denn im Frankenreich die Colonen auch zweifellos als Unfreie galten. 

*•) Zu diesen haben wir auch die bei Sidonius Apollinaris in den B.W. 
159. citirten Stellen erwähnten clientes theilweise zu rechnen. 
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gleichung aller Verschiedenheiten und Lockerang des Bandes, 
welches den libertus an den manumiaaor knüpfte. Zwar gab 
es noch im 5. Jahrhundert Freilassungen zu vollem und ge- 
ringeren Recht, wonach man civea Latini und dedititii unter- 
schied;^) allein die Unterschiede bezogen sich zunächst auf 
das öffentliche Recht; namentlich waren sie aber ohne Einfluss 
auf den durchgehenden Grundsatz, dass die Nachkommen von 
Freigelassenen freigeboren seien/*) Bekanntlich hob Justinian 
in Nov. 78. alle Unterschiede unter den Freigelassenen auf, 
und verband mit der Freilassung das volle Bürgerrecht. 

Vergleichen wir damit die Entwicklung des deutschen 
Rechts, so finden wir überall gerade die entgegengesetzte Ten- 
denz hervorbrechen. Zwar ist den Germanen, die sich auf rö- 
mischem Boden ansiedeln, eine Freilassung zu vollem Recht 
nicht unbekannt, allein weit überwiegend erfolgen die Freilas- 
sungen zu geringerem Recht, oder es werden die Rechte der 
Freigelassenen im Lauf der Zeit durch die Gesetzgebung be- 
schränkt; und gerade die römischen Formen der Freilassung 
erleiden eine Umgestaltung ihrer Wirkung nach dieser Seite 
hin. Es tritt hier wieder recht deutlich hervor, wie schlagend 
Tacitus in wenigen Worten die Eigenthümlichkeiten der deut- 
schen Verfassung zu charakterisiren weiss/^) 

Die Rechtsverhältnisse der Freigelassenen im Frankenreich 
sind in der Lex Ripuariorum viel ausführlicher behandelt, als 
in der Lex Salica, zunächst durch den Umstand veranlasst, 
dass die Aufzeichnung der ei-steren in eine Zeit fällt, wo die 
Beziehungen zu den Romanen mit ihrer zahlreichen Sclaven- 
bevölkerung viel ausgedehnter waren. Im ganzen zeigt sich 
bei beiden Abtheilungen der Frauken die gleiche Entwicklung. 
Das fränkische Recht kannte eine Freilassung zu vollem Recht, 



•®) S. Walter R. G. IL §. 488. f. Salvianus adversus aYaritiam m. 93. 
sagt : qui servos suos tum bene de se meritoSy quia dvitate romana indignos 
jiMUcant y jugo latinae libertatis addieunt Erwähnt ist dies auch Roz. 64. 
(Bai. 5.): latina dolitia (dedititia) et eives Bomana. 

") S. Walter R. G. ü. §. 4ii8— 490. 

^) Germ. 25. apud ceteros impares li^ertini libertatis argumentum sunt 

Roth, FeudaJitat u. Unterthanenverbaud. 19 
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welche dadurch erfolgte, dass den Freizalassenden vor dem 
König ein Deuar aus der Hand geschlagen wurde. Schon Sal. 
26. wird die Freilassung eines litus oder servus per dinario 
vor dem König erwähnt; nach Rip. 62. 2. konnte ein servus 
und nach Rip. 57. 1. und 61. 3. ein libertus in solcher Weise 
freigelassen werden, jedoch nach Rip. 58. 1. kein tabularius, 
da dies für eine Beeinträchtigung der Rechte der Kirche an- 
gesehen wurde. In der Lex Salica und Ripuaria ist nur der 
Fall berücksichtigt, dass ein Dritter die Freilassung vor dem 
König vornimmt. Formeln solcher Freilassungen sind Roz. 
55 — 58. (Marc. I. 22. App. Marc. 24.), und es beziehen sich 
darauf die Urkunden Bouq. IX. 360, Neugart I. Nr. 440. 658; 
es wurden aber auch Unfreie im Eigenthum des Königs auf 
diese Weise freigelassen, wie sich aus drei Formeln Roz. 59 — 
61. (Carp. 45. Als. 4.) und den Urkunden Bouq. VIII. 624, 
Beyer Nr. 81, Mabillon Dipl. 118. ergiebt. Diese Formeln und 
Urkunden sind fast alle namentlich in dem Schluss vci^ai 'per- 
manere bene ingenuus et securus gleichlautend. Der Freigelas- 
sene, der schon Rip. 57. homo denarialis genannt wird, welche 
Bezeichnung auch später C. 803. 4. 126. und C. 803. 10. 118. 
wiederkehrt, hatte nach Rip. 62. 2. ein Wergeid von 200 So- 
lidi. Schon daraus müsste man schliessen, dass er die Rechte 
des Vollfreien erhielt; es ist dies aber überdies bestimmt aus- 
gesprochen: Rip. 57. 1. sicut reliqui Ripuarii Über permanecU. 
Zwar wird von manchen angenommen, dass auch der denarialis 
in einer gewissen Abhängigkeit gestanden sei;**^) allein die 
Gründe die dafür angeführt werden, scheinen mir nicht mass- 
gebend. Denn dass nach Rip. 57. 4. der kinderlose denarialis 
vom Fiskus beerbt* wird, nach C. 803. 4. 126. sein Wergeid 
an den König fällt, und nach C. 803. 10. 118. Seitenverwandte 
in seiner Familie erst in der dritten Generation succediren, 



•») Gu^rard Irminon S. 374, Maurer Fronhof I. S. 62. Die Stelle in 
dem Testament des Eligius Br. 74. (254.) : per carttUam vel denarium rnanumisi 
ist corrumpirt, wie Maurer Fronhof I. S. 62, 29. bemerkt. Eine Freilas- 
sung per denarium wird sonst immer nur vom König erwähnt. 
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hat seinen Grund nur darin, dass er der Anfang der Familie 
daher verwandtenlos ist, und folgerecht auch seine Ascendenten 
nicht beerbt: Roz. 137. (Marc. App. 47.) qtwd ego in ancüla 
mea . . tibi g%neravi, et poatea ante domno illo rege jactante 
denario secundum lege Salica tibi ingenua dimisi, et tu minime 
in hereditate mea sociare potebas. Nicht klar ist, inwiefeme 
dieser Freilassung vor dem König eine Freilassung vor dem 
Volksgericht entsprach. Dass eine solche den Franken nicht 
unbekannt war, scheint zweifellos. Bekanntlich interpretirt 
Grimm Vorrede zu Merkel XXXI. die Glosse zu Sal. 26. als 
dixisti coram populo liberum meum letum^ und schliesst daraus, 
dass sich dieselbe aus der vorköniglichen Zeit erhalten habe; 
aber auch Rip. 58. 3. ist die gerichtliche Freilassung erwähnt: 
nemo servum ecelesiasticum absque vicario libertum facere prae- 
sumat Ob dies aber eine allgemeine Sitte war, wird sich kaum 
entscheiden lassen.®*) 

Die übrigen Freigelassenen, soweit sie durch Freilassung 
liberi, ingenui, werden sollten,^) wurden bei den Franken nach 
den Herrn mit denen sie in Verbindung blieben als homines 
regii und eccleaiaatici und nach der Form der Freilassung als 
tabularii cives Romani und cJiartidarii unterschieden. Die ho- 
mines regii^^) sind nicht, wie ich dies noch B.W. 186. annahm, 
identisch mit den denariales, sondern es sind die vom König 
in anderer Weise freigelassenen Königssclaven ; dies folgt schon 
aus der Verschiedenheit des Wergeides. Die Freilassung er- 
folgte durch Freibrief, wie wir aus Roz. 80. (Marc. IL 52.) er- 



**) Maurer Fronhof I. 60. ist geneigt , dies zu bejahen. In Neugart 
Nr. 331. V. 851. ist zwar eine Freilassung vor Gericht erwähnt, aUein da 
hier ein Rechtsstreit über den Status vergleichsmässig beendigt wurde, 
wird diese Urkunde kaum massgebend sein. In Pact. Alem. 11. 48. scheint 
mit dem heris generationis eine Freilassung vor der Volksversammlung 
angedeutet. 

*^) Nach Rip. 62. konnte ein servua auch nur als Iüim freigelassen 
werden, ähnlich wie bei den Langobarden die Freilassung zum Aldionen. 
In dem ältesten Theil des alemannischen Volksrechts heisst der Freige- 
lassene litus. 

•**•) Der Ausdruck findet sich noch im Mittelalter in den königlichen 
Städten gleichbedeutend mit advocatitii , Arnold Gesch. des Eigenthums 27. 

19* 
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sehen, wo auf Befehl des Königs Roz. 79. (Marc. I. 39.) zur 
Feier der Geburt eines Sohnes drei Selaven freigelassen wur- 
den; auch sonst werden solche Freilassungen durch Urkunde 
erwähnt.®*) Es muss aber wenigstens bei den Ripuariern auch 
Freilassung von Königssclaven in der Kirche vorgekoinmen sein, 
da Rip. 58. 12. ausdrücklich vom homo regius tahularius spricht. 
Der homo ecclesiaaticus und tahvZarimy^) welche Ausdrücke als 
völlig gleichbedeutend gebraucht werden, war der in der Kirche 
Freigelassene, bei dessen Freilassung die in 1. 1. Cod de his 
qui in ecclesiis (1. 13.) von Constantin vorgeschriebenen For- 
men beobachtet wurden. Für diese Art der Freilassung haben 
wir noch zahlreiche Formeln , wonach der Sclave in die Kirche 
ante cornu altaris geführt und hier vor Clerus und Gemeinde, 
von der einzelne als Zeugen dienten, freigelassen wurde. Es 
wurde ihm hierauf eine Urkunde tabula ausgestellt, wovon er 
tahularim hiess. Diese Form findet sich nicht nur noch im 
9. sondern nach Roz. 72. (Carp. 46.) noch im 10. Jahrhundert. 
Der homo Romanus endlich ist der in anderen dem römischen 
Recht entsprechenden Formen Freigelassene. Als solche finden 
sich Urkunden Roz. 82. (Lind. 96.) 85. (— ) 86. (Bai. 6.) 87. 
(S. Gall. 3.) 88. (Wyss. 5.) 108. (Lind. 88.) Neugart Nr. 88. v. 
784. am Bodensee, 341. v. 851. bei Bern, Lacomblet Nr. 73. 
von 882. aus Ripuarien; femer Testamente, wie des Perpetuus, 
Remigius, Aredius, Bertram u. s. f. Dass diese Form in Rip. 
61. gemeint sei, ergiebt sich aus dem dort gebrauchten Aus- 
druck: portasque apertas conacripserit. Die von Justinian auf- 
gehobene Bestimmung, dass diese formlose Freilassung nur die 
Latinität nicht die Civität geben solle, war allerdings noch in 
Erinnerung: Roz. 62. ( — ) dum lex Romana declarat^ vJb qui- 
cumque de servts Ubertatem conferre 'voluertt^ hoc per tribua mo- 
di8 facere potest, ego . . meliorem Ubertatem . . adfirmare vellioy 



••) So C. 803. 7. 114 : per praecepttm regis Ubertatem siiam conquirat. 
Beer. Tassilonis 10. qui per cartam acceperunt Ubertatem a rege, 

*'') Erstere werden öfter in Urkunden erwähnt, Maurer Fronhof 1. 108, 
18. C. 779. 15. 37. heisst es: de * . tdbularüs . . sicut a longo tempore 
fuity observetur. 
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quia civis romanos . . eos esse precipio, Roz. 64. (Bai. 5.) se^ 
cundum legem romanam hoc facere polest y L e. latina, dolüia 
(für dedititii) et cives romana , . ; sie wurde jedoch nicht mehr 
angewendet, da bei dieser Manumissionsart der Freigelassene 
eben zum civis Romanus gemacht wurde, wie denn auch wenig- 
stens früher die technische Bezeichnung für diese Freigelasse- 
nen Romamts war.^) In den Urkunden finden sich noch die 
alten römischen Formen gebraucht, so Roz. 62. ( — ): vindicta" 
que liberare servos meos; Roz. 63. (Marc. App. 56.) vendicta^e 
liberare famuli illo suum; Roz. 64. (Bai. 5.) per vindictam ha-- 
huit liberare anciUa. Das portas apertas haheaty das schon Rip. 
61. 1. angedeutet ist, findet sich häufig, ausser in den Formeln 
auch Neugart 88. 341, Lacomblet 73. In Roz. 63. und 64. 
endlich ist auf 1. 1. Cod. 1. 13. Bezug genommen. Ausserdem 
gab es noch eine Freilassung durch Urkunde, bei welcher die 
römischen Formen nicht beobachtet wurden. Die Lex Ripua- 
riorum zwar erwähnt dies nicht ausdrücklich, obwohl, wie oben 
gezeigt, der dort aufgeführte homo regius wahrscheinlich auf 
diese Art freigelassen wurde; allein es wird durch Formeln 
Urkunden und Erwähnung in den Capitularien zweifellos. Von 
Formeln sind hieher zu rechnen: Roz. 80. (Marc. II. 52.) 83. 
(Marc. II. 32.) 84. (Marc. App. 13.) 89. (Lind. 103.) 91. (Bign. 
1.) 93. (Marc. IL 34.); von Urkunden Tr. Wizz. 68. von 792. 
und 166. von 837; Tr. Fuld. 382. von 819. und 417. von 823. 
Diese Freigelassenen heissen cartularii C. 753. 20. 23. C. 779. 
15. 37. C. 803. 11. 118, oder auch cerarii, insoferne sie wachs- 
zinsig waren C. 779. 15. 37. Einmal findet sich auch der Aus- 
druck epistolanrii,^) 

Die Verschiedenheit dieser Manumissionsarten war inso- 
ferne nicht ohne materiellen Einfluss, als nach ausdrücklicher 
gesetzUcher Bestimmung in Rip. 61. 2. die mit römischen For- 

•') Ich halte die Bomani im Congestum Arnonis für Freigelassene. 
Der Meinung von Maurer Fronhof I. 81, dass alle Römer im Frankenreich 
Bchutzhörig gewesen seien, kann ich nicht beistimmen. 

••) Tr. Wizz. 166. von 837: sint firmüer ingenue permanentes , sicut 
et (dii trihuta/rii vel censarii seu epistolarii, qui per talem conditionem 
sunt relaxati ingenui. 
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men Freigelassenen nach römischem Recht leben sollten. ^) Da- 
gegen war in anderen Beziehungen die Gleichstellung ausdrück- 
lich ausgesprochen. Vor allem tritt dies bezüglich des Wer- 
geides hervor, welches für den hämo regius, tabidärius und 
Romanus in Rip. 9. 10, 1. und 61. 2. gleichheitlich nämlich 
auf 100. Sol. und entsprechend für die regia und ecde- 
aiastica pariens in Rip. 14. 1. auf 300 Sol. bestimmt ist. 
Dieselbe Composition findet sich im salischen Recht C. 570. 1, 
Pertz IV. 12. Die Gleichstellung war nach Rip. 22. auch auf 
Bussen durchgeführt, die der regius und ecclesiasticus empfing. 
Der in Rip. 18. 3. ausgesprochene allgemeine Grundsatz, dass 
der homo regius und ecclesiasticus die Hälfte der Composition 
zu zahlen habe, welche das Gesetz dem freien Franken auf- 
lege, ist in Rip. 34. 2. bei den Bestimmungen über Frauenraub 
in Anwendung gebracht. Der Bann wegen Nichtbefolgung ei- 
nes königlichen Befehls Verweigerung der Beherbergung eines 
königlichen Gesandten und wegen Aufnahme eines Geächteten 
war nach Rip. 65, 2. 3. und 87. für den regius ecclesiasticus 
und romanus gleichheitlich nämlich auf die Hälfte des von 
Freien zu zahlenden Bannes bestimmt. Die völlige Gleichstel- 
lung dieser drei Klassen ist übrigens noch Rip. 58. 11. hinsicht- 
lich der ünebenbürtigkeit mit Freien und Rip. 58. 8. und 19. 
und 66. 2. hinsichtlich der besonderen Stellung derselben bei 
gerichtlichen Verhandlungen ausgesprochen. 

Während wir so römisches und deutsches Recht in der 
Art zusammentreffen sehen, dass die beiderseitigen Formen der 
Freilassung gleichberechtigt neben einander stehen, sehen wir 
dagegen das römische Recht in seinen Grundsätzen über die 
Wirkung der Freilassung schon im 6. Jahrhundert beseitigt, 
und durch Öas deutsche Recht verdrängt. Wie schon oben er- 
wähnt hatte die römische Gesetzgebung die Stellung der Frei- 
gelassenen stätig verbessert, und die Freilassungen möglichst 



^**) In Rothar. 226. ist umgekehrt den von Langobarden Freigelassenen 
langobardisches Recht ertheilt. Nach Rip. 58. 1. konnten auch Ripuarier 
bei Freilassungen der römischen Formen sich bedienen. Aus Rip. 57. 1. 
scheint sich zu ergeben, dass der denariälia fränkisches Recht erhielt. 
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erleichtert. Die Schranke, welche zu Ende des 5. Jahrhun- 
derts den zu vollem Recht Freigelassenen von dem Freigebo- 
renen noch trennte, konnte durch besonderes Privilegium be- 
seitigt werden, und wurde in dem oströmischen Beich kurz 
nachher gesetzlich aufgehoben* Als oberster Grundsatz aber 
galt, dass die Kinder der Freigelassenen frei geboren seien. 
Nach fränkischem Recht dagegen konnte nur der König mit 
eigner Hand die Vollfreiheit ertheilen. Alle anderen Formen 
der Freilassung und zwar die römischen sowohl als die deut- 
schen gewährten nur beschränkte Freiheit, und zwar in der 
Art, dass die Beschränkungen auf die Nachkommen übergingen. 
Es ergiebt sich dies schon daraus, dass Bip. 58. 11. den Frei- 
gelassenen dieser Art die Ebenbürtigkeit mit den Freigebore- 
nen allgemein abgesprochen ist: st hutem ecclesiasticus romanus 
vel regius ho7no inffenuam Ripuariam accepertt aut si Romana 
. . . ingenuum Bipuarium in matrimonimn accepertt , generatio 
eorum semper ad inferiora declinetur. Nach bekannten Grund- 
sätzen des deutschen Rechts war aber der Mangel der Eben- 
bürtigkeit erblich, was ja hier auch bereits angedeutet und 
Rip. 58. 1. noch besonders ausgesprochen ist: et nihüomimts 
ipae tabularius et procreatio ejus tabidarü persistant Die erb- 
liche Abhängigkeit dieser Freigelassenen tritt aber auch sonst 
zweifellos hervor. 

Vor allei^st die erbliche Abhängigkeit der in der Kirche 
Freigelassenen , der tabularü, in der Lex Ripuariorum ganz be- 
stimmt ausgesprochen: Rip. 58. 1. tarn ipae quam et omnis 
procreatio ejus l^eri permaneanty et suh tuitione ecdesiae con- 
sistant , . . et nihilomin'us ipse tabularius et procreatio ejus ta- 
bularii persistant . . 13. qui tabvZariam vel ecclesiasticam femi- 
nam seu baronem de mundeburde ecclesicte absttderit, 60, sol, 
culpaiüia judicetur, et nihilominus generatio eorum ad munde- 
burdem regia seu ecdesiae revertatur. Sie war so bestimmt, 
dass die tabularii allein unter allen Freigelassenen nicht durch 
Werfen des Denars zu Vollfreien werden konnten. Es ist dies 
zunächst als ein Zugeständniss an die Kirche zu betrachten, 
die, wie unten gezeigt wird, in GalUen schon früh das Patro- 
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nat über alle Freigelassenen anstrebte. Sie konnte aber nicht 
nur diese weitgehenden Forderungen nicht durchsetzen, son- 
dern auch die im ripuarischen Recht gemachten Zugeständnisse 
in den anderen Theilen des Frankenreichs nicht zur Geltung 
bringen. Denn wir haben nicht nur zwei Fälle aus Neuster, 
wo bei Freilassungen in der Kirche dem Freigelassenen die 
Wahl des Schutzherrn überlassen ist, ßoz. 64. (Bai. 5.) aus 
Clermont : defeaaionem vero tarn ecclesia vel omnem deum timen" 
tium ubicumque expetere voluerint licenttae tribuimus, und Roz. 
6ö. (Sirra. 12.) aus Tours: patrocinium et defemionem cuicum- 
gue 86 elegerit . . . ^ sondern in der Const. Chlotarii IL 614. 
7. 15, die als Resolution auf den Antrag Concil. Paris. V. c. 5. 
erscheint, ist der Kirche das Patronat nur über solche Frei- 
gelassene eingeräumt, für die es in dem Freilassungsbrief be- 
stimmt ist. Im ripuarischen Recht dagegen war das Patronat 
über sämmtliche tabularii mit Ausnahme der in der Kirche 
freigelassenen Königssclaven in der Art auf die Kirche über- 
tragen, dass dieser ein unentziehbares Recht auf alle in diese 
Categorie gehörigen Personen und ihre Nachkommenschaft zu- 
stand. 

Wenn schoa die feierliche Form der Freilassung, welche 
im römischen Recht zuletzt die anderen verdrängt hatte, eine 
nur so unvollkommene Freiheit gewährte, dass die in derselben 
Freigelassenen in erblicher Abhängigkeit stan(k||, so können 
die unfeierlichen römischen Formen kein besseres Recht ge- 
währt haben. In der That finden wir auch bei den Freilas- 
sungen durch Urkunden und Testamente, also für diejenigen, 
welche das ripuarische Recht Romani nennt, dieselben Verhält- 
nisse. So wird der Freigelassene an eine bestimmte Kirche 
zur defensio gewiesen. Neugart 88, oder es wird ihm die Wahl 
des Schutzherrn für sich und seine Nachkommen freigestellt: 
Roz. 82. (Lind. 96.) sed cutcumque elegere voluerit, ipse et agni- 
tio sua . . Roz. 108. (Lind. 88.) mundeburde vel defenaionem 
ubicumque elegere voluerint, licentiam haheant In anderen Fäl- 
len ist die erbliche Abhängigkeit bestimmt ausgesprochen, so 
in einem nach römischen Formen verfassten Testament Roz. 
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129. (Marc. II. 17.): Itberoa liberas quoa . . fedmvs . . obse- 
quium ßMorum habere cognoacant^ et oblata vel luminaria — ad 
aeptdcra nostra tarn ipai quam proles eorum implere atudeant. 
Ebenso ist in dem Testament Bertrams die erbliche Abhängig- 
keit seiner Freigelassenen verfügt: Br. 56. p. 114. et tam tili 
quam aobolea quique ex ipaia fuerint procreatif perpetuo debent.. 
deaervire; et ingenuüaa atatua illorum aub defenaione ipaiua ah' 
baJtis debet perpetualiter perdurare. Es finden sich selbst Fälle, 
wo die Freigelassenen an den Boden gebunden werden: Boz. 
128. (Lind. 72.) volumua . . ut ingenuua qv^a fecimfua . . quan- 
ticumque in ipaa loca manent , . « auper tpaaa terraa pro tri' 
genuoa commanent, et aliubi commanendi nullam habeant potea- 
totem, aed ad ipaa aancta loca debeant aperare. Diese Formel 
ist ein Auszug aus dem Testament des Abt Widerad von 721. 
Br. 305. (514.), in welchem sich die erwähnte Stelle wörtlich 
findet. 

Die Abhängigkeit, in welcher im 8. Jahrhundert die Frei- 
gelassenen im südlichen Gallien also mitten unter der römischen 
Bevölkerung von ihren Herrn standen, ergiebt sich aus dem 
Testament des Patriciers Abbo, der einer alten senatorischen 
Familie angehörend als Repräsentant der gallorömischen Ari- 
stokratie dieser Zeit angesehen werden kann. Dieser tritt nicht 
nur zahlreiche Freigelassene an das von ihm gestiftete Kloster 
ab, was nach römischem Recht nicht zulässig war, sondern er 
verordnet auch im allgemeinen : Br. 338. (559.) p. 473. F. volo 
«^... Itberti noatri, quoa . , parentea noatri fecerunt Itberoa ^ etnoa 
postea fecimuay , . ad , , eccleaiam aapicianty et obaequium et 
impenaionem aicut ad parentea noatroa et nobia juxta legia ordine 
debetur, impendere . . inantea ad . . herede meam . . N. mona- 
ateri . . facere debeant; dem fügt er p. 476. C. hinzu: dum 
provinciaa . . . Serracenorum dtaaolataa . '. et tam Uberti noatri 
quam et aervi . . per plura loca vidnorum per neceaaitcUe dia^ 
peraaa fuerunt, volo ubicumque agentea . . monaaterii . . eoa 
mvenire potuerint . . licentia habeant tu eorum . . revocare dorne- 
natione; et aicut ad parentea noatroa et ad noa aapexeruni, ita 
et ad h€fi*edem meam . • monaaterie . . aapicere debeant volo et 
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jubeo. Nichts zeigt den Umschwung in den Verhältnissen deut- 
licher, als dass ein vornehmer Römer im 8. Jahrhundert einen 
Freigelassenen für ererbt erklärt, und ihn an eine Kirche über- 
lässt. Denn Abbo sagt p. 473. C: et Itbertum nostro U. et fUitts 
8U08, quem ex (jUode de genitore meo haheo, ut habeas volo. So 
können wir uns nicht wundern, dass in der letzten der oben 
aufgeführten Freilassungsurkunden, die sich nach römischer 
Form richten, Lacomblet L Nr. 73, die Freigelassenen nicht 
nur erblich an die Kirche gebunden sondern auch einem Wachs- 
zins und dem Besthaupt unterworfen sind : nihä magia de pro-- 
prta facuUate dantea post obitum . . preter tantum quod obtimum 
habeant . . in equia . . bübiLS . . porcis atU in ceteris rebus. 
Gleichmässig gestaltete sich die Abhängigkeit der chartularii, 
d. h. derjenigen, die durch Urkunde nach den Formen des 
deutschen Rechts freigelassen sind. Diesen ist entweder frei- 
gestellt, sich eine defensio beliebig zu wählen, Roz. 83. (Marc. 
II. 32.) 84. (Marc. App. 13.) 93. (Marc. II. 34.), oder sie wer- 
den auch einem bestimmten kirchlichen Stift zur defensio zu- 
gewiesen, Roz. 89. (Lind. 103.) 91. (Bign. 1.) 92. (— ), dem 
sie dann einen jährlichen Zins häufig Wachs (daher cerarii) zu 
geben haben, Roz. 95. (Mon. 11.) 96. (— ) 97. (— ) Tr. Wizz. 

68. und 166. Tr. Fuld. 382. und 417. Auch die Erblichkeit 
ist ausgesprochen Roz. 94. (Dümmler 17.) 68. (Strassb. 13.) 

69. (-). 

Wie in dieser zur Erblickeit gesteigerten Abhängigkeit, 
so tritt auch in anderen Bestimmungen die Veränderung in 
dem Stand der Freigelassenen hervor. Der Freilasser heisst 
nicht wie bei den Uömem patronus sondern dominus: Sal. 91. 
(Merkel p. 41.) mulier (libertaj ad poteatcUem domini revertatur; 
Rip. 61. 3. quod si dominus ejus (des iRomanv^) eum ante regem 
denariatum facere voluerit . . . Concil. Aurel. IV. a. 549. c. 6. 
ut servum . . atU . . libertum niUlus ' absque . . voluntate cujus 
servus . . aut ewm absolvisse dignoscitur . . avdeat ordinäre. 
Quod si . . fecerity . , a domino revocetur. C. 757. 22. 29. si 
servus aui libertus est, vapuletur. Et si dominus suus . . . C. 
801. 22. 86. de servo vero et libertOy nisi tradatur a domino . . . 
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Test. Abbonis p. 476. (igentes . . . licentia habeani . . in eorum 
revocare dominatione. Sie leisten Dienste, die unter verschie- 
denen Namen vorkommen. Am häufigsten ist servttium und 
liberiinüatia oiev ^eruitiäis obsequium verbunden, z.B. Roz. 65. 
66. 72. u. ö; ausserdem findet sich pcUronatua obaequium Roz. 
62. 63. 105. — obedenfia Roz. 64. 86. — obaequium Roz. 90. 
98. 100. 101. — ontta patronati Roz. 64. 86. — patrocinium 
Roz. 100. — litimunium (letimonium) Roz. 62. 64. 86. 128. — 
hominium Hoz. 105. — libertatico Roz. 100. In Rip. 58. 1. 
steht reditua afahia avt aervititim tabularii, in dem Testament 
Abbos p. 473. obaequium et impenaionem. In den Formeln sind 
zwar diese Dienste und Abgaben immer nur erwähnt um sie 
auszuschliessen; allein die Bestimmung der Lex Ripuariorum 
zeigt, dass die Leistung allerdings vorkam. Ausserdem ergiebt 
sich dies aus dem Testament des Abbo und des Ansebert: Br. 
235. (437.) vi pro ingeniua ... germanae meae in auam debe- 
ant adeaae obaequium, und der Ermentrud Br. 250. (452.), die 
dem einen Besorgung der Lichter in der Kirche dem andern 
Holzfällen aufträgt. 

Auch in Bezug auf die Yermögensverhältnisse finden sich 
wesentliche Veränderungen. Der Herr war nicht verbunden, 
den Freigelassenen ihren bisherigen Erwerb zu belassen: Cap. 
Lib. I. 82. de . . peculiare quia propriia dominia libertcfjte do* 
nantur, ut ad gradua eccleaictaiicoa . . promoveantur , atatutum 
eat, vi in poteatate dominorum conaiataty utrum iUia concedere 
an aibi mndicare voluerini; allein man betrachtete es als eine 
festere Begründung der Freiheit, wenn man ihnen Grundbesitz 
anwies: Test. Wideradi Br. 305. (514.) ceaaionea quaa ad liber- 
toa . . ad eorum ingenuitatem confirmandam fecimua^ und man 
findet daher in den meisten Freibriefen die Bestimmung, dass 
die Freigelassenen ihr peculiare behalten sollten, z. B. Roz. 
72. 74. 75. u,ö; Test.Bertr. p. 113, Br. 77. (257.), 250. (452). 
In der Regel ist ihnen die Verfügung darüber ausdrücklich ge- 
stattet, z. B. Roz. 66. 72. 74. u. ö., dabei die Befugniss der 
Testamentserrichtung Roz. 62. 63. (App. Marc. 56.) 64. (Bai. 5.) 
84. (App. Marc. 13.) und der Vererbung Roz. 97. besonders 



hervorgehoben; doch konnten darin Beschränkungen festgesetzt 
werden, so dass sie von dem Verliehenen nichts veräussern 
durften , z. B. Br. 40. (180.) p. 73 : tU de campdlis vel vineis ven- 
dere nee donare kabeant potestatem; ähnlich 3r. 305. (514.) p, 
428. Dagegen scheint das schon im römischen Recht sehr be- 
schränkte Erbrecht des Patrons beseitigt zu sein, da dasselbe 
nicht nur nirgends erwähnt sondern auch durch ein eigenthüm- 
liches Erbrecht des Fiscus ersetzt ist. In einer Urkunde Lud- 
wigs d. Fr. Roz. 121. (Carp. 52.) ist nämlich ausgesprochen, 
dass das Vermögen Freigelassener, welche nicht letztwillig ver- 
fügt hätten, an den Fiscus falle, auch wenn sie Kinder hinter- 
liessen : Nemini ptUamus esse incoffnitum eorum , . qui aliguam 
juris Francorum constat habere notitiam^ quod omnes fnanumissij 
qui liberti vocantur^ si intestati decesserinty non cdium quam fis-- 
cum rerum suarum heredem sunt relicturi. Es Wird dann ge- 
sagt, dass Freigelassene dieser Art häufig bei ihren Lebzeiten 
ihr Vermögen Dritten anvertrauten, um es, wenn sie durch 
plötzlichen Tod verhindert nicht darüber verfügen konnten, 
ihren Söhnen herauszugeben oder sonst zu verwenden, was zu 
häufigen Unterschlagungen Veranlassung gebe. Daher wird 
einem actor Albricus, der von Carl d. Gr. freigelassen ist, ein 
Privilegium dahin ertheilt, dass sein nach der Freilassung er- 
worbenes Vermögen an seine Söhne fallen solle, si subitaneo 
casu praeventus ea iradere vel disponere non potuisset — «i . . 
morte subitanea . . praeventu^ fuerit, vJt res suas . . aut tr ädere 
aut disponere sollenni consuetvdine non possit^ et inimtaJtus . . 
decesserity nee comes . . res ipsius quas . . indispositas reddi- 
derit, . . invadere aut sicut mos est, quasi ad nostram partem 
recipiendas occupare praesumM . . An sich spricht die Urkunde, 
die denNotae tironianae entnommen ist, mit solcher Bestimmt- 
heit den Rechtssatz aus, dass wir dessen Anwendung nicht be- 
zweifeln können. Derselbe wird übrigens noch durch eine 
Stelle der Capitularien bestätigt, welche damit völlig überein- 
stimmt. In C. 813. 6. 188. heisst es nämlich: de his qui a li^ 
terarum conscriptione ingenui fuerint, si sine traditione mortui 
fuerint, hereditaa ad opus nostrum recipiatur, Neccomis nee w- 



ca/rius illud aibi societ, aed ad opus noatrum revocetur. Da nach 
aasdrücklicher Bestimmang Rip. 57. 4. der denarialia vom Fia- 
cus nur beerbt wurde, wenn er kinderlos war, das Vermögen 
des kinderlosen tabularitta aber nach Rip. 58. 4. an die Kirche 
fiel, so können unter den liberti der Urkunde nur die komines 
regit Bomam und charttUarü zu verstehen sein. Mag dieser 
Bechtssatz gleich von Anfang an gegolten haben, oder mag er. 
erst später entstanden sein jedenfalls ergiebt sich aus seiner 
Anwendung, dass die Stellung dieser Freigelassenen im O.Jahr- 
hundert sich nicht verbessert hatte. 

Wie ihre Stellung zum Freilasser so ist für die Freige- 
lassenen auch ihre Stellung im öffentlichen Recht völlig ver- 
wandelt. Das Gonnubium mit den Freien ist aufgehoben, die 
aus einer Ehe mit einem Freien erzeugten Kinder folgen der 
ärgeren Hand, Rip. 58, 11. Der Freigelassene steht hinsicht- 
lich der processualischen Rechte dem Freigebomen nicht gleich. 
Ganz allgemein sind die tabularii an das bischöfliche Gericht 
gewiesen: Rip. 58. 1. et non aliubi nisi ad ecclestam übt re- 
laxati sunt mallum teneant. Dass darunter eine wirkliche Ge- 
richtsbarkeit zu verstehen sei, geht aus mehreren Stellen hervor. 

Die Kirche in Gallien war wie die in Spanien bestrebt, 
das Patronat über alle Freigelassenen zu erwerben. Schon in 
dem Concil. Agath. a. 506. c. 29. heisst es: Ubertos legitime a 
dominia auia fdctoa eccleaia .... tueatur ^ quoa ai quia ante 
audientiam pervadere avi exapoUare praeaumaerit , ah eccleaia 
repellatur. Noch bestimmter zeigt sich dies im Concil. Matis- 
con a. 585. c. 7, wo zwei Bischöfe den Antrag stellten: decer- 
not . , et de miaeria libertia , . qui ideo pltia a judicibua affli- 
guntur, quia aacria aunt commendati eccleaiia, ut ai quaa quia^ 
piam dixerit . . actionea habere, nonaudeat eoa magiatratui con- 
tradere, aed in epiacopi tantum judicio in cujtta praeaentia litem 
conteatana , quae aunt juatitiae . . audiat. Indignum . . ut ki 
qui in . , . eccleaia . . manumiaai aut per epiatolam . . teata- 
mentum aut per longinquitatem temporia libertatia jure fruuntur, 
a quolibet injuatiaaime inquietentur. Die Versammlung stimmte 
dem bei: juatum . , ut , , defendantur^ qui patrocinium . . ec- 
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clestae concupiacunt . • . ßed ai placuerü epücopo aecum ordi" 
narium judicem atU alium aecularem in aadtentiam eorum ac- 
cerairi, cum lämerit fiat, et nvUua aliua audectt cauaaa pertrac^ 
tare libertorum, niai epiacoptia cujus intereat j atU ia, cui idem 
audiendum iradiderit. Ebenso beschloss Concil. Paris. V. a. 615. 
C. 5: Liberti quorumcumque ingenuorum . . a aacerdotäma ße- 
fenaentur nee ad publicum ulteriua revocentur. Quod ai quia . . 
impremere voluerit, aut ad publicum revocare . . communione 
privetur. Allein dies blieb nur frommer Wunsch, da in dem 
Ripuarischen Recht die defensio der Kirche auf die Tabularii 
und in der Const. Chlotarii IL 614. 7. 15, welche auf die An- 
träge des Pariser Concils verfügt, auf die durch die Freilas- 
sungsbriefe der Kirche zur defensio zugewiesenen Freigelassenen 
beschränkt ist, auch kein Zweifel darüber obwalten kann, 
dass viele Freigelassene im Schutz des Königs oder einzelner 
Privatleute standen. Ebensowenig kann die aus der oben ci- 
tirten Stelle sich ergebende Tendenz, die ganze Jurisdiction 
sich anzumassen , irgend einen praktischen Erfolg gehabt haben, 
da zweifellos nicht einmal über Knechte und Hörige dem Herrn 
eine alles umfassende Jurisdiction zustand, sondern sich auf 
die Fälle beschränkte, wo Kläger und Beklagter unter demsel- 
ben Herrn standen.'^) Dass auch die den Bischöfen über die 
tabularii eingeräumte Jurisdiction keine andere Bedeutung ge- 
habt habe, erhellt daraus, dass der tabularius, dessen Frei- 
lassung angefochten wird, vor dem Volksgericht sich verthei- 
digt Rip. 58. 5, und dass Rip. 58. 19: nullum hominem regium 
Bomanum vel tabularium interpellatum in judicio non tanganet^^) 
und Rip. 66. 2. voraussetzt, dass auch ein tabularius als Ver- 
klagter vor dem Volksgericht stehen könne. Ebenso ist aber 
in der oben S. 296 angeführten Stelle C. 614. 7. 15. dem Bi-^ 
schof nicht ein unbedingtes Jurisdictionsrecht eingeräumt, son- 
dern nur bestimmt, dass er dem libertus unter allen Verhält- 
nissen Beistand leisten dürfe. 



^^) S. Maurer Fronhof I. 489. 

^^) S. über dieses Siegel Gerichtsverfassung I. 121. 135. 
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Für die StelluDg der Freigelassenen im öffentlichen Recht 
ist endlich noch von Interesse die Bestimmung der Lex Bipua- 
fiorum 65, dass sie auch der königlichen Dienstpflicht unter- 
lagen, und zwar auch der kriegerischen, wobei jedoch der Be- 
trag des Bannes auf die Hälfte herabgesetzt war. Die Bestim- 
mung über die Zahlung ist nicht ganz klar. Die neueren Aus- 
gaben haben Rip. 65. 2. und 3. untisquisqtie contra atictorem 
8tmm 30, sol culpabilis judicetur (muüetur) ; dagegen haben 
Sichard Herold und Tilius actorem. Diese Lesart scheint die 
richtige zu sein, da aiu^torem in diesem Zusammenhang kaum 
einen Sinn giebt. Ich würde dabei zunächst an die actores 
denken, die auf den grösseren Gütern namentlich des Königs 
und der Kirche die Verwaltung hatten,'') und nach Rip. 58, 20. 
die Vertretung der Hörigen gehabt haben müssen, da diese 
ihnen für gewisse Fälle entzogen ist. Bestätigt sich diese Les- 
art, so haben wir darin einen weiteren Anhaltspunkt für die 
Beurtheilung des Verhältnisses der Freigelassenen. Ihre nied- 
rige Stellung ergiebt sich endlich noch daraus, dass sie nach 
C. 757. 22. 29. wie die Sclaven der Prügelstrafe unterworfen 
sind. 

Eine ähnliche Entwicklung wie bei den Franken finden 
wir auch bei anderen germanischen Stämmen. Den Baiem war 
die Freilassung schon in älterer Zeit bekannt; der Freigelassene 
heisst Frilaz, Frilazin, und der manumüsor auch hier dominus j 
Baj. rv. 11. VII. 10. und 11. Später wird eine Freilassung 
durch den Herzog in der Kirche und per chartam erwähnt, 
Decr. Tassilonis 8 — 10. Das Wergeid des Freigelassenen ist 
ein Viertel, die Busse theils die Hälfte theils ein Viertel der 
des Freien, Baj. IV. VII. 10. und 11. Das Wergeid der in 
der Kirche oder vom König durch Urkunde Freigelassenen 
wird in Decr. Tassilonis 10. auf 80. Sol. die Hälfte des Freien- 
wergeldes gesetzt, in C. 803. 5. 6. 126. aber wieder auf 40. 



''») üeber den cuitor regias, der sich auch bei den Burgundern L. Burg. 
17. 5. findet, s. oben S. 300. 
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Sol. erniedrigt. Auch der denarialis wird in der letzteren Be- 
stimmung erwähnt. 

In dem ältesten Theil der Lex Alamannorum findet sich 
eine Freilassung in der Kirche oder Volksversammlung: Pact. U. 
48. 81 litus fuerit in eccleaia ut (atU?) in heris generationis di- 
missus fuerit. Der Freigelassene, der hier littis beisst, scheint 
ein Drittel des Freienwergelds gehabt zu haben. Die Lex Alam. 
Lotharii dagegen XVIL XVIII. erwähnt eine Freilassung in der 
Kirche und per chartam, und lässt das Wergeid, das die Hälfte 
des Freienwergeldes beträgt, auf die Söhne oder die Kirche 
fallen. Dabei ist es auch in der späteren Zeit .geblieben. 

Bei den Burgundern hatte nur der Freigelassene Freizügig- 
keit, der eine gewisse Summe an seinen Herrn bezahlt hatte: 
L. Burg. 57. Burgundionis libertus qui domino suo soL 12, mm 
dederit, ut habeat licentiam, sicut est consuetudinis, quo voluerit 
diacedendi, nee tertiam a Romdnia consecvibus est, necesse est ut 
in domini familia censecUur. Freilassungen anderer Art gaben 
daher keine Vollfreiheit. Als Form erwähnt Burg. 88. die Frei- 
lassung per scripturam oder vor Zeugen. Die nach römischem 
Recht dem manumissor gewährte Befugniss, die Freilassung 
unter gewissen Voraussetzungen rückgängig zu machen, war 
nach Burg. 40. von richterlicher Entscheidung abhängig. Aus 
der sehr verstümmelten Add. II. 19. 3. scheint hervorzugehen, 
dass auch bei den- Burgundern die Freigelassenen unter einer 
defensio standen, die Add. L 19, 1. patrocinium genannt wird. 
Die Bussen für den Freigelassenen schwanken zwischen drei 
Fünftel (Burg. XXVL 5.) und der Hälfte der Freienbusse (Burg. 
V. 2. und 4. XXXII. XXXIIL 1. und 2.). 

Bei den Westgothen müssen wir vor allem das eigenthüm- 
liche Verhältniss unterscheiden, für das sich der technische 
Ausdruck Buccellarius''^) findet, und das in der Ant. 310. und 



^*) Das Wort kommt von buccella^ Bissen, auch Brod: 1. 5. Cod. Th. 
(14. 17.) in buccelHs sex mundis. Daher heisst bucceUarius bei den Kö- 
rnern der militairische Brodvertheiler, und bucceüatum nach Ammian XVII. 
8. Zwieback. 



Wis. V. 3. 1. erwähnt wird. Es ist nicht zu bezweifeln, dass 
diese in einer dem Litenverband ähnlichen Abhängigkeit stan- 
den. Mit Recht vermuthet Helflferich Westgothenrecht S. 105, 
dass die Bezeichnung aus dem Orient, wo sie in der Notitia 
dignitatum erwähnt wird,^'^) von den Westgothen nach Spanien 
gebracht worden sei. Das Verhältniss wurde Ende des 7. Jahr- 
hunderts wenigstens nicht immer mit diesem Namen genannt, 
da die aus Ant. 310. gezogene Wis. V. 3. 1. den Ausdruck, 
der sich in ersterer viermal findet, theilweise umschreibt: is 
qui in patrocmio constttutus est, eju8 qui in patrocinio fuii, in 
patrocinio conatitutus , wie dies auch in späteren Gesetzen ge- 
schieht. Das Verhältniss dieser Buccellarien war nun dies, 
dass sie zwar unter Aufgeben alles dessen , was sie vom Patron 
empfangen, sowie der Hälfte ihres Erwerbs aus dem Verband 
austreten konnten, jedoch nur um in gleiche Abhängigkeit zu 
einem andern Patron zu treten. Ausdrücklich sagt die Ant. 
310: si vero alium sibi patronum degerit , haheat licentiam cui se 
voluerit commendare, quoniam ingenuus hämo non potest prohi- 
berij quia in stia potestate consistit, was wörtlich in Wis. V. 3. 
1. übergegangen ist. Dasselbe bestätigt ein späteres Gesetz 
Wis. V. 3. 4, das in einigen Hss. Receswind zugeschrieben wird: 
quicumque patronum suum reliquerit, et ad alium tendens forte 
se contulerit, ille cui se commendaverit ^ donet ei terram; nam 
pcUronus quem relinquit et terram et quod ei dedit obtineat. Das 
Verhältniss erstreckte sich dabei nicht nur auf die Söhne und 
weiteren Nachkommen, die nur unter denselben Bedingungen 
wie der Vater aus dem patrocinium treten durften, sondern 
auch auf die Töchter, die wenn sie keine Brüder hatten, in 
der Gewalt des Herrn standen , und in Beziehung auf ihre Ver- 



''*) Not. dign. p. 26: Comites ccUafractarn BucceUarii juniores. Man 
verstand darunter theils galatischc Gelten, theils eine besondere durch 
ihre Bewaffnung sich auszeichnende Eeiterabtheilung im römischen Heer, 
dann überhaupt bewaffnete Diener; Gregor Tur. 11. 8. OccyUa buccellariüs 
Aetii . . . (Vdlentinianum) perfodit In 1. 10. Cod. Just. (9. 12.) omnibus 
per civitates et agros habendi Buccellarioa vel Isauros armatosque servos-» 
licentiam volumus esse praeclusam scheint es in dem ersteren Sinn zu 
stehen. 

Rotb, FeudaliUt u. UuterthaooiiTerbAnd. 20 
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ebelichuQg Von ihm abhingen. Faktisch musste der Umstand, 
dass der Buccellarius nur unter Rückgabe der Verleihungen 
und der Hälfte seines Erwerbes austreten durfte, ohnehin in 
den meisten Fällen zu erblicher Abhängigkeit fiLhren; überdies 
wurde aber, wie unten gezeigt, durch die spätere Gesetzgebung 
das Patronat überhaupt für erblich erklärt. Die Abhängigkeit 
der Buccellarien wird Wis. V. 3. 1. als deservire und obaequi 
bezeichnet. Ich beziehe auf sie die Bestimmung Wis. VIII. 1. 
1: ut omnis ingenuua atque etiam libertua aut servus si quod" 
cumque inlicitum jubente pa^ono vel domino auo fedsse cognos^ 
cüur, ad omnem sattafactionem . . . pcUronua vel dominus . . 
teneantur. Nam gut ejvs ohedientiam detulerunt^ culpabilea ha- 
beri non poterunt, quia non sito exessu sed majoris imperio id com- 
misüse probantur. Wie hier der ingenuus in patrocinio von dem 
libertus so wird in den folgenden Gesetzen der ingenuus in patro- 
cinio von anderen ingenui unterschieden: Wis. VIIL 1. 3. t«^ si in 
ejus patrocinio non sunt, unusquisque ingenuorum. 50. flageUa 
suscipiat VIII. 1. 4. Hi vero, qui . . auxilium . . praestiterint, 
si in ejus patrocinio non sunt, singuli ingenuorum . . . Ingenui 
autem hujus criminis sodi, si in ejus patrocinio non sunt . . . 
Da in V. 3. 1, unter den ingenui in patrocinio die BucceUarii 
zu verstehen sind, so werden auch die eben angeführten Stellen 
auf sie zu beziehen sein. Aus dem Angeführten erhellt, dass 
das Verhältniss derselben mit der fränkischen Vasallität gar 
nichts gemein hat. Zwar meint Waitz Vas. 64, man müsste 
gewaltsam die Augen vor der offen zu Tage liegenden Ueber- 
einstimmung der Erscheinungen verschliessen, wenn man hier 
einen Zusammenhang läugnen wollte , allein ich finde gerade das 
Gegentheil. Dem Buccellarius ist zwar unter Voraussetzungen, 
die einem Verbot gleichkommen, gestattet, die Beziehungen 
zu seinem Patronus aufzuheben, allein er hat nur das Recht, 
den Patron zu wechseln, und sich einen anderen zu wählen, 
muss also, wie dies schon Helflferich Westgothenrecht 105. be- 
merkt hat, unter einem Patrocinium stehen, was in Verbin- 
dung mit der Fortsetzung des Verhältnisses durch die Erben 
und der Verpflichtung des Buccellarius, beim Austritt seinen 
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Erwerb mit dem Herrn zu theilen,^ eine Vergleichung beider 
Institute unmöglich macht. Vielmehr sind die Buccellarien nur 
denjenigen Freigelassenen im fränkischen Reich zu vergleichen, 
die sich nach besonderer Festsetzung in der Freilassungsur- 
kunde ihren defensor selbst wählen durften. 

Neben den Buccellarii finden wir bei den Westgothen Frei- 
gelassene, die von ihnen unterschieden werden. Die Freilas- 
sung erfolgte durch Urkunde Wis. V. 7. 1. V. 7. 9, auch von 
Seiten des Königs V. 7. 15, oder vor Zeugen V. 7. 1, nament- 
lich Geistlichen V. 7. 2. V. 7. 9. Nach Form. Wis. 5. und 6. 
wurden die Freilassungen auch eidlich bekräftigt. Die Frei- 
lassung erfolgte zu verschiedenem Recht. Der Manumissor 
konnte sich nämlich das obsequium vorbehalten: "Wis. V. 7. 9. 
nihil sibi in eo conditionis reservans. V« 1. 7. nee tarnen ab- 
solutae libertatis licentia potiantur . . quod ecclesiae . . per ob^ 
sequium iniig antur. XII. 2. 14. servum cliristianum . . ad civium 
romanorum dignitatem . . . manumitfere debebit, nulli scilicet 
hebraea nee cuilibet obsequio reservato . . . Concil. Tolet. IV. 
von 633. c. 73. qui vero retenio obsequio manumissi sunt. — In 
diesem Fall war die Freilassung nur unvollkommen, da der 
Freigelassene kein connubium mit Freien hatte, Wis. V. 1. 7. 
Conc. Toi. IX. 655. c. 13, und keine kirchliche Weihe erhalten 
konnte: quia adkuc a patrono Servitute tenentur obnoxii Concil. 
Tolet 1. c. Dabei müssen sie in erblicher Abhängigkeit ge- 
standen sein, da in Wis. V. 1. 7. nur den Söhnen absolut Frei- 
gelassener die Zeuguissfähigkeit ertheilt wird.") 

Auch die absolut Freigelassenen waren nach manchen Sei- 
ten in Abhängigkeit. Bei den Westgothen wird der patronus 
gleichfalls dominus genannt, Wis. V. 7. 13, 17, 20, und fttr 
patrocinium findet sich dominium^ Wis. V. 7. 18. Für ihre 
Person waren sie lebenslänglich nicht nur an den Freilasser 



^•) Diese Bestimmung findet sich ebenso beim Libertus, Wis. V. 7. 13. 

'''') Der Unterschied zwischen den absolut und unter Vorbehalt Frei- 
gelassenen scheint mit dem zwischen liberti idonei und inferiores in Wis. 
VI. 1. 4. zusammen zu faUen, der auch Form. Wis. 3. et ut idoneus sem- 
per adhcreas und 4, idoneumque conferre libertatis statum wiederkehrt. 

20* 



^08 

(Wis. V. 7. 13.) sondern in der Art auch an seine Söhne ge- 
bunden, dass sie bei ihrem Austritt, der ihnen freistand, alle 
Zuwendungen verloren, und die Hälfte ihres Erwerbs fort- 
dauernd abliefern mussten (Wis. V. 7. 13.), wovon sie nur durch 
Eintritt in den geistlichen Stand befreit wurden (Wis. V. 7. 18). 
Sie waren den Freien nicht ebenbürtig: Wis. VI. 4. 3. guod 
si , , . libertus ingenuo facere praesumserit, pro eo guod aequa- 
lern statum non habet . . . ; daher wurde die patrona, die sich 
mit ihrem Freigelassenen einliess, ausgepeitscht und verbrannt 
(Wis. III. 2. 2.). Sie hatten das halbe Freienwergeld (Wis. 
Vni. 4. 16.), und den dritten Theil der Freienbusse (Wis. VI. 
4. 3.). Allgemein waren sie unfähig, Zeugniss gegen Freie ab- 
zulegen: Wis. V. 7. 12. quta indignum , . . ut libertorum testi" 
monio ingenuia damna concuiiantur. Wie untergeordnet ihre 
Stellung war, ergiebt sich daraus, dass sie nach Wis. VII. 2. 2. 
wie Unfreie bestraft wurden, und dass nach Wis. VI. 1. 4. der 
Betrag, wegen dessen gegen sie auf Folter erkannt werden 
konnte, auf die Hälfte des für Freie bestimmten Satzes näm- 
lich 250. sol. festgesetzt war. In vermögensrechtlicher Bezie- 
hung waren die Freigelassenen in der Art beschränkt, dass 
durch besondere Festsetzung der Patron sich das Recht an ih- 
rem ganzen Vermögen vorbehalten konnte, und ausserdem das 
Vermögen des ohne Testament verstorbenen kinderlosen Frei- 
gelassenen erhielt (Wis. V. 7. 13.). 

Auch die Ausdehnung der Abhängigkeit auf die Nachkom- 
men der Freigelassenen lag der westgothischen Gesetzgebung 
nicht so ferne. Schon nach älterem Recht Wis. V. 7. 11. war den 
Nachkommen des Freigelassenen bei Freiheitsverlust verboten, 
gegen die Nachkommen des Patrons Zeugniss abzulegen. Durch 
ein Gesetz Receswinds Wis. V. 7. 17. wurde dann das con- 
nubium zwischen den Nachkommen des Freigelassenen und de- 
nen des Patrons aufgehoben, mit der Motivirung: generosa no- 
hilitas inferiori tactu fit turpis, Ätque inde claritas generis sor^ 
descit commtxttone abjectae condüionia, unde abdtcata servttus 
attolUt titulos Ubertatis, Durch dasselbe Gesetz wurde die Ver- 
pflichtung zur Ehrfurcht gegen die Familie des Patrons, die 
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nach römischem Recht auf den Freigelassenen sich beschränkte, 
auf seine ganze Nachkommenschaft ausgedehnt, wobei die Ver- 
letzung mit Freiheitsentziehung bedroht wurde. Gleichzeitig 
erklärte die Kirche in Concil. Tolet. IV. 633. c. 69 — 72. ihre 
Freigelassenen als erblich abhängig, und suchte in Concil. To- 
let. VI. c. 10. Concil. Tolet. IX. c. 12. und Concil. Emerit c. 
20. das Patronat über alle Freigelassenen zu gewinnen. End- 
lich wurden in Concil. Tolet. XIII. v. 683. c. 6. die Freigelas- 
senen der Unterthanen mit ihrer Nachkommenschaft von allen 
Bedienungen bei Hof ausgeschlossen, und zuletzt durch ein 
Gesetz des Königs Egika Wis. V. 7. 20. ihre erbliche Abhängig- 
keit von der Familie des Freilassers allgemein bestimmt. 

Die Langobarden endlich hatten eine Freilassung zu vollem 
Recht durch garaihinx; der Freigelassene hiess amund (Roth. 
224.) oder witr^ora (Roth. 222. Luitpr. 106.), war den Frei- 
geborenen ebenbürtig, und wurde nicht einmal wenn er kinder- 
los war vom Patron beerbt, sondern vom Fiscus (Roth. 224. 
Luitpr. 77.). Wie schcm der Name andeutet, stand der Frei- 
gelassene in gar keiner Abhängigkeit von seinem Freilasser, 
und konnte höchstens freiwillig zu Diensten sich verpflichten, 
was aber, wenn er sich darauf berief, seiner Freiheit nicht 
präjudiciren sollte: Luitpr. 55: et postea . , libertus voluntatem 
patroni sm fecerit, mamfestare deheat libertus . . . libertatem 
suam sepius judici et ad vicinoa suos . . et postea ntdlo tempore 
patronus aut heredea . . ^' quer ellas posstnt movere, dicendo quod 
ei deveat obedire, pro eo quod sua sponte pro beneficium de do- 
mino 8U0 voluntatem ejus fecerat . . . Da aber viele Anstand 
nahmen, unter diesen Verhältnissen Freilassungen vorzunehmen, 
so bestimmte Aistulph 11, dass sich der Freilasser bei Frei- 
lassungen durch garaihinx gültig die lebenslängliche Abhängig- 
keit des Freigelassenen ausbedingen könne, quia jusium nobis 
paruit, ut homo benefactorem suum vivente eum dimittere non 
debeat. Der Freilassung durch garathinx war die durch den 
König gleichgestellt,^®) in manum regia dandum (Luitpr, 55.), 



^^) In Aiiprand II. 34. sind diese auch denaricdes genannt. 
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die von ihm theils ^per impans (Roth. 224, 2.) oder praeceptum 
(Luitpr. 142.) theils in der Kirche vorgenommen wurde: Luitpr. 

9. princeps eos per manus sacerdotia per sacrum altarem liberos 
dimiserü . . . ; endlich auch die in der Kirche Luitpr. 23. 55. 
142. Aist. 12, bei welcher der sonst durch Aist. 11. gestattete 
Vorbehalt der Abhängigkeit ausdrücklich ausgeschlossen war. 

Daneben gab es jedoch eine Freilassung zu geringerem 
Recht, bei welcher der Freigelassene fulfreae wurde (Roth. 
224, 2.), und im mundium des Herrn blieb, das sich auf die 
Kinder vererbte: Roth. 216. filii . . . mundio pro se reddant, 
quarUum pro matrem eorum data est Luitpr. 10. et qui postea 
ex ipsa liberta nati fuerint, .... non habeant ampliua mundium 
nisi quantum et mater eorum. Auch fiel der Nachlass des kin- 
derlosen fulfreae an den pa^onm (Roth. 224, 3.), der auch 
dominus genannt wird (Roth. 28. 217.). Dieser Freilassung 
setzte Aistulph 12. die durch Testament zu Gunsten eines geist- 
lichen Stifts gleich, wobei die Freigelassenen in der defensio 
der Kirche stehen jedoch Freizügigkeit, haben sollten. Worinn 
das Verhältniss der Aldiones, die Roth. 224, 4. und Luitpr. 23. 
gleichfalls als Freigelassene bezeichnet werden, von dem des 
fulfreae sich unterschied , ist nicht klar. Vielleicht bestand der 
Unterschied darinn, dass der Aldio an den Boden gebunden 
war; wenigstens scheint diess aus Roth. 216. et noluerint in 
casa patris sedere hervorzugehen, wie sie denn auch C. 856. 

10. 443. dem Litus gleichgestellt sind. 

Bei allen Modifikationen im einzelnen geht also durch alle 
romanisch -germanischen Gesetzgebungen die gleiche Richtung 
auf Beschränkung der Freigelassenen gegenüber den Freige- 
borenen. Aus dem römischen Recht werden nur theilweise die 
äusseren Formen beibehalten, im Wesen selbst die Grundsätze 
des deutschen Rechts durchgeführt. Zwar findet sich überall 
die Möglichkeit der Freilassung zu vollem Recht, daneben aber 
Manumission zu einem der Hörigkeit entsprechenden Verhält- 
niss, wobei der Freigelassene dem Freigeborenen nicht eben- 
bürtig ist, in persönlicher häufig erblicher Abhängigkeit bleibt, 
und nur beschränkte Vermögensrechte hat. Oflfen tritt dabei 
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überall die Tendenz hervor, diese Abhängigkeit eher zu ver- 
schärfen als zu mildern. Nirgends zeigt sich dies deutlicher 
als im westgothischen Recht, das am tiefsten von römischen 
Anschauungen durchdrungen schliesslich in der Entwicklung 
dieser Verhältnisse am weitesten von den Grundsätzen dessel- 
ben abweicht. Aber auch bei den Langobarden, bei welchen 
die Freilassung zu vollem Recht am meisten erleichtert war, 
sah man sich endlich genöthigt, bei der Freilassung durch ga- 
rathinx dem Freilasser gewisse Vorbehalte zu gestatten, weil 
wie Aistulph bemerkt, die Freilassungen unter dem früheren 
Recht selten waren. Bei den Franken war wie oben gezeigt 
eine erbliche Abhängigkeit gerade bei der besten Form der 
römischen Freilassung, der in der Kirche, von Anfang an aus- 
gesprochen, und bei den andern sehr häufig. Auch ist darinn 
im Lauf der Zeit nichts geändert, da die Freilassungen im 9. 
Jahrhundert keinenfalls besseres Recht gewähren als die im 
sechsten. 

Man wird den Einfluss dieser Entwicklung auf die socialen 
Verhältnisse und die Stellung der niederen Bevölkerung nicht 
gering anzuschlagen haben. Wir stehen auch hier an dem 
Wendepunkt der alten und neuen Welt, vor einer gesellschaft- 
lichen Umwälzung. Der äussere Anschein könnte zu der Mei- 
nung verleiten, es sei durch diese Entwicklung die Emancipa- 
tion der niederen Classen aufgehalten worden. Vergleichen 
wir die römische Gesetzgebung, welche in der zweiten Gene- 
ration der Freigelassenen keinerlei Abhängigkeit von dem Frei- 
lasser duldet, und das deutsche Recht, das erbliche Abhängig- 
keit der Freigelassenen begünstigt, so scheint das letztere einer 
freiheitlichen Entwicklung wenig förderlich. Allein gerade auf 
dieser Richtung des deutschen Rechts beruht der Fortgang und 
die endliche Durchführung der Emancipation. 

Man hat die Veranlassung der Milderung und endlichen 
Beseitigung der Unfreiheit in verschiedenen Umständen gesucht. 
Der Einfluss der christlichen Kirche, die germanischen Sitten, 
welche der Knechtschaft in ihrer härtesten Gestalt widerstreb- 
ten, die Störung des Welthandels, mit welchem der früher in 
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grosser Ausdehnung betriebene Sklavenhandel verfiel, die Ver- 
mischung der Sklaven mit den Hörigen sind Momente, auf 
welche mit Recht hingewiesen wird; aber dabei wird nicht zu 
übersehen sein, dass erst mit der durchgehenden Verändeining 
in der Wirkung der Freilassung die Emancipation in grösserem 
Umfang möglich gemacht war. In den germanischen Staaten 
auf römischem Boden gab es nicht mehr grosse städtische Nie- 
derlassungen, in denen die Freigelassenen durch ihre Betrieb- 
samkeit zu Vermögen hätten gelangen können; sie waren in 
der Hauptsache auf den Landbau und eben desshalb auf ihren 
Herrn angewiesen, für den sie schon bisher den Boden in noch 
grösserer Abhängigkeit angebaut hatten/®') Desshalb bildete 
die Hörigkeit, in der wir einen grossen Theil der Freigelasse- 
nen finden, den allein möglichen Uebergang von der Sklaverei 
zur Freiheit. Die Abhängigkeit, in der sich im 10. Jahrhun- 
dert ein grosser Theil der ländlichen Bevölkerung befindet, ist 
dann nicht ausschliesslich durch die Unterdrückung der gemei- 
nen Freiheit herbeigeführt, sondern theilweise eine Folge der 
nicht vollständigen Emancipation, durch welche gleichwohl der 
unter römischer Herrschaft auf dem Landvolk lastende Druck 
zerbrochen und die gänzliche Befreiung vorbereitet wurde. 

Ohnezweifel war diess auch von materiellem Einfluss auf 
die Verfassungsveränderung. Zahlreiche Hörige, nicht abhängig 
genug um nur als Sache zu gelten, und doch auch wieder nicht 
frei genug, um die Verbindung mit dem Herrn einseitig lösen 
zu können, waren eine mächtige Stütze der Bestrebungen, 
welche schon im Anfang des 8. Jahrhunderts eine Sprengung 
der Centralgewalt beinahe erreicht hätten. Der Umfang, in 
welchem im 7. und 8. Jahrhundert die Freilassungen erfolgten, 
lässt sich annähernd aus den Testamenten dieser Zeit erkennen. 
Desiderius von Auxerre gab 2000 Sklaven die Freiheit; Ber- 
tram und Abbo führen die Zahl nicht an, sie muss aber bei 
jedem mehrere hundert betragen haben. Fälle, wo reiche Leute 



T8».) ^iß Qj^ßjj g 299 angefahrt galt es als Befestigung der Freilas- 
sung, wenn dem Freigelassenen Land angewiesen wurde. 
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wie Bichof Romulf von Rheims, der Sohn des Herzog Lupus, 
fast alle ihre Sklaven in Freiheit setzten, waren gar nicht sel- 
ten. In einer Formel Roz. 94. (Dümmlef 17.) werden 50 Un- 
freie, in einer anderen Roz. 92. der zehnte Theil des Bestandes 
emancipirt. Das Verhältniss von S. Germain des Pr6s, wo An- 
fang des 9. Jahrhunderts unter 2788. Haushaltungen nur 120. 
von Sklaven sich befinden, wird als das durchschnittliche des 
9. Jahrhunderts anzusehen sein. 

Der Einfluss dieser Entwicklung auf die Verfassungsände- 
rung war indessen nur ein indirekter. Von der Entstehung 
einer aus Freigelassen gebildeten hörigen Bevölkerung bis zu 
der Möglichkeit, dass Freie unter Erhaltung ihrer Freiheits- 
rechte sich der Gewalt eines Unterthanen unterwerfen konnten, 
war ein weiter Schritt. Zweifellos konnten Freie unter Auf- 
geben ihrer Freiheitsrechte in Abhängigkeit sich begeben, wie 
es z. B. in dem Privilegium für S. Denys v. 716. Br. 287. 
(495.) angedeutet ist : seu quicumque juste et raiionabiliter cum 
omne avhstantia sua ad ipso monasterto se tradiderit Dagegen 
lässt sich für das 6. und 7. Jahrhundert nicht nachweisen, dass 
eine solche Unterwerfung mit Erhaltung der Freiheitsrechte 
zulässig gewesen sei; die Beweise, die man dafür hat beibringen 
wollen, sind nicht relevant. Schon B.W. 146, 142. habe ich 
ausgeführt, dass die Stellen, in denen von jemand gesagt ist, 
er sei in dem patrocinium eines andern, nicht entscheidend 
seien, da es sich dabei um allgemeine Höflichkeitsformeln oder 
um Beistand für einzelne Geschäfte meist am Hof handle, und 
schon die Stellung der dabei erwähnten Personen jeden Ge- 
danken an eine der späteren entsprechende Abhängigkeit aus- 
schliesse. Dasselbe gilt von einigen von Waitz neuerdings 
(Vas. 61.) angezogenen Concilienschlüssen , in denen für die 
Geistlichen jedes patrocinium aaeculare verboten ist. Es rührt 
dieses Verbot schon aus römischer Zeit her, Comcil. Arelat. 452. 
C. 31 : si quis clericorum , . ad saecularia patrocinia relicta sy- 
nodo transire praesumserit ... , und es heisst dem entsprechend 
Concil. Gabiion. 650. c. 15: ut abbates et monacM aut agmtes 
monasteriorum patröcinio saeculari penitua non utanfvr, nee ad 
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jyrtndpis praesenitam sine episcopt sui permissu ambulare aude^ 
arU — und C. 614. 3. 14: st dericus . . contempto episcopo ... 
ad principem aut adß potentiores . . . ambulare vel sibt patro^ 
cinium elegerit expetendum . . wobei schon aus der strengen 
Abhängigkeit, in der in dieser Zeit der Clerus vom Bischof 
stand, zu entnehmen ist, dass es sich hier nur um eine ge- 
schäftliche Verbindung mit Laien handelte. Ebensowenig kön- 
nen zwei Bestimmungen der Yolksrechte hieher gezogen wer- 
den. Waitz hatte V.G. IL 172. die Vorschrift Rip. 31, 1: si homo 
ingenuus in obsequto alteritts inculpatus fuerü von einem Fall 
erklärt, wo sich jemand ganz und gar mit Entäusserung seiner 
eignen persönlichen Rechte in das Mundium eines anderen be- 
geben habe, also ein Verhältniss strenger Abhängigkeit. Dies 
wiederholt er Vas. 62, und meint, die Vergleichung mit dem 
vorhergehenden Capitel, wo von der Vertretung des unfreien 
Knechts durch den Herrn die Rede sei, ergebe ein ähnliches 
Verhältniss für den Freien. An sich glaubt also Waitz, dass 
hier nicht ein freies sondern ein dem unfreien ähnliches Verhältniss 
vorliege, wie dies ja gar nicht anders sein kann, wenn sich 
jemand seiner eignen persönlichen Rechte ganz und gar ent- 
äussert. Allein ich sehe diese Auslegung nicht für richtig an, 
da nicht mir aus Sal. 28. hervorgeht, dass das Gesetz auf das 
Verhältniss von Urheber und Gehülfen Rücksicht nahm, son- 
dern auch die von Merkel im Archiv XL 668. mitgetheilte bis- 
her unbekannte Bestimmung der Lex Bajuvariorum ergiebt, 
dass bei dem häufig vorkommenden Fall der Fehdeerhebung 
der Urheber für sich und seine Gehilfen haftete. Ebensowenig 
ergiebt sich aus Baj. III. 13. 1: si quis liberum kominem oc^ 
ciserit solvat parentibus suis, si höhet j si aut&m non hahetj solvat 
duci vel cui commendatus est . , j auf das sich Waitz Vas. 62. 
bezieht, etwas anderes, als dass ein Verwandteuloser den Fa- 
milienschutz au£ solche Weise ersetzte. Endlich könnte man 
auf Alam. Hloth. 36, 4. verweisen wollen, wo wenigstens die 
vassi comitis ein dem späteren entsprechendes Dienstverhältniss 
Freier anzudeuten scheinen. Man würde freilich daraus noch 
nicht auf fränkische Einrichtungen schliessen dürfen, sowenig 
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als die Freiheit des alemannischen colonus für die des fräu> 
kischen beweist. Allein ich glaube nicht, dass Vassus hier 
schon die technische Bedeutung der späteren Zeit hat, es 
scheint hier nur im Sinn von Beamter gebraucht. 

Das Seniorat muss aber um somehr eine auf einer Ver- 
fassungsänderung beruhende Neuerung sein, als die wesentlichen 
Momente dieser Einrichtung in der älteren Verfassung sich 
nicht nur nicht nachweisen lassen, sondern derselben gerade- 
zu widerstreiten. Wie sich aus dem oben Erörterten ergiebt, 
bestand die defensio der in dem mundium stehenden Freige- 
lassenen in einer gerichtlichen Vertretung; auch bei dem Se- 
niorat hatte der Senior einen gewissen Eiufluss auf die Rechts- 
sachen seiner homines, ja in einem besonders wichtigen Fall, 
bei der Klage auf Composition, hatte er sie direkt zu vertre- 
ten. Dagegen war es nach älterem fränkischen Recht für Freie 
nicht in das Belieben des einzelnen gestellt, ob er sich ver- 
treten lassen wollte; nach salischem Recht musste er vielmehr 
das dominium litis an den Vertreter übertragen, Sal. 76. Roz. 
391. (Lind. 183.) Roz. 392. (Marc. I. 21.), und es ist in dem 
letzteren Fall und Br. 163. (356.), wo die Bestellung des Ver- 
treters durch den König geschieht , ausdrücklich die Clausel 
hinzugefügt: sie tarnen^ quamdtu amborum decrevit voluntas. 
Dieser Grundsatz ging bekanntlich in das französische Gewohn- 
heitsrecht über in der Parömie: en France on ne plaide pas 
par procureur,'^) Keinenfalls erstreckte sich die Zulässigkeit 
der Vertretung auf CriminaJsachen , wo die Partheien immer 
persönlich erscheinen mussten. Auf die Composition hatten 
nur die Verwandten gesetzlich normirte Rechte; nach Sal. 62. 
fiel sie in einer gewissen Reihenfolge an die Verwandten, in 
deren Ermanglung an den Fiscus. Auch nach Rip. 67. 2. kam 
sie den Verwandten zu. Entsprechend war auch das Fehde- 
recht auf diese beschränkt, und die Theilnahme eines Dritten 
daran erscheint daher als eine Neuerung. Die defensio des 



^•) S. Maurer Gerichtsverfahren 26. 
^^) S. Maurer Gerichtsverfahren 25. 
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Senior, in welcher der homo steht, kann aber um so weniger 
mit den Schutzverhältnissen, wie sie sich im 6. und 7. Jahr- 
hundert im Frankenreich finden, zusammenzustellen oder dar- 
aus abzuleiten sein, als der Umstand, dass sie in einer de- 
fensio standen, die Freigelassenen von den Freigeborenen un- 
terschied, und ihre Standesungleichheit bewirkte. Die Unab- 
hängigkeit und Selbstständigkeit gerade nach dieser Seite 
erscheint nach den ursprünglichen Einrichtungen aller germa- 
nischen Nationen als ein unveräusserliches Freienrecht. Das 
germanische Recht kannte so wenig wie das römische eine an- 
dere Hoheit übere Freie als die der Obrigkeit, und es ist nicht 
abzusehen, wie eine so durchgreifende Veränderung allmählig 
und von selbst eingetreten sein soll. 

Ebenso bestimmt muss ich die den Senioren eingeräumten 
militairischen Rechte als eine Neuerung bezeichnen. Diese be- 
standen, wie ich B.W. 408. ausgeführt habe, in dem Aufgebot, 
der Anführung im Krieg und Handhabung der Kriegszucht; 
die Rechte der Senioren waren also amtliche , denen der Grafen 
entsprechende. Dass eine solche Einrichtung nur mit Bewilli- 
gung des obersten Kriegsherrn entstehen und bestehen konnte, 
bedarf keiner Ausführung. Es wäre denkbar, dass sie schon 
früher getroffen gewesen wäre, obwohl dies schon desshalb 
unwahrscheinlich ist, weil kein Dokument vor dem 8. Jahr- 
hundert irgend eine Andeutung darüber bringt, und die damit 
in Verbindung stehende Vasallität wie die Beneficienverleihung 
nicht vor dem 8. Jahrhundert sich findet. Allein wir haben 
einen bestimmten Anhaltspunkt an dem Kriegsdienst der Geist- 
lichkeit, der im 9. Jahrhundert völlig ausgebildet ist, und sich 
in solcherweise im ganzen Mittelalter erhalten hat. Ich habe 
dies B.W. 356. für eine im 8. Jahrhundert eingeführte Neue- 
rung erklärt, auf deren Durchführung die Staatsgewalt nicht 
ohne Einfluss gewesen sei, und muss diese Meinung auch ge- 
gen die abweichende Ansicht von Waitz aufrecht erhalten. 

Waitz behauptet, diese Einrichtung beruhe nur auf Ge- 
wohnheit, wie deutlich zu Tag liege, durch die Verweltlichung 
des Clerus herbeigeführt (Vas. 75.), vielleicht unternommen in 



der Hoffnung, dadurch die Uebertragung der Kirchengüter an 
Weltliche zu verhindern; an eine Einführung durch die Fürsten 
des Arnulfingischen Hauses sei dagegen nicht zu denken (Y.G. 
IV. 503). DieXjründe, die erdaftlr anführt, sind jedoch völlig 
unzureichend. 

Irrthümlich ist vor allem, wenn erVas. 75. behauptet, die 
persönliche Theilnahme der Bischöfe und Aebte an Eriegszügen 
sei unter den Merovingem seltner aber allerdings vorgekom- 
men. Im ganzen 6. Jahrhundert findet sich nur ein Beispiel, 
das des Salonius und Sagittarius, deren Theilnahme an ver- 
schiedenen Feldztigen so allgemeines Aufsehen erregte, ®0 dass 
sie endlich auf einer Synode in Chälons abgesetzt wurden. 
(Greg. V. 28). Im ganzen 7. Jahrhundert findet sich sodann 
nicht ein Fall, wo ein im Amt befindlicher Bischof oder Abt 
als Theilnehmer an einem Feldzug erwähnt würde, (B.W. 355.), 
wesshalb auch in den Concilienschlüssen des 6. und 7. Jahr- 
hunderts nie Bücksicht darauf genommen wird, obwohl andere 
Handlungen wie das Halten von Jagdhunden und die Anwesen- 
heit bei Hinrichtungen als unschicklich öfter verpönt werden. 
Man hielt damals eine regelmässige Theilnahme an Feldzügen 
für völlig unvereinbar mit dem geistlichen Stand, und fand es 
gar nicht erforderlich, ein Verbot dagegen zu erlassen. Da- 
gegen ist in der Mitte des 8. Jahrhunderts der regelmässige 
Kriegsdienst der Geistlichkeit bereits völlig ausgebildet. In C. 
744. 3. 21. befreit Pipin die regulären Aebte von dem persön- 
Hchen Erscheinen, und nach der Urkunde Bouq. VI. 525. hatte 
er dem Bischof von Paris das Privilegium ertheilt, dass seine 
homines nur mit ihm selbst beim Aufgebot zu erscheinen hät- 
ten, was beides die Anerkennung des regelmässigen Dienstes 
voraussetzt. Dieser war seitdem®*') in der Art geordnet, dass 
alle selbstständigen Kirchenvorsteher, soweit ihnen nicht ein 



®') Greg. V. 21: unde factum esty ut clamor populi cid regem denuo 
procederet. 

^*») Man findet dies durch das ganze Mittelalter. Stentzel Kriegs- 
verfassung 213. 



besonderes Privilegium zu Theil geworden war, das sie vom 
Kriegsdienst überhaupt oder nur für ihre Person befreite, bei 
den Aufgeboten mit ihren homines erscheinen mussten, wäh- 
rend ihnen das Tragen von Waffen nach wie vor verboten war. 
C. 753. 16. 23. — C. 801. 19. 88. — C. 846. 10. 389. Wie 
allgemein seitdem diese Verpflichtung war, ergiebt sich aus ei- 
ner Menge von Beispielen.^) Diese öffentlich anerkannte und 
geregelte Dienstpflicht mit den Ausschreitungen zweier Geist- 
licher auf eine Linie zu stellen, welche aus Liebhaberei in den 
Krieg ziehen, und dafür von einer Synode abgesetzt werden, 
ist ganz unzulässig. 

lieber die Ausdehnung, welche diese Dienstpflicht der 
geistlichen Würdenträger seit dem 8. Jahrhundert hatte, kann 
bei den klar vorliegenden Zeugnissen kein Zweifel sein; eine 
Meinungsverschiedenheit besteht nur über die Veranlassung. 
Waitz erklärt es Vas. 75. für undenkbar, das als eine „aus 
Staatsraison eingeführte Einrichtung^ zu betrachten, was 50 
Jahre nachdem es eingeführt worden, von den Königen ver- 
pönt werde; allein dieser Grund ist ganz bedeutungslos. Die 
Bestimmung in C. 742. 2. 16, auf die er sich bezieht, die in 
C. 769. 1. 33. wörtlich wiederholt ist, wonach Geistliche nur 
als Feldcapläne an Kriegszügen Theil nehmen sollten, kam nicht 
zur Ausführung (Vas. 75). Hätte sie praktische Bedeutung ge 
habt, so wäre sie nicht als ein Verbot sondern als ein Verzicht 
der Regierung aufzufassen; da in dieser Zeit das Erscheinen 
der kirchliehen Würdenträger beim Aufgebot jedenfalls schon 
eine gesetzlich anerkannte Pflicht war, so erscheint sie nur als 
misslungener Versuch der Geltendmachung älterer canonischer 
Satzungen, wie wir solchen öfter begegnen. So wurden die 
älteren Bestimmungen über Bischofswahlen und den Gerichts- 
stand der Geistlichen in fränkischen Concilienschlüssen und Ge- 
setzen häufig wiederholt, obwohl sie bekanntlich nicht ange- 
wendet wurden. Dass aber diese Bestimmung des Concilium 



") Eine ZusammensteUung s. Waitz IV. 499. f. 
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germanicum ohne allen praktischen Erfolg war, gewährt uns 
einen bestimmten Anhaltspunkt für die Beurtheilung der gan- 
zen Einrichtung. Seit der zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts 
war der fränkische Clerus nicht mehr so verwildert, dass man 
seine Theilnahme an den Heerzügen aus kriegerischen Gelüsten 
erklären könnte. Andererseits mussten Herrscher wie Carl der 
Grosse und Ludwig der Fromme nach ihrer ganzen Richtung 
einer solchen Theilnahme eher abgeneigt sein. Wenn die Sache 
gleichwohl völlig ungeändert blieb, so muss die beiderseitige 
Geneigtheit einer Aenderung unübersteigliche Hindernisse ge- 
funden haben, und man wird es doch nicht für so undenkbar 
halten können, dass die „ Staatsraison ^ bei dieser Einrichtung 
in Betracht kam. 

Auch hatWaitz gar nicht einmal versucht, den Uebergang 
von der zweifellosen Uebung der christlichen Kirche, wonach 
jede Theilnahme eines Geistlichen an Kriegszügen für ganz un- 
zulässig gehalten wurde, zu der fränkischen Einrichtung, wo- 
nach alle selbstständigen Kirchenvorsteher zum Erscheinen beim 
Aufgebot verpflichtet waren, irgendwie zu erklären. Denn 
wenn er Vas. 75. die erste Veranlassung in der Verweltlichung 
des Clerus findet, und V.G. IV. 503. in der Hoffnung, dadurch 
die üebertragung von Kirchengütern an Weltliche zu verhin- 
dern, ein Motiv der persönlichen Theilnahme an Kriegszügen 
erblickt, so ist damit nur ein Versuch gemacht, die Entstehung 
der Einrichtung in ihren ersten Anfängen zu erklären, wobei 
aber keineswegs ersichtlich ist, wie sich daraus die allgemeine 
Verpflichtung der •Bischöfe und Aebte in der carolingischen 
Monarchie entwickeln konnte, die zu einem wesentlichen Theil 
der öffentlichen Einrichtungen wurde. War die Theilnahme 
nur ein Missbrauch, so war die Abschaffung mit der Kirchen- 
reformation von selbst gegeben. Viel unwahrscheinlicher, als 
dass aus Staatsraison eingeführt wurde, was man 10 Jahre 
nachher ohne Erfolg abzuschaffen suchte, erscheint die An- 
nahme, dass die freiwillige Theilnahme des verwilderten Clerus 
an Kriegszügen 50 Jahre nachdem sie, wie Waitz annimmt, 
gewöhnlich geworden sein soll, in eine Zwangs Verpflichtung sich 
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verwandelt hatte, deren Beseitigung sich als unausführbar 
zeigte. 

£s ist endlich nicht zu übersehen, dass sich die gleiche 
Entwicklung bei anderen germanischen Völkern findet , ohne 
dass sich dort Gelegenheit zu einer Erklärung darböte, wie 
sie Waitz für das Frankenreich versucht hat. Bei den West- 
gothen wurde die Dienstpflicht der Geistlichen , für die vorher, 
wie Helfferich Westgothenrecht 187. anführt, keinerlei Andeu- 
tung vorliegt, durch ein Gesetz des Königs Wamba Wis. IX. 
2. 8. eingeführt. Auch bei den Langobarden findet sie sich 
nach Waitz Vasallität 76. in der Mitte des 8. Jahrhunderts. 
Diese Solidarität der Entwicklung spricht allein schon gegen die 
zufällige Entstehung, welche die Darstellung von Waitz vor- 
aussetzt. 

Dass das persönliche Erscheinen bei Heerzügen im Fran- 
kenreich mit dem 8. Jahrhundert seinen Anfang nimmt, ist ganz 
zweifellos. Als die erste bestimmte Angabe erscheint die von 
einem Feldzug Pipins nach Alemannien im Jahr 712, wobei 
das Heer von einem Bischof geführt wurde (B.W. 356.) Ob 
dieser Anepos hiess oder nicht, ®^*) und ob er Bischof von 
Vienne war, oder nicht, ist ganz gleichgültig, sicher ist, dass 
hier der erste bekannte Fall der Verwendung eines Bischofs 
als Feldherr vorliegt. Seitdem kehren diese Fälle öfter wieder. 
Savaricus, Hainmar, Gewilieb, Milo, Wando waren eifrige Krie- 
ger; selbst der fromme Abt Sturm war Festungscommandant. 
Es gehörte nicht zu den Seltenheiten, dass vornehme Geist- 
liche im Felde blieben, so 753 Hildegar fbn Cöln, 834 der 
Abt Theodo von Tours, 844 die Aebte Hugo und Richboto, 
880 die Bischöfe von Minden und Halberstadt, 882 der Bischof 
von Metz, 891 der Erzbischof von Mainz. Es wäre ein wah- 
res Wunder, wenn das Zusammentreffen dieser Dienstpflicht 
mit der Vasallität und der Beneficienverleihung, mit denen sie 
im ganzen Mittelalter verbunden ist, zufällig wäre. 



^•••) Ado Chron. Pertz II. 318. nennt ihn so. Die Annahme Stalins, 
Wirt. Gesch. I. 180, 1, dass es An. episcopus heissen müsse, ist blosse 
Conjectur, da von den Herausgebern eine Variante nicht angeführt wird. 
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Als eine Neuerung erscheint es endlich, dass in dem Se- 
niorat ein eidliches Treugelöbniss an andere als den König 
gegeben ist. Ich habe in meinem Beneficialwesen ausgeführt, 
dass in der fränkischen Monarchie ebenso wie in anderen ger- 
manischen Reichen der Treueneid die Grundlage des Unter- 
than Verbandes bildete. Es kann diess nicht, wie Waitz V.G. 
II. 117. meinte, auf römische Gewohnheit zurückgeführt werden, 
schon desshalb nicht, weil die römische Verfassung eine eid- 
liche Verpflichtung der Unterthanen gar nicht kannte. In der 
carolingischen Monarchie erlitt dies nicht nur keine Verände- 
rung, sondern es wurde eher noch weiter ausgedehnt, indem 
die Ableistung des Fidelitätseides häufig wiederholt und genau 
controUirt wurde. ^) Dass man so grosses Gewicht darauf legte, 
erklärt sich schon daraus, dass man die Infidelität, auch crimen 
majestatis^) genannt, als Bruch der dem König geschworenen 
Treue aulfasste. Es fehlt aber nicht nur an jedem Anhalts- 
punkt für die Annahme, dass in merovingischer Zeit eine an- 
dere eidliche Verpflichtung als die allein erwähnte gegen den 
König vorgekommen sei, sondern es spricht auch der Umstand 
dagegen, dass noch in carolingischer Zeit ausser dem ünter- 
thaneneid jeder andere Fidelitätseid als der an den Senior ver- 
boten war, und dass dieser nach C. 805. 9. 133. zugleich als 
dem König geschworen angesehen wurde. 



*') S. B.w. 386. Die Erinnerung von Zeugen an den aUgemeinen Fi- 
delitätseid, für die Waitz V.G. EI. 261, 5. Beispiele aus bayrischen und 
italienischen Urkunden anführt, findet sich auch in Gallien. Placitum in 
Autun nach 840 bei P6rard 33: per iüum sacramentum, quem . . . Carolo 
regi hdbehant jurata, 

«*) S. B.W. 388, 99. Mit Beziehung hierauf behauptet Waitz V.G. in. 
266, 2, genau genommen käme der Ausdruck crimen majestatis nicht vor, 
sondern nur reua majestatis. Noch genauer genommen kommt er aber 
allerdings vor, nämlich in der von mir B.W. 388, 99. angeführten SteUe: 
Einhardi Ann. 788. Pertz 1. 173. Thassüo . . . crimine majestatis a Baioariis 
accusatus est 

Roth, Feodalitat a. Unter thanenverbaDd. 21 
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Absolmitt 4. 
Die Eitwieklvig der fräikischei Yerftsgui^. 

Ich habe bisher an den einzelnen Faktoren des Beneficial- 
wesens die spätere Entstehung nachgewiesen. Vor allem tritt 
uns die Beneficienverleihung selbst als eine völlige Neuerung 
entgegen, zusammentreflfend mit der grossen Umwälzung in 
dem kirchlichen Güterwesen; ebenso ist das Seniorat unver- 
kennbar späteren Ursprungs. Wenn wir auch nicht bezweifeln 
können, dass die Ursachen dieser Veränderung in ihrer Ent- 
stehung viel weiter zurückreichen, so werden wir doch der 
Ueberzeugung uns nicht verechliessen können, dass die Ver- 
änderung selbst, deren militairischer Charakter nicht zu ver- 
kennen ist, nicht allmählig im Verlauf einer längeren Zeit son- 
dern ohne weiteren Uebergang auf einmal vor sich gegangen 
sei. In der Beneficienverleihung sehen wir die rohen Anfänge 
einer Beseitigung der unentgeltlichen Dienstpflicht, in dem Se- 
niorat eine veränderte Heeresorganisation. Die Motive beider 
Maassregeln sind noch kurz zu entwickeln. 

Es wird jetzt allseitig anerkannt, dass die fränkische Heer- 
verfassung auf der allgemeinen Dienstpflicht beruhte; die frü- 
her verbreitete Meinung, dass nur die Franken und unter die- 
sen zunächst die Leudes dienstpflichtig gewesen seien, ist als 
aufgegeben anzusehen. Eine Verschiedenheit der Meinung 
herrscht zunächst hinsichtlich der Voraussetzung der Dienst- 
pflicht. Waitz war altern Forschern folgend von der Annahme 
ausgegangen, dass bei den alten Deutschen nicht der Freige- 
borene als solcher sondern der Freie als Repräsentant seines 
Gutes zum Heerdienst verpflichtet gewesen sei (V.G. L 38.). 
Er hatte dafür keinerlei Beweis beigebracht, sondern den Satz 
ausdrücklich als eine an die Einrichtungen des Nordens und 
der Angelsachsen sich anlehnende Vermuthung bezeichnet, auf 
die er sich dann für die merovingische Zeit berief, indem er 
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V.6. IL 473. annahm, dass auf dem Grundbesitz fortwährend 
die selbstständige Verpflichtung zur Theilnahme an der Heer- 
versammlurg beruht habe. Ich habe mich dagegen B.W. 42. 
und 184. dahin ausgesprochen, dass der deutschen Heerverfas- 
sung die Dienstpflicht aller Freien ohne Bücksicht auf den 
Immobiliarbesitz zu Grund liege. Für die eine wie für die 
andere Meinung finden sich für die frühere Zeit in unseren 
Quellen gar keine positiven Anhaltspunkte, die Entscheidung 
lässt sich vielmehr nur aus den späteren Einrichtungen trefi^en. 

In Beziehung auf diese behauptet nun Waitz den Nach 
weis liefern zu können, dass in der carolingischen Verfassung 
die Dienstpflicht auf der Verbindung von persönlicher Freiheit 
und Landbesitz beruht habe (V.G. IV. 481). Nicht die Frei- 
heit allein und nicht ganz unbedingt der Grundbesitz waren 
hiernach die Gründlage des Dienstes, sondern beides zusanunen 
(V.G. IV. 454.), in der Art, dass je drei Hufen einen Mann 
zu stellen hatten, wobei aber, da der Dienst an sich ein per- 
sönlicher war, grösserer Besitz die Verpflichtung nicht erhöhte 
(V.G. IV. 474). Ich muss dem gegenüber die B.W. 402. aus- 
geführte Ansicht, dass gerade in der carolingischen Verfassung 
die Dienstpflicht nicht von dem Grundbesitz abhängig ist, auf- 
recht erhalten. 

Die Gründe, die Waitz für seine Meinung anführt, sind 
völlig ungenügend. Er beruft sich vor allem (V.G. IV. 452, 3.) 
darauf, dass Freie, die Geistliche geworden, wenn sie auf ih- 
rem Land wohnen wollten, zum Kriegsdienst herbeigezogen 
worden seien. Allein C. 799. 13. 80, aus welchem diess her- 
vorgehen soll, beweist nicht, dass der Grundbesitz Voraus- 
setzung der Dienstpflicht war. Geistliche waren bekanntlich 
nach fränkischem Recht mit oder ohne Grundbestz dienstfrei, 
soweit sie nicht in die Categorie der Bischöfe und Aebte ge- 
hörten (B.W. 395. V.G. IV. 500). Die Bestimmung: ut nuUus 
de nobtlibus tonderi audeat . . . , et si aliquas res vel ad mor 
nasterium vel ad ecclesiam tradiderit vbi tonsuratus est, ibi sub 
canonica vel regulari maneat vita. 8i autem postea in propria 
sua residere vuü, facicU hostem vi ceteri laici, macht davon nur 

21 * 
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für denjenigen eine Ausnahme , der in propria sua residere vult, 
d. h. nicht in dem Verhältniss der Cleriker bleibt, die an dem 
ihnen vom Bischof angewiesenen Ort zu wohnen haben. Die 
Stelle macht daher nur die Dienstfreiheit der Geistlichen von 
dem canonischen Leben abhängig [ibi avh canonica vel regulari 
maneat vitaj. Ebensowenig entscheidend ist das weitere von 
Waitz (V.G. IV. 452, 4.) angefahrte Argument, dass nach C. 
811. 2. 173. bei Eintreibung des Heerbanns den Schuldigen 
Land und Knechte nicht genommen werden sollten. Denn es 
ist diess nur eine Bestimmung über den Executionsmodus, die 
keinerlei Anhaltspunkte für die Entscheidung der vorliegenden 
Frage gewährt. Die Vorschrift, dass die Execution des Heer- 
banns nie in Land und Sklaven sondern nur in Mobilien und 
eventuell der Person der Pflichtigen vorgenommen werden solle, 
berechtigt um so weniger zu dem Schluss, den Waitz daraus 
ziehen will, als ja zahlreiche Dienstpflichtige, die Besitzer von 
geliehenem Land, die homines, deren Verhältnisse oben S. 234 
erörtert sind, gar nicht in der Lage waren, an Grundbesitz 
gepfändet zu werden. Endlich ist es nicht richtig, wenn Waitz 
(V.G. IV. 453. 1.) behauptet, dass wer kein Eigengut besessen, 
Freiheit von der Leistung angesprochen habe. Er begründet 
diess nur durch die Urkunde Tr. S. Gall. 129. Neugart 179, 
wo es heisst : quod nihil ibi habuisset proprietatis pro quo heri- 
bannum reddere debuisset . . Es ist diess aber eine in Italien 
gehaltene Zeugenvernehmung über ein bei Chiusa zwischen 
Verona und Trient gelegenes an S. Gallen geschenktes Gut, 
das demnach dem langobardischen Recht unterworfen war, nach 
welchem, wie unten gezeigt wird, alle Freie ohne Rücksicht 
auf Grundbesitz der Dienstpflicht unterlagen. Die hier er- 
wähnte Abgabe, heribannus, ist nicht die in den Capitularien 
auf Dienstversäumniss gesetzte Geldstrafe, sondern die in der 
Lombardei allem freien Grundbesitz aufgelegte Heersteuer, die 
sich noch im Mittelalter findet.*) 



*) Savigny Gesch. des röm. Rechts I. §. 59. Dass nach fränkischem 
Recht die Veräusserung des Grundbesitzes nicht an sich vom Dienst be- 
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So sind also die von Waitz f&r seine Meinung angeführten 
Gründe in keiner Weise entscheidend, während dieser anderer- 
seits die ernstesten Bedenken entgegenstehen. Vor allem könnte 
die Voraussetzung, dass ursprünglich jeder Hufenbesitzer dienst- 
pflichtig die Hufe also das Minimum für die Normirung des 
Heerdienstes gewesen sei (V.G. IV. 474.), höchstens für die 
Dienstpflicht des germanischen Theils der Bevölkerung ent- 
scheidend gewesen sein; für die Romanen, deren Ackerverfas- 
sung von der germanischen vielfältig sich unterschied, wäre 
eine besondere Bestimmung der Dienstpflicht erforderlich ge- 
wesen, über die wir keinen Aufschluss erhalten. Ferner ist 
die in Kip. 65. ausgesprochene Dienstpflicht der Freigelassenen, 
die keineswegs alle vollfrei waren,') mit der Behauptung von 
Waitz in Widerspruch; namentlich aber steht die carolingische 
Gesetzgebung entgegen. 

Es sind namentlich zwei Principien der carolingischen Ge- 
setzgebung, welche uns einen Anhaltspunkt für die Beurthei- 
lung der früheren Einrichtungen geben, die Bestimmung über 
den Masstab des Dienstes, und über den Dienst der homines. 
Was das erstere betrifft, so war in dem C. 807. 149. dem 
selbstständigen Dienst derjenigen, welche Grundbesitz hatten, 
die Einheit von 3 mansi zu Grund gelegt, dabei aber auch Leute 
ohne Grundbesitz zum Dienst herbeigezogen; dagegen ist in dem 



freite, erhellt aus der Urkunde Lothar II. v. 856, Bist de Metz IV. 1. 30, 
wonach Winebert, der seinen Grundbesitz unter der Bedingung der Dienst- 
freiheit fOr sich und seine Kinder an das Bisthum Metz geschenkt hatte, 
dieselbe durch königliches Privilegium zugestanden erhielt. Auch ergiebt 
sich dasselbe aus C. 811. 3. 168: dicunt . . . quod quicumque proprium 
8uum episcopo . . aiU centenario dare noluerit^ occasiones quaerunt super 
iüum pauperem, qumnodo cum condetnnare posstnt, et iUum semper in hos- 
tem faciant ire^ usquedum pauper f actus . . . suum proprium tradat aut 
vendat; cUii vero qui traditum habenty dbsque ullius inquietudine dmni re- 
sideanty da nach dem Schlusssatz diejenigen, welche ihren Grundbesitz 
übergeben hatten, von den Beamten widerrechtlich geschont wurden, um 
auch andere zur Uebergabe zu veranlassen. 

*) Die homines ecclesiastici waren sogar, wie oben S. 295 gezeigt, 
immer in erblicher Abhängigkeit Nach den Grundsätzen des deutschen 
Rechtes konnten nur Yollfreie Alod besitzen. 
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Capitulare de exercitu promovendo (Pertz III. 119.), das be- 
kanntlich einige Jahre später erlassen ist/) ein Minimum von 
4 mansi angenommen, und der Besitzlosen nicht mehr gedacht, 
dabei aber der abhängige Besitz dem Eigenthura gleichgestellt. 
Die Erklärung die Waitz von diesen beiden Bestimmungen 
giebt, ist völlig ungenügend. Die Herbeiziehung deijenigen 
die gar keinen Grundbesitz aber Mobilien im Werth von 5 So- 
lidi haben durch das Cap. 807. erklärt er V.G. IV. 475. für 
eine Andeutung, dass die alten Verhältnisse sich geändert, das 
Geldcapital zu einer Bedeutung gekommen sei,' welche es dem 
Gesetzgeber möglich machte, bei der Neuordnung dieser An- 
gelegenheit darauf Rücksicht zu nehmen. Dagegen soll nach 
V.G. IV. 479. das einige Jahre später erlassene Capitulare de 
exercitu promovendo wieder zu dem alten Grundsatz zurück- 
gekehrt sein, dass die Hufenbesitzer die überhaupt Verpflich- 
teten seien. Diese Annahme ist höchst unwahrscheinlich, da 
gar nicht abzusehen ist, warum das Geldcapital die Bedeutung, 
die es 807. erhalten hatte, ein paar Jahre nachher wieder ein- 
gebüsst haben sollte; sie ist unrichtig, weil das Capitular die 
betreffenden Personen ausdrücklich als die ärmsten unter den 
Dienstpflichtigen bezeichnet: et qui sie paupet* inventua fvsrit, 
qui nee mancipia nee propriam possessionem terrarum haheaJt . . . ; 
keinenfalls aber gewährt diese Auslegung einen Beweis für die 
von Waitz versuchte Begründung der älteren Heerverfassung, 
die ja selbst wieder Voraussetzung dieser Auslegung ist. Eben- 
sowenig ist aber abzusehen, wie die Herbeiziehung des ab- 
hängigen Grundbesitzes in der carolingischen Gesetzgebung ir- 
gend etwas dafür beweisen soll, dass in älterer Zeit nur die 
freien Hufeneigenthümer dienstpflichtig gewesen seien. 

Betrachten wir die carolingischen Heerverordnungen im 
Zusammenhang, so lässt sich vielmehr deutlich erkennen, dass 
die allgemeine Dienstpflicht als Grundlage anzusehen ist. Vom 
Jahr 807. an wird der Heerdienst stufenweise erleichtert. Die 



•) S. B.w. 397. V.G. IV. 478. 
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Einheit des Grundbesitzes, die zum selbstständigen Dienst ver- 
pflichten soll, wird fortschreitend erhöht, von drei auf fünf 
Hufen; für diejenigen, deren Grundbesitz dieses Minimum nicht 
erreicht, wird ein Vertretungssystem eingeführt. Aber auch 
diejenigen, welche gar keinen eignen Grundbesitz haben, wer- 
den nach einem bestimmten Masstab zum Dienst herbeigezo- 
gen. Es lässt sich diess bei der offen zu Tag liegenden Ten- 
denz der Diensterleichterung gar nicht anders erklären als 
dahin, dass nach der fränkischen Heerverfassung jeder Freie 
dienstpflichtig war, und dass man in der carolingischen Ver- 
fassung, ohne das Princip aufzugeben, einen Theil der niede- 
ren Bevölkerung nur erleichterte oder ganz befreite. Es ist 
dies zu allem Ueberfluss noch positiv ausgesprochen. In C. 
864. 27. 495. ist nämlich nach dem Befehle, die Listen der 
dienstpflichtigen Grundbesitzer zu ergänzen, die für sich zu er- 
scheinen oder Adjutorium zu leisten haben, gesagt: ut Uli gut 
in hostem pergere non potuerint, jtAOCta antiguam et aliarum gen- 
tium consuetudinem ad civitatea novas et pontes ac tranaitiis 
palvdium operentur, et in civitate atque in marcha wactas fa- 
cianty ad defenaionem patriae omnes sine ulla exctisatione veniant. 
Die Verpflichtung zur Landwehr zu erscheinen war eine all- 
gemeine auf alle Freien sich erstreckende;*) schon durch die 
Gleichstellung der hier aufgeführten Dienstleistungen mit der 
Landwehr^) aber auch schon durch den Wortlaut ist es ausser 
Zweifel gesetzt, dass die allgemeine Dienstpflicht im Princip 
aufrecht erhalten und nur für diejenigen, die nicht einmal das 
Adjutorium leisten konnten, durch Festungs- und Wachdienst 
ersetzt wurde. Dies erhellt endlich aus der Berufung auf die 
Gewohnheit anderer Völker, wo nicht nur die allgemeine Dienst- 
pflicht anerkannt war, sondern auch, wie bei den Langobarden, 
Spuren einer derartigen Umgestaltung der Dienstleistung sich 
nachweisen lassen. Zugleich ergiebt sich aus diesem Gesetz, 
dass diese Einrichtung auf alter Gewohnheit beruhte. 



*) B.W. 411. 

») V.G. IV. 530, 5. 



Ein Beweis dafür, dass nach der ursprünglichen Einrieb* 
tung der Heerdienst nur Grundeigenthümern oblag, kann da- 
her aus der carolingiscbeu Heerverfassung nicht erbracht 
werden; ebensowenig aber lässt sich darinn irgend ein Anhalts^ 
punkt für die Behauptung von Waitz finden, dass ursprünglich 
die Hufe die Grundlage für die Bestimmung der Dienstpflicht 
gebildet habe; denn das erwähnte Gesetz beschränkt sich nicht 
auf Herbeiziehung solcher, die nur Mobilien haben, sondern 
regelt die Dienstpflicht der Eigenthümer auch der kleinsten 
Landstücke: lUi vero, qm dimidium mansum hahent, quinque 
sextum praeparare faciant. Et qui sie pauper inventus fuerit, 
qui nee mancipia nee propriam posaessionem terrarum habeat, 
tarnen in praecio valente 6 soUdos, quinque sexium prcteparmt ^ 
et ubi duo, tercium, de Ulis, qui parvulas possesaiones de terra 
höhere videntur. Die Erklärung von Waitz, über die ich mich 
schon oben S. 326 geäussert habe , das Geldcapital sei zu einer 
Bedeutung gekommen die es dem Gesetzgeber möglich ge- 
macht habe, darauf Rücksicht zu nehmen, ist jedenfalls schon 
darum ungenügend, weil sie die Herbeiziehung des kleinsten 
Grundbesitzes ganz unerörtert lässt. War ursprünglich der 
Hufner der verpflichtete, so waren die Halbhufner frei; ihre 
Herbeiziehung aber zeigt, dass sich in der carolingischen Heer- 
Verfassung kein Anhaltspunkt für die von Waitz vorausgesetzte 
Grundlage der älteren Heerverfassung finden lässt. 

Ebensowenig liegt dafür irgend ein positiver Beweis aus 
der älteren Zeit vor. Waitz, der wie oben S. 322 angeführt 
seine Ansicht für diese selbst nur als Vermuthung bezeichnet 
hat, stützt dieselbe hauptsächlich darauf, dass die Verbindung 
der Dienstpflicht mit dem Grundbesitz den Einrichtungen der an- 
dern germanischen Völkerschaften entspreche. Dieses Argument, 
das auch V.G. IV. 451. wiederkehrt, muss ich als völlig unbegrün- 
det erklären. Sehen wir von den Einrichtungen nordischer 
Völker ab, die uns zudem nur in ihrer späteren Gestaltung 
bekannt sind, so findet sich in denjenigen germanischen Reichen, 
von deren Heerverfassung wir nähere Kenntniss haben, gerade 
das Gegentheil. 
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Nicht einmal bei den Angelsachsen , wo später der Heer- 
dienst so bestimmt nach der Grösse des Grundbesitzes sich 
richtet, kann dies als die ursprüngliche Einrichtung angesehen 
werden, da in Ines c. 51. ausdrücklich bestimmt ist, dass der 
Gesithkundmann auch dann zu dienen habe, wenn er ohne 
Grhndbesitz sei. Dass die Verbindung des Kriegsdienstes mit 
dem Ackermaass von 5 Hiden erst einer späteren Zeit ange- 
höre, ist neuerdings von Maurer Kritische Ueberschau IL 409. 
zweifellos gemacht. 

Bei den Westgothen waren ursprünglich gerade wie bei 
den Ostgothen die Romanen vom Kriegsdienst ausgeschlos- 
sen, und hatten wahi^cheinlich dafür Getreidelieferungen zu 
machen.^) Dagegen sind sie in einem Gesetz des Königs 
Wamba (672—680) Wis. IX. 2. 8. bereits allgemein als dienst- 
pflichtig bezeichnet.^) In einem Gesetz des Königs ErwigWis. 
IX. 2. 9. sind dann alle Gothen und Romanen, Freie wie Frei- 
gelassene, für dienstpflichtig erklärt, und nur königliches Pri- 
vilegium, Minderjährigkeit, hohes Alter und Krankheit als Be- 
freiungsgrund anerkannt®) Erläutert wird diess durch die 
Verfügung Egikas Wis. V. 7. 19, nach welcher sämmtliche 
Freigelassene des Königs mit ihrer Nachkommenschaft dienst- 
pflichtig sind, und mit Freiheitsentziehung bedroht werden, 
wenn sie ausser mit königlicher Erlaubniss oder durch Krank- 
keit gehindert dem Aufgebot nicht Folge leisten. Bei den 
Westgothen ist daher die Dienstpflicht eine allgemeine, von 
dem Grundbesitz unabhängige, ja sie ist sogar auf Freigelas- 
sene und Sklaven^) ausgedehnt. 

Ebenso bestimmt tritt bei den Langobarden die allgemeine 
Dienstpflicht hervor; in dem Gesetz Luitprands 83. (VIII. 14.) 
ist dies zweifellos ausgesprochen: de . . jtidicibus, quando in 
exercito ambulare necessttas fuerü, non dimittant alioa homines 



•) Helfferich Westgothenrecht 112. 
^) Helfferich Westgothenrecht 186. 
8) Helfferich 192. 
•; Helfferich 193. 
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nüi . . . qui unum cavaUo habent . . hominea 6. , , , et de mi- 
nimia hominibtts, qui nee casas nee terras suas habent^ dimittant 
hominis 10 y et ipai , , ad . . judicem faciant per ebdomata . . 
operas trea. Bestätigt wird diess durch ein neu aufgefundenes 
Gesetz Aistulphs, in welchem für die Bewaffnung ein Census 
eingeführt und hier wieder für diejenigen eine besondere Be- 
stimmung getroffen ist, die keinen Grundbesitz haben. *^) Und 
dasselbe findet sich noch unter den Carolingern in Italien, wo 
die Dienstpflicht ganz zweifellos nicht vom Grundbesitz be- 
dingt ist.") 

Ich muss daher die Behauptung von Waitz, dass schon 
die Einrichtungen anderer germanischer Völker der allgemeinen 
nicht vom Grundbesitz abhängigen Dienstpflicht widersprechen, 
als ganz unbegründet bezeichnen. Es ergiebt sich nicht nur 
aus dem oben Angeführten mit Gewissheit, dass gerade in den 
dem Frankenreich benachbarten germanischen Beichen der 
Kriegsdienst allen Freien oblag, sondern wir entnehmen auch 
aus dem oben S. 327 angeführten C. 864. 27. 495, dass dies 
den Franken sehr wohl bekannt war. Die anderen Völker- 
schaften, deren Gewohnheit als mit der alten Gewohnheit der 
Franken übereinstimmend bezeichnet wird, können nur Angel- 
sachsen Westgothen und Langobarden sein, bei welchen letz- 
teren wir die betreffende üebung sogar noch nachweisen kön- 
nen.") Dabei ist noch besonderes Gewicht darauf zu legen, 
dass gerade bei den Westgothen und Langobarden den ein- 
zigen germanischen Völkern, welche neben den Franken ein 
dauerndes Reich mit grösserer romanischer Bevölkerung ge- 
gründet hatten 9 die allgemeine Dienstpflicht so bestimmt her- 
vortritt. Es ist dies um so bezeichnender, als ja beide 
die Bomanen erst im Lauf der Zeit zum Kriegsdienst herbei- 
zogen. In der That lässt sich eine solche Herbeiziehung der 
Romanen in gar keiner anderen Form als der Einführung der 
allgemeinen Dienstpflicht denken. 

*") Hegel Städteverfassung I. 430. 
") S. B.W. 401. 
>•) S. oben S. 329. 
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Es giebt dies Anhaltspunkte zur Entscheidung einer an- 
deren Frage, die gleichfalls sehr bestritten und für die vor- 
liegende Untersachung von besonderer Bedeutung ist Früher 
ging mau allgemein von der Ansicht aus, die Kirche sei von 
ihrem Grundbesitz dienstpflichtig gewesen. Ich habe dies 
B.W. 183. für die merovingische Zeit als unbegründet nach« 
gewiesen, und B.W. 404. f. auch für die carolingische Zeit her- 
gestellt , dass die Kirche nicht dienstpflichtig gewesen sei, dass 
vielmehr nur die geistlichen Senioren wie die weltlichen die 
Verpflichtung gehabt hätten, ihre homines dem Aufgebot zuzu- 
führen. Waitz der sich früher über die Frage gar nicht ge- 
äussert vielmehr V.6. IL 473. neben den Leudes nur die 
freien Grundbesitzer für dienstpflichtig erklärt hatte, tritt nun 
y.G. IV. 503. mit der Behauptung auf, an sich habe auf dem 
Kirchengut die Dienstpflicht geruht; Carl. Martell und Pipin 
seien zu ihrem Verfahren gegen dasselbe hauptsächlich dadurch 
veranlasst worden, dass sie diese Verpflichtung sich völliger 
hätten sichern wollen, und unter Carl d. Gr. und seinen Nach- 
folgern sei dieser Gesichtspunkt durchaus festgehalten. Diese 
Auffassung weicht indessen von den Grundlagen ab, welche 
Waitz für die fränkische Heerverfassung voraussetzt. Diese 
beruhte nach seiner Ansicht darauf, dass nicht die Freiheit 
allein und nicht ganz unbedingt der Grundbesitz sondern bei- 
des zusammen die Grundlage des Dienstes waren, wobei auch 
abhängiger Landbesitz den Freien verpflichtete (V.G. IV. 454.), 
und abweichend von den altgermanischen Einrichtungen, nach 
denen nur der Hufenbesitzer der Verpflichtete war, ein Besitz 
von drei Mansi die Einheit bildete, von der ausgegangen 
wurde,"*) wobei aber, da der Dienst an sich ein persönlicher 
war, grösserer Besitz die Verpflichtung nicht erhöhte (V.G. IV. 
474). Demnach war der Kriegsdienst eine Pflicht, welche den 
Freien oblag, insofeme sie eignen oder geliehenen Grundbesitz 



"*•) Ob schon in merovingischer Zeit ein bestimmter grösserer Besitz 
von mehreren Mausen erfordert wurde, lässt Waitz Y.G. n. 473, 2. unent- 
schieden, hält es aber nicht für wahrscheinlich. 
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hatten. Damit steht jedoch die Behauptung, dass irgend ein 
Gut an sich dienstpflichtig gewesen wäre, in schneidendem 
Widerspruch. Waitz beschränkt sich V.G. IV. 503. auf die 
Behauptung: ;,sind die Vorgänger Karls . . zu ihrem Verfahren 
mit dem Kirchengut . . wesentlich dadurch veranlasst, dass sie 
die an sich auf demselben ruhende Verpflichtung zum Kriegs- 
dienst sich völliger sichern . . wollten . . Die geistlichen Stifter 
sind an sich verpflichtet, wegen der Besitzungen, welche sie 
haben , kriegerische Mannschaft zu stellen . . . ^ Wie man sich 
diese Verpflichtung zudenken habe, ist nicht weiter ausgeführt. 
Lag sie auf den einzelnen der Kirche gehörigen Grundstücken, 
so kann sie nicht ein Ausfluss der allgemeinen Heerordnung 
gewesen sein, wonach nur Freiheit und Grundbesitz vereinigt 
die Grundlage des Dienstes bildeten; sie müsste auf einer be- 
sonderen für die Kirche getroffenen Anordnung beruhen, welche 
Waitz gar nicht einmal behauptet viel weniger nachgewiesen 
hat. Lag sie aber, wie der Schlusssatz zu ergeben scheint, 
auf dem Stift als ganzem, d. h. wurde die juristische Person 
des Stifts einer physischen Person gleichgeachtet, so hatte je- 
des Stift nicht Mannschaft sondern einen Mann zu stellen, da 
ja nach der Behauptung von Waitz grösserer Besitz die Ver- 
pflichtung nicht erhöhte. Die Behauptung von Waitz steht 
aber noch nach einer anderen Seite mit seiner früheren Dar- 
stellung in Widerspruch. Wenn er nämlich V.G. IV. 504. an- 
nimmt, die Ertheilung von Gütern an Weltliche namentlich 
zu Beneficium an Vasallen sei erfolgt, um diese Leistung [Stel- 
lung kriegerischer Mannschaft] zu sichern, so übersieht er, 
dass nach seiner eignen Auffassung abhängiger Grundbesitz in 
derselben Weise wie Eigenthum zum selbstständigen Dienst 
verpflichtet (V.G. IV. 454. 480.), der Dienst der abhängigen 
Leute .geistlicher und weltlicher Grossen an sich auf keinem 
anderen Grund ruhte als der der Angehörigen des Kelches 
überhaupt (V.G. IV. 510), und dass daher der Dienst derer, 
welchen von den geistlichen Stiftern Güter verliehen sind, nicht 
als eine „Stellung von Mannschaft^ aufgefasst werden kann. 
Für die ganze Behauptung, deren Widerspruch mit der übrigen 
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DarstelluDg der Heerverfassong zu Tag liegt, hat Waitz übri- 
gens keinen anderen Beweis beigebracht als einige Aeusserun- 
genHincmars vonRheims, die sich auf den Dienst der Kirchen- 
vasallen beziehen, denen, wie allseitig anerkannt ist, die per- 
sönliche Verpflichtung dazu oblag, und bezüglich deren die 
geistlichen Würdenträger nur die Stellung von Senioren hatten. 
Bedürfte es unter diesen Umständen noch weiterer Widerle- 
gung der Waitzischen Hypothese , so würden die oben S. 235 f. 
angeführten Dienstprivilegien reichliches Material liefern. 

Wir haben demnach als Grundlage der fränkischen Heer- 
verfassung die persönliche Verpflichtung aller Freien ohne Rück- 
sicht auf Grundbesitz zu betrachten. Erst nachdem in solcher 
Weise der richtige Gesichtspunkt festgestellt ist, können wir 
den Verlauf der Verfassungsänderung übersehen. In der That 
fällt diese ganz mit der Umgestaltung der Heerverhältnisse 
zusammen. Die allgemeine Dienstpflicht, die wir, wie oben 
gezeigt, bei Franken Westgothen und Langobarden finden, 
liess sich nach der Niederlassung ohne grosse Modificationen 
nicht aufrecht erhalten. Die Ausschliessung der Romanen, 
welche bei Vandalen und Ostgothen die Zerstörung des Reichs 
befördert hatte, wurde bei den Westgothen zwar Ende des 7. 
Jahrhunderts aufgegeben, aber weder dies noch die barba- 
rische Gesetzgebung, welche bei Renitenz ganze Gemeinden 
mit Unfreiheit bedrohte, konnte den Verfall der Heerverfas- 
sung aufhalten, auch nachdem die letztere Strafandrohung zu 
Peitschenhieben und Haarscheeren gemildert war. Auch die 
Langobarden sahen sich genöthigt, die Romanen zum Kriegs- 
dienst herbeizuziehen, und einen complicirten Gensus einzu- 
führen. Bei den Franken traten ähnliche Schwierigkeiten her- 
vor, sowie die Kriegführung ihren Charakter verändert hatte. 
Anfänglich bewegten sich die Kriege in engen Gränzen ; Kriegs- 
züge wie Theudewalds nach Italien, Dagoberts nach Thüringen, 
gehörten zu den Ausnahmen; dabei war die Trennung der 
Heere von Neuster und Auster der Erleichterung der Dienst- 
pflicht förderlich. Als jedoch seit Consolidirung des Franken- 
reichs im Anfang des 8. Jahrhunderts die Anspannung aller 
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Kräfte erforderlich, als beinahe 100 Jahre das ganze Reich in 
einer Hand vereinigt war, da liess sich die bisherige Heerver- 
fassung nicht mehr aufrecht erhalten. Auf die Dauer war die 
Durchführung des fränkischen Systems der unentgeltlichen 
Dienstleistung unmöglich; lastete diese ja schwerer auf dem 
Land als die schwerste römische Steuer. Die Schilderung der 
Unterdrückung der armen Leute im 9. Jahrhundert weicht in 
nichts den Anklagen, welche Salvian im fünften gegen Aristo- 
kratie und Regierung schleudert. Was im römischen Reich 
der Steuerdruck das bewirkte in der carolingischeu Monarchie 
der Heerbann. 

Völlig geschieden stehen sich die merovingische Verfassung 
und die des Mittelalters gegenüber; hier ein erblicher König, 
der Beamte ernennt und absetzt, dort erbliche Beamte, die 
einen König wählen. Den Uebergang von dem einen zum 
andern finden wir in der carolingischeu Zeit. 

Die grosse innere Umwälzung, deren Schauplatz das Fran- 
kenreich des 8. Jahrhunderts ist, welche für ein halbes Jahr- 
tausend die Richtung aller Verfassungsentwicklung des Westens 
bestimmt, ist durch die Heereseinrichtungen nicht nur herbei- 
geführt, sondern auch in ihrem weiteren Verlauf durch die 
ganze Folgezeit geleitet, nur dem Umfang nach verschieden. 
Denn wenn die Carolinger wesentliche Prärogative der Krone 
zum Opfer bringen, wenn sie Veränderungen vornehmen, welche 
ihre souveräne Gewalt und die Einheit des Reichs auf die 
Dauer in Frage stellen, wenn sie die alte solide Grundlage 
des germanischen Königthums sich unter den Händen ver- 
schwinden lassen, und in der zweifelhaften Anhänglichkeit ei- 
ner über das Land zerstreuten geistlichen und weltlichen Aristo- 
kratie kümmerlichen Ersatz suchen, der in jedem Nothfall sich 
als gänzlich unzureichend erweist, so waren sie zu diesen tief- 
eingreifenden und verderblichen Maassregeln durch die unab- 
weisbare Nothwendigkeit einer Veränderung der Heereinrich- 
tungen getrieben; ihre Nachfolger im Mittelalter dagegen wur- 
den zu den Zugeständnissen, deren Gesammtheit endlich die 
Centralgewalt alles wesentlichen Innhalts entkleidete, meist 
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nur durch augenblickliche militairische Bedürfnisse veranlasst. 
Die Neubildungen die nun eintreten, sind verderblich und un- 
brauchbar, nicht nur, weil die Exekutive in ihren wesentlichen 
Befugnissen der Militairgewalt und Justizhoheit unheilbar ge- 
schwächt, sondern auch, weil eine dem älteren Recht nicht be- 
kannte Abstufung der Beziehungen zur Centralgewalt damit 
verbunden, die alte solide Grundlage der Verfassung, Unter- 
thanverband und Gaueintheilung , umgestürzt und durch eine 
vielgliedrige verworrene Kette von Abhängigkeiten ersetzt ist, 
weil die alte strenge Ordnung zügelloser Zuchtlosigkeit weicht. 
Die Heeresorganisation, welche den Anstoss zu diesen Um- 
wälzungen gegeben hatte, blieb jedoch nicht das einzige thätige 
Element; von grossem Einfluss war auch derProcess desUeber- 
gangs von der Naturalwirthschaft der germanischen Staaten, 
welche den ganzen Bedarf durch die Einkünfte des Staatsgutes 
und persönliche Dienstleistungen der Unterthahen deckt, zu 
der Geldwirthschaft, welche sich zunächst auf Besteuerung ba- 
sirt, und nur in zweiter Linie persönliche Dienste in Anspruch 
nimmt. Nichts zeugt mehr für die dauerhafte Solidität der 
alten germanischen Verfassung, als der Umstand, dass nach 
Jahrhunderte langen Convulsionen ihr oberstes Princip überall 
wieder zum Durchbruch gelangte. Denn dass der Unterthanen- 
verband, die Grundlage des modernen Staats, ohne die wir 
uns ein geordnetes Gemeinwesen gar nicht denken können, 
nicht eine Erfindung unserer Zeit, dass die Gewinnung dieser 
Grundlage nur als die Rückkehr zu der ursprünglichen guten 
Ordnung aufzufassen sei, das nachzuweisen ist der Zweck der 
vorliegenden Untersuchung. 
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